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ein geordneter, ein funktionierender und ein als gerecht empfundener sozialstaat ist 
das fundament für die sicherheit und die stabilität eines landes. Um das Ziel eines 
gut funktionierenden sozialstaats und einer erfolgreichen sozialpolitik zu erreichen, 
sind wissenschaftliche grundlagen unabdingbar, dienen sie doch der Politik zur 
orientierung und als wesentliche entscheidungsgrundlage.
mit der „sozialpolitischen schriftenreihe“ macht das Bundesministerium für arbeit, 
soziales und Konsumentenschutz wissenschaftliche arbeiten, die im BmasK bzw. 
im auftrag des BmasK erscheinen, nun in einheitlicher form einem breiten Publikum 
zugänglich. Die „schriftenreihe des BmasK“ umfasst sozialpolitisch relevante the-
menstellungen, die in regelmäßigen abständen in form von studien oder sammel-
bänden erscheinen und auf der homepage www.bmask.gv.at gratis zum Download 
zur verfügung stehen.
Die erste ausgabe der sozialpolitischen schriftenreihe beschäftigt sich mit der 
besonders in Krisenzeiten aktuellen thematik der Umverteilung durch den staat. 
Die zentralen fragestellungen der auf einem entschließungsantrag des nationalrats 
beruhenden Wifo-studie „Umverteilung durch den staat in Österreich“ sind: Wie wird 
durch die staatseinnahmen und staatsausgaben die verteilung der einkommen bzw. 
die Wohlfahrt der haushalte beeinflusst; wer profitiert von bestimmten ausgaben des 
staates bzw. wer leistet welchen Beitrag zur finanzierung der öffentlichen haushalte?
Die aktualität der themenstellung ist insbesondere durch die ungleicher werdende 
verteilung der markteinkommen gegeben. Dadurch steigt die Bedeutung von sozial-
systemen, aber auch aufgrund von arbeitslosigkeit, alterung, Betreuungsbedarf (Kinder, 
ältere menschen). Die studie bietet auch wichtige grundlagen für die fragestellung, 
wie auf gerechte art die Kosten der Krise finanziert werden könnten.
es ist mir wichtig zu betonen, dass der Zusammenhalt einer gesellschaft und die 
teilhabechancen ihrer mitglieder stark vom volumen und der struktur der sozialstaat-
lichen leistungen bestimmt werden. Umverteilung muss auch aus dem Blickwinkel 
betrachtet werden, dass sozialstaatliche leistungen neben der ermöglichung des 
sozialen Zusammenhalts eine voraussetzung für die wirtschaftliche leistungsfähigkeit 
und -kraft eines staates darstellen.
rudolf hundstorfer
Bundesminister für arbeit, soziales und Konsumentenschutz
vorWort
Die vorliegende Publikation stellt eine gekürzte fassung der Wifo-studie „Umverteilung 
durch den staat in Österreich“ dar, die über das Wifo gegen entgelt bezogen oder von 
der Wifohomepage*) kostenlos heruntergeladen werden kann. Die Kürzungen betreffen 
alle anhänge, Passagen der einzelnen Kapitel und das gesamte Kapitel „Umverteilungs-
wirkungen der staatsverschuldung“ sowie die verteilungsübersichten, in denen nur 
terzile dargestellt werden, während sich im original auch Dezile und Quartile finden.
Diese studie geht auf eine initiative des österreichischen nationalrates zurück. im Jahr 
1999 forderte der nationalrat die Bundesregierung auf, eine umfassende studie zu den 
Umverteilungswirkungen der aktivitäten des staates in auftrag zu geben. Diese sollte 
an die früheren vom nationalrat initiierten und vom Bundesministerium für finanzen 
beauftragten arbeiten in vergleichbarer form anknüpfen.
Die finanzierung des Projektes ist der Österreichischen nationalbank und der Bun-
desregierung zu verdanken: nach mehreren versuchen, eine finanzierung aufzustel-
len, konnte das Wifo im Jahr 2005 über den Jubiläumsfonds der Österreichischen 
nationalbank eine erste teilfinanzierungszusage erreichen, die im Jahr 2007 durch 
das Bundeskanzleramt und das damalige Bundesministerium für soziales und Kon-
sumentenschutz zu gleichen teilen ergänzt wurde.
für hilfe in der Daten- und informationsbeschaffung sind die autorinnen und autoren 
sehr vielen Personen zu Dank verpflichtet. Die vorliegende studie wäre ohne die wert-
volle Unterstützung der Kolleginnen und Kollegen von statistik austria, des instituts 
für höhere studien, des Bundesministeriums für finanzen, der sektionen iv und vi 
des heutigen Bundesministeriums für arbeit, soziales und Konsumentenschutz, der 
sektion ii des heutigen Bundesministeriums für Wirtschaft, familie und Jugend sowie 
der Kammer für arbeiter und angestellte in Wien nicht zustande gekommen.
hervorzuheben sind die leistungen von adolf Buxbaum, der neben seinem Beitrag 
als autor in der frühphase das Projekt in der Datenbeschaffung und der erstellung 
des volkswirtschaftlichen rahmens entscheidend voranbrachte, und andrea sutrich 
für ihre recherchen und hilfen in der Datenbeschaffung sowie ihrem einsatz bei der 
erstellung des Zwischenberichtes. Prof. gerhard lehner war für die autorinnen und 
autoren in zahlreichen fragen ein äußerst informativer ansprechpartner.
Der besondere Dank der autorinnen und autoren und des Projektkoordinators gilt 
martina agwi. sie hat mit Kompetenz, Umsicht und enormen einsatz die schwierigen 
und umfangreichen Datenbasen aufbereitet und statistisch bearbeitet sowie die texte 
redigiert. sie ist in allen methoden- und Datenfragen die kompetente ansprechpartnerin.
*) http://www.wifo.ac.at/wwa/jsp/index.jsp?fid=23923&id=36801&typeid=8&display_mode=2
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UmverteilUngsWirKUngen Der Öffentlichen BUDgets 
UnD Der soZialversicherUngstrÄger in Österreich
mit der Zunahme der Ungleichheit in der verteilung der markteinkommen in den 
letzten Jahr zehnten wurden sowohl in den ökonomischen analysen als auch in der 
wirtschaftspolitischen Diskussion verteilungsfragen wieder aktuell. Dazu kommen 
in den nächsten Jahren die folgen der tiefen Krise, die zum einen die Bevölkerung in 
unterschiedlichem ausmaß trifft und zum anderen fragen nach den verteilungswir-
kungen der steuern und staatsausgaben neu aufwerfen wird, wenn die budgetären 
folgekosten der Krisenbekämpfung zu finanzieren sein werden. Die vorliegende stu-
die untersucht die direkten Umverteilungswirkungen der aktivitäten des öffentlichen 
sektors auf die „Wohlfahrt“ der privaten haushalte für die Jahre 2000 und 2005. sie 
schließt an die bisherigen studien des Wifo (guger, 1987, 1996a) zu diesem thema 
in möglichst vergleichbarer form an.
hohes UmverteilUngsPotential DUrch hohe staatsQUote 
Österreich weist mit einer abgabenquote von gut 42% (2007) und einer staatsausgaben-
quote von 48½% ein relativ hohes Umverteilungspotential aus. Die Umverteilungsef-
fekte sind aber auf der staatseinnahmenseite sehr begrenzt: Die steuern und abgaben 
wirken in summe durch einen hohen anteil an indirekten steuern und sozialabgaben 
mit einer höchstbeitragsgrundlage sowie einer sehr geringen vermögens- und unter-
durchschnittlichen einkommensbesteuerung kaum progressiv. Die ausgabenseite wirkt 
dagegen eindeutig progressiv, obwohl (bei voller integration im erwerbsleben) relativ 
großzügige monetäre trans fers in der altersvorsorge und familienpolitik dominieren 
und fürsorge- bzw. mindestsiche rungselemente sowie soziale Dienste (Betreuungs-
infrastrukturen) schwach ausgebaut sind. 
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steigenDe aBgaBenlast aUf faKtor arBeit Bei sinKenDer lohnQUote
Die verteilung des volkseinkommens hat sich seit der zweiten hälfte der siebziger 
Jahre markant zulasten des faktors arbeit verschoben. Die lohnquote, der lohnanteil 
am volksein kommen, ist seit 1978, ihrem höchsten Wert, bis zu Beginn dieses Jahr-
zehnts um fast 6 Prozent punkte und seither nochmals um 5 Prozentpunkte auf rund 
67% im Jahr 2008 gesunken. gleichzeitig mit dieser Änderung in der funktionellen 
verteilung hat sich auch die abgaben belastung der Produktionsfaktoren zulasten 
des faktors arbeit verschoben. nach den vorlie genden Daten sind die abgaben auf 
lohneinkommen nicht nur deutlich höher als auf gewinn- und Besitzeinkommen, 
sondern auch stärker gestiegen: Die effektive lohnsteuer belastung, der anteil der 
lohnsteuer an den lohnsteuerpflichtigen einkommen - löhne, gehälter und Pensionen 
-, nahm seit 1990 von 10,9% auf 15,4% im Jahr 2007 zu, während das aufkommen an 
einkommen- und Kapitalertragsteuer gemessen an der entsprechenden steuerbasis 
eher leicht sank (1990 10,9%, 2007 10,3%). Die nettolohnquote, der lohnanteil nach 
abzug der lohnsteuer und der sozialabgaben am nettovolkseinkommen, war 1988 
mit knapp 67% um 6 Prozentpunkte niedriger als die Bruttolohnquote, seither hat sich 
dieser abstand auf 8 Prozentpunkte vergrößert. Die schwache lohnentwicklung und 
der steigende anteil der löhne an der finanzierung der öffentlichen haushalte haben 
die entwicklung der nettorealeinkommen und damit die Konsumnachfrage gedämpft. 
ZUnehmenDe Ungleichheit Der marKteinKommen
Diese analyse beschränkt sich aus gründen der vergleichbarkeit mit den ergebnissen 
der früheren studien und aufgrund der Datenmängel auf die lohn- und transferein-
kommen. einkünfte der selbständigen und aus vermögen bleiben außer Betracht. 
Die verteilung der Primär- oder Bruttomarkteinkommen der arbeitnehmerinnen wurde 
in den letzten 1½ Jahrzehnten bei deutlich zunehmender Beschäftigung ungleicher. 
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auf individueller ebene nahm die streuung der Bruttolöhne und -gehälter vor allem 
in den neunziger Jahren deutlich zu.
für die Unselbständigenhaushalte änderte sich die verteilung der Bruttolohn- bzw. 
marktein kommen weniger als auf individueller ebene. Werden auch die haushalte 
der transferbe zieherinnen (Pensionistinnen, arbeitslose usw.) einbezogen, blieb die 
verteilung der haushalts einkommen seit Beginn der neunziger Jahre fast unverändert. 
Die zunehmende Ungleichheit in der verteilung der markteinkommen hat primär 
konjunkturelle und strukturelle Ursachen, die in die gleiche richtung wirken: auf der 
individuellen ebene haben zum einen teilzeitarbeit und atypische Beschäftigungs-
formen stark zugenommen und zum anderen dämpfen der technische fortschritt und 
die globalisierung die einkommen der geringqualifizierten, während diese faktoren 
hochqualifizierte eher begünstigen. auf haushaltsebene dürften in den niedrigen 
einkommensgruppen sowohl der Zuverdienst durch teilzeitbeschäftigung als auch 
das größere gewicht von Pensionistinnen mit langen versicherungszeiten und folglich 
höheren Pensionen einen ausgleich schaffen.
aKtivitÄten Des staates ‑ Öffentliche BUDgets UnD soZialversicherUngs‑
trÄger ‑ verrin gern Die Ungleichheit Der marKteinKommen DeUtlich
Die verteilung der Brutto- oder Primäreinkommen wird durch die aktivitäten des 
staates in beträchtlichem ausmaß korrigiert. Die sekundärverteilung, die verteilung 
der einkommen nach Berücksichtigung aller abgaben und öffentlichen leistungen, ist 
deutlich gleichmäßiger als die verteilung der Primär- oder markteinkommen. 
eine realistische einschätzung der einkommensverteilung und der Umverteilungs-
wirkungen des öffentlichen sektors muss die haushaltsgröße und die altersstruktur 
der haushaltsmitglieder berücksichtigen. Die anzahl der haushaltsmitglieder steigt mit 
der einkommenshöhe: sie beträgt im Durchschnitt der nicht-selbständigenhaushalte 
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2,2 Personen je haushalt (2005) und steigt von 1,5 Personen im untersten viertel auf 
3 Personen im obersten kontinuierlich an. in der vorliegenden analyse wird daher 
vorrangig das gewichtete Pro-Kopf-einkommen (Äquivalenzeinkommen) der haushalte 
zugrunde gelegt.
Betrachtet man die nicht-selbständigenhaushalte - also die haushalte der arbeitnehmer-
in nen, Pensionistinnen, arbeitslosen, Personen in elternkarenz, studentinnen u. a. 
- auf Basis der äquivalenten Bruttomarkteinkommen, so beträgt im Jahr 2005 das 
durchschnittliche markt- oder Primäreinkommen monatlich 2.130 € und das durch-
schnittliche sekundäreinkommen - nach der Umverteilung durch abgaben und staat-
liche leistungen - rund 1.930 € (Übersicht i). Die untere hälfte der verteilung gewinnt 
durch den Umverteilungsprozess und die obere verliert: Das unterste Dezil - die 10% 
der haushalte mit den niedrigsten markteinkommen - bezieht vor dem staatlichen 
Umverteilungsprozess 385 € gewichtetes Bruttomarkteinkommen pro Kopf (Äquiva-
lenzeinkommen) und verfügt nachher über ein um gut 190% höheres sekun däreinkommen 
von rund 1.130 € pro Kopf. im 5. Dezil gleichen sich die abgabenleistungen und die 
empfangenen monetären und realen öffentlichen transfers fast aus, sowohl das Primär- 
als auch das sekundäreinkommen liegen bei gut 1.700 €. im obersten Dezil bleiben 
dagegen die empfangenen transfers um fast 1.700 € monatlich oder rund 30% des 
marktein kommens hinter der abgabenleistung zurück.
eine analyse der verteilung der äquivalenten Primär- und sekundäreinkommen nach 
terzilen zeigt, dass im Jahr 2005 das untere Drittel mit 14% der markteinkommen und 
23% der sekun däreinkommen durch den staatlichen Umverteilungsprozess 9 Pro-
zentpunkte gewinnt, auch das mittlere Drittel rund 1¼ Prozentpunkte von 29,1% auf 
30,4% zulegt und das obere Drittel fast 10 Prozentpunkte von 56,9% auf 46,6% verliert 
(Übersicht ii). Das am weitesten verbreitete Ungleichheitsmaß, der gini-Koeffizient, 
der für die Primäreinkommen der nicht-selbständigen haushalte 0,335 beträgt, sinkt 
durch die aktivitäten der öffentlichen haushalte um 45% auf 0,185. im Jahr 2000 war 
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nach diesem maß die Umverteilung etwa gleich stark wie 2005, aber stärker als im 
Jahr 1991, dem Basisjahr der letzten vergleichbaren studie.
Bezogen auf die in dieser analyse berücksichtigten abgaben und staatlichen 
ausgaben sind 40% der nicht-selbständigenhaushalte nettogewinner des staatlichen 
Umverteilungsprozes ses; sie erhalten mehr an öffentlichen leistungen als sie an 
steuern und abgaben zahlen.
Übersicht i: von der äquivalenten Primär- zur äquivalenten sekundärverteilung: ge-
wichtete Pro-Kopf-einkommen der nicht-selbständigenhaushalte, 2005
–  4  – 
   
Bezogen auf die in dieser Analyse berücksichtigten Abgaben und staatlichen Ausgaben sind 
40% der Nicht-Selbständigenhaushalte Nettogewinner des staatlichen Umverteilungsprozes-
ses; sie erhalten mehr an öffentlichen Leistungen als sie an Steuern und Abgaben zahlen.  
Übersicht I: Von der äquivalenten Primär- zur äquivalenten Sekundärverteilung: Gewichtete 
Pro-Kopf-Einkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2005 
 













Grenzen Durchschnitt Durchschnitt Durchschnitt Durchschnitt 
In € pro Monat 
  
     1. Dezil 793 385 205 947 1.127 
 5. Dezil 1.839 1.712 584 576 1.704 
 10. Dezil Mehr als 3.702 5.393 2.085 400 3.709 
  
     1. Terzil 1.416 895 315 749 1.330
2. Terzil 2.338 1.856 641 544 1.759 
3. Terzil Mehr als 2.338 3.635 1.371 428 2.692 
  
     Insgesamt 
 
2.129 776 574 1.927
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen. Äquivalent entspricht gewichteten Pro-Kopf-Wer-
ten. 
















Anteile in % Anteile in % Gemessen 
am Einkom-
men in % 
Anteile in % Gemessen 
am Einkom-
men in % 
Anteile in % Gemessen 
am Einkom-
men in % 
  
       1. Dezil 1,8 2,7 53,3 16,6 246,0 5,9 292,7 
 5. Dezil 8,0 7,5 34,1 10,0 33,6 8,8 99,5 
 10. Dezil 25,3 26,9 38,7 7,0 7,4 19,2 68,8 
  
       1. Terzil 14,0 13,5 35,2 43,5 83,7 23,0 148,5 
2. Terzil 29,1 27,5 34,5 31,6 29,3 30,4 94,8 
3. Terzil 56,9 58,9 37,7 24,9 11,8 46,6 74,1 
  
       Insgesamt 100,0 100,0 36,4 100,0 26,9 100,0 90,5 
  






Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen. Äquivalent entspricht gewichteten Pro-Kopf-Wer-
ten. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapitel 9. 
Q: eU-silc 2006, Konsumerhebung 2004/2005, Wifo-Berechnungen. Äquivalent entspricht gewichteten 
Pro-Kopf-Wer ten.
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Übersicht ii: verteilung der äquivalenten Primär- und sekundärverteilung der nicht-
selbständi genhaushalte, 2005
–  4  – 
   
Bezogen auf die in dieser Analyse berücksichtigten Abgaben und staatlichen Ausgaben sind 
40% der Nicht-Selbständigenhaushalte Nettogewinner des staatlichen Umverteilungsprozes-
ses; sie erhalten mehr an öffentlichen Leistungen als sie an Steuern und Abgaben zahlen.  
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Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen. Äquivalent entspricht gewichteten Pro-Kopf-Wer-
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men in % 
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Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen. Äquivalent entspricht gewichteten Pro-Kopf-Wer-
ten. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapitel 9. 
Q: eU-silc 2006, Konsumerhebung 2004/2005, Wifo-Berechnungen. Äquivalent entspricht gewichteten 
Pro-Kopf-Wer ten. Zur Definition des gini-Koeffizienten siehe Kapitel 9.
steUern UnD aBgaBen WirKen in sUmme KaUm Progressiv
Die steuern und abgaben wirken in Österreich kaum umverteilend. Die progres-
sive Wirkung der einkommensbesteuerung wird durch die regressive Wirkung der 
sozialabgaben und der indirekten steuern auf güter und Dienstleistungen weitgehend 
ausgeglichen.
Die Umverteilungswirkung der staatseinnahmen hat sich in den letzten 1½ Jahrzehnten 
weiter abgeschwächt - in relation zum einkommen ist die abgabenbelastung durch 
indirekte steuern für niedrige einkommen stark gestiegen.
Bezogen auf die markteinkommen wirken die abgaben regressiv und heute regressi-
ver als zu Beginn der neunziger Jahre. in den niedrigen einkommensgruppen hat die 
Belastung durch indirekte steuern erheblich zugenommen, da die erwerbseinkom-
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men durch die Zunahme von teilzeitbeschäftigung und arbeitslosigkeit sanken und 
somit heute in diesen einkommens gruppen die transfereinkommen - insbesondere 
das arbeitslosen- und das Kinderbetreuungs geld - einen deutlich größeren einkom-
mensanteil bilden. 
abbildung i: abgaben gemessen am Bruttoäquivalenzgesamteinkommen der 














































Q: eU-silc 2006, Konsumerhebung 1999/2000, Konsumerhebung 2004/2005, Wifo-Berechnungen. 
Äquivalent ent spricht gewichteten Pro-Kopf-Werten. - ¹) arbeitnehmerinnenbeiträge.
Um dieser zunehmenden Bedeutung der öffentlichen transfers in der einschätzung 
der vertei lungswirkungen - vor allem der indirekten steuern - rechnung zu tragen, 
wird der Progres sionsgrad des gesamten abgabensystems hier auf Basis der Bruttoge-
samteinkommen (ein schließlich monetärer transfers) der Unselbständigenhaushalte1 
1 Die nicht-selbständigenhaushalte können aus methodischen gründen in dieser studie nicht zur einschätzung der verteilungs- 
 wirkung der abgaben herangezogen werden, da die Pensionen wie markteinkommen behandelt werden, von denen keine 
 Pensions- und arbeitslosenbeiträge bezahlt werden. internationale vergleichsstudien behandeln Pensionen als transfers. Dem 
 Umfang der Pensionsausgaben entsprechend, ergäben sich danach viel stärkere Umverteilungseffekte.
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beurteilt (abbildung i): gemessen an den Bruttoäquivalenzgesamteinkommen ergibt 
sich daraus für das Jahr 2005 eine durchschnittliche abgabenquote von 37,6%. sie 
beträgt im 1. Dezil 37,3%, sinkt dann im dritten Dezil auf den niedrigsten Wert von 
33,2% und steigt auf 40% im obersten Dezil. auf Basis der gesamteinkommen ergibt 
sich damit eine leicht progressive Umverteilungswirkung des abgabensystems.
obwohl in den letzten Jahrzehnten im rahmen der einkommensteuerreformen die nied-
rigen einkommen spürbar entlastet wurden, ist vor allem durch die zunehmende last 
der indirekten steuern in den unteren einkommensschichten die abgabenbelastung 
insgesamt größer geworden. Da bereits über 40% der einkommensbezieherinnen keine 
einkommensteuer zahlen, werden Bemühungen zur entlastung niedriger einkommen 
und zur stärkung des Prinzips der Besteuerung nach der leistungsfähigkeit um eine 
reform der finanzierung des sozialstaates nicht umhinkommen. es wird aber auch 
deutlich, dass eine undifferenzierte erhöhung der mehrwertsteuer niedrige einkommen 
überproportional belastet.
Die UmverteilUng von hohen ZU nieDrigen einKommen erfolgt 
DUrch staatsaUsgaBen
Die vertikale Umverteilung von den hohen zu den niedrigen einkommen kommt vor 
allem durch die staatsausgaben zustande. Das steuer- und abgabensystem insgesamt 
belastet zwar verschiedene einkunftsarten sehr unterschiedlich, wirkt aber nur mäßig 
progressiv. gemessen am einkommen ist die abgabenleistung nach einkommens-
schichten relativ ein heitlich.
in den österreichischen sozialsystemen dominieren universelle leistungen, die 
ohne Bedürftig keitsprüfung allen anspruchsberechtigten zustehen. Bedarfs- bzw. 
einkommensgeprüfte leistungen sind auf die sozial- und die notstandshilfe sowie 
auf regionale monetäre und reale leistungen (Kleinkindbeihilfe, familienzuschüsse, 
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Kindergärten und Pflegeheime) beschränkt. Die sozialversicherung ist nach dem 
versicherungsprinzip organisiert, sodass die leistungen vor allem von den Beiträgen 
und damit vom früheren einkommen abhängen. Das solidaritäts element ist begrenzt 
und mindestsicherungselemente sind eher rudimentär ausgebildet - trotzdem gehen 
von den staatsausgaben starke vertikale Umverteilungseffekte aus.
Unter Berücksichtigung der anzahl der haushaltsmitglieder und deren altersstruktur 
kommen im Jahr 2005 dem unteren Drittel der nicht-selbständigenhaushalte, das 14% 
der äquivalen ten markteinkommen bezieht, 43,5% aller transferleistungen zugute. auf 
das mittlere Drittel - mit einem anteil an den markteinkommen von gut 29% - entfallen 
rund 31½% der öffent lichen leistungen und das obere Drittel, erhält mit fast 57% der 
markteinkommen rund ein viertel der leistungen (Übersicht ii). auch der negative gini-
Koeffizient für die staatsausgaben von -0,144 signalisiert deutlich, dass die niedrigen 
einkommensschichten überproportional von den staatsausgaben profitieren.
vor allem im 1. Dezil, in dem arbeitslose und andere Bezieherinnen von transfers 
sehr stark vertreten sind, hat die Bedeutung öffentlicher leistungen in den letzten 
1½  Jahrzehnten stark zugenommen. im Jahr 2005 betragen sie das 2½-fache der 
markteinkommen, im Jahr 2000 das 1½-fache und zu Beginn der neunziger Jahre 
rund 80%. Die hauptursachen liegen zum einen in entwicklungen am arbeitsmarkt 
begründet - in der Zunahme der arbeitslosigkeit und in sinkenden markteinkommen 
durch die kräftige ausweitung der teilzeitbeschäftigung und atypischer Beschäfti-
gungsverhältnisse. Zum anderen kam es in der familienpolitik - insbeson dere mit 
dem Kinderbetreuungsgeld - zu spürbaren leistungsausweitungen.
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Der Umfang an monetären und realen2 staatlichen transfers, die haushalten
zufließen, steht in engem Zusammenhang mit der anzahl der haushaltsmitglieder. 
Da die haushaltsgröße mit der einkommenshöhe zunimmt, steigt ohne Berücksichti-
gung der haushaltsgröße der Umfang an öffentlichen leistungen je haushalt mit der 
einkommenshöhe.
Berücksichtigt man die anzahl der Personen und deren altersstruktur in form der 
Äquivalenz- bzw. gewichteten Pro-Kopf-einkommen, um ein realistisches Bild der 
Wohlstandssituation der haushalte zu vermitteln, so sinkt der absolute Umfang an 
öffentlichen leistungen je haushalt mit steigendem einkommen. im Durchschnitt be-
tragen im Jahr 2005 die hier untersuchten monatlichen staatsausgaben gewichtet pro 
Kopf 570 €3. mit 947 € sind die monetären und realen öffentlichen transfers im 1. Dezil 
mit abstand am höchsten, im 5. Dezil entsprechen sie dem Durchschnitt (576 €) und 
im obersten betragen sie 400 € (abbildung ii).
Die unterschiedliche ökonomische Bedeutung der öffentlichen leistungen nach 
einkommens schichten kommt vor allem in relation zu den markteinkommen zum aus-
druck: im ersten Drittel belaufen sich die monetären und realen transfers auf 84% der 
markteinkommen, im zweiten auf schwach 30% und im oberen auf 12% (Übersicht ii). 
Die progressivsten öffentlichen leistungen bilden die ausgaben, die mit der arbeits-
losigkeit in Zusammenhang stehen, die sozialhilfe und die Wohnbeihilfe; fast 90% 
dieser ausgaben entfallen auf das 1. terzil in der einkommenshierarchie. sie kommen 
unabhängig davon, ob man die haushaltsgröße berücksichtigt oder nicht, über-
proportional den untersten einkom mensschichten zugute (Übersicht iii).
2 Bildungs- und gesundheitsleistungen, Kinderbetreuungseinrichtungen usw. 
3 Das sind je haushalt 970 €.
29
abbildung ii: Äquivalenzeinkommen und äquivalente monetäre und reale transfers 



















































Dezilgrenzen des Bruttoäquivalenzmarkteinkommens in € pro Monat
Äquivalente monetäre und reale Transfers
Nettoäquivalenzmarkteinkommen ohne indirekte Steuern
Bruttoäquivalenzmarkteinkommen
Q: eU-silc 2006, Konsumerhebung 2004/2005, Wifo-Berechnungen. Äquivalent entspricht gewichteten Pro-Kopf-Wer ten.
Übersicht  iii: verteilung der äquivalenten monetären und realen transfers nach 
Bruttoäquiva lenzmarkteinkommen der nicht-selbständigenhaushalte, 2005
–  8  – 
   
Abbildung II: Äquivalenzeinkommen und äquivalente monetäre und reale Transfers nach 



















































Dezilgrenzen des Bruttoäquivalenzmarkteinkommens in € pro Monat
Äquivalente monetäre und reale Transfers
Nettoäquivalenzmarkteinkommen ohne indirekte Steuern
Bruttoäquivalenzmarkteinkommen
 
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen. Äquivalent entspricht gewichteten Pro-Kopf-Wer-
ten. 
Übersicht III: Verteilung der äquivalenten monetären und realen Transfers nach Bruttoäquiva-











































             1. Dezil 300 9,4 176 14,5 112 14,5 301 71,2 17 47,3 39 51,2 
 5. Dezil 316 9,9 149 12,2 94 12,1 7 1,7 1 3,4 8 10,2 
 10. Dezil 298 9,3 63 5,1 34 4,4 1 0,3 0 0,5 3 4,5 
  
            1. Terzil 355 37,0 148 40,4 108 46,7 112 88,3 9 88,2 14 63,5 
2. Terzil 311 32,4 135 36,7 80 34,4 11 8,8 1 9,2 5 23,5 
3. Terzil 293 30,5 84 22,9 44 18,8 4 2,9 0 2,6 3 13,0 
  
            Insgesamt 320 100,0 122 100,0 77 100,0 42 100,0 4 100,0 8 100,0 
  











Q: EU-SILC 2006, WIFO-Berechnungen. Äquivalent entspricht gewichteten Pro-Kopf-Werten. Zur Definition des Gini-
Koeffizienten siehe Kapitel 9. 
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Unter Berücksichtigung der haushaltsgröße fließt auch fast die hälfte der familien-
leistungen in das untere einkommensdrittel. vor allem die leistungen, die um die 
geburt bzw. in den ersten lebensjahren der Kinder und für mehrkindfamilien aus-
gegeben werden, kommen eher niedri gen einkommensgruppen zugute. obwohl in 
der österreichischen familienpolitik das horizon tale verteilungsprinzip dominiert, 
wirken die familienleistungen auch in beträchtlichem aus maß vertikal umverteilend. 
sie betragen für die nicht-selbständigenhaushalte im Durchschnitt nur 3,6% der 
markteinkommen, für die betroffenen haushalte mit Kindern aber 13,8%, im 1. Dezil 
sogar 85%, im 1. terzil gut ein Drittel der markteinkommen und im obersten terzil 5,7%.
Die österreichische familienförderung stützt sich sehr stark auf geldleistungen, sie 
dürfte damit in horizontaler hinsicht ihre Ziele erreichen. Probleme bestehen aber im 
angebot an Betreuungsinfrastruktur und damit in der förderung der vereinbarkeit von 
familie und Beruf sowie hinsichtlich der armutsgefährdung von alleinerzieherinnen 
und mehrkindfamilien.
Die größten ausgabenbereiche bilden aber die gesundheits- und die Bildungs-
ausgaben. Während auf die familienleistungen (13,5%) und auf die leistungen aus 
der arbeitslosenver sicherung und der sozialhilfe (rund 7,5%) insgesamt nur ein gutes 
fünftel der hier untersuchten monetären und realen transfers kommen, machen die 
öffentlichen gesundheitsausgaben gut die hälfte und die Bildungsausgaben ein 
fünftel aus.
Die gesundheitsleistungen (einschließlich Pflegegeld) hängen eng mit dem lebensalter 
zusammen und fallen daher mit 37% überproportional im unteren Drittel der verteilung 
an, wo der großteil der Pensionistinnen vertreten ist; auf das mittlere kommen gut 
32% und auf das obere Drittel 30½%. im Durchschnitt belaufen sich die öffentlichen 
gesundheitsausgaben auf 15% der markteinkommen, im unteren Drittel auf knapp 
40%, im mittleren auf knapp 17% und im obersten auf gut 8%. 
31
Die verteilungswirkungen des öffentlichen Bildungssystems hängen primär von der 
Kinderan zahl, der schulbesuchsdauer und dem besuchten ausbildungstyp ab. Die 
Bildungsausgaben verteilen sich demnach im großen und ganzen wie die schüler-
innen und studentinnen nach einkommensschichten über die haushalte: Über 75% 
der Bildungsausgaben fließen in die unteren zwei einkommensdrittel, auf das obere 
Drittel entfallen 23%. Die Bildungsausgaben betragen für alle haushalte knapp 6% 
der markteinkommen. Bezieht man sie aber nur auf die jeweils betroffenen haushalte, 
belaufen sich die schulausgaben für die haushalte mit schülerinnen auf 24% ihrer 
markteinkommen und die hochschulausgaben für die haushalte mit studentinnen auf 
gut 20%; allerdings mit stark progressiver Wirkung: im unteren Drittel der haushalte 
mit schülerinnen oder studentinnen betragen die öffentlichen schulausgaben gut 
die hälfte der markteinkommen im oberen Drittel rund 12%. Die private finanzierung 
der ausbildungskosten wäre also wohlhabenden haushalten zumutbar, wäre aber in 
den unteren einkommensdezilen bei den gegebenen standards kaum erschwinglich. 
Die verteilungseffekte der Wohnbauförderung sind weniger eindeutig: Die instrumente 
der subjektförderung, die Wohn- und die mietzinsbeihilfe, gehören zu den progressivs-
ten maßnah men; rund 95% der mittel entfallen auf die untere hälfte der verteilung. 
von der objektförde rung, die im Wesentlichen die Wohnbauförderungsdarlehen und 
die annuitäten- und Zinszu schüsse umfasst und rund 90% der mittel verteilt, gehen 
eher regressive Wirkungen aus. nur indirekt über ein größeres Wohnungsangebot und 




Während die öffentlichen abgaben insgesamt im großen und ganzen proportional 
wirken und alle einkommensschichten in relation zu ihren markteinkommen relativ 
gleich belasten, wirken die staatsausgaben stark progressiv; sie kommen zum einen 
bedürftigeren einkom mensschichten in stärkerem maße zugute als wohlhabenden, 
zum anderen ist ihre ökono mische Bedeutung für die niedrigen einkommen viel größer.
Die in dieser studie untersuchten staatsausgaben wirken in summe eindeutig 
progressiv auf die einkommensverteilung und der Progressionsgrad der monetären 
und realen öffentlichen transfers hat in den letzten 1½ Jahrzehnten zugenommen.
Berücksichtigt man neben dem einkommen auch die haushaltsgröße, so entfallen 
im Jahr 2005 auf das untere Drittel der nicht-selbständigenhaushalte 43½% aller 
öffentlichen transfers, auf das mittlere 31½% und auf das obere 25%. in relation zu 
den am markt erzielten Bruttoein kommen betragen im unteren Drittel die öffentlichen 
leistungen (ohne Pensionen, die hier als markteinkommen behandelt werden) 84%, 
im mittleren Drittel 29% und im oberen 12%. im Durchschnitt kommen 2005 die hier 
analysierten staatsausgaben auf 27% der Bruttoäquiva lenzmarkteinkommen.
in Österreich dominieren das horizontale verteilungsprinzip und universelle 
wohlfahrtsstaat liche leistungen. große teile der öffentlichen mittel werden unabhän-
gig von der Bedürftigkeit - im großen und ganzen nach der Personenanzahl in den 
einzelnen einkommensschichten - verteilt: von den gesunden zu den Kranken bzw. 
von den kinderlosen zu den kinderreichen haushalten (familien- und Bildungspolitik). 
trotzdem wirken die wohlfahrtsstaatlichen leistun gen in Österreich stärker umvertei-
lend als die selektiven streng bedarfsgeprüften leistungen in den Wohlfahrtssystemen 
anglo-amerikanischer Prägung. Werden die Wohlhabenden von den Wohlfahrtssystemen 
ausgeschlossen und sozialstaatliche leistungen nur auf die Bedürfti gen fokussiert, 
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stößt der sozialstaat rasch an finanzierungsgrenzen und die leistungen für die armen 
bleiben ärmlich ausgestattete leistungen.
verringerungen des staatlichen leistungsangebots treffen daher in der regel haushalte 
mit niedrigen einkommen unverhältnismäßig stark, während sie für Bevölkerungs-
schichten mit hohen einkommen ohne nennenswerte zusätzliche Belastung über den 
markt substituiert werden können.
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1. einleitUng UnD ProBlemstellUng
in den modernen Wohlfahrtsstaaten wird das marktgeschehen in starkem maße 
durch die Politik beeinflusst. indem der staat steuern einhebt und staatsausgaben 
tätigt, beeinflusst er sowohl die struktur und das niveau der Produktion als auch 
die einkommensverteilung und damit die verteilung der verfügungsgewalt über das 
Produktionsergebnis.
in den mittel- und nordeuropäischen ländern wird heute über die öffentlichen 
Budgets rund die hälfte der jährlichen güter- und Dienstleistungsproduktion umver-
teilt. Diese Umverteilung bedeutet aber nicht automatisch, dass die einkommens- 
und Wohlstandsverteilung dadurch egalitärer wird, denn „redistribution is not just a 
matter of transfer between rich and poor“ (atkinson, 1999, s. 5). Der größte teil der 
wohlfahrtsstaatlichen leistungen zielt vielmehr auf horizontale Umverteilung ab, auf 
den einkommensausgleich über den lebenszyklus - Kindheit, ausbildung, erwerbs-
leben und alter - sowie auf eine reduktion sozialer risiken wie Krankheit, Unfall, 
Behinderung und arbeitslosigkeit. Barr (2001) spricht in diesem Zusammenhang vom 
„Welfare state as Piggy Bank“.
Das forschungsinteresse dieser studie liegt vorrangig auf der vertikalen Umverteilung, 
auf der Umverteilung zwischen den einkommensschichten oder dem sozialstaat als 
„robin hood“. im Zentrum steht die frage: Wird durch die fiskalischen aktivitäten des 
staates die Ungleichheit der markteinkommen reduziert? in den analysen staatlicher 
einflussnahme auf den Wirt schaftsprozess ist heute ziemlich unbestritten, dass erstens 
in summe der staatliche Umverteilungsprozess die Ungleichheit in der verfügungs-
gewalt der privaten haushalte über das jähr lich erwirtschaftete Produktionsergebnis 
verringert4 und dass zweitens durch diese wohlfahrts staatliche Umverteilungsaktivität 
4 regelmäßige empirische veröffentlichungen dazu publiziert die oecD (atkinson et al., 1994, zuletzt oecD, 2008a).
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das Produktionsniveau nicht notwendigerweise verringert wird, sondern eher vergrö-
ßert werden dürfte5.
Zur Debatte steht das ausmaß der vertikalen Umverteilung durch den staat und ob 
effizient bzw. mit welchen instrumenten effizient umverteilt wird. nach analysen der 
oecD (2008a) gehen im allgemeinen von der ausgabenseite - sozialtransfers und 
öffentliche Dienstleistun gen - stärker egalisierende effekte aus als von der staatsein-
nahmenseite. nur in den Usa verteilt das steuersystem stärker um als die sozialsyste-
me. Die erklärung dafür dürfte sich aus dem „Paradoxon der Umverteilung“6 ergeben: 
strenge selektivität bzw. treffsicherheit in der sozialpolitik hat häufig ein geringes 
Umverteilungsvolumen zur folge. Der treffsichere sozial staat ist im allgemeinen zu 
knapp bemessen, administrativ aufwendig und wirkt in der regel stigmatisierend. 
Die sozialquote der Usa liegt rund 10 Prozentpunkte unter jener in den mittel- und 
nordeuropäischen ländern. trotz des hohen anteils an einkommensgeprüften („means-
tested“) sozialleistungen sind daher die Umverteilungswirkungen des sozialstaates 
in den Usa viel schwächer ausgeprägt als in den kontinentaleuropäischen ländern 
(esping-andersen - myles, 2008, oecD, 2008a), wo universelle sozialtransfers domi-
nieren, die ohne einkommens prüfung auf der grundlage nichtmonetärer, familiärer 
oder persönlicher Kriterien wie Kinder anzahl oder alter gewährt werden.
für Österreich zeigen die bisherigen studien des Wifo zu diesem thema (guger, 1987, 
guger, 1996a, 1996B), dass fast ausschließlich auf der ausgabenseite umverteilt und 
die Ungleichheit in der einkommens- und Wohlstandsverteilung durch die staatstätig-
keit in erheblichem aus maß verringert wird. Die aufbringung der mittel erfolgt kaum 
5 seit einigen Jahren kommen immer mehr analysen zum schluss „that equality does not obviously conflict with growth“ 
 (Putterman - roemer - silvestre, 1998, s.  866) und noch deutlicher aus der Perspektive der neuen Wachs tumstheorie 
 „equality seems to be growth-enhancing“ (aghion - caroli - garcia-Peñalosa, 1999, s.  1618) bzw. „the main policy 
 implication that emerges . . . is that . . . there is scope for redistributive policies which are also growth-enhancing.“ (s. 1656); siehe 
 auch atkinson (1999).
6 Korpi - Palme (1998, s.  36) prägten diesen Begriff: “Paradox of redistribution: the more we target benefits at the 
 poor only and the more concerned we are with creating equality via equal public transfers to all, the less likely we 
 are to reduce poverty and inequality” (kursiv im original). Die Ursache sehen sie in den grenzen der mittelauf bringung: Wenn 
 einkommensstarke Bevölkerungsschichten von den leistungen ausgeschlossen sind, ist deren finan zierungsbereitschaft gering. 
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progressiv. Berücksichtigt man alle abgaben, so wird trotz der progressiven gestaltung 
der einkommensteuer einnahmen seitig nur ein schwacher Umverteilungseffekt erzielt. 
Der grund liegt in den regressiv wirken den sozialversicherungsbeiträgen und den 
indirekten steuern; beide haben in Österreich einen so hohen anteil am abgaben-
aufkommen, dass die Progression der einkommensbe steuerung über weite Bereiche 
der einkommensverteilung kompensiert wird7.
Diese studie untersucht die Umverteilungssituation zu Beginn und in der mitte dieses 
Jahr zehnts. Zwei fragen stehen im Zentrum: erstens, in welchem ausmaß verteilte der 
staat in Österreich in den Jahren 2000 und 2005 um und zweitens, inwieweit haben 
sich art und aus maß der Umverteilung gegenüber dem Beginn der neunziger Jahre - 
dem Untersuchungs zeitpunkt der letzten Umverteilungsstudie - verändert?
1.1. Konzeption, methode und Daten
Die analyse basiert auf dem Konzept der ‚formalen inzidenz‘ (hicks, 1946), dem die 
Überwäl zungsannahme der vgr zugrunde liegt, wonach alle indirekten steuern (auf 
die Preise) über wälzbar und alle direkten nicht überwälzbar sind8 und von jenen 
getragen werden, die sie leisten und für die sie gedacht sind. gesamtwirtschaftliche 
nachfrageeffekte (multiplikator effekte) und Wirkungen auf die leistungsbereitschaft 
der individuen bleiben außer Betracht.
es wird der gleiche Umverteilungsbegriff verwendet, wie in den früheren studien 
des Wifo 1987 und 1996 zu diesem thema; d. h., wie in den meisten vergleichbaren 
empirischen stu dien wird unter Umverteilung lediglich der fluss der unmittelbaren 
leistungsströme zwischen privaten und öffentlichen haushalten verstanden.
7 Die vermögensbesteuerung spielt in Österreich eine unbedeutende rolle und ist überdies proportional ausgestal tet.
8  Zur Kritik an dieser annahme siehe Bird (1980).
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Die Begriffe staat, öffentlicher sektor oder öffentliche haushalte werden synonym 
verwendet und umfassen die gebarung der gebiets körperschaften (Bund, länder, 
gemeinden) und der sozialversicherungsträger.
im Zentrum der analyse steht die Umverteilungswirkung des öffentlichen sektors 
insgesamt. Die hauptfrage lautet daher: Wie ändert sich die Wohlfahrtssituation der 
haushalte durch steuern und abgaben auf der einen seite und die staatsausgaben, 
die ihnen in form mone tärer und realer transfers wie Bildungs- und gesundheitsleis-
tungen zugute kommen, auf der anderen? Den zentralen Bezugspunkt der gesamten 
arbeit bilden daher die markteinkom men; d. h., die haushalte sind nach der höhe 
ihrer markt- oder Primäreinkommen geordnet.
im Unterschied zu den früheren studien wird in diesem Bericht die haushaltsgröße 
und -zusam mensetzung berücksichtigt und in form der Äquivalenzeinkommen ins 
Zentrum der analyse gerückt. in der letzten studie wurden die Äquivalenzeinkommen 
erst im rahmen einer zusam menfassenden Darstellung in einer eigenen Publikation 
eingebracht (guger, 1996B).
ausgehend von den am markt erzielten Primäreinkommen der individuen wird nach 
Berück sichtigung der abzüge und der wichtigsten monetären transfers aller haus-
haltsmitglieder das verfügbare haushaltseinkommen dargestellt. Zusammen mit 
dem realen güter- und leis tungsangebot des staates (reale transferleistungen) ergibt 
sich daraus die sekundärvertei lung, also die eigentliche Wohlstandsverteilung der 
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Es wird der gleiche Umverteilungsbegriff verwendet, wie in den früheren Studien des WIFO 
1987 und 1996 zu diesem Thema; d. h., wie in den meisten vergleichbaren empirischen Stu-
dien wird unter Umverteilung lediglich der Fluss der unmittelbaren Leistungsströme zwischen 
privaten und öffentlichen Haushalten verstanden. Die Begriffe Staat, öffentlicher Sektor oder 
öffentliche Haushalte werden synonym verwendet und umfassen die Gebarung der Gebiets-
körperschaften (Bund, Länder, Gemeinden) und der Sozialversicherungsträger. 
Im Zentrum der Analyse steht die Umverteilungswirkung des öffentlichen Sektors insgesamt. 
Die Hauptfrage lautet daher: Wie ändert sich die Wohlfahrtssituation der Haushalte durch 
Steuern und Abgaben auf der einen Seite und die Staatsausgaben, die ihnen in Form mone-
tärer und realer Transfers wie Bildungs- und Gesundheitsleistungen zugute kommen, auf der 
anderen? Den zentralen Bezugspunkt der gesamten Arbeit bilden daher die Markteinkom-
men; d. h., die Haushalte sind nach der Höhe ihrer Markt- oder Primäreinkommen geordnet. 
Im Unterschied zu den früheren Studien wird in diesem Bericht die Haushaltsgröße und -zusam-
mensetzung berücksichtigt und in Form der Äquivalenzeinkommen ins Zentrum der Analyse 
gerückt. In der letzten Studie wurden die Äquivalenzeinkommen erst im Rahmen einer zusam-
menfassenden Darstellung in einer eigenen Publikation eingebracht (Guger, 1996B). 
Ausgehend von den am Markt erzielten Primäreinkommen der Individuen wird nach Berück-
sichtigung der Abzüge und der wichtigsten monetären Transfers aller Haushaltsmitglieder das 
verfügbare Haushaltseinkommen dargestellt. Zusammen mit dem realen Güter- und Leis-
tungsangebot des Staates (reale Transferleistungen) ergibt sich daraus die Sekundärvertei-
lung, also die eigentliche Wohlstandsverteilung der Haushalte (Übersicht 1). Das staatliche 
Leistungsangebot wird dabei zu laufenden Kosten bewertet.  
Übersicht 1: Einkommen 
 
Individuelle oder Personenebene Haushaltsebene = Summe der Personen eines Haushalts 
  
Primär- oder Bruttomarkteinkommen  
− Einkommen- bzw. Lohnsteuer  
− Sozialversicherungsbeiträge der ArbeitnehmerInnen  
Nettoeinkommen (Einkommen nach direkten Steuern)  
 − Indirekte Steuern 
 "Nettoeinkommen" 
 + Monetäre Transfers 
 "Verfügbare" Haushaltseinkommen¹) 
 + Reale Transfers 
 Sekundär- oder Wohlstandsverteilung 
Q: WIFO-Darstellung. − ¹) Verfügbare Haushaltseinkommen bezeichnen − der üblichen Definition folgend − Netto-
haushaltseinkommen einschließlich indirekter Steuern. Die Anführungszeichen sollen den Abzug der indirekten 
Steuern anzeigen.  Q: Wifo-Darstellung. - ¹) verfügbare haushaltseinkommen bezeichnen - der üblichen Definition folgend - netto haushaltseinkommen 
einschließlich indirekter steuern. Die anführungszeichen sollen den abzug der indirekten steuern anzeigen. 
Die Untersuchungseinheit bildet der haushalt, da die gesamte staatliche Umverteilungs-
wirkung nur auf haushaltsebene sinnvoll beurteilt werden kann. Die direkte Besteuerung 
basiert wohl in Österreich auf dem Prinzip der individualbesteuerung, die indirekten 
steuern und ein großer teil der staatsausgaben kommen jedoch nur auf der haus-
haltsebene zum tragen.
Diese arbeit schließt methodisch an die bereits zuvor erwähnten Umverteilungs-
studien des Wifo an. sie verwendet die gleichen Definitionen und haushaltsab-
grenzungen, um eine weitgehende vergleichbarkeit der ergebnisse zu ermöglichen. 
trotzdem bestehen gewisse einschränkungen in der Kompatibilität mit den früheren 
Publikationen, die auf dem mikrozen sus basierten, während sich diese analyse auf 
Konsum- und einkommenserhebungen von statistik austria stützt; für das Basisjahr 
2000 auf die Konsumerhebung 1999/2000 und für 2005 auf eU-silc 20069 und die 
Konsumerhebung 2004/200510. Die Konsumerhebung 1999/2000 erhob die detaillier-
ten nettoeinkommen der Personen in anlehnung an das europäische haushaltspanel. 
9 european survey on income and living conditions (statistik austria, 2008a).
10 eine nähere Beschreibung der Konsumerhebung findet sich im Kapitel 5.2.
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Da die Konsumerhebung 2004/2005 verwendbare einkommensdaten nur auf haus-
haltsebene liefert, wurde für die erfassung der steuer- und abgabenleistung eU-
silc 2006 herangezogen.
Die weitere empirische Basis bilden die vgr (esvg 95) und die lohnsteuerstatistiken 
2000 und 2005 von statistik austria sowie die Budgets bzw. die rechnungsabschlüsse 
des Bundes. Die vgr und die steuerstatistiken stecken - wie in den früheren studien 
des Wifo zu diesem thema - die gesamtwirtschaftlichen größenordnungen (gleichsam 
den makroökonomischen rahmen) ab. Das volumen an einkommen, steuern usw., 
das sich aus den individuellen angaben der Konsumerhebung und eU-silc-erhebung 
- bzw. deren hochrechnung - ergibt, liegt in der regel durch Untererfassung, antwort-
verweigerung usw. unter den Werten dieser rahmendaten.
Da in den früheren studien nur für nicht-selbständige das einkommen erhoben wurde 
bzw. die direkten abgaben der selbständigen nicht in vergleichbarer form zu den 
lohneinkom men ermittelt werden können, wird aus vergleichbarkeitsgründen auch in 
dieser analyse zwischen selbständigen und nicht-selbständigen streng getrennt. im 
ersten schritt wird auf Personenebene die verteilung nach der stellung im erwerbsle-
ben - selbständige (Bäuerinnen und Bauern, gewerbetreibende und freiberuflerinnen), 
aktive arbeitnehmerinnen (arbei terinnen, angestellte, Beamtinnen), Pensionistinnen, 
arbeitslose, studentinnen u. a. - unter sucht.
im zweiten schritt wird - wie in den früheren studien - auf der haushaltsebene zwi-
schen Unselbständigenhaushalten und nicht-selbständigenhaushalten unterschie-
den: Unselbständigenhaushalte sind haushalte mit unselbständig beschäftigten 
hauptverdiener innen sowie nicht-selbständig beschäftigten haushaltsmitgliedern. 
einleitUng UnD ProBlemstellUng
40
Die nicht-selbständigen haushalte umfassen haushalte mit arbeitnehmerinnen, 
Pensionistinnen, arbeitslosen, Perso nen in elternkarenz, Präsenz-, Zivildienern, 
studentinnen, nicht berufstätigen hausfrauen und -männern als hauptverdienerinnen. 
Damit sind 90% aller haushalte erfasst. 
obgleich die Pensionen aus der sozialversicherung transfers im eigentlichen sinne 
darstellen, werden in dieser studie - wie in den früheren Publikationen des Wifo, 
aber abweichend von internationalen vergleichsstudien - eigenpensionen wie aktiv- 
bzw. Primäreinkommen behan delt. Zum einen kommt in Österreich den öffentlichen 
Pensionen im gesamteinkommen der älteren Bevölkerung eine so dominierende 
Bedeutung zu, dass sehr viele Pensionistinnen vor dem staatlichen Umverteilungs-
prozess kein einkommen ausweisen würden, da die zweite und dritte säule in der 
Pensionsvorsorge eine vergleichsweise geringe rolle spielen. Zum anderen werden 
aus Pensionen in Österreich auch lohnsteuern und Krankenversicherungsbeiträge 
bezahlt. Zu beachten bleibt, dass dadurch das ausmaß der tatsächlichen staatlichen 
Umver teilung deutlich unterschätzt wird.
Die Bildung der gruppen nach der stellung im erwerbsleben erfolgt auf Basis der 
Konsumerhe bung 1999/2000 bzw. von eU-silc 2006. für nicht-selbständig beschäftigte 
Personen werden in der Konsumerhebung 1999/2000 die nettopersoneneinkommen 
anhand der lohnsteuersta tistik 2000 auf Bruttoeinkommen hochgeschätzt11 und zu 
haushaltseinkommen aggregiert. Die schätzung erfolgte durch die von uns berechneten 
lohnsteuer- und sozialversicherungs sätze nach einkommensschichten. ausgehend 
vom Bruttoeinkommen in eU-silc 2006 wurde mit hilfe der lohnsteuer- und sozial-
versicherungssätze laut lohnsteuerstatistik 2005 das netto einkommen berechnet. 
Die analyse der sozialabgaben beschränkt sich auf die arbeitneh merinnenbeiträge, 
da sich die arbeitgeberinnenbeiträge analog dazu verteilen.
11 für die Bereitstellung von sonderauswertungen und die prompte Unterstützung bei den aufgetretenen schwierig keiten danken wir 
Johannes Biricz und Klemens himpele von statistik austria.
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Diese studie kann sich der allgemeinen Kritik von inzidenzstudien nicht entziehen, 
wonach die Primärverteilung bereits von den staatlichen aktivitäten beeinflusst ist 
und die sekundär verteilung nicht mit einem „no government counterfactual“ vergli-
chen werden kann (Bird, 1980). Der staat ist teil der vergleichsbasis. Die steuern, die 
transfers und das öffentliche güterangebot spiegeln sich in den faktoreinkommen, 
den relativen Preisen, der Produktions technologie, dem outputniveau und damit 
in der Primärverteilung. Die verteilungsstruktur der leistungsströme zwischen den 
öffentlichen und privaten haushalten gibt jedoch anhaltspunk te über unmittelbare 





Die möglichkeiten der staatlichen Umverteilungspolitik sind durch den Umfang der 
staatstä tigkeit und die struktur der öffentlichen einnahmen und ausgaben festgelegt. 
im internatio nalen vergleich hat Österreich einen überdurchschnittlich hohen staats-
anteil am jährlichen güter- und leistungsvolumen, die Umverteilungseffizienz ist aber 
sowohl auf der einnahmen- als auch auf der ausgabenseite unterdurchschnittlich. 
einnahmenseitig kann man von einer regressiven abgabenstruktur sprechen, da 
progressiven steuern eine vergleichsweise geringe Bedeutung zukommt. ausgaben-
seitig dominieren universelle (nicht-bedarfsgeprüfte) monetä re transfers, während 
realtransfers (soziale Dienste, vor allem Betreuungsinfrastruktur) im mittel- und 
nordeuropäischen vergleich unterrepräsentiert sind12.
2.1. staatsquote
im internationalen vergleich ist der staatsanteil in Österreich überdurchschnittlich: Die 
abga benquote - der anteil der steuern und sozialabgaben - ist in den siebziger Jahren 
und in der zweiten hälfte der neunziger Jahre kräftig gestiegen. mit 45,3% erreichte 
sie 2001 ihren bisher höchsten Wert und ist seither - insbesondere im gefolge der 
steuerreform 2004/05 - wieder auf das niveau der frühen achtziger Jahre von 42,1% 
(2007) gesunken (Übersicht 2). Die abgaben Österreichs liegen damit heute rund 
2 Prozentpunkte über dem Durchschnitt der eU-länder (40%), nur Dänemark (48,8%), 
schweden (48,1%), Belgien (44,5%), frankreich (43,5%), italien und finnland (43,3%) 
weisen deutlich höhere Werte aus13.
12 nach der analyse von immervoll et al. (2007) ist innerhalb der eU 15 der anteil der sozialtransfers am verfügbaren einkommen im
 obersten Dezil in keinem land höher als in Österreich und im untersten Dezil nur in griechenland und in italien niedriger.
13 Die abgabenquote Österreichs (statistik austria) unterscheidet sich leicht von den Werten der übrigen länder laut eurostat (euro
 päische Kommission: frühjahrsprognose, 2008). Der Wert laut eurostat beträgt im Jahr 2007 für Öster reich 41,8% (siehe aiginger 
 et al., 2008, s. 30, Übersicht 1).
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noch größer ist die Dynamik der staatstätigkeit gemessen an den staatsausgaben. 
Der anteil der staatsausgaben am Bruttoinlandsprodukt (BiP) stieg in den siebziger 
Jahren sehr stark um über 10 Prozentpunkte auf 52,4% an, erreichte mitte der achtziger 
und mitte der neunziger Jahre im gefolge der wachsenden arbeitslosenraten zeitwei-
se spitzenwerte um 56%. seither sinkt die staatsausgabenquote. mit 48,4% im Jahr 
2007 dürfte heute der staatsanteil an der Produktion - selbst unter Berücksichtigung 
eines Bruchs in der Datenreihe durch den Umstieg auf esvg 95 - geringer sein als im 
rezessionsjahr 1975 (Übersicht 2).
Deutlich schwächer und stabiler als die staatsausgaben insgesamt entwickelte sich 
der anteil der monetären transferzahlungen am BiP, obgleich sich darin die steigenden 
arbeitslosen gelder, die Pensionszuschüsse, die ausweitung der familienförderung 
und die einführung des Pflegegeldes spiegeln: Die transferquote stieg von schwach 
20% im Jahr 1975 bis in die frühen neunziger Jahre auf rund 25% und sank erst - nach 
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gelder, die Pensionszuschüsse, die Ausweitung der Familienförderung und die Einführung des 
Pflegegeldes spiegeln: Die Transferquote stieg von schwach 20% im Jahr 1975 bis in die frühen 
neunziger Jahre auf rund 25% und sank erst − nach Erreichen eines Spitzenwertes von 25,5% 
im Jahr 2003 − in den letzten Jahren auf gut 24% (Übersicht 2).  
Übersicht 2: Entwicklung der Staatsquote 
 
 Abgabenquote1) Transferquote2) Ausgabenquote3) 
 In % des BIP 
    
1964 33,8 16,8 40,9 
1970 35,9 17,1 42,0 
1975 38,7 19,8 49,4 
    
1980 41,4 22,0 52,4 
1981 42,4 22,5 54,0 
1982 41,4 22,9 54,6 
1983 41,1 23,0 54,9 
1984 42,2 22,8 54,6 
1985 43,0 23,3 55,5 
1986 42,6 23,7 56,2 
1987 42,1 24,3 56,4 
1988 41,7 23,2 54,8 
1989 40,7 22,6 53,5 
1990 40,9 22,5 53,1 
1991 41,5 23,1 54,2 
1992 42,7 23,5 55,0 
1993 43,0 25,1 57,8 
1994 41,9 24,5 56,6 
Bruch ab 1995    
1995 41,4 24,7 56,3 
1996 42,9 24,6 55,9 
1997 44,4 24,9 53,7 
1998 44,4 24,7 54,0 
1999 44,0 24,9 53,7 
2000 43,2 24,6 52,1 
2001 45,3 24,7 51,6 
2002 43,9 25,1 51,0 
2003 43,8 25,5 51,5 
2004 43,4 25,4 54,0 
2005 42,2 25,1 49,8 
2006 41,7 24,8 49,4 
2007 42,1 24,2 48,4 
Q: Statistik Austria, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung. Ab 1995 ESVG 95. − 1) Steuern und tatsächliche Sozialbei-
träge (nur Pflichtbeiträge), ab 1995 abzüglich uneinbringlicher Steuern und Sozialbeiträge. − 2) Subventionen und 
öffentliche Transferzahlungen (= laufende Transfers) an private Haushalte und POoE. − 3) Ausgaben laut Produktions-, 
Einkommens- und Vermögensveränderungskonto, ohne Doppelzählungen (BPW Öffentliche Dienste, laufende Aus-
gaben des Staates, Kapitaltransfers, Brutto-Anlageinvestitionen und Erwerb von Liegenschaften), ab 1995 Staatsaus-
gaben insgesamt (konsolidiert). 
Wie in den beiden früheren Studien des WIFO zu diesem Thema bildet auch in diesem Bericht 
die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung den Bezugsrahmen für den Umfang der Umvertei-Wie in den beiden früheren studien des Wifo zu diesem thema bildet auch in diesem 
Bericht die volkswirtschaftliche gesamtrechnung den Bezugsrahmen für den Umfang 
der Umvertei lungsströme. Durch ein ausgabenvolumen von fast 50% und ein abga-
benaufkommen von gut 40% beeinflussen die öffentlichen haushalte die jährliche 
Produktion und die verfügbaren einkommen in einem erheblichen ausmaß. Bei ei-
nem nominellen BiP von 208 mrd. € im Jahr 2000 belief sich das einnahmenvolumen 
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öffentlicher haushalte (aller gebietskörperschaften und der sozialversicherungs-
träger) auf rund 90 mrd. €, das monetäre transfervolumen auf rund 50 mrd. € und der 
Umfang der staatsausgaben insgesamt auf rund 110 mrd. €; für das Jahr 2005 beträgt 
laut vgr von statistik austria das nominelle Bruttoinlandsprodukt gut 244 mrd. €, das 
abgabenvolumen beläuft sich auf rund 100 mrd. €, die subventionen und transfers 
auf rund 60 mrd. € und die staatsausgaben auf rund 120 mrd. €.
2.2. abgabenstruktur
in Österreich eröffnet der relativ umfangreiche öffentliche sektor ein großes Umverteilungs-
potential. Die Umverteilungseffizienz der abgabenstruktur ist aber durch den geringen 
anteil progressiver abgaben relativ niedrig. Während sich im Durchschnitt der oecD 
bzw. der eU 15 (Daten für 2006) die anteile der einkommen- und ertragsteuern auf 
35,7% bzw. 34,1% und jene der vermögensteuern auf 5,7% bzw. 5,6% des gesamten 
steueraufkommens belaufen, liegen in Österreich die anteile dieser progressiven 
abgaben mit 28,8% bzw. 1,4% deutlich darunter (Übersicht 3).
Den indirekten steuern des verbrauchs von gütern und Dienstleistungen, die propor-
tional oder leicht regressiv wirken, kommt in Österreich im internationalen vergleich 
eine leicht unterdurchschnittliche Bedeutung zu. sie machen im Jahr 2006 27,7% des 
gesamten abga benaufkommens aus, in der oecD insgesamt 31,5% und in der eU 15 
30% (Übersicht 3). Den größten anteil am abgabenaufkommen in Österreich nehmen 
mit 34,5% (oecD insge samt 25,3%, eU 15 28,1%) die sozialversicherungsabgaben 
ein (Übersicht 3). Diese belasten wohl aufgrund der geringfügigkeitsgrenze (2008 
349,01 € monatlich) nicht die niedrigsten einkommen, setzen aber ab dieser freigrenze 























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Durch diese höchstbeitragsgrundlage (2008 3.930 € monatlich) wirken die sozial-
abgaben deutlich regressiv auf die verteilung, da die absolute Beitragsleistung für 
höhere einkommen konstant bleibt. Dazu kommen steuern auf die lohn summe, die 
proportional wirken und in Österreich 6,4% zum steueraufkommen beitragen. sie 
spielen nur in schweden (5,6%) und australien (4,6%), das sonst keine sozialabgaben 
kennt, eine nennenswerte rolle (Übersicht 3). Das makroökonomische gesamtbild des 
österreichischen steuer- und abgabensystems ergibt eine regressive verteilungsstruk-
tur, die sich seit den frühen neunziger Jahren, dem Zeitpunkt der letzten studie, noch 
verstärkt hat. Der hohe anteil der regressiv wirkenden sozialversiche rungsbeiträge hat 
weiter zugenommen, der schon damals sehr niedrige anteil der vermö gensabgaben, 
die am progressivsten wirken, hat sich seither halbiert und wird mit dem auslaufen 
der erbschaft- und schenkungsteuer weiter sinken. abgesehen von der regressiven 
abgabenstruktur und den regressiven Umverteilungswirkungen ist diese entwick-
lung auch aus wachstums- und beschäftigungspolitischer sicht problematisch, da 
die steuerbelastung des faktors arbeit in Österreich überdurchschnittlich hoch ist. 
Dieses Problem stellt sich vor allem im geringqualifizierten- und niedriglohnbereich. 
hier setzt die abgabenlast schon bei niedri gem einkommen mit relativ hohen sozial-
beitragssätzen ein14.
14 Das Wifo hat sich mit dieser thematik im Weißbuch für Wachstum und Beschäftigung (aiginger - Walterskirchen - tichy, 2006) und
 in der optionenstudie zur steuerreform (aiginger et al., 2008) ausführlich befasst.
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3. staatliche UmverteilUng aUs maKroÖKonomischer PersPeKtive
alois gUger
Der personellen Umverteilungsanalyse sind aufgrund der eingeschränkten Datenlage für 
gewinne, einkünfte aus selbständiger oder freiberuflicher tätigkeit und vermögenserträge 
enge grenzen gesetzt, die durch die schwierigkeit, die individuelle steuerleistung für 
diese einkunftsarten abzuschätzen, besonders erschwert wird. Um die Unterschiede 
in der steuer belastung der einzelnen Produktionsfaktoren zumindest ansatzmäßig 
abzuschätzen, wird in diesem Kapitel versucht, aus den informationen der vgr ein Bild 
von den funktionellen vertei lungseffekten der einkommensbesteuerung zu erhalten.
in den letzten Jahrzehnten hat die starke Zunahme der vermögenseinkommen nicht nur 
die funktionelle verteilung kräftig zulasten der lohneinkommen verschoben, sondern 
auch eine deutliche verschiebung der personellen einkommensverteilung zur folge: Die 
starke Zunahme der vermögenseinkommen schlug sich durch die wesentlich höhere 
Konzentration der ver mögen in einer Zunahme der einkommensdisparitäten nieder.
3.1. entwicklung der funktionellen verteilung
Die wirtschaftliche entwicklung der letzten drei Jahrzehnte war, abgesehen von 
konjunkturel len schwankungen, durch einen stetigen rückgang der entlohnung des 
faktors arbeit am volkseinkommen, also der lohnquote, gekennzeichnet. Die inten-
sivierung des Wettbewerbs im gefolge der internationalisierung der Produktion, die 
raschen technologischen verän derungen und der strukturelle Wandel, begleitet von 
forcierten rationalisierungen in den Dienstleistungssektoren, schlugen sich in einer 
starken Zunahme der arbeitslosenrate nieder. Das Überangebot an arbeitskräften, 
das sich im anstieg der arbeitslosenrate spiegelt und durch die abschwächung des 
Wachstumstrends noch verstärkt wurde, dämpfte die entloh nung des faktors arbeit 
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nachhaltig und senkte zusammen mit der verbilligung des vorpro dukteinsatzes und 
der hausse auf den finanzmärkten den lohnanteil am volkseinkommen.
Die nicht-lohneinkommen, die einkünfte aus Unternehmerinnentätigkeit (land- und 
forstwirt schaft, gewerbebetrieb, freiberufliche und selbständige tätigkeit) und die 
vermögenserträge (mieten, Pacht, Zinsen und Dividenden) sind im esvg 95 nicht mehr 
einzeln ausgewiesen und stehen nur mehr pauschal zur verfügung. sie entwickelten 
sich in den letzten Jahrzehnten viel dynamischer als die arbeitsentgelte. von 1976 bis 
2008 nahm das volkseinkommen um 405% zu, die nicht-lohneinkommen aber um 
575% und die arbeitnehmerinnenentgelte um 349% (abbildung 1). 
















Q: statistik austria, Wifo-Berechnungen.
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Lohnquote brutto (unbereinigt) Lohnquote brutto, bereinigt1)
Q: statistik austria, Wifo-Berechnungen. - 1) Bereinigt um die veränderung des anteils der unselbständig 
Beschäftig ten an den erwerbstätigen gegenüber dem Basisjahr 1970. 
Diese verschiebung der funktionellen einkommensverteilung von den lohn- zu den 
Unterneh mens- und vermögenserträgen findet in der lohnquote ihren deutlichen 
niederschlag. Berei nigt um die abnahme des selbständigenanteils an der Beschäfti-
gung war die lohnquote, der lohnanteil am volkseinkommen, in den sechziger und 
siebziger Jahren bemerkenswert stabil. seit den späten siebziger Jahren unterliegt 
die lohnquote bereinigt15 und unbereinigt einem fallenden trend (abbildung 2). 
Die unbereinigte lohnquote ist in gut zwei Jahrzehnten zwischen 1978 und 2000 
von 77,7%, ihrem höchsten Wert, um knapp 6 Prozentpunkte auf 71,9% gesunken. 
seither hat sich dieser rückgang noch beschleunigt, bis 2008 ging der lohn anteil am 
volkseinkommen auf 66,8%, also in 8 Jahren um weitere 5 Prozentpunkte, zurück16.
15 Zu strukturveränderungen und Problemen der lohnquotenanalysen siehe chaloupek et al. (2008, s. 37ff.).
16 Der längerfristige rückgang der lohnquote und seine Ursachen wurden) ausführlich analysiert.
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3.2. entwicklung der nettolohnquote
Die ökonomische entwicklung der letzten Jahrzehnte hat nicht nur die primäre ver-
teilung der markteinkommen verschoben, sondern auch die abgabenbelastung der 
Produktionsfaktoren verändert. Die oben dargestellte Bruttolohnquote misst die 
funktionelle Primärverteilung, die sich über den markt ohne staatliche Umverteilung 
ergibt. aus der relation zwischen der nettolohn- und -gehaltssumme (also nach ab-
zug der sozialversicherungsbeiträge und der lohnsteuer) und dem volkseinkommen 
nach abzug aller sozialabgaben auf die faktorein kommen und direkten steuern 
(einschließlich der veranlagten einkommen- und der Körper schaftsteuer) ergibt sich 
die nettolohnquote17. sie gibt an, wie sich das nettovolkseinkom men nach abgaben 
und steuerleistung aus funktionaler sicht auf die faktoren arbeit und Kapital verteilt. 
sind Brutto- und nettolohnquote gleich hoch, so ist die steuerliche Belastung auf die 
Produktionsfaktoren gleichmäßig verteilt. ist hingegen die nettolohnquote niedriger 
als die Bruttolohnquote, so wird der faktor arbeit stärker mit abgaben belastet als 
der faktor Kapital bzw. die gewinn- und vermögenseinkommen.
Die entwicklung der Differenz zwischen diesen beiden Quoten spiegelt  zum einen die 
Wirkung von steuerreformen wider, zum anderen machen sich konjunkturelle effekte 
bemerkbar, da sich die einzelnen einkunftsarten im Konjunkturverlauf unterschiedlich 
dynamisch entwickeln und sich die steuern hinsichtlich ihres Progressionsgrades 
unterscheiden. nach den im rahmen des esvg 95 vorliegenden informationen kann 
die nettolohnquote ab 1988 in vergleichbarer form berechnet werden. Bei einer Brut-
tolohnquote von 73,1% im Jahr 1988 belief sich die nettolohnquote auf 66,9%. nach 
abzug aller direkten abgaben von den faktoreinkommen war damit der lohnanteil 
am volkseinkommen um gut 6 Prozentpunkte niedriger als in der Bruttorechnung. 
abgesehen von kurzen Unterbrechungen im gefolge von steuerreformen hat sich 
17 Die Darstellung der nettolohnquote in diesem Kapitel folgt eng dem Kapitel zur einkommensverteilung im jüngsten sozialbericht
 (guger − Knittler − marterbauer, 2008).
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seither die abgabenlast weiter zu den lohneinkommen verschoben. Bis 2007 sank 
die nettolohnquote in Österreich auf 58,6% des nettovolkseinkommens und war da-
mit um gut 8 Prozentpunkte niedriger als die Bruttolohnquote (66,7%; abbildung 3).








































Q: statistik austria, Wifo-Berechnungen.
Wird der gesamtzeitraum der letzten zwanzig Jahre betrachtet, so hat sich der 
abstand zwischen Brutto- und nettolohnquote kontinuierlich vergrößert. im Jahr 1989, 
ein Jahr nach der tarifreform, die zur steuerlichen entlastung der lohneinkommen 
geführt hat, betrug der Unterschied zwischen beiden Quoten 4,9 Prozentpunkte. in 
den folgejahren ist die relative steuerliche Belastung der lohneinkommen wieder 
gestiegen. Die steuerreform 1995 brachte nur einen leichten, aber keinen nachhalti-
gen effekt auf die relative steuerentlastung der lohneinkommen. Besonders auffällig 
ist die Wirkung der steuerreform 2000, wobei der starke anstieg der nettolohnquote 
und der dementsprechend starke rückgang der nettogewinn quote im Jahr 2001 vor 
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allem auf die einführung der anspruchsverzinsung18 zurückzuführen ist. Wird dieser 
einmaleffekt nicht berücksichtigt, so ist ein weiterer rückgang der nettolohnquote zu 
bemerken. im Zuge der steuerreform wurden lohn- und Kapitaleinkommen entlastet, 
die entlastung fiel aber auf seiten der Kapitaleinkommen deutlich stärker aus als 
auf jener der lohneinkommen, daher ist der abstand zwischen Brutto- und netto-
lohnquote weiter ange wachsen. Der rückgang der nettolohnquote findet auch in der 
entwicklung der nettolohneinkommen je arbeitnehmerin (laut vgr) seinen nieder-
schlag. nach Zuwächsen der realen nettolohn einkommen von jährlich rund 2½% in 
den siebziger Jahren hat sich diese rate in den achtzi ger Jahre auf 1,2% halbiert und 
beläuft sich seither (1990 bis 2007) auf lediglich 0,2%. obwohl sich die gewinn- und 
vermögenseinkommen deutlich dynamischer entwickelten, blieb auch der Zuwachs 
der verfügbaren haushaltseinkommen moderat. Die real verfügbaren persönli chen 
einkommen je haushalt nahmen seit mitte der neunziger Jahre bis zur mitte dieses 
Jahr zehnts jährlich um 0,6% zu, im Jahrzehnt davor um 1,6%. eine Ursache für die 
schwache ent wicklung der real verfügbaren einkommen liegt auch in der moderaten 
Zunahme der öffent lichen transferleistungen; schließlich blieb die anpassung der 
Pensionen, auf die drei viertel aller monetären transfers entfallen, seit den frühen 
neunziger Jahren merklich hinter der infla tionsrate zurück. 
insgesamt hat sich in den letzten drei Jahrzehnten im gefolge der globalisierung 
und der Wachstumsschwäche, die mit zunehmender arbeitslosigkeit verbunden 
war, die funktionelle verteilung deutlich von den lohn- zu den Unternehmens- und 
vermögenseinkommen verschoben. Da parallel dazu die arbeitseinkommen stärker zur 
finanzierung der öffentlichen haushalte herangezogen wurden, blieb das Wachstum 
der nettorealeinkommen äußerst moderat. eine entwicklung, die über eine schwache 
Konsumnachfrage auch das Wirtschafts wachstum dämpfte.
18 verzinsung von steuerschulden und steuerguthaben, die durch verspätete steuerfestsetzungen bzw. zu hohe vorauszahlungen 
 zustande kommen. Die verzinsung von steuerstundungen war schon vor 2001 gängige Praxis.
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3.3. entwicklung der abgabenbelastung nach einkunftsarten
in den frühen siebziger Jahren, der Zeit der hochkonjunktur, blieb die abgaben-belastung 
der arbeitnehmerinnen unverändert; die nettoeinkommen entwickelten sich etwa 
gleich stark wie die Bruttolöhne; die nettoquote der lohneinkommen - die nettolöhne 
in Prozent der Bruttolöhne - blieb zwischen 1970 und 1975 mit rund 82% praktisch 
unverändert. Die leichte Zunahme der sozialversicherungsbeiträge wurde durch nied-
rigere lohnsteuern wettgemacht. Die abgabenbelastung der übrigen einkunftsarten 
stieg dagegen in diesem Zeitraum: Die nettoquote der persönlichen einkommen ist 
von 74,1% auf 71,7% gefallen (Übersicht 4). Die wirtschaftlichen schwierigkeiten im 
anschluss an die erdölkrise mitte der siebziger Jahre schlugen sich in den folgenden 
zwei Jahrzehnten vor allem in steigenden lohnsteuern und sozialabgaben nieder.
Die relation zwischen netto- und Bruttolöhnen verringerte sich zwischen 1975 und 
1995 von rund 82% auf gut 70%, die abzüge von den Bruttobezügen stiegen also von 
18% auf fast 30%. auch die arbeitgeberinnenbeiträge zur sozialversicherung erhöh-
ten sich in diesem Zeitraum von 17% auf knapp 26% der Bruttolöhne (Übersicht 4). 
Während die lohnabgaben in diesen zwei Jahrzehnten stark zunahmen, wurden die 
einkünf te aus selbständiger tätigkeit und vermögenserträge substanziell entlastet. 
Die lohnsteuer quoten, die lohnsteuer in Prozent der Bemessungsgrundlage, stieg von 
7½% mitte der siebzi ger Jahre auf 12½% mitte der neunziger Jahre. Die steuerquote der 
veranlagten einkünfte und Kapitalerträge sank dagegen von 17% auf 11% (Übersicht 4).
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Der starke einbruch der einkommensteuerleistung seit mitte der siebziger Jahre geht vor 
allem auf die individualbesteuerung, die anerkennung der familiendienstverhältnisse 
und die zunehmende Bedeutung der Konstruktion der ges.m.b.h. & co. Kg zurück. Bis 
zu einem bestimmten grad ergeben sich auch aus der tarifgestaltung und der verteilung 
der steuer zahlerinnen gegenläufige tendenzen in der steuerleistung der verschiedenen 
einkunftsarten: Die einheitliche tarifstruktur zwischen lohn- und einkommensteuer 
bedeutet, dass die auf kommenselastizität der lohnsteuer automatisch größer ist als 
jene der einkommensteuer, da ein relativ größerer teil der lohnsteuerzahlerinnen in 
die Zone hoher Progression wächst, während unter den einkommensteuerzahlerinnen 
ein größerer anteil bereits den maximalen grenzsteuersatz erreicht hat und ab diesem 
niveau proportional besteuert wird.
ein leicht verändertes Bild liefert die vgr seit 1995 für das letzte Jahrzehnt. Die 
lohnsteuer belastung hat weiter deutlich zugenommen: Die lohnsteuerquote stieg von 
mitte der neun ziger Jahre bis 2007 um fast 3 Prozentpunkte auf 15,4%, während die 
zur einkommensteuer veranlagten einkünfte und die Kapitalerträge weiter entlastet 
wurden: Die steuerquote dieser einkunftsarten sank von rund 14½% im Jahr 1995 
auf gut 10% im Jahr 2007. Die sozialabgaben belastung hat sich dagegen in diesem 
Zeitraum verringert: Die arbeitnehmerinnenbeiträge erreichten in der ersten hälfte 
dieses Jahrzehnts mit 17% im Jahr 2004 ihren höhepunkt und sind seither wieder 
auf 16,5%, dem ausgangswert im Jahr 1995 nach der neuen rechnung gesunken. Die 
arbeitgeberinnenbeiträge zur sozialversicherung haben sich seit mitte der neunziger 
Jahre tendenziell von 25,6% auf 23,8% verringert (Übersicht 4).
aus makroökonomischer Perspektive hat sich in den letzten drei Jahrzehnten die 
einkommens verteilung sowohl brutto als auch netto (nach steuern) markant zulasten 
der lohneinkommen verschoben. Die einkünfte aus vermögen sowie aus selbständiger 
und unternehmerischer tätigkeit haben sich deutlich dynamischer entwickelt als die 
lohneinkommen. gleichzeitig wurden die nicht-lohneinkommen fiskalisch merklich 
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entlastet und die finanzierung der staatsausgaben zunehmend den lohneinkommen 
aufgebürdet. Die folge war eine sehr schwache entwicklung der massenkaufkraft, die die 
Konsumnachfrage dämpfte, da sich die dynamische entwicklung der vermögenserträge 
und der gewinne nicht in einer entsprechen den Zunahme der investitionsnachfrage 
niederschlug (guger - marterbauer, 2007).
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4. Personelle verteilUng Der PrimÄreinKommen
alois gUger
4.1. methode und Daten
Die Primärverteilung stellt die verteilung der sich am markt ergebenden verteilung der 
Brutto einkommen dar, die sich vor der staatlichen Umverteilung durch steuern und 
staatliche trans ferleistungen ergibt. Die „marktverteilung“ ohne staatlichen einfluss 
bleibt in der praktischen analyse eine fiktion, da das verhalten der marktteilneh-
merinnen a priori von den staatlichen aktivitäten und regulierungen beeinflusst ist 
(Kapitel 1.1). Da sich diese Umverteilungsanalyse auf die unmittelbaren verteilungs-
wirkungen der staatlichen einnahmen- und ausgabenströ me eines Jahres beschränkt, 
wird der einwand, der staatseinfluss habe den Wirtschaftsprozess schon mitbestimmt, 
etwas abgeschwächt.
Die Primärverteilung, die dieser Umverteilungsanalyse zugrunde liegt, basiert auf 
erfragten individuellen netto- bzw. Bruttoeinkommen. Die jeweils fehlenden einkom-
men bzw. direkten abgaben werden mit hilfe der lohnsteuerstatistik errechnet und 
zu haushaltseinkommen aggregiert. Da viele öffentliche leistungen wie etwa die 
familienleistungen an den haushalts zusammenhang anknüpfen, bildet der haushalt 
die adäquate Untersuchungseinheit. 
Wie im einleitungskapitel zur methode ausgeführt wurde, bilden die volkswirtschaft-
liche gesamtrechnung und die steuer- und sozialversicherungsdaten das statistische 
gerüst dieser Untersuchung. nur im Jahr 2000 wichen die hochrechnungen für ein-
kommen, steuern und sozialbeiträge in summe nennenswert von diesen makrodaten 
ab, sodass für die zugrunde liegenden Daten der nettoeinkommen anpassungen 
vorgenommen wurden.
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Damit wird in den relationen zwischen den makroökonomischen größen einkommen, 
steuern, staatsaus gaben eine weitgehende Übereinstimmung mit den offiziellen 
statistiken erreicht.
Der/die hauptverdienerin eines haushalts bestimmt die Zugehörigkeit des haus-
halts zu den gruppen Unselbständigenhaushalte und nicht-selbständigenhaus-
halte (im weiteren text als solche bezeichnet): erstere Zuordnung erfolgt, wenn 
der/die hauptverdienerin unselbständig beschäftigt und keine selbständig tätige Person 
im haushalt ist, die zweite, wenn sich keine Person, die selbständig beschäftigt ist, 
im haushalt befindet. Diese einteilung erfolgte auch in den früheren vergleichsstu-
dien, da in diesen für die selbständig Beschäftigten keine einkom men zur verfügung 
standen. in den jüngeren statistiken finden sich wohl (netto-)einkommen für selb-
ständige, allerdings erwies sich die schätzung der abgabenleistung in einer mit den 
einkommensschätzungen der unselbständig Beschäftigten vergleichbaren form als 
undurch führbar. außerdem ist der erfassungsgrad für nicht-lohnfaktoreinkommen in 
der Datenbasis sehr niedrig. 
als Primäreinkommen werden üblicherweise die Bruttofaktoreinkommen (Brutto-
löhne- und -gehälter und einkommen aus Unternehmerinnentätigkeit und Besitz vor 
steuerabzug) bezeichnet. abweichend von dieser Definition werden hier, wie in den 
früheren studien, auch die eigenpensionen wie Primäreinkommen, also nicht als 
transfers, behandelt. hinterblie benenpensionen an Personen im erwerbsalter sind 
hingegen als transfer definiert und ihre verteilung auf die haushalte dargestellt. 
Das öffentliche Pensionsversicherungssystem ist ein klassisches transfersystem, 
und die Pensionen stellen das größte Umverteilungsvolumen dar. eine umfassende 
analyse der Umverteilungseffekte der altersversorgung müsste den zeit lichen aspekt, 
die Umverteilung über den lebenszyklus, mit einbeziehen, dies geht aber über den 
Projektrahmen hinaus und muss einer eigenen Untersuchung vorbehalten bleiben.
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Die Primärverteilung wird in dieser studie nur als grundlage des Umverteilungspro-
zesses dar gestellt. ausführliche analysen der einkommensverteilung finden sich 
regelmäßig in den sozialberichten des Bundesministeriums für arbeit, soziales und 
Konsumentenschutz und in den Publikationen des Wifo (guger - Knittler - marterbauer, 
2008, guger - marterbauer, 2007).
4.2. verteilung der Primäreinkommen
obgleich der Umverteilungsprozess in dieser studie auf haushaltsebene analysiert wird, 
wird zuerst ein vergleich der entwicklung der Personen- und der haushaltseinkommen 
angestellt. Die weitere analyse beschränkt sich dann auf die haushaltseinkommen für 
zwei große grup pen: Unselbständigenhaushalte (hauptverdienerinnen sind unselb-
ständig erwerbstätig sowie nicht-selbständig beschäftigte haushaltsmitglieder) und 
nicht-selbständigenhaushalte, die haushalte mit arbeitnehmerinnen, Pensionistinnen, 
arbeitslosen, Personen in elternkarenz, Präsenz-, Zivildienern, studentinnen, nicht-
berufstätigen hausfrauen und -männern als haupt verdienerin. haushalte mit Personen, 
die einkommen aus selbständiger tätigkeit beziehen, bleiben außer Betracht.
Die Darstellung erfolgt in Dezilen, Quartilen und terzilen der Brutto markteinkommen 
(einkommen aus unselbständiger tätigkeit und Pension) bzw. Bruttogesamt einkommen 
(Bruttomarkteinkommen und transfers) für die Jahre 2000 und 2005 und wird mit der 
verteilung der früheren Umverteilungsstudien, die sich auf die Jahre 1983 und 1991 
bezie hen, verglichen. Da es sich jeweils um unterschiedliche erhebungen handelt, ist 
allerdings die vergleichbarkeit über die Zeit etwas eingeschränkt, und die ergebnisse 
sind daher in manchen Bereichen vorsichtig zu interpretieren.
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Die Unterschiede in der haushaltsgröße und der haushaltsstruktur werden in dieser 
studie durch die Darstellung in entsprechenden Bruttoäquivalenzeinkommen aus-
gewiesen19. Diese gewichten die Bruttoeinkommen der haushalte gleichsam nach 
dem „Konsumgewicht“ der haushaltsmitglieder, den Äquivalenzzahlen. Die Äqui-
valenzskala schreibt dem ersten erwach senen haushaltsmitglied ein gewicht von 1 
und jedem weiteren eines von 0,5 und jedem Kind (unter 14 Jahren) von 0,3 zu. Die 
Bruttoäquivalenzeinkommen stellen damit nach Konsumein heiten gewichtete Pro-
Kopf-einkommen der haushalte dar.
in Übersicht 5 werden die ausgangsverteilungen des Umverteilungsprozesses 
dargestellt. in den ersten spalten finden sich die fraktilobergrenzen und die 
Durchschnittseinkommen der individuellen Bruttolohneinkommen20 aus unselbständiger 
tätigkeit der Jahre 2000 und 2005, in den folgenden spalten die entsprechenden 
Werte für die Unselbständigenhaushalte und die nicht-selbständigenhaushalte. Die 
Bruttomarkteinkommen enthalten auch Pensionsleis tungen.
4.2.1. verteilung der individuellen Bruttoeinkommen - lohn- und 
 Pensionseinkünfte
Das durchschnittliche Bruttolohneinkommen21 der unselbständig Beschäftigten betrug 
nach den Daten der Konsumerhebung im Jahr 2000 monatlich 2.279 € (Übersicht 5) 
und im Jahr 2005 nach den ergebnissen von eU-silc 2006 monatlich 2.316 € (median 
2.006 €). Die 10% mit den niedrigsten einkommen verdienen 2005 höchsten 842 € 
monatlich und im Durchschnitt 521 €; die 10% mit den höchsten lohneinkommen be-
ziehen mehr als 3.850 € und im Durch schnitt 5.736 €, d. h., im Durchschnitt verdient 
2005 das oberste Zehntel der lohnabhängigen 11-mal so viel wie das unterste Zehntel, 
19 Die Darstellungen in Bruttoäquivalenzeinkommen sind in dieser studie auch immer nach der höhe der jeweiligen Bruttoäquiva
 lenzeinkommen geordnet.
20 Der Begriff Bruttolohneinkommen wird in dieser arbeit synonym für Bruttolohn- und -gehaltseinkommen verwen det.
21 einschließlich sonderzahlungen (also 12-mal jährlich).
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im Jahr 2000 lag das verhältnis des 10. Dezils zum 1. Dezil bei 9,7.
Diese Zunahme der Ungleichheit kommt auch in der entwicklung der einkommensan-
teile und des gini-Koeffizienten22 zum ausdruck: in das unterste Drittel flossen 2000 
15,9% der Personen einkommen und ins oberste 54,8%, im Jahr 2005 entfallen auf das 
1. terzil 15,1% und auf das dritte 55,5% und der gini-Koeffizient stieg seit 2000 um 
3,6% von 0,306 auf 0,317. noch stärker hatte die streuung der individualeinkommen 
in den neunziger Jahren zugenommen; zwischen 1991 und 2000 ist der gini-Koeffizient 
um 11,3% gestiegen, sein Wert belief sich nach den mikrozensusdaten 1991 auf 0,275 
(Übersicht 6).
Die hauptursachen für diese entwicklung liegen - längerfristig strukturell - in techno-
logischen veränderungen und dem Prozess der globalisierung begründet, die auf der 
einen seite ein relatives Überangebot an geringqualifizierten und auf der anderen eine 
Übernachfrage nach qualifizierten arbeitskräften mit sich bringen. in den letzten zwei 
Jahrzehnten kommt dazu insbesondere im Zusammenhang mit dem Berufseinstieg 
eine rasche Zunahme der teilzeitbeschäftigung und atypischer Beschäftigungsverhält-
nisse (acemoglu, 2002, ochsen -  Welsch, 2005, guger - Knittler - marterbauer, 2008).
22 Zur Definition des gini-Koeffizienten siehe Kapitel 9.
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Übersicht 6: Verteilung der Bruttolohneinkommen der Personen und der Bruttomarkteinkom-
men der Haushalte, 2000 und 2005 
 
 2000 




 Bruttolohneinkommen Bruttomarkteinkommen Bruttomarkteinkommen 
Bruttoein-
kommen 
Grenzen in € Anteile in % Grenzen in € Anteile in % Grenzen in € Anteile in % 
      
1. Terzil 1.631 15,9 2.654 16,3 1.875 12,1 
2. Terzil 2.371 29,4 4.236 29,4 3.493 28,3 
3. Terzil Mehr als 2.371 54,8 Mehr als 4.236 54,3 Mehr als 3.493 59,6 
       
Insgesamt  100,0  100,0  100,0 
    
 2005 
       
1. Terzil 1.626 15,1 2.694 15,6 1.986 11,9 
2. Terzil 2.500 29,3 4.315 28,7 3.664 28,2 
3. Terzil Mehr als 2.500 55,5 Mehr als 4.315 55,7 Mehr als 3.664 59,9 
       
Insgesamt  100,0  100,0  100,0 
       
Gini-Koeffizient      
2005  0,317  0,312  0,373 
2000  0,306  0,294  0,367 
1991  0,275  0,281  0,367 
1983    0,25  0,34 
Q: Guger (1987), Guger (1996A), EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Zur Definition des 
Gini-Koeffizienten siehe Kapitel 9. 
Aus dieser Entwicklung ergibt sich eine zunehmende Streuung der Individualeinkommen, die 
sich aber noch nicht in einer ungleicheren Verteilung der Haushaltseinkommen niederschla-
gen muss. Denn der starke Anstieg der Teilzeitbeschäftigung von Frauen steht auch in engem 
Zusammenhang mit der höheren Frauenerwerbsbeteiligung. Frauen, die früher nicht erwerbs-
tätig waren, treten vielfach als Teilzeitbeschäftigte − und damit mit niedrigerem individuellem 
Einkommen23
                                                     
23)  Zu den geschlechtsspezifischen Einkommensunterschieden siehe die jüngste Arbeit von Grünberger − Zulehner 
(2009). 
) − in den Erwerbsprozess ein. Sie stärken damit das Haushaltseinkommen, 
obwohl die Streuung der Individualeinkommen vergrößert wird. Der Vergleich mit den Äqui-
valenzeinkommen zeigt beispielsweise, dass das nach der Anzahl und dem Alter der Haus-
haltsmitglieder gewichtete Pro-Kopf-Einkommen 2005 im 1. Dezil 750 € beträgt, obwohl das 
individuelle Durchschnittseinkommen bei 521 € liegt. Darin kommt zum Ausdruck, dass ein 
großer Teil der NiedriglohnbezieherInnen (geringfügig Beschäftigte, Teilzeitbeschäftigte usw.) 
mit Personen mit höherem Erwerbseinkommen zusammenlebt. In den neunziger Jahren nahm 
auch auf Haushaltsebene die Ungleichheit schwächer zu als auf Personenebene. Seit 2000 
aus dieser entwicklung ergibt sich eine zunehmende streuung der individualeinkommen, 
di  sich ab r och nicht i  einer ungl cheren verteilung der haush ltse kom en 
niederschla gen muss. Denn der starke anstieg der teilzeitbeschäftigung von frauen steht 
auch in engem Zusammenhang mit der höheren frauenerwerbsbeteiligung. frauen, die 
früher nicht erwerbs tätig waren, treten vielfach als teilzeitbeschäftigte - und damit mit 
niedrigerem individuellem einkommen23 - in den erwerbsprozess ein. sie stärken damit 
das haushaltseinkommen, obwohl die streuung der individualeinkommen vergrößert 
wird. Der vergleich mit den Äqui valenzeinkommen zeigt beispielsweise, dass das nach 
der anzahl und dem alter der haus alt mitglieder gewichtete Pro-Kopf-einkommen 
2005 im 1. Dezil 750 € beträgt, obwohl das individuelle Durchschnittseinkommen 
23 Zu den geschlechtsspezifischen einkommensunterschieden siehe die jüngste arbeit von grünberger - Zulehner (2009).
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bei 521 € liegt. Darin kommt zum ausdruck, dass ein großer teil der niedriglohnbe-
zieherinnen (geringfügig Beschäftigte, teilzeitbeschäftigte usw.) mit Personen mit 
höherem erwerbseinkommen zusammenlebt. in den neunziger Jahren nahm auch auf 
haushaltsebene die Ungleichheit schwächer zu als auf Personenebene. seit 2000 ent-
wickeln sich allerdings die haushaltseinkommen sowohl für die Unselbständigen- als 
auch für nicht-selbständigenhaushalte deutlich stärker auseinander.
4.2.2. verteilung der Bruttohaushaltseinkommen
Das durchschnittliche Bruttomarkteinkommen der Unselbständigenhaushalte beträgt 
2005 4.033 € (median 3.451 €) und das der nicht-selbständigenhaushalte (also mit 
Pensionen, aber ohne übrige transfers) 3.273 € (median 2.721 €; Übersicht 5). Die 
streuung der Bruttomarktein kommen der Unselbständigenhaushalte ist etwas geringer 
als die der individualeinkommen der arbeitnehmerinnen. Über die nicht-selbständi-
genhaushalte gesehen, ist aber die vertei lung deutlich ungleicher, da in den unteren 
einkommensgruppen dieser haushalte die markt einkommen weniger gewicht haben, 
obgleich auch hier die Pensionen zu den markteinkom men zählen. 
ein vergleich der Durchschnittseinkommen und der verteilungen zwischen den beiden 
vergleichsjahren 2000 und 2005 zeigt, dass die verteilung der Bruttomarkteinkommen 
in der ersten hälfte dieses Jahrzehnts spürbar ungleicher wurde. Die ersten Dezile 
in den verteilun gen mussten sowohl auf Personen- als auch auf haushaltsebene 
teils beträchtliche einbußen in den nominellen Bruttomarkteinkommen hinnehmen. 
obgleich die vergleichbarkeit der beiden erhebungen, die auf Befragungen beruhen, 
eingeschränkt ist, weisen auch die regis terdaten der lohnsteuerstatistiken - wo es 
sich allerdings um steuerfälle und nicht um Perso nen handelt - in dieselbe richtung 
(guger - marterbauer, 2007).
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Der starke anstieg der teilzeitbeschäftigung und der atypischen Beschäftigungs-
verhältnisse dämpft die lohneinkommen in den unteren Dezilen deutlich. Be-
merkenswert ist, dass nicht nur die individualeinkommen davon betroffen sind, 
sondern auch die haushaltseinkommen. Die durchschnittlichen lohneinkommen 
der Unselbständigenhaushalte sind im 1. Dezil gleich stark gesunken (-8%) wie die 
individualeinkommen der lohnbezieherinnen. viel stärker waren die lohneinbußen 
in den nicht-selbständigenhaushalten, in denen neben haushalten unselb ständig 
Beschäftigter auch Pensionistinnen-, arbeitslosen- und studentinnenhaushalte u. a. 
vertreten sind. teilzeit- und atypische Beschäftigung dürften in den haushalten von 
transfer einkommensbezieherinnen besonders stark zugenommen haben.
insgesamt stieg in den letzten 1½  Jahrzehnten die Ungleichheit in den Primärein-
kommen (Bruttomarkteinkommen): Während die anteile der einkommen der unteren 
einkommensgrup pen - egal, ob nach Dezilen, Quartilen oder terzilen betrachtet - sowohl 
aus personeller als auch aus der haushaltsperspektive schrumpften, vergrößerten 
sich die anteile in den obers ten einkommensschichten deutlich (Übersicht 6). für 
die nicht-selbständigenhaushalte redu zierte sich seit 1983 der einkommensanteil 
des 1. Dezils um ein Drittel (von 2,1% auf 1,4%), jener des obersten Dezils stieg um 
3,5 Prozentpunkte (von 23,3% auf 26,8%).
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Q: guger (1987), guger (1996a), eU-silc 2006, Konsumerhebung 1999/2000, Wifo-Berechnungen.
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Q: guger (1987), guger (1996a), eU-silc 2006, Konsumerhebung 1999/2000, Wifo-Berechnungen.
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auf haushaltsebene war die Zunahme der Ungleichheit in den letzten fünf Jahren 
stärker als im Jahrzehnt davor: für die haushalte der unselbständig Beschäftigten 
stieg der gini-Koeffi zient in den neunziger Jahren um 4,5% von 0,281 auf 0,294 und 
seit Beginn des Jahrzehnts um 6,4%. für die nicht-selbständigenhaushalte blieb die 
streuung in den neunziger Jahren gemessen am gini-maß mit 0,367 unverändert, stieg 
aber zwischen 2000 und 2005 um 1,6% (Übersicht 6).
Die hier dargestellten Primäreinkommen enthalten mit ausnahme der Pensionen, die 
in diesem Bericht auch als Primäreinkommen angesehen werden, keine transferleis-
tungen. Da im 1. Dezil ein hoher anteil an transferempfängerinnen (25% arbeitslose 
bzw. die hälfte aller arbeitslosen Personen, 23% Kinder, schülerinnen, studentinnen) 
vertreten ist, die keine Primäreinkommen beziehen, erreicht das Durchschnittsein-
kommen für die untersten 10% der nicht-selbständigenhaushalte nur 459  € - im 
2. Dezil dagegen bereits 1.172 €. Betrachtet man die Bruttogesamteinkommen - also 
nach dem Umverteilungsprozess einschließlich transfers (arbeitslosengeld, Karenz- 
bzw. Kinderbetreuungsgeld usw.) -, so steigt das durchschnittliche Bruttoeinkommen 
im 1. Dezil auf 787 € und im 2. Dezil auf 1.350 €.
Die einkommensverteilung und ihre entwicklung ist wesentlich von der sozialstruktur 
einer gesellschaft und deren veränderung mitbestimmt, die wieder von faktoren wie 
der demo graphischen, ökonomischen und sozialen entwicklung entscheidend ab-
hängen. Die demo graphische alterung und die Zunahme der einpersonenhaushalte 
fördern ebenso die Ungleichheit in der einkommensverteilung wie die angleichung 
der Bildungswege und des erwerbsverhaltens zwischen den geschlechtern in der Zu-
sammensetzung der haushalte, die zur formierung einkommensschwacher haushalte 
einerseits und einkommensstarker anderer seits führen.
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4.2.3. verteilung der Äquivalenzeinkommen
Die haushaltseinkommen bilden ohne Berücksichtigung der haushaltsgröße und 
-zusammen setzung - also der anzahl und der altersstruktur der Personen, die im 
haushalt leben und von diesem einkommen leben müssen - keinen eindeutigen 
indikator für die ökonomische situa tion eines haushalts. im 4. Quartil leben 2005 mit 
durchschnittlich 3 Personen doppelt so viele Personen wie im 1. Quartil, und die anzahl 
der Kinder ist im unteren Drittel, wo viele Pensionist innenhaushalte vertreten sind, mit 
0,2 Kindern je haushalt (unter 14 Jahren) halb so hoch wie in den oberen zwei Dritteln.
Werden die haushaltsgröße und -zusammensetzung des haushalts in form der eU-
Äquivalenz skala berücksichtigt und die haushalte nach dem gewichteten Pro-Kopf- bzw. 
Äquivalenzein kommen sortiert, so variiert die durchschnittliche anzahl der Personen 
nur geringfügig, zwischen 2,1 im 1. Quartil und 4. Quartil, 2,4 im 2. Quartil und 2,3 im 
3. Quartil. entsprechend geringer streut nach dieser neuverteilung auch die Äquiva-
lenzzahl, die neben der anzahl der Personen auch deren alter einbezieht: sie beläuft 
sich auf 1,4 im ersten fünftel der verteilung, 1,6 in den mittleren sechs Dezilen und 
auf 1,5 im obersten fünftel.
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Übersicht 7: grenzen und Durchschnitte der Bruttoäquivalenzmarkteinkommen der haushalte, 2000 und 2005
–  36  – 
   
Übersicht 7: Grenzen und Durchschnitte der Bruttoäquivalenzmarkteinkommen der Haushalte, 









Grenzen Durchschnitt Grenzen Durchschnitt 
In € In € Anteile in % In € In € Anteile in % 
      1. Terzil 1.623 1.176 17,0 1.238 827 14,4 
2. Terzil 2.481 2.054 30,1 2.103 1.665 28,9 
3. Terzil Mehr als 2.481 3.735 52,9 Mehr als 2.103 3.259 56,8 
  











   
 
2005 
       1. Terzil 1.700 1.226 16,7 1.416 895 14,0 
2. Terzil 2.605 2.131 29,0 2.338 1.856 29,1 
3. Terzil Mehr als 2.605 3.980 54,3 Mehr als 2.338 3.635 56,9 
  











Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe 
Kapitel 9. 
Diese gewichteten Pro-Kopf- oder Äquivalenzeinkommen sind deutlich weniger ungleich 
verteilt als die Haushaltseinkommen. Der Gini-Koeffizient der gewichteten Pro-Kopf-Brutto-
markteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte ist mit 0,329 im Jahr 2000 und 0,335 im 
Jahr 2005 in beiden Jahren um rund 10% niedriger als jener der Haushaltseinkommen 
(Übersicht 7). Während 2005 knapp 60% der Haushaltseinkommen auf das obere Drittel, 28% 
auf das mittlere und nur 12% auf das untere Drittel der Nicht-Selbständigenhaushalte entfal-
len, fließen nur 57% der äquivalenten Bruttomarkteinkommen ins obere, gut 29% ins mittlere 
und 14% ins untere Drittel (Übersicht 6 und Übersicht 7). Die Haushalte der unselbständig 
Beschäftigten sind homogener, daher ändert sich die Verteilung nur wenig. Der Gini-Koeffi-
zient der Äquivalenzeinkommen ist für diese Haushalte im Jahr 2000 mit 0,285 um rund 3% und 
im Jahr 2005 mit 0,294 um rund 6% niedriger als jener der Haushaltseinkommen. Die Verteilung 
der Markteinkommen wurde aber auch auf Basis der Äquivalenzeinkommen ungleicher: Seit 
2000 ist der Gini-Koeffizient für die Nicht-Selbständigenhaushalte um rund 2% und für die 
Unselbständigenhaushalte um 3½% gestiegen.  
Da in dieser Studie die Umverteilung im Vordergrund steht, wird die Primärverteilung nicht 
näher analysiert. Sie bildet die Ausgangsbasis für die Analyse des Umverteilungsprozesses, der 
durch die Steuern und Abgaben auf der einen Seite und durch die monetären und realen 
öffentlichen Transfers auf der anderen Seite zustande kommt. 
Q: eU-silc 2006, Konsumerhebung 1999/2000, Wifo-Berechnungen. Zur Definition des gini-Koeffizienten siehe Kapitel 9.
Diese gewichteten Pro-Kopf- oder Äquivalenzeinkommen sind deutlich weniger 
ungleich verteilt als die haushaltseinkommen. Der gini-Koeffizient der gewicht ten 
Pro-Kopf-Brutto markteinkommen der nicht-selbständigenhaushalte ist mit 0,329 im 
Jahr 2000 und 0,335 im Jahr 2005 in beiden Jahren um rund 10% niedriger als jener 
der haushaltseinkommen (Übersicht 7). Während 2005 knapp 60% der haushalts-
einkommen auf das obere Drittel, 28% auf das mittlere und nur 12% auf as untere 
Drittel der nicht-selbständigenhaushalte entfal len, fließen nur 57% der äquivalenten 
Bruttomarkteinkommen ins obere, gut 29% ins mittlere und 14% ins untere Drittel 
(Übersicht 6) und Übersicht 7). Die haushalte der unselbständig Beschäftigten sind 
homogener, daher ändert sich die verteilung nur wenig. Der gini-Koeffi zient der 
Äquivalenzeinkommen ist für diese haushalte im Jahr 2000 mit 0,285 um rund 3% und 
im Jahr 2005 mit 0,294 um rund 6% niedriger als jener der haushaltseinkommen. Die 
verteilung der markteinkommen wurde aber auch auf Basis der Äquivalenzeinkommen 
ungleicher: seit 2000 ist der gini-Koeffizient für die nicht-selbständigenhaushalte um 
rund 2% und für die Unselbständigenhaushalte um 3½% gestiegen.
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Da in dieser studie die Umverteilung im vordergrund steht, wird die Primärverteilung 
nicht näher analysiert. sie bildet die ausgangsbasis für die analyse des Umvertei-
lungsprozesses, der durch die steuern und abgaben auf der einen seite und durch die 
monetären und realen öffentlichen transfers auf der anderen seite zustande kommt.
4.3. Zusammenfassung
Die Primäreinkommensverteilung wurde in den letzten 1½ Jahrzehnten deutlich un-
gleicher. auf individueller ebene nahm die streuung der Bruttomarkteinkommen vor 
allem in den neun ziger Jahren deutlich zu.
Die verteilung der Bruttomarkteinkommen der haushalte änderte sich in den neun-
ziger Jahren nur wenig, wurde aber seit 2000 merklich ungleicher. Über die nicht-
selbständigen haushalte gesehen, bezog das unterste Quartil zu Beginn des Jahrzehnts 
7,5% der Brutto markteinkommen, 2005 sind es 7,3%. Der anteil des obersten Quartils 
stieg in diesem Zeitraum von 49,4% auf 49,9%.
Die hauptgründe für die zunehmende Ungleichheit in der verteilung der marktein-
kommen liegen in konjunkturellen und strukturellen Ursachen begründet, die in die 
gleiche richtung wirken: auf der individuellen ebene haben zum einen teilzeitarbeit 
und atypische Beschäfti gungsformen stark zugenommen und zum anderen dämpfen 
der technische fortschritt und die globalisierung die einkommen der geringqualifi-
zierten, während diese faktoren hoch qualifizierte eher begünstigen (guger - Knittler 
- marterbauer, 2008). aus der haushaltsper spektive, nehmen einerseits die ein-
personenhaushalte zu und andererseits treffen mit der angleichung der Bildungs- und 
erwerbsstandards in der Zusammensetzung der haushalte vermehrt einkommensstarke 
bzw. einkommensschwache Partnerinnen aufeinander.
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5. UmverteilUng DUrch steUern UnD aBgaBen
in der inzidenzforschung, der analyse der materiellen steuerlast der öffentlichen 
abgaben, wird in der regel zwischen direkten und indirekten steuern unterschieden. 
Diese Unterschei dung knüpft an der vermuteten bzw. angenommenen Überwälzbarkeit 
der steuerlast an: Die einkommen-, vermögen- und erbschaft- oder schenkungsteuern 
werden im allgemeinen als direkte steuern bezeichnet und als nicht überwälzbar 
angesehen, d. h., es wird angenom men, dass sie von dem gezahlt werden, der sie 
ökonomisch trägt. steuern auf den Umsatz oder verbrauch werden dagegen als 
indirekte steuern bezeichnet, und es wird unterstellt, dass sie überwälzbar sind und 
nicht von dem getragen werden, der sie dem fiskus abführt. Diese Unterscheidung 
ist weder von vornherein begrifflich klar noch von der empirischen Wir kung her 
eindeutig (fullerton - metcalf - gilbert, 2002). so sind die sozialversicherungsbeiträ ge 
gesetzlich als arbeitgeberinnen- und arbeitnehmerinnenbeiträge ausgestaltet, werden 
aber beide formal in der volkswirtschaftlichen gesamtrechnung den arbeitsentgelten 
und damit in der funktionalen verteilungsanalyse - in der lohnquotenberechnung - 
den arbeit nehmerinnen  zugerechnet. Wer aber eine Änderung in den Beitragssätzen 
ökonomisch trägt, ist nicht von vornherein klar. Die Überwälzbarkeit hängt schließlich 
von der marktform und den elastizitäten ab, das gilt für die sozialabgaben wie für 
einkommen-, Umsatz- und verbrauchs steuern.
Wie in den meisten studien dieser art wird auch hier von der annahme der ‚formalen 
inzidenz‘ ausgegangen. Direkten steuern wird dabei im allgemeinen eine progressive 
und indirekten steuern eine regressive Wirkung24 zugeschrieben. Direkte, am einkom-
men oder vermögen bemessene steuern belasten demnach Bezieherinnen hoher 
24 als progressiv wird eine steuer bezeichnet, wenn die durchschnittliche steuerbelastung in relation zum einkommen mit steigen
 dem einkommen zunimmt, also der Durchschnittssteuersatz steigt. im umgekehrten fall, wenn die durchschnittliche steuerbe 
 lastung mit zunehmendem einkommen sinkt, wird von regressiver steuer gesprochen. im falle der staatsausgaben ist die 
 Definition umgekehrt, allerdings von der ökonomischen Wirkung aus betrachtet analog: steigen die staatsausgaben in relation 
 zum einkommen mit wachsendem einkommen, so werden sie als regressiv und sinkende als progressiv bezeichnet.
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einkommen in stärkerem maße und indirekte, am verbrauch bemessene steuern die 
ärmeren Bevölkerungsschichten. Die aufbringung des öffentlichen finanzbedarfs durch 
indirekte steuern wird daher aus vertei lungspolitischer sicht immer wieder kritisiert: 
Während direkte steuern auf dem leistungsfähig keitsprinzip beruhen, belasten indi-
rekte steuern aufgrund des höheren Konsumanteils am verfügbaren einkommen oder 
auch aufgrund der verbrauchsstruktur (hoher ausgabenanteil für energie, tabak usw.) 
ärmere schichten der Bevölkerung stärker.
im folgenden wird die Umverteilungswirkung der wichtigsten einnahmenkategorien 
des staa tes in den Basisjahren 2000 und 2005 analysiert und mit den ergebnissen 
der früheren studien verglichen. Die analyse beschränkt sich wieder auf die lohn- 
und Pensionseinkommen: Zum einen konnten die steuern und sozialabgaben aus 
den selbständigen einkünften nicht in ver gleichbarer form errechnet werden und 
zum anderen aus gründen der vergleichbarkeit mit den früheren studien des Wifo 
zu diesem thema. Die arbeit konzentriert sich auf die Umver teilungswirkungen der 
steuern: Detaillierte steuerpolitische reformvorschläge wurden vor kurzem vom Wifo 
mit der studie „Ziele und optionen der steuerreform“ (aiginger et al., 2008) vorgelegt.
im ersten abschnitt dieses Kapitels werden die direkten abgaben - die sozialversicherungs-
beiträge und die lohnsteuer - analysiert und im zweiten die indirekte Besteuerung.
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5.1. inzidenz der direkten lohnabgaben
alois gUger 
Diese analyse beschränkt sich auf die lohnsteuer und sozialversicherungsbeiträge 
der arbeit nehmerinnen, da aus den einkommen der selbständigen die steuern und 
sozialabgaben nicht in vergleichbarer form errechnet werden konnten und veran-
lagungspflichtige einkünfte und Zinseinkommen unterrepräsentiert sind. trotzdem 
sind damit rund 80% des direkten steueraufkommens der privaten haushalte erfasst. 
5.1.1. sozialversicherungsabgaben
Die sozialversicherungsbeiträge bilden zusammen mit den übrigen Dienstnehmerinnenabga-
ben (Kammerumlage und Wohnbauförderungsbeitrag) für die breite masse der 
unselbstän dig erwerbstätigen die größte abgabenleistung. Bis zu einem laufenden 
Bruttobezug von rund 3.000 € (einschließlich sonderzahlungen) oder für über 80% der 
arbeitnehmerinnen übertreff en die sozialabgaben die tarifliche lohnsteuerleistung. 
Werden erhöhte Werbungskosten und/oder sonderausgaben geltend gemacht, so ist 
die tatsächlich gezahlte lohnsteuer noch niedriger.
Da diese arbeit in erster linie die Umverteilungsprozesse zwischen dem staat im 
weiteren sinn (also einschließlich der gesetzlichen sozialversicherung) und den privaten 
haushalten zum gegenstand hat, werden in der folgenden analyse der verteilungs-
wirkungen nach einkom mensschichten nur die arbeitnehmerinnenbeiträge ausgewiesen. 
Die arbeitgeberinnenbei träge, die in der vgr auch den arbeitsentgelten zugerechnet 
werden, haben - abgesehen von der unterschiedlichen höhe - aufgrund der oben 
diskutierten annahme der ‚formalen inzidenz‘ für die privaten haushalte die gleiche 
Umverteilungswirkung. insgesamt tragen sie durch die höheren Pensionsversiche-
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rungsbeiträge der arbeitgeberinnen, die Beiträge zur gesetzlichen Unfallversicherung 
und zum familienlastenausgleichsfonds mehr als die hälfte der Beiträge bzw. der 
zweckgebundenen mittel zur finanzierung der sozialsysteme bei.
5.1.1.1. sozialabgabenquote und verteilung der sozialabgaben
Der dynamische ausbau des sozialstaates in den sechziger und siebziger Jahren, als 
die sozialquote von 1960 bis 1980 um rund 10 Prozentpunkte von 16½% auf 26% 
stieg, war auch mit einer deutlichen anhebung der Beitragssätze zur gesetzlichen 
sozialversicherung verbun den; allein die Pensionsversicherungsbeiträge im asvg 
wurden - insgesamt für arbeitge berinnen und arbeitnehmerinnen - für arbeiterinnen 
von 12% auf 20,5% und für angestellte von 11% auf 19,8% erhöht.
in den achtziger Jahren, als die sozialquote abgesehen von konjunkturellenschwan-
kungen konstant blieb, wurden im asvg die Pensionsversicherungsbeiträge (0,5 
Prozentpunkte) und der Pensionsversicherungsbeitrag in der Beamtinnenversicherung 
(3 Prozentpunkte) ange hoben. gleichzeitig blieb aber in diesem Zeitraum die erhöhung 
der höchstbeitragsgrundlage deutlich hinter der einkommensentwicklung zurück.
in der ersten hälfte der neunziger Jahre kam es zu einer sozialpolitischen offensive 
(u.  a. fami lienpakete 1989, 1993, einführung des Pflegegeldes 1993), die sich in 
einem anstieg der sozial quote um über 2½ Prozentpunkte auf fast 29% und in höheren 
Kranken- und arbeitslosenver sicherungsbeiträgen - in summe um rund 1½ Prozent-
punkte - sowie in einem überproportio nalen anstieg der höchstbeitragsgrundlage 
niederschlug. abgesehen von einer schrittweisen anpassung der Beitragssätze zur 
Krankenversicherung zwischen arbeiterinnen und angestell ten blieben seit mitte der 
neunziger Jahre die Beitragssätze weitgehend stabil, und die sozial quote schwankte 
in abhängigkeit von der Konjunkturlage zwischen 28% und 29½%.
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Die sozialversicherungsbeiträge bilden die aufkommensstärkste öffentliche abgabe. 
im Jahr 2007 betrugen die arbeitgeberinnen- und arbeitnehmerinnenbeiträge in summe 
39 mrd. €. allein auf die arbeitnehmerinnen entfielen rund 16 mrd. €. insgesamt wirken 
die sozialversi cherungsbeiträge durch die höchstbeitragsgrundlage regressiv auf die 
einkommensvertei lung. Die Beitragssätze sind wohl zwischen der geringfügigkeitsgrenze 
und der höchstbei tragsgrundlage konstant und wirken daher für 90% der lohnbezie-
herinnen proportional. Da aber für einkommen über der höchstbeitragsgrundlage, die 
im Jahr 2008 monatlich 3.930 € betrug, der absolutbetrag unabhängig von der einkom-
menshöhe gleich bleibt (715 € für arbeiterinnen und 710 € für angestellte), wirken die 
sozialversicherungsbeiträge insgesamt regressiv. außerdem zahlten bis vor kurzem 
arbeiterinnen, die im Durchschnitt rund ein viertel weniger verdienen als angestellte 
(statistik austria, 2008B), spürbar höhere Krankenversiche rungsbeiträge. seit 2000 
wird diese Differenz schrittweise abgebaut. Die Pensionsversiche rungsbeiträge der 
Beamtinnen wirkten in der vergangenheit proportional, da das Beamtin nenpensionsrecht 
keine höchstbeitragsgrundlage kannte. mit der harmonisierung der Pen sionssysteme, 
die mit dem allgemeinen Pensionsgesetz 2005 in Kraft trat, gilt auch (zumindest) für 
die Bundesbeamtinnen die höchstbeitragsgrundlage des asvg.
PersoneneBene
Die durchschnittliche sozialabgabenquote, also die arbeitnehmerinnenbeiträge zur 
sozialver sicherung gemessen am Bruttoeinkommen, blieb auf individueller ebene 
betrachtet in den achtziger Jahren weitgehend stabil und ist seither kontinuierlich 
gestiegen, in den neunziger Jahren um 2 Prozentpunkte, von 13,6% im Jahr 1991 auf 
15,6% im Jahr 2000 und in der ersten hälfte dieses Jahrzehnts um ½ Prozentpunkt 
auf 16,1% im Jahr 2005 (Übersicht 8). am höchsten sind die sozialabgaben in den 
mittleren einkommensgruppen vom 2. bis zum 8. Dezil mit rund 17½% im Jahr 2005. 
Die wachsende Bedeutung der geringfügigen Beschäfti gung schlägt sich in der entwick-
lung der sozialabgabenquote des 1. Dezils nieder: Diese ent sprach in den Jahren 1983 
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und 1991 weitgehend jener in den mittleren einkommensgruppen, fällt aber seither 
immer stärker zurück; im Jahr 2000 betrug der abstand gut 1 Prozentpunkt und 2005 
fast 2 Prozentpunkte - in diesem Zeitraum hat die geringfügige Beschäftigung um ein 
sechstel zugenommen. auch am oberen ende der verteilung sinkt die sozialabgaben-
quote, einerseits durch die höchstbeitragsgrundlage und andererseits aus strukturel-
len gründen: Beamtinnen hatten wohl bis 2004 keine höchstbeitragsgrundlage25 in 
der Pensionsvorsorge aber in summe einen niedrigeren sozialabgabensatz (keinen 
arbeitslosenversicherungsbeitrag) und sind in der oberen hälfte der verteilung stärker 
vertreten. 2005 liegt der anteil der sozialabgaben der arbeitnehmerinnen im obersten 
viertel mit 14,6% rund 3 Prozentpunkte unter jenem im mittle ren einkommensbereich, 
im Jahr 2000 und davor 1991 betrug dieser abstand fast 4 Prozent punkte. ein grund 
für die verringerung dieses abstandes dürfte in der überproportionalen anhebung der 
höchstbeitragsgrundlage seit anfang der neunziger Jahre liegen. Diese war in den acht-
ziger Jahren nur halb so rasch gewachsen wie die durchschnittliche Beitragsgrund lage. 
Zusammen mit der Zunahme der geringfügigen Beschäftigung hat diese überpropor-
tionale anhebung der höchstbeitragsgrundlage die regressive verteilungswirkung der 
sozialbeiträge in den letzten Jahrzehnten merklich abgeschwächt: 2005 verdienen die 
unteren zwei Drittel der unselbständig beschäftigten Personen in der einkommenshie-
rarchie 44,5% der Bruttoein kommen und zahlen 48% der sozialversicherungsbeiträge. 
im Jahr 2000 entfie len auf die unte ren zwei Drittel 45,2% der einkommen und 50% 
der Beiträge (Übersicht 8) und im Jahr 1991 lag das verhältnis bei 46,8% zu 53,4%. 
seit den frühen achtziger Jahren haben sich damit der einkommensanteil der oberen 
drei Dezile um rund 3 Prozentpunkte und der anteil an der Beitragsleistung um rund 
5 Prozentpunkte erhöht.
25 für die seit 2005 pragmatisierten Beamtinnen gilt in der Pensionsversicherung die höchstbeitragsgrundlage des asvg. Die vor
 1995 geborenen Beamtinnen haben in der Pensionsversicherung weiterhin keine höchtstbeitrags grundlage. für nach 1955 gebo 
 rene und vor 2005 pragmatisierte Beamtinnen gilt die Parallelrechnung, d. h., sie unterliegen zum teil dem asvg (mit der höchst 
 beitragsgrundlage) und zum teil der alten Pensionsregelung für Beamtinnen ohne höchstbeitragsgrundlage aber mit höherem 
 Beitragssatz. 
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haUshaltseBene
auf der haushaltsebene ist die durchschnittliche sozialabgabenquote innerhalb der 
Unselb ständigenhaushalte mit 14,9% im Jahr 2000 und 15,3% im Jahr 2005 jeweils etwa 
¾ Prozent punkte geringer als auf der individuellen ebene (Übersicht 8). ausschlag-
gebend dafür dürfte sein, dass in Unselbständigenhaushalten auch Pensionistinnen 
leben, die keine Pensionsver sicherungsbeiträge zahlen, deren Pensionseinkünfte aber 
hier als Primär- bzw. Bruttomarktein kommen zählen.
Die regressive Wirkung der sozialabgaben, die die Bezieherinnen hoher einkommen 
relativ weniger belastet, setzt sich auf haushaltsebene fort, da Personen mit unter-
schiedlicher stel lung im erwerbsleben und unterschiedlicher einkommenssituation 
in haushalten zusammenle ben. Wie in den früheren studien war auch in den beiden 
Basisjahren dieser studie, 2000 und 2005, in den Unselbständigenhaushalten die 
sozialabgabenquote im 1. Quartil am höchsten - 16,6% im Jahr 2000 und 16,9% im 
Jahr 2005 - und ist mit steigendem einkommen auf 13,3% (2000) bzw. 13,9% (2005) 
gesunken. Wie schon im Jahr 1991 blieb durch die haushaltsbildung innerhalb der 
Unselbständigen auch 2000 und 2005 sowohl die einkommensverteilung als auch die 
verteilung der sozialausgaben im vergleich zur Personenebene weitgehend unbe rührt: 
so bezieht 2005 das oberste viertel der lohnbezieherinnen und der Unselbständigen-
haushalte rund 46% der einkommen und zahlt rund 42% der sozialabgaben.
Betrachtet man die nicht-selbständigenhaushalte - also auch haushalte, in denen 
Pensio nistinnen, arbeitslose, studentinnen, Personen in elternkarenz u. a. haupt-
verdienerinnen sind -, so ergeben auch die sozialabgaben ein progressives Bild: 
Die sozialabgabenquote stieg im Jahr 2000 von 4,6% im untersten Dezil auf 14,3% 
im 8. Dezil an und sank dann auf 11,8% im obersten. gegenüber 1991 haben damit 
die sozialabgaben relativ gleichmäßig über alle einkommensstufen zugenommen, im 
Durchschnitt um 1 Prozentpunkt.
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in der ersten hälfte dieses Jahrzehnts (2000 bis 2005) stieg die sozialabgabenquote 
im Durch schnitt um ¼ Prozentpunkt auf 12,5%. Wobei der Zuwachs im ersten viertel 
2 Prozentpunkte und im letzten 0,2 Prozentpunkte beträgt. Die sozialabgabenquote 
reicht 2005 von 6,3% im 1. Dezil bis zu 14% im 9. Dezil und sinkt dann im obersten 
auf 11,9% ab. Die progressive verteilungswirkung der sozialversicherungsbeiträge der 
nicht-selbständigen haushalte ergibt sich daraus, dass in den unteren einkommens-
dezilen Pensionistinnen stark vertreten sind, die keine Pensionsversicherungsbeiträge 
zahlen, deren Pensionen aber in dieser studie wie Bruttomarkteinkommen behandelt 
werden. Würden die öffentlichen Pensio nen wie transfers behandelt, wären sie nicht 
teil des Primäreinkommens; d. h., die Pensio nistinnenhaushalte würden ohne markt-
einkommen in den unteren einkommensschichten aufscheinen.
Übersicht 9: verteilung der Bruttoäquivalenzmarkteinkommen und der äquivalenten sozial abgaben sowie sozialabgabenquote nach 
Bruttoäquivalenzmarkteinkommen der haushalte, 2000 und 2005
–  44  – 
   
Übersicht 9: Verteilung der Bruttoäquivalenzmarkteinkommen und der äquivalenten Sozial-
abgaben sowie Sozialabgabenquote nach Bruttoäquivalenzmarkteinkommen der Haushalte, 
2000 und 2005 
 
 2000 



























      
1. Terzil 17,0 18,7 16,4 14,4 10,8 8,9 
2. Terzil 30,1 32,6 16,1 28,9 29,7 12,1 
3. Terzil 52,9 48,7 13,7 56,8 59,5 12,3 
       
Insgesamt 100,0 100,0 14,9 100,0 100,0 11,8 
       
Gini-Koeffizient 0,285 0,233  0,329 0,364  
   
 2005 
       
1. Terzil 16,7 18,3 16,7 14,0 12,1 10,4 
2. Terzil 29,0 31,3 16,4 29,1 30,8 12,7 
3. Terzil 54,3 50,4 14,1 56,9 57,1 12,0 
       
Insgesamt 100,0 100,0 15,2 100,0 100,0 12,0 
       
Gini-Koeffizient 0,294 0,244  0,335 0,343  
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe 
Kapitel 9. − ¹) ArbeitnehmerInnenbeiträge. 
Äquivalenzeinkommen 
Werden auch die Anzahl der Haushaltsmitglieder und ihre Altersstruktur in die Analyse mit ein-
bezogen und die Haushalte nach dem Äquivalenzeinkommen geschichtet, so bleibt in den 
Unselbständigenhaushalten die Höhe der Sozialabgabenquote nach Einkommensschichten 
sowohl im Jahr 2000 als auch 2005 davon weitgehend unberührt. Insgesamt ändert sich für 
die Unselbständigenhaushalte die Verteilung der Einkommen und der Sozialabgaben durch 
die Berücksichtigung der Haushaltsgröße und -zusammensetzung nur wenig, die Ungleichheit 
sinkt leicht. Im Gegensatz dazu steigt die Abgabenquote der Nicht-Selbständigenhaushalte 
im unteren Drittel der Verteilung und sinkt für die oberen zwei Drittel, da durch die Berück-
sichtigung der Haushaltsgröße PensionistInnenhaushalte mit geringeren Sozialabgaben, in 
denen kaum Kinder vertreten sind, nach oben rücken und Beschäftigtenhaushalte mit 
Kindern aber höheren Sozialabgaben nach unten. Durch die Berücksichtigung der Haushalts-
größe und -zusammensetzung wird sowohl die Verteilung der Einkommen als auch die der 
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ÄQUivalenZeinKommen
Werden auch die anzahl der haushaltsmitglieder und ihre altersstruktur in die analyse 
mit ein bezogen und die haushalte nach dem Äquivalenzeinkommen geschichtet, so 
bleibt in den Unselbständigenhaushalten die höhe der sozialabgabenquote nach 
einkommensschichten sowohl im Jahr 2000 als auch 2005 davon weitgehend un-
berührt. insgesamt ändert sich für die Unselbständigenhaushalte die verteilung der 
einkommen und der sozialabgaben durch die Berücksichtigung der haushaltsgröße 
und -zusammensetzung nur wenig, die Ungleichheit sinkt leicht. im gegensatz dazu 
steigt die abgabenquote der nicht-selbständigenhaushalte im unteren Drittel der 
verteilung und sinkt für die oberen zwei Drittel, da durch die Berück sichtigung der 
haushaltsgröße Pensionistinnenhaushalte mit geringeren sozialabgaben, in denen 
kaum Kinder vertreten sind, nach oben rücken und Beschäftigtenhaushalte mit Kindern 
aber höheren sozialabgaben nach unten. Durch die Berücksichtigung der haushalts-
größe und -zusammensetzung wird sowohl die verteilung der einkommen als auch 
die der sozialabgaben der nicht-selbständigenhaushalte merklich egalitärer, der 
gini-Koeffizient der einkommen verringert sich in beiden Jahren um rund 10% und 
jener der sozialabgaben um rund 12% bzw. 17% (Übersicht 9).
5.1.1.2. effektive sozialabgabenquote
Die sozialversicherungsbeiträge werden als Werbungsausgaben (§ 16 estg), in der 
einkom mensteuer als freibetrag berücksichtigt und vermindern die steuerliche 
Bemessungsgrund lage. Wegen der steuerprogression sinkt die effektive durchschnitt-
liche Beitragsbelastung mit steigendem einkommen, da der staat indirekt über die 
damit sinkende einkommensteuerleis tung überproportional zur finanzierung der 
sozialsysteme beiträgt. Diese regelung verstärkt die sich durch die höchstbeitrags-
grundlage ergebende regressive Wirkung der sozialabga ben und widerspricht dem 
Prinzip der finanzierung nach der leistungsfähigkeit.
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in der Pensionsversicherung ergibt sich insofern ein ausgleich als später die leistungen 
aus der Pensionsversicherung der einkommensteuer unterliegen. Die arbeitslosen-
gelder und der größte teil der leistungen der Krankenversicherung (sachleistungen) 
sind aber steuerfrei, nur das Krankengeld unterliegt der Besteuerung.
Die verteilungspolitische Problematik sei hier am Beispiel der Krankenversicherungs-
beiträge illustriert: Bis zu einem Bruttobezug von gut 1.000 € (14-mal pro Jahr) fällt 
keine lohnsteuer an, weil der grenzsteuersatz bei null liegt. aus der absetzbarkeit 
der sozialabgaben ergibt sich daher keine steuerminderung und die Unselbständi-
gen zahlen vom laufenden Bezug die vollen sozialversicherungsbeiträge. für höhere 
monatsbezüge dämpft der fiskus im ausmaß des grenzsteuersatzes die effektive 
Beitragslast, d. h., dass bei niedrigem einkommen ohne lohnsteuerleistung 3,75% 
(im Jahr 2007) Krankenversicherungsbeitrag gezahlt wird und bei der höchstbeitrags-
grundlage die effektive Belastung bei 2,3% liegt und mit steigendem einkom men 
weiter sinkt (guger et al., 2008).
Unter Berücksichtigung der steuerlichen auswirkungen der sozialbeiträge ist also 
über der höchstbeitragsgrundlage die absolute Beitragsleistung gleich und in relation 
zum einkommen umso niedriger je weiter das einkommen über der höchstbeitrags-
grundlage liegt.
5.1.1.3. allokative und verteilungspolitische aspekte der Beitragsfinanzierung  
 des sozial staates
Die institutionen der finanzierung der österreichischen sozialsysteme basieren auf 
der arbeits- und lebenswelt der traditionellen industriegesellschaft und sind für 
relativ stabile norm-voll zeitarbeitsplätze und dauerhafte Partnerinnenbeziehungen 
bei struktureller arbeitskräfte knappheit systemadäquat. sie begünstigen aber in der 
neuen flexibleren arbeitswelt bei strukturellem arbeitskräfteüberhang eine stärkere 
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segmentierung des arbeitsmarktes und fördern die rasch wachsenden atypischen 
erwerbsformen mit geringeren lohnnebenkosten und geringerer sozialer absiche-
rung. Die Problematik stellt sich vor allem im Bereich niedriger einkommen beim 
Berufseinstieg, bei geringer Qualifikation oder kurzer arbeitszeit bzw. nur teilweiser 
erwerbsbeteiligung (immervoll et al., 2007, s. 3f.).
mit den größeren flexibilitäts- und mobilitätsanforderungen - sowohl auf dem arbeits-
markt von seiten der Betriebe als auch durch neue und wechselnde lebensentwürfe 
von seiten der arbeitnehmerinnen - ergibt sich ein spannungsfeld zwischen der not-
wendigen eigenständi gen sozialen absicherung auch bei niedrigem einkommen und 
einer relativ hohen Beitrags- bzw. lohnkostenbelastung. im rahmen der strategie, den 
frühen Pensionsantritt einzudäm men und die erwerbsbeteiligung älterer arbeitskräfte 
attraktiver zu gestalten, wurden daher seit 2004 ältere arbeitskräfte von den Beiträgen 
zur arbeitslosen- und Unfallversicherung sowie zum familienlastenausgleichsfonds 
und vom Zuschlag nach dem insolvenz-entgeltsicherungs gesetz befreit. seit mitte 
2008 wurden außerdem zur entlastung niedriger einkommen die Beiträge zur arbeits-
losenversicherung für niedrige einkommen abgeschafft bzw. gesenkt.
Das Wifo hat in studien zur steuerreformdiskussion (aiginger et al., 2008, s. 56ff.) 
und zur finanzierung des sozialstaates (guger et al., 2008) sowie im rahmen des 
Weißbuchs über Wachstum und Beschäftigung (guger - leoni, 2006, s. 25ff.) vorschlä-
ge zur entlastung des faktors arbeit vorgelegt. Diese reichen von Überlegungen zur 
einführung eines integrierten einkommensteuertarifs, über gestaffelte Beitragssätze 
oder eine ausweitung der steuerfinan zierung in der sozialversicherung, bis zum 
vorschlag, die geringfügigkeitsgrenze in der sozial versicherung in einen freibetrag, 
der mit steigendem einkommen abschmilzt, umzuwandeln, um die marginale abga-
benbelastung beim erwerbszutritt zu verringern.
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5.1.1.4. Zusammenfassung
Die sozialversicherungsbeiträge wirken durch die höchstbeitragsgrundlage regressiv 
auf die einkommensverteilung und belasten damit spitzenverdienerinnen weniger als 
solche mit niedrigem oder durchschnittlichem einkommen. Diese Wirkung wird durch 
die absetzbarkeit der Beiträge als Werbungskosten im einkommensteuerrecht noch 
verstärkt. Die höhe der sozialabgaben stellt vor allem im niedriglohnbereich sowohl 
ein arbeitsmarkt- als auch ein verteilungspolitisches Problem dar. Die volle Beitrags-
leistung ab der geringfügig keitsgrenze bedeutet oft beim erwerbseintritt einen zu 
breiten steuerkeil - hohe abzüge für arbeitnehmerinnen und hohe lohnnebenkosten 
für die Betriebe - in einem vielfach gering qualifizierten segment. Dadurch kann eine 
ausweitung der arbeitsmarktintegration erschwert oder legale Beschäftigung generell 
behindert werden. Die höchstbeitragsgrundlage bedeu tet andererseits aus der finan-
zierungsperspektive der sozialversicherung, dass die am raschesten wachsenden teile 
der erwerbseinkommen nicht der Beitragspflicht unterliegen.
Während die regressive Wirkung der sozialabgaben in den achtziger Jahren zugenommen 
hatte, hat sich in den letzten 1½ Jahrzehnten durch die Zunahme der geringfügigen 
Beschäf tigung und die überproportionale anhebung der höchstbeitragsgrundlage diese 
regressive Wirkung auf Personenebene und für Unselbständigenhaushalte gemildert. 
5.1.2. lohnsteuer
mit einem aufkommen von 20 mrd. € im Jahr 2007 bildet die lohnsteuer zusammen 
mit der mehrwertsteuer (21 mrd. €) die aufkommensstärkste steuer. Da steuern auf 
vermögen nur eine vergleichsweise geringe rolle spielen, die einkommensteuer 
(2,5 mrd. €) einigen gestal tungsspielraum bietet und die Kapitalertragsteuer (3 mrd. €) 
mit einem steuersatz von 25% proportional zur Bemessungsgrundlage besteuert, 
dürfte sie auch die progressivste staatsein nahme darstellen.
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5.1.2.1. reformschritte der letzten 1½ Jahrzehnte
Die steuerpolitischen Änderungen seit der letzten Umverteilungsstudie, der das Basis-
jahr 1991 zugrunde liegt, haben den Progressionsgrad der lohnsteuer erhöht. obwohl 
die steuerreform 1993 die tarifsätze unverändert ließ und zwischen 1991 und 1995 die 
sozialabgaben der arbeitnehmerinnen um 1½ Prozentpunkte angestiegen waren, ist 
durch die anhebung der absetzbeträge verbunden mit einer negativsteuer die abga-
benbelastung für niedrige ein kommen insgesamt gesunken26. mitte der neunziger Jahre 
prägten maßnahmen zur Budget konsolidierung die steuerpolitik, die die progressive 
Wirkung der einkommen- bzw. lohnsteuer weiter erhöhten: Bei unveränderten ein-
kommensteuertarifen wurde der allgemeine absetzbe trag für einkommen ab 14.535 € 
(200.000 s) reduziert und ab 36.336 € (500.000 s) ganz abge schafft. außerdem wurde 
zum einen die abzugsfähigkeit der sonderausgaben deutlich eingeschränkt und zum 
anderen verringert seither der auf die sonderzahlungen (13. und 14. monatsbezug) 
entfallende teil der sozialabgaben nicht mehr die Bemessungsgrundlage der laufenden 
Bezüge, sondern nur jene der sonderzahlungen, die nur mit 6% proportional versteuert 
sind; allein durch diese maßnahme stieg die durchschnittliche lohnsteuerbelastung 
um 1 Prozentpunkt (lehner, 1996, s. 382f.). solche sonderregelungen der separaten 
Besteue rung bestimmter einkommensteile zu festen sätzen begünstigen aufgrund des 
Progressions effekts Bezieherinnen hoher einkommen überproportional und wirken 
regressiv auf die vertei lung der nettoeinkommen.
sie wurden in der ersten Umverteilungsstudie (guger, 1987, s. 125ff.) aus verteilungs-
politischer Perspektive ausführlich analysiert - die dort aufgezeigten vorbehalte von 
damals gelten uneingeschränkt auch heute.
26 neben der erhöhung der allgemeinen absetzbeträge wurden auch nach der anzahl der Kinder gestaffelte Kin derabsetzbeträge ein
 geführt und gleichzeitig die Kinderstaffelung in der Besteuerung sonstiger Bezüge beseitigt; für Details siehe guger (1996B, 
 s. 643), lehner (1994).
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mit der steuerreform 2000 wurden mit ausnahme des höchsten grenzsteuersatzes die 
einkommensteuertarife gesenkt und der allgemeine absetzbetrag wieder angehoben. 
Der unterste tarifsatz wurde von 10% auf 0% reduziert und die mittleren drei tarife 
jeweils um 1 Prozentpunkt auf 21%, 31% und 41% herabgesetzt. Die erhöhung des 
absetzbetrages erfolg te mit einschleifregelungen, sodass weiterhin mit steigendem 
einkommen die vorteile geringer wurden. Der allgemeine absetzbetrag wurde aber für 
alle einkommensstufen erhöht, trotz dem stieg durch die reform die Progression deut-
lich. mit dieser steileren Progression stieg auch die aufkommenselastizität (lehner, 
1999, s. 515f.) der lohnsteuer.
im rahmen der steuerreform 2004/05 wurde schließlich die tarifstruktur verändert 
sowie der allgemeine absetzbetrag mit vereinfachten einschleifregeln angehoben und 
in den regulä ren einkommensteuertarif integriert, wodurch sich ein mit zunehmendem 
einkommen anstei gender verlauf des effektiven grenzsteuersatzes ergab, der zuvor 
sprunghaften schwankun gen unterworfen war. Der einkommensteuertarif wurde von 
fünf auf vier tarifzonen verringert, sodass sich drei grenzsteuersätze mit einem unbefrie-
digend hohen einstiegsteuersatz von 38,33% für laufende einkommen über 10.000 €, 
von 43,6% für laufende einkommen über 25.000 € und wie bisher von 50% für laufende 
Bezüge über 51.000 € ergaben. Durch diese reform wurden arbeitnehmerinnen bis 
zu einem jährlichen Bruttoeinkommen von 14.500 €, Pensionistinnen bis 12.500 € 
und selbständige bis 10.000 € steuerfrei gestellt; von 5,9 mio. steuerpflichtigen sind 
damit rund 2,55 mio. steuerfrei gestellt, um 350.000 Personen mehr als vor der reform. 
auch diese reform hat die Progression und die aufkommens elastizität der lohn- und 
einkommensteuer erhöht (Breuss et al., 2004, s. 628f.).
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5.1.2.2. lohnsteuerquote und verteilung der steuerleistung 
 nach einkommensschichten
Die Progressivität der einkommensteuer zeigt sich unmittelbar an der lohnsteuerquote, 
der lohnsteuerleistung als anteil am Bruttolohneinkommen, nach einkommensschichten.
PersoneneBene
im Jahr 2000 lag die individuelle lohnsteuerquote der unselbständig erwerbstätigen 
im Durch schnitt bei 13,1%. sie stieg kontinuierlich von 0,5% im 1. Dezil auf 22,7% im 
10. Dezil. Das untere Drittel der arbeitnehmerinnen zahlte im Durchschnitt 3,8% der 
Bruttobezüge an lohnsteuer, das mittlere 9% und das obere 18% (Übersicht 10). im 
Jahr 1991, als die durchschnittliche steuerleistung noch bei 12% der Bruttobezüge 
lag, entrichtete das untere Drittel mit 4,1% etwas mehr, das mittlere mit 9% gleich 
viel und das obere Drittel mit 16,4% um 1½ Prozent punkte weniger als im Jahr 2000.
mit den weiteren progressionserhöhenden reformschritten und der kräftigen Zunahme 
der teilzeit- und geringfügigen Beschäftigung seit Beginn dieses Jahrzehnts schlägt 
sich nunmehr das “negativsteuerelement”, das schon mit der steuerreform 1993 ein-
geführt worden war, in der lohnsteuerquote des 1. Dezils nieder. im Jahr 2005 weist auf 
individueller ebene im 1. Dezil die lohnsteuerquote mit -0,3% einen negativen Wert 
aus und steigt auf 23,1% im letzten Dezil. obwohl die durchschnittliche steuerquote 
2005 mit 12,8% nur um rund ¼ Prozentpunkt niedri ger ist als im Jahr 2000, ist die 
lohnsteuerbelastung für rund 90% der arbeitnehmerinnen teils beträchtlich gesunken. 
nur das oberste Dezil weist für 2005 eine um 0,4 Prozentpunkte höhere steuerquote 
aus als für 2000. im Durchschnitt des ersten Drittels ist zuletzt die lohnsteuer leistung 
gemessen am Bruttobezug mit 1,9% halb so hoch wie im Jahr 2000, im mittleren mit 
8,4% um gut ½ Prozentpunkt niedriger und im oberen Drittel mit 18,1% marginal höher.
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auch die anteile am steueraufkommen spiegeln die Zunahme des Progressionsgrades 
des einkommensteuersystems deutlich wider: Das oberste Drittel der arbeitneh-
merinnen, das 2005 gut die hälfte (55,5%) der lohneinkommen bezieht, zahlt 78,5% 
der lohnsteuer, im Jahr 2000 lag bei einem lohnanteil von 54,8% der anteil an der 
steuerleistung bei 75,2% (Übersicht 10). und zu Beginn der neunziger Jahre entfielen 
auf das obere Drittel 53,2% der einkommen und 72,1% des lohnsteueraufkommens. 
haUshaltseBene
Die Progression der lohnsteuer hat sich in den letzten 1½  Jahrzehnten auch auf 
haushalts ebene verstärkt: Die Unselbständigenhaushalte, also die haushalte mit 
unselbständig erwerbstätigen hauptverdienerinnen, weisen 2005 im 1.  Dezil eine 
lohnsteuerquote von 2% und im letzten von 19% aus, der Durchschnitt liegt bei 12,4%. 
für das Jahr 2000, als die durch schnittliche steuerquote um ½ Prozentpunkt (12,9%) 
höher war, wies auch das unterste Dezil mit 3,8% eine deutlich höhere steuerleistung 
aus, das oberste dagegen mit 18,9% eine margi nal niedrigere. Die verschiebungen 
zwischen den einzelnen Dezilen sind aber sehr uneinheit lich und - gerade in Zeiten, 
in denen sich das ausmaß der erwerbsbeteiligung der haushalts mitglieder stark 
verändert - zu einem erheblichen teil strukturbedingt, daher könnten vergleiche 
breiterer einkommensschichten wie Quartile oder terzile aufschlussreicher sein: so 
sank in der ersten hälfte dieses Jahrzehnts die lohnsteuerquote des ersten Drittels 
der Unselb ständigenhaushalte von 7,6% auf 6,7%, also um 0,9 Prozentpunkte, die 
relative steuerleistung des mittleren aber nur um 0,2 Prozentpunkte auf 10,1% und die 
des oberen Drittels wieder um 0,7 Prozentpunkte von 15,9% auf 15,2% (Übersicht 10).
noch stärker hat sich der Progressionsgrad der Unselbständigenhaushalte im ver-
gleich zu 1991 erhöht: Damals war die durchschnittliche steuerquote mit 12,2% nur 
marginal (0,2 Pro zentpunkte) niedriger als im Jahr 2005, das untere und das mittlere 
Drittel zahlten aber relativ mehr lohnsteuer als zuletzt. mit 7,7% im ersten und 10,7% 
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im zweiten Drittel war die lohnsteuer quote für das Drittel mit den niedrigsten haus-
haltseinkommen um 1 Prozentpunkt und für das mittlere um über ½ Prozentpunkt 
höher als im Jahr 2005, für das Drittel mit den höchsten einkommen dagegen um 
½ Prozentpunkt niedriger.
neben der anhebung des allgemeinen absetzbetrages verbunden mit der negativsteuer-
komponente und den tarifanpassungen, die niedrige und mittlere einkommen relativ 
stärker entlasteten, dürfte in den oberen einkommensbereichen die mit der steuerre-
form 1988 begonnene einschränkung der tarifaushöhlung durch die verringerung von 
steuerminde rungsmöglichkeiten über sonderausgaben- und Werbungskostenfreibeträge 
auswirkungen gehabt haben27.
27 Diese vermutung kann allerdings nicht eindeutig belegt werden: Die Beanspruchung von freibeträgen ging wohl nach den Daten
 der lohnsteuerstatistiken seit 1991 stark zurück, hat aber nach auskunft von herrn Pirits (statistik austria) über die arbeitneh 
 merinnenveranlagung in der einkommensteuer deutlich zugenommen. eine ausführlichere Darstellung der thematik findet sich in 
 guger (1996a, s. 25f.).
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Die zunehmende Ungleichverteilung der Primäreinkommen ging auch auf haushaltse-
bene mit einer stärkeren Progression der einkommensbesteuerung einher: im Jahr 
2000 bezog das oberste Drittel 54,3% der markteinkommen und zahlte zwei Drittel 
des lohnsteueraufkommens; 2005 sind es 55,7% der einkommen und 68,3% der 
steuern. Diese Zunahme in der Ungleichheit der Primärverteilung und der steuerpro-
gression spiegelt sich auch in der entwicklung des gini-Koeffizienten wider: für die 
Bruttomarkteinkommen der Unselbständigenhaushalte beläuft sich der gini-Koeffizient 
im Jahr 2000 auf 0,294 und stieg bis 2005 um gut 6% auf 0,312. für die lohnsteuer-
leistung dieser haushalte ist er im Jahr 2000 mit 0,452 um gut 50% höher als jener 
der einkommen und stieg bis 2005 auch um rund 6% auf 0,480. Die Zunahme der 
Progression im lohnsteueraufkommen wirkt also der Zunahme der Ungleichheit der 
Primäreinkommen entgegen, kann diese aber nicht kompensieren.
noch inhomogener wird die verteilung, wenn die nicht-selbständigenhaushalte - 
also auch Pensionistinnen-, arbeitslosen-, studentinnenhaushalte und haushalte 
der Personen in eltern karenz u. a. - betrachtet werden, in denen Bezieherinnen von 
transfereinkommen sowie Pen sionistinnen mit niedrigerem einkommen ein großes 
gewicht haben. Die verteilung der einkommen und der steuerleistung dieser nicht-
selbständigenhaushalte blieb seit 2000 bemerkenswert stabil. Das oberste Drittel 
bezieht in beiden Basisjahren 2000 und 2005 ziemlich genau 60% der Bruttobezüge 
und zahlt rund 73% des lohnsteueraufkommens. auf das unterste Drittel entfallen 
rund 12% der Bezüge und gut 4% der lohnsteuer. auch die steuer quoten sind in 
beiden Jahren sehr ähnlich: sie liegen knapp über 0% im 1. Dezil und knapp unter 
18% im obersten. Das untere Drittel weist eine steuerquote von schwach 4½%, das 
mitt lere von rund 10% und das obere Drittel von schwach 15% auf. Diese größere 
Ungleichheit aber auch größere stabilität in der einkommensverteilung der nicht-
selbständigenhaushalte zeigt sich auch im gini-maß und seiner entwicklung: mit 0,367 
im Jahr 2000 und 0,373 im Jahr 2005 ist der gini-Koeffizient der markteinkommen der 
nicht-selbständigenhaushalte wohl um ein viertel bzw. ein fünftel größer als jener der 
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Unselbstän digenhaushalte, nahm aber in der ersten hälfte dieses Jahrzehnts nur um 
1½% zu. Der gini-Koeffizient der steuerleistung ist mit 0,536 im Jahr 2000 um rund 
45% höher als jener der einkommen bzw. um knapp ein fünftel höher als jener der 
Unselbständigenhaushalte, nahm aber kaum zu (0,538; Übersicht 10).
ÄQUivalenZeinKommen
Das Bild der verteilung ändert sich sowohl für die einkommen als auch für die steuer-
leistung, sobald man die haushaltsgröße und -zusammensetzung berücksichtigt: Die 
verteilung wird gleicher und die lohnsteuer progressiver; d. h., die gini-Koeffizienten 
der Primäreinkommen sind für die Unselbständigenhaushalte um rund 5% und für die 
nicht-selbständigenhaushalte um rund 10% niedriger, aber insbesondere im Jahr 2005 
für deren steuerleistung mit 0,502 für die Unselbständigen- und 0,557 für die nicht-
selbständigenhaushalte um 4½% bzw. 3½% höher (Übersicht 10). Das untere Drittel 
der Unselbständigenhaushalte bezieht 2005 nach Berücksichtigung der haushaltsgröße 
und -struktur mit 16,7% um 1 Prozentpunkt mehr einkommen und zahlt mit 7,8% des 
steueraufkommens um ¾ Prozentpunkte weniger lohnsteuer, während auf das obere 
Drittel mit 54,3% rund 1½ Prozentpunkte weniger einkommen, aber mit einem anteil 
von 71% um 2,7 Prozentpunkte mehr steuern entfallen.
im Jahr 2000 war die verteilung dieser Äquiva lenzeinkommen der Unselbständigen-
haushalte etwas egalitärer als im Jahr 2005, aber auch die steuerleistung weniger 
progressiv: Das obere Drittel bezog mit 53% um rund 1½  Prozent punkte weniger 
einkommen und trug mit schwach 68% um 3 Prozentpunkte weniger zum steuerauf-
kommen bei als 2005 (Übersicht 11). Die durchschnittliche steuerquote ist für die 
Unselbständigenhaushalte in der Äquivalenzbetrachtung in der ersten hälfte dieses 
Jahr zehnts leicht zurückgegangen, von 13,1% im Jahr 2000 auf 12,8% im Jahr 2005, 
während sie aber im oberen Drittel mit 16,7% unverändert blieb, ging sie im ersten 
und zweiten Drittel um 1 bzw. ¾ Prozentpunkte zurück.
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Das untere Drittel der Unselbständigenhaushalte bezieht 2005 nach Berücksichtigung der 
Haushaltsgröße und -struktur mit 16,7% um 1 Prozentpunkt mehr Einkommen und zahlt mit 7,8% 
des Steueraufkommens um ¾ Prozentpunkte weniger Lohnsteuer, während auf das obere 
Drittel mit 54,3% rund 1½ Prozentpunkte weniger Einkommen, aber mit einem Anteil von 71% 
um 2,7 Prozentpunkte mehr Steuern entfallen. Im Jahr 2000 war die Verteilung dieser Äquiva-
lenzeinkommen der Unselbständigenhaushalte etwas egalitärer als im Jahr 2005, aber auch 
die Steuerleistung weniger progressiv: Das obere Drittel bezog mit 53% um rund 1½ Prozent-
punkte weniger Einkommen und trug mit schwach 68% um 3 Prozentpunkte weniger zum 
Steueraufkommen bei als 2005 (Übersicht 11). Die durchschnittliche Steuerquote ist für die 
Unselbständigenhaushalte in der Äquivalenzbetrachtung in der ersten Hälfte dieses Jahr-
zehnts leicht zurückgegangen, von 13,1% im Jahr 2000 auf 12,8% im Jahr 2005, während sie 
aber im oberen Drittel mit 16,7% unverändert blieb, ging sie im ersten und zweiten Drittel um 
1 bzw. ¾ Prozentpunkte zurück. 
Übersicht 11: Verteilung der Bruttoäquivalenzmarkteinkommen und der äquivalenten Lohn-





























      
1. Terzil 17,0 9,1 7,0 14,4 4,8 4,0 
2. Terzil 30,1 23,0 10,0 28,9 21,7 9,0 
3. Terzil 52,9 67,9 16,7 56,8 73,5 15,5 
       
Insgesamt 100,0 100,0 13,1 100,0 100,0 12,0 
       
Gini-Koeffizient 0,285 0,468  0,329 0,541  
  
 2005 
       
1. Terzil 16,7 7,8 6,0 14,0 4,3 3,8 
2. Terzil 29,0 21,2 9,3 29,1 20,8 8,9 
3. Terzil 54,3 71,0 16,7 56,9 74,9 16,4 
       
Insgesamt 100,0 100,0 12,8 100,0 100,0 12,5 
       
Gini-Koeffizient 0,294 0,502  0,335 0,557  
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe 
Kapitel 9. 
für die nicht-selbständigenhaushalte ist in diesem Zeitraum in der Äquivalenzbetrach-
tung die lohnsteuerquote im Durchschnitt um ½ Prozentpunkt gestiegen - allerdings 
nur im obersten Drittel, von 15,5% im Jahr 2000 auf 16,4%. auch die verteilung der 
äquivalenten marktein kommen der nicht-selbständigenhaushalte wurde etwas unglei-
cher; das untere Drittel verlor zugunsten der beiden oberen Drittel 0,4 Prozentpunkte 
an einkommensanteil überwiegend an das mittlere Drittel. Die steuerbelastung hat 
sich dagegen nur zulasten des oberen Drittels verschoben: die anteile des ersten und 
zweiten Drittels am steueraufkommen gingen zwischen 2000 und 2005 um ½ bzw. 
1 Prozentpunkt zurück, während der des oberen Drittels um fast 1½ Prozentpunkte 
stieg (Übersicht 11).
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5.1.2.3. Zusammenfassung
insgesamt hat seit den frühen achtziger Jahren die Progressivität der lohnsteuer deut-
lich zugenommen. Während die steuerbelastung der individuellen lohneinkommen 
im obersten Drittel stieg, wurden die niedrigen und mittleren einkommensgruppen 
zunehmend entlastet: zum einen durch die anhebung der absetzbeträge verbunden 
mit negativsteuerelementen und tarifreformen, zum anderen durch größere sprei-
zung der einkommen; die niedrigeren einkommen blieben in verstärktem ausmaß 
zurück und fielen aus der steuerpflicht hinaus, während sich die spitzeneinkommen 
sehr dynamisch entwickelten und stärker in die Progres sion hineinwuchsen. auch 
auf haushaltsebene stieg die Progression der einkommensbesteuerung deutlich an: 
Das unterste fünftel der haushalte wurde sowohl für die Unselbständigen als auch 
für die nicht-selbständigen, also einschließlich haushalte der Pensionistinnen und 
der übrigen transferein kommensbezieherinnen, seit den achtziger Jahren spürbar 
entlastet, während im obersten Dezil die lohnsteuerquote für alle haushaltsgruppen 
merklich stieg.
5.1.3. Umverteilung durch die direkten lohnabgaben insgesamt
Die direkte abgabenbelastung der nicht-selbständigenhaushalte ist in den letzten 
beiden Jahrzehnten in summe - durch lohnsteuer und sozialabgaben - gestiegen und 
die Umver teilungswirkung wurde progressiver. Die Wirkungen sind aber auf Personen- 
und haushalts ebene durchaus differenziert. auf individueller oder Personenebene 
hat sich im Durchschnitt die Belastung der lohnein kommen mit lohnsteuern und 
sozialabgaben seit den frühen achtziger Jahren um rund 3 Prozentpunkte von schwach 
26% in den achtziger Jahren - 1983 und 1991 - auf rund 29% in der ersten hälfte dieses 
Jahrzehnts - 2000 und 2005 - erhöht. vor allem in den neunziger Jah ren (1991 bis 2000) 
stieg im gefolge der Konsolidierungspakete die direkte abgabenquote: im unteren 
Drittel um 1¼ Prozentpunkte (von 19,7% auf 21%), im mittleren um 1,9 Prozentpunk-
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te (von 24,4% auf 26,3%) und im oberen Drittel um schwach 4 Prozentpunkte (von 
28,3% auf 32,2%). obwohl auch in der ersten hälfte dieses Jahrzehnts die direkte 
abgabenquote der arbeitnehmerinnen leicht stieg - von 28,7% im Jahr 2000 auf 29% 
im Jahr 2005 -, wurden die unteren zwei Drittel der lohnempfängerinnen entlastet, nur 
das obere Drittel weist zuletzt höhere abgaben aus: Die direkte abgabenquote des 
ersten Drittels ist 2005 mit 19,2% um fast 2 Prozentpunkte niedriger als im Jahr 2000 
und die des zweiten Drittels mit 25,9% um 0,4 Prozentpunkte. Das obere Drittel weist 
dagegen mit 33,3% eine um 1 Prozentpunkt höhere abgabenlast aus (Übersicht 12).
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unteren zwei Drittel der LohnempfängerInnen entlastet, nur das obere Drittel weist zuletzt 
höhere Abgaben aus: Die direkte Abgabenquote des ersten Drittels ist 2005 mit 19,2% um fast 
2 Proz ntpunkte niedriger als im Jahr 2000 und die des zweiten Drittels mit 25,9% um 
0,4 Prozentpunkte. Das obere Drittel weist dagegen mit 33,3% eine um 1 Prozentpunkt höhere 
Abgabenlast aus (Übersicht 12).  
Übersicht 12: Direkte Lohnabgaben nach Bruttolohneinkommen der Personen, 2000 und 2005 
 
 2000 




Direkte Lohnabgaben Nettolohneinkommen 
Bruttolohn-
einkommen 
In € In € Anteile in % Anteile am 
Bruttolohnein-
kommen in % 
In € Anteile in % 
  
     1. Terzil 1.084 228 11,6 21,0 857 17,6 
2. Terzil 2.010 529 26,9 26,3 1.480 30,4 
3. Terzil 3.744 1.207 61,5 32,2 2.537 52,1 
  
      Insgesamt 2.279 654 100,0 28,7 1.624 100,0 
  





   2005 
 
  
     1. Terzil 1.052 202 10,0 19,2 850 17,2 
2. Terzil 2.032 527 26,3 25,9 1.505 30,6 
3. Terzil 3.870 1.287 63,7 33,3 2.583 52,2 
  
      Insgesamt 2.316 671 100,0 29,0 1.645 100,0 
  





Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapi-
tel 9. 
Auch auf der Haushaltsebene stieg seit den frühen achtziger Jahren die direkte Abgaben-
belastung deutlich an: Für die Unselbständigenhaushalte erhöhte sich die direkte Abgaben-
quote vor allem in den neunziger Jahren, im Durchschnitt von rund 25½% auf 27¾% im Jahr 
2000 und blieb seither stabil (Übersicht 13). Zu einer nennenswerten Abgabenentlastung kam 
es nur im 1. Dezil von 21,9% im Jahr 1983 auf 18,6% im Jahr 2005. Im mittleren Drittel und im 
obersten Dezil hat dagegen die Abgabenquote seit Beginn der neunziger Jahre kontinuierlich 
zugenommen.  
auch auf der haushaltsebene stieg seit den frühen achtziger Jahren die direkte 
abgaben belastung utlich an: für die Unselbständige haush lte erhöhte sich die 
direkte abgaben quote vor allem in den neunziger Jahren, im Durchschnitt von rund 
25½% auf 27¾% im Jahr 2000 und blieb seither stabil (Übersicht 13). Zu einer ner 
nennenswerten abgabenentlastung kam es nur im 1. Dezil von 21,9% im Jahr 1983 
auf 18,6% im Jahr 2005. im mittleren Drittel und im obersten Dezil hat dagegen die 
abgabenquote seit Beginn der neunziger Jahre kontinuierlich zugenommen.
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Die abgabenbelastung der nicht-selbständigenhaushalte ist vor allem durch die 
sozialver sicherungsbeiträge über den gesamten Zeitraum und fast alle einkommens-
gruppen konti nuierlich gestiegen, im Durchschnitt von rund 22% im Jahr 1983 auf 
24,8% (Übersicht 13) im Jahr 2005. im mittleren und oberen einkommensdrittel nahm 
die abgabenbelastung in den neunziger Jahren am stärksten zu und im unteren Drittel 
erst seit Beginn dieses Jahrzehnts, hier war die abgabenquote 2000 mit 12½% gleich 
hoch wie 1991. Während gerade in den ersten beiden Dezilen die lohnsteuerquote 
durch die steuerreformen und die strukturelle entwick lung am arbeitsmarkt - die 
Zunahme der teilzeit- und atypischen Beschäftigung - sank, stieg die sozialabgaben-
belastung deutlich an.
in summe wirken auch auf haushaltsebene die sozialabgaben regressiv und die 
lohnsteuer progressiv auf die einkommensverteilung. insgesamt wirken die direkten 
lohnabgaben sowohl auf Personen- als auch auf haushaltsebene progressiv. auf 
haushaltsebene hat sich diese Progressionswirkung seit den frühen achtziger Jahren 
verstärkt. Während die regressive Wir kung der sozialbeiträge eher zunahm, wurden 
die unteren zwei Drittel in der verteilung über die lohnsteuer entlastet.
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5.2. verteilungswirkungen indirekter steuern
michael WÜger
5.2.1. Datenbasis
Ziel des folgenden abschnitts ist die analyse von verteilungswirkungen der indirekten 
steuern. Zu den indirekten steuern zählen die mehrwertsteuer und verbrauchssteu-
ern28. Die analyse hat konsistent mit der vorher erfolgten schätzung von verteilungs-
wirkungen der direkten abgaben zu sein. Um das zu erreichen, werden die Daten aus 
der Konsumerhebung mit jenen der vgr, der i-o-(input-output-)tabelle sowie dem 
Bundesrechnungsabschluss aufein ander abgestimmt.
Konsumerhebungen geben das Konsumverhalten der österreichischen haushalte 
möglichst repräsentativ wieder (Kronsteiner, 2001, Kronsteiner-mann - lenk, 2006), 
wodurch rück schlüsse auf die Belastung der österreichischen haushalte mit indirekten 
steuern gewonnen werden können. in der erhebung 1999/2000 wurden darüber hinaus 
die einkommen nicht nur insgesamt, sondern, in anlehnung an das europäische haus-
haltspanel, individuell und detail liert nach verschiedenen einkommenskomponenten 
erfasst. Daher können mit dieser erhe bung auch angaben zur Belastung mit direkten 
abgaben der privaten haushalte gewonnen werden.
statistik austria ging in der Konsumerhebung 2004/2005 von der detaillierten erhe bung 
der individualeinkommen leider wieder ab und stellte verwendbare Daten nur für das 
haushaltseinkommen insgesamt zur verfügung. Daten über die individualeinkommen 
geglie dert nach verschiedenen einkommenskomponenten sowie erhaltene transfers 
der haushalte für das Jahr 2005 liefert die eU-silc-erhebung von statistik austria, die 
28 tabak-, Bier-, alkohol-, schaumwein- und mineralölsteuer, energie- und normverbrauchsabgabe, versicherung-, motorbezogene
 versicherungsteuer und Kfz-steuer.
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jedoch keine angaben zu den Konsumausgaben der haushalte enthält. Um für das Jahr 
2005 konsistente aussagen zu direkten abgaben, die auf individualebene anfallen, 
und Konsumsteuern zu ermöglichen, müssen daher diese beiden erhebungen mit 
einem geeigneten technischen verfahren zusammengeführt werden.
eckdaten über die uns interessierenden Bereiche Konsumausgaben und einkommen 
liefern auch die jährliche vgr von statistik austria sowie diverse i-o-tabellen, die die 
verflechtungen der österreichischen Wirtschaft wiedergeben. Daten über steuerein-
nahmen liefern neben vgr und i-o-tabellen die Bundesrechnungsabschlüsse. erst die 
konsistente Zusammenführung dieser unterschiedlichen Datenquellen zu Konsum, 
einkommen und steuern ermöglicht fundierte aussagen zu verteilungsfragen in einem 
gesamtwirtschaftlichen Kontext29. 
Da die Konsumausgaben nicht nur vom markteinkommen, sondern vom gesamtein-
kommen (also einschließlich transfers) abhängen, wird in diesem Kapitel über die 
verteilungswirkungen der indirekten steuern als Bezugsgröße sinnvoller Weise das 
Bruttogesamteinkommen gewählt. nur beim vergleich mit 1991 wird als Bezugsbasis 
das Bruttomarkteinkommen heran gezogen, weil vergleichsdaten für dieses referenz-
jahr nur bezogen auf diese einkommens größe vorhanden sind. in der studie werden 
aufgrund der angeführten Datenlage die ergeb nisse über verteilungswirkungen für 
das Jahr 2000 ausführlich dargestellt und für das Jahr 2005 schätzungen aufbauend 
auf adäquaten technischen methoden geliefert.
29 Konzeptionelle, definitorische und methodische Unterschiede in den Datenquellen und die abstimmung der Konsumerhebung 
 mit der vgr werden in guger et al. (2009) beschrieben.
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5.2.2. verteilungswirkungen indirekter steuern im Jahr 2000
Wie schon die angaben zum einkommen waren auch jene zu den Konsumausgaben 
laut Konsumerhebung niedriger als die ergebnisse der vgr, nicht zuletzt wegen des 
„vergessens-Phänomens“. Bei der Untererfassung traten - wie beim einkommen - 
schichtspezifische Unterschiede auf. es wurden deshalb anpassungen vorgenommen, 
konsistent mit denen beim einkommen (siehe vorher), um sicherzustellen, dass die 
schätzungen für die direkten abgaben und indirekten steuern zusammenpassen. Dies 
wurde dadurch erreicht, dass die in der Konsumerhebung gemeldete Konsumneigung 
auf das von uns mit hilfe der lohnsteuer und sozialversicherungsbeiträge korrigierte 
einkommen der haushalte übertragen wurde, um ein adäquates Konsumniveau zu 
erhalten. mit den strukturinformationen aus der Konsumer hebung wurden die so 
geänderten Konsumausgaben auf die einzelnen verbrauchsgruppen (nach coicoP-
gliederung) aufgeteilt.
5.2.2.1. Bestimmung der verteilungsrelevanten indirekten steuern
mit hilfe von güterspezifischen steuersätzen und der Konsumstruktur erhalten wir 
informatio nen über die indirekten steuern laut vgr, die mit jenen des Bundesrech-
nungsabschlusses gut übereinstimmen. verteilungsrelevant sind nur jene indirekten 
steuern, die die gebietsansässi gen Personen im inland bezahlen. Um verteilungsre-
levante indirekte steuern zu berechnen, wurde zunächst das ausgabenniveau für die 
einzelnen verbrauchsgruppen der gebietsan sässigen Personen im inland ermittelt 
und auf dieses die relevanten verbrauchssteuersätze (laut i-o-tabelle) angewendet. 
mit dem vorher beschriebenen ansatz wurden verteilungsrelevante indirekte steuern 
insge samt laut vgr im Jahr 2000 in der höhe von 15,429 mrd. € ermittelt, laut (an-
gepasster) Konsumerhebung 1999/2000 von 15,607 mrd. €. für die mehrwertsteuer 
wurden verteilungsre levante mehrwertsteuerzahlungen in der größenordnung von 
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11,530 mrd. € (laut vgr) bzw. 11,708 mrd. € (laut Konsumerhebung 1999/2000) errech-
net. Die eckdaten für die indirekten steuern nach den beiden Datenquellen stimmen 
also sehr gut überein, sodass die verteilung dieser auf einzelne einkommensschichten 
durchgeführt werden kann.
Diese verteilung kann nur nach ergebnissen der Konsumerhebung 1999/2000 erfolgen, 
weil nur sie informationen über individuelle Konsum- und einkommensdaten liefert. 
Da für die selbständigen, wie vorher erwähnt, mit der vorhandenen Datenbasis die 
steuerleistung nicht ermittelt werden konnte, werden die verteilungswirkungen nach 
Bruttogesamteinkommens schichten nur für Unselbständigenhaushalte und nicht-
selbständigenhaushalte (Unselbständi genhaushalte sowie haushalte mit Pensionis-
tinnen, arbeitslosen, Personen in elternkarenz, Prä senz-, Zivildienern, studentinnen, 
nicht berufstätigen hausfrauen, -männern als hauptver dienerin) ermittelt, gegliedert 
nach Dezilen, Quartilen und terzilen.
5.2.2.2. verteilungswirkungen im Jahr 2000
Wie einleitend festgestellt, wurde das einkommen der haushalte im rahmen der Konsum-
erhebung 1999/2000 sehr detailliert erhoben, wodurch die Qualität der erhebung in 
diesem Bereich signifikant verbessert werden konnte (Wüger - Buchegger, 2003). ein 
manko der Konsumerhebung 1999/2000 (Wüger - Buchegger, 2003, Url - Wüger, 2005) 
liegt jedoch in dem Umstand, dass bei den ausgaben für Beheizung und Beleuchtung 
nicht nach der Perio dizität gefragt wurde, wodurch es zu verzerrungen in den angaben 
(vermischung von Jahres-, Quartals- und monatsangaben) kam.
Die große anzahl antwortender haushalte und die über ein Jahr verteilten Befragungs-
zeitpunkte lassen solche verzerrungen im gesamt durchschnitt verschwinden. in einer 
tiefer gegliederten Untersuchung nach haushaltstypen oder einkommensschichten 
können jedoch deutliche verzerrungen auftreten. es sollten daher eher höher aggre-
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gierte Daten in der analyse verwendet werden (besser terzile als Dezile). 
notgedrungen wird bei den Berechnungen zur Belastung mit indirekten steuern vom 
sogenannten ‚formalen inzidenzkonzept‘ (Kaiser, 1989, Wüger, 1998) ausgegangen, 
das sich ausschließlich an der empirisch-statistischen realität orientiert30. Wie vorher 
genauer beschrieben, werden die Konsumausgaben mit mehrwert- und verbrauchssteu-
ersätzen des Jahres 2000 belastet unter der annahme der vollständigen Überwälzung 
auf den endver braucher. Dadurch werden die indirekten steuern als Preisbestandteil 
interpretiert, den die verbraucher voll zu tragen haben. Diese Überwälzungshypothe-
se ist auf längere sicht zumindest nach deutschen studien zutreffend (Kaiser, 1989, 
teichmann - Zwiener, 1987)31.
Wie aus Übersicht 14 hervorgeht, zahlten die nicht-selbständigenhaushalte in Ös-
terreich im Jahr 2000 rund 13,4 mrd. € an indirekten steuern, die Unselbständigen-
haushalte 9,1 mrd. €. Der anteil der indirekten steuern betrug 34,3% am gesamten 
steueraufkommen der nicht-selbständigenhaushalte und 31% an dem der Unselbstän-
digenhaushalte. für ein hoch entwi ckeltes land wie Österreich ein im internationalen 
vergleich relativ hoher Wert.
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beschrieben, werden die Konsumausgaben mit Mehrwert- und Verbrauchssteuersätzen des 
Jahres 2000 belastet unter der Annahme der vollständigen Überwälzung auf den Endver-
b aucher. Dadurch werde  die indirekten Steuern als Preisbestandteil interpretiert, den di  
Verbraucher voll zu tragen haben. Diese Überwälzungshypothese ist auf längere Sicht 
zumindest nach deutschen Studien zutreffend (Kaiser, 1989, Teichmann − Zwiener, 1987)31
Wie aus 
). 
Übersicht 14 hervorgeht, zahlten die Nicht-Selbständigenhaushalte in Österreich im 
Jahr 2000 rund 13,4 Mrd. € an indirekten S uern, ie Unselbständigenhaushalte 9,1 Mrd. €. 
Der Anteil der indirekten Steuern betrug 34,3% am gesamten Steueraufkommen der Nicht-
Selbständigenhaushalte und 31% an dem der Unselbständigenhaushalte. Für ein hoch entwi-
ckeltes Land wie Österreich ein im internationalen Vergleich relativ hoher Wert. 





 Jahreswerte in Mio. € 
    
Indirekte Steuern 9.056 13.424 15.607 
  Mehrwertsteuer 6.749 10.080 11.708 
  Verbrauchssteuer 2.307 3.344 3.899 
Q: Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. 
Mit der Einkommenshöhe nehmen auch die Ausgaben für indirekte Steuern zu. Von den 
bezahlten indirekten Steuern entfielen 17,8% (Nicht-Selbständigenhaushalte) bzw. 22,6% 
(Unselbständigenhaushalte) auf das 1. Terzil, 32,4% (Nicht-Selbständigenhaushalte) bzw. 30,6% 
(Unselbständigenhaushalte) auf das 2. Terzil und 49,9% (Nicht-Selbständigenhaushalte) bzw. 
46,8% (Unselbständigenhaushalte) auf das 3. Terzil (Übersicht 16, Übersicht 15). Der mit der 
Einkommenshöhe steigende Trend zeigte sich auch in der Quartils- und Dezilsbetrachtung, 
ebenso die stärkeren Schwankungen zwischen den Einkommensschichten bei den Nicht-
Selbständigenhaushalten. Von verteilungspolitischem Interesse ist, ob die Aufwendungen 
proportional mit dem Einkommen zunehmen oder nicht. 
                                                     
30 für einen eher finanzwissenschaftlichen Zugang sei hier z. B. auf die arbeit von genser (1985) verwiesen, die aber mit dem vorhan
 denen empirisch n material nicht umgesetzt werden kann.
31 substitutionsprozesse, die neben allokationseffekten von den finanzwissenschaften (Dennerlein, 1982) als einwand  gegen die
 vollständige Überwälzung vorgebracht werden, dürften nach empirischen Untersuchungen zumindest auf höherer aggregatsebe 
 ne kein permanentes Problem in Ö terreich sein (Wüger, 1981, 1993, Brandner, 1986, thury, 1988).
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mit der einkommenshöhe nehmen auch die ausgaben für indirekte steuern zu. von 
den bezahlten indirekten steuern entfielen 17,8% (nicht-selbständigenhaushalte) 
bzw. 22,6% (Unselbständigenhaushalte) auf das 1. terzil, 32,4% (nicht-selbständi-
genhaushalte) bzw. 30,6% (Unselbständigenhaushalte) auf das 2. terzil und 49,9% 
(nicht-selbständigenhaushalte) bzw. 46,8% (Unselbständigenhaushalte) auf das 
3. terzil (Übersicht 16, Übersicht 15). Der mit der einkommenshöhe steigende trend 
zeigte sich auch in der Quartils- und Dezilsbetrachtung, ebenso die stärkeren schwan-
kungen zwischen den einkommensschichten bei den nicht-selbständigenhaushalten. 
von verteilungspolitischem interesse ist, ob die aufwendungen proportional mit dem 
einkommen zunehmen oder nicht.
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Übersicht 15: Verteilung der indirekten Steuern der Unselbständigenhaushalte, 2000 
 
 Indirekte Steuern Mehrwertsteuer Verbrauchssteuern 
Bruttogesamt-
einkommen 





















         
1. Terzil 327 22,6 22,6 240 22,2 22,2 87 23,6 23,6 
2. Terzil 443 30,6 53,2 327 30,3 52,5 116 31,4 55,1 
3. Terzil 678 46,8 100,0 513 47,5 100,0 166 44,9 100,0 
          
Variationskoeffizient  37,1   38,7   32,3  
Spannweite  24,3   25,3   21,3  
          
Insgesamt 483   360   123   
          
Gini-Koeffizient  0,186   0,195   0,161  
Q: Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Der Variationskoeffizient setzt die durch die Varianz gemesse-
nen Schwankungen in Beziehung zum Mittelwert. Die Spannweite stellt die Differenz zwischen höchstem und niedrigs-
tem Anteil dar. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapitel 9. 
Übersicht 16: Verteilung der indirekten Steuern der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2000 
 
 Indirekte Steuern Mehrwertsteuer Verbrauchssteuern 
Bruttogesamt-
einkommen 





















         
1. Terzil 207 17,8 17,8 158 18,0 18,0 49 16,9 16,9 
2. Terzil 378 32,4 50,1 279 31,9 49,9 98 33,9 50,8 
3. Terzil 582 49,9 100,0 439 50,1 100,0 143 49,2 100,0 
          
Variationskoeffizient  48,2   48,2   48,5  
Spannweite  32,1   32,0   32,3  
          
Insgesamt 389   292   97   
          
Gini-Koeffizient  0,250   0,250   0,250  
Q: Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Der Variationskoeffizient setzt die durch die Varianz gemesse-
nen Schwankungen in Beziehung zum Mittelwert. Die Spannweite stellt die Differenz zwischen höchstem und niedrigs-
tem Anteil dar. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapitel 9. 
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1. Terzil 327 22,6 22,6 240 22,2 22,2 87 23,6 23,6 
2. Terzil 443 30,6 53,2 327 30,3 52,5 116 31,4 55,1 
3. Terzil 678 46,8 100,0 513 47,5 100,0 166 44,9 100,0 
          
Variationskoeffizient  37,1   38,7   32,3  
Spannweite  24,3   25,3   21,3  
          
Insgesamt 483   360   123   
          
Gini-Koeffizient  0,186   0,195   0,161  
Q: Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Der Variationskoeffizient setzt die durch die Varianz gemesse-
nen Schwankungen in Beziehung zum Mittelwert. Die Spannweite stellt die Differenz zwischen höchstem und niedrigs-
tem Anteil dar. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapitel 9. 
Übersicht 16: Verteilung der indirekten Steuern der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2000 
 
 Indirekte Steuern Mehrwertsteuer Verbrauchssteuern 
Bruttogesamt-
einkommen 





















         
1. Terzil 207 17,8 17,8 158 18,0 18,0 49 16,9 16,9 
2. Terzil 378 32,4 50,1 279 31,9 49,9 98 33,9 50,8 
3. Terzil 582 49,9 100,0 439 50,1 100,0 143 49,2 100,0 
          
Variationskoeffizient  48,2   48,2   48,5  
Spannweite  32,1   32,0   32,3  
          
Insgesamt 389   292   97   
          
Gini-Koeffizient  0,250   0,250   0,250  
Q: Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Der Variationskoeffizient setzt die durch die Varianz gemesse-
nen Schwankungen in Beziehung zum Mittelwert. Die Spannweite stellt die Differenz zwischen höchstem und niedrigs-
tem Anteil dar. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapitel 9. 
Bezieht man die Zahlungen der indirekten Steuern auf das Bruttogesamteinkommen der 
privaten Haushalte, so ergab sich im Mittel ein Anteil von 12% (Nicht-Selbständigenhaushalte) 
bzw. 11,8% (Unselbständigenhaushalte). Von Interesse für uns ist vor allem, wie sich die (rela-
tive) Steuerlast auf die einzelnen Einkommensgruppen verteilt (Übersicht 17).  
Bezieht man die Zahlungen der indirekten steuern auf das Bruttogesamtein-
kommen der privaten haushalte, so ergab sich im mittel ein anteil von 12% 
(nicht-selbständigenhaushalte) bzw. 11,8% (Unselbständigenhaushalte). von 
interesse für uns ist vor allem, wie sich die (rela tive) steuerlast auf die einzelnen 
einkommensgruppen verteilt (Übersicht 17).
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Übersicht 17: Indirekte Steuern gemessen am Bruttogesamteinkommen der Haushalte, 2000 
 
















Anteile am Bruttogesamteinkommen in % 
      
1. Terzil 15,7 11,5 4,2 16,4 12,5 3,9 
2. Terzil 12,2 9,0 3,2 13,5 10,0 3,5 
3. Terzil 10,4 7,8 2,5 10,2 7,7 2,5 
       
Variationskoeffizient 21,3 20,0 25,3 23,2 24,0 21,6 
Spannweite 5,4 3,7 1,7 6,2 4,8 1,4 
       
Insgesamt 11,8 8,8 3,0 12,0 9,0 3,0 
Q: Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Der Variationskoeffizient setzt die durch die Varianz gemesse-
nen Schwankungen in Beziehung zum Mittelwert. Die Spannweite stellt die Differenz zwischen höchstem und niedrigs-
tem Anteil dar.  
Nach Terzilen betrachtet, zeigt sich eine deutlich sinkende Tendenz mit der Einkommenshöhe. 
Diese regressive Verteilungswirkung der indirekten Steuern ist auf die mit der Höhe des Einkom-
mens rückläufige Konsumneigung zurückzuführen32
Nach Quartilen betrachtet, ging der Anteil der Aufwendungen für indirekte Steuern am Brut-
togesamteinkommen von 17% (Nicht-Selbständigenhaushalte) bzw. 16,4% (Unselbständigen-
haushalte) im untersten Quartil kontinuierlich auf 10,1% (Nicht-Selbständigenhaushalte) bzw. 
10,2% (Unselbständigenhaushalte) im obersten zurück. 
). Im unteren Terzil betrugen die indirekten 
Steuern 16,4% (Nicht-Selbständigenhaushalte) bzw. 15,7% (Unselbständigenhaushalte) des 
Bruttogesamteinkommens, im mittleren Terzil 13,5% (Nicht-Selbständigenhaushalte) bzw. 12,2% 
(Unselbständigenhaushalte) und im oberen Terzil 10,2% (Nicht-Selbständigenhaushalte) bzw. 
10,4% (Unselbständigenhaushalte).  
Nach Dezilen war der Rückgang nicht durchgehend kontinuierlich. Der Grund dafür dürften 
nicht zuletzt die vorher angesprochenen Probleme bei der Erfassung der Heizungsausgaben 
sein. Im untersten Dezil beanspruchten die Ausgaben für indirekte Steuern nach den Ergebnis-
sen der Konsumerhebung 1999/2000 19,6% (Nicht-Selbständigenhaushalte) bzw. 17% (Unselb-
ständigenhaushalte) des Bruttogesamteinkommens, im obersten 9,4% (Nicht-Selbständigen-
haushalte) bzw. 9,6% (Unselbständigenhaushalte).  
In internationalen Studien (
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nach terzilen betrachtet, zeigt sich eine deutlich sinkende tendenz mit der einkom-
menshöhe. Diese regressive verteilungswirkung der indirekten steuern ist auf die mit 
der höhe des einkom mens rückläufige Konsumneigung zurückzuführen32. im unteren 
terzil betrugen die indirekten steuern 16,4% (nicht-selbständigenhaushalte) bzw. 15,7% 
(Unselbständigenhaushalte) des Bruttogesamteinkommens, im mittleren terzil 13,5% 
(nicht-selbständigenhaushalte) bzw. 12,2% (Unselbständigenhaushalte) und im oberen 
terzil 10,2% (nicht-selbständigenhaushalte) bzw. 10,4% (Unselbständigenhaushalte).
nach Quartilen betrachtet, ging der anteil der aufwendungen für indirekte steuern 
am Brut togesamteinkommen von 17% (nicht-selbständigenhaushalte) bzw. 16,4% 
(Unselbständigen haushalte) im untersten Quartil kontinuierlich auf 10,1% (nicht-
selbständigenhaushalte) bzw. 10,2% (Unselbständigenhaushalte) im obersten zurück.
nach Dezilen war der rückgang nicht durchgehend kontinuierlich. Der grund da-
für dürften nicht zuletzt die vorher angesprochenen Probleme bei der erfassung 
der heizungsausgaben sein. im untersten Dezil beanspruchten die ausgaben für 
indirekte steuern nach den ergebnis sen der Konsumerhebung  1999/2000 19,6% 
(nicht-selbständigenhaushalte) bzw. 17% (Unselb ständigenhaushalte) des Brutto-
gesamteinkommens, im obersten 9,4% (nicht-selbständigen haushalte) bzw. 9,6% 
(Unselbständigenhaushalte).
in internationalen studien (Kitterer - fronia, 1981, Kaiser, 1989, Bachmann, 1985, 
Bedau, 1996) wird des Öfteren von einem nichtlinearen Zusammenhang zwischen der 
relativen Belastung mit indirekten steuern und der einkommenshöhe berichtet, nicht 
zuletzt deshalb, weil die mit der einkommenshöhe sinkende Konsumneigung33 durch 
einen mit der einkommenshöhe steigenden „(indirekten) steuersatz“ konterkariert 
32 stellt man die verbrauchssteuern in relation zum Konsumniveau, so ist eine leicht progressive Wirkung mit der höhe des einkom
 mens festzustellen.
33 Die Konsumneigung stellt den anteil der Konsumausgaben am einkommen dar.
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wird34. letzteres ergibt sich zumeist dadurch, dass für güter des gehobenen Bedarfs, 
die insbesondere in den oberen einkommensschich ten stark nachgefragt werden, ein 
erhöhter steuersatz in rechnung gestellt wird35. 
Bezieht man die aufwendungen für indirekte steuern auf das Konsumniveau, so erge-
ben sich nur geringe schwankungen zwischen den einkommensschichten, weil mit der 
einkommens höhe die Konsumneigung zurückgeht36. Der variationskoeffizient37 ist ein 
Bruchteil jenes der steueraufwendungen bezogen auf das Bruttogesamteinkommen. 
Bezogen auf das Konsum niveau wirken die indirekten steuern nur leicht progressiv, 
weil die höhere Besteuerung der güter des gehobenen Bedarfs in Österreich sukzessiv 
zurückgenommen wurde (siehe fußno te 35). 
hingegen nimmt der anteil der indirekten steuern gemessen an der gesamten 
steuerbelas tung eines haushalts mit der einkommenshöhe deutlich ab (Übersicht 18). 
Die gründe dafür sind einerseits der progressive einkommensteuersatz, der höhere 
direkte abgaben mit der einkommenshöhe nach sich zieht, sowie die mit der ein-
kommenshöhe zurückgehende Konsumneigung, die relativ geringe indirekte steuern 
bei höherem einkommen impliziert. für die nicht-selbständigenhaushalten war 
der anteil der indirekten steuern im 1. terzil mit 59% des steueraufkommens eines 
haushalts besonders hoch, weil Pensionistinnen und arbeitslose wenig bzw. keine 
direkten abgaben zahlen. Die unterschiedlichen Wirkungen der indirekten steuern 
(regressiv auf einkommen, progressiv auf Konsumniveau) bestätigt eine ökonometri-
sche analyse. mit dieser wurden einkommens elastizitäten der indirekten steuern für 
die untersuchten haushaltsgruppen von 0,6 (Unselb ständigenhaushalten) bzw. 0,7 
34 Dadurch kann es auch zu einem U-förmigen verlauf der Belastung des einkommens mit verbrauchssteuern nach der höhe des
 einkommens kommen. 
35 in Österreich wurde z. B. 1978 ein dritter mehrwertsteuersatz (30%-ige mehrwertsteuer) für solche güter („luxus güter“) einge
 führt. 1984 ist er noch einmal angehoben worden (auf 32%) und mit april 1987 für die meisten betroff enen Waren (ausgenommen 
 Pkw und Boote) wieder auf das niveau des normalsatzes (20%) gesenkt worden. seit dem eU-Beitritt Österreichs ist von dieser 
 „erhöhten Belastung“ mit indirekten steuern nur mehr die normverbrauchs abgabe für Pkw übrig geblieben. 
36 Die größere sparneigung in den oberen einkommensschichten zieht auch höhere Kapitalertragsteuern nach sich, die im gesamten 
 Umverteilungsprozess die vorher angesprochene regressivität etwas mildern.
37 er setzt die durch die varianz gemessenen schwankungen einer Beobachtungsreihe in Beziehung zu ihrem mittel wert.
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(nicht-selbständigenhaushalte) ermittelt, d. h., ein um 1% höheres einkommen zieht 
nur eine steigerung der indirekten steuern von 0,6% bzw. 0,7% nach sich, die indi-
rekten steuern nehmen also nur unterproportional mit dem einkommen zu. hinge gen 
wurden für die elastizität der indirekten steuern bezogen auf das Konsumniveau Werte 
knapp größer als 1 ermittelt (zwischen 1 und 1,1), d. h., Änderungen im Konsumniveau 
schla gen sich in leicht überproportionalen Änderungen der indirekten steuern nieder.
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Übersicht 18: Indirekte Steuern gemessen am gesamten Steueraufkommen eines Haushalts, 
2000 
 
















Anteile am gesamten Steueraufkommen eines Haushalts in % 
      
1. Terzil 41,4 30,4 11,0 59,0 45,0 14,0 
2. Terzil 32,8 24,2 8,6 39,3 29,1 10,3 
3. Terzil 26,8 20,3 6,5 27,8 21,0 6,8 
       
Variationskoeffizient 21,8 20,4 25,8 37,4 38,5 34,4 
Spannweite 14,6 10,1 4,5 31,1 24,0 7,1 
       
Insgesamt 31,0 23,1 7,9 34,3 25,8 8,5 
Q: Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Der Variationskoeffizient setzt die durch die Varianz gemesse-
nen Schwankungen in Beziehung zum Mittelwert. Die Spannweite stellt die Differenz zwischen höchstem und niedrigs-
tem Anteil dar.  
Der weitaus größte Teil der indirekten Steuern entfällt auf die Mehrwertsteuer (Übersicht 18). 
Sie beträgt im Durchschnitt drei Viertel der indirekten Steuern, das restliche Viertel entfällt auf 
Verbrauchssteuern. Die von der Verbrauchssteuer betroffene Güternachfrage wird neben 
dem Einkommen auch von anderen Faktoren maßgebend bestimmt. Die Nachfrage nach 
Tabak und Alkohol wird z. B. von Sucht geprägt, die nach Energie vom Wetter. Daher ist die 
Nachfrage in diesem Bereich weniger einkommensabhängig, was geringere Unterschiede 
nach der Einkommenshöhe nach sich ziehen sollte. Andererseits sind auch die Normver-
brauchsabgabe für Pkw sowie die Kfz-Steuer eine Verbrauchssteuer. Die Pkw-Nachfrage 
wiederum ist sehr einkommensabhängig. Ob sich Unterschiede in der Verteilungswirkung 
zwischen den indirekten Steuern insgesamt und der Mehrwertsteuer ergeben oder nicht ist 
daher nicht von vornherein klar. Es hängt davon ab, ob einer der oben genannten Effekte 
dominiert oder nicht. 
Die Unterschiede in der relativen Belastung des Einkommens mit Mehrwertsteuer zwischen 
den Einkommensgruppen sind gemessen am Variationskoeffizienten für die Nicht-Selbstän-
digenhaushalten etwas stärker als die mit indirekten Steuern insgesamt. Bei den Unselbstän-
digenhaushalten streut hingegen die Mehrwertsteuer weniger als die Verbrauchssteuern 
insgesamt. Dieselben Unterschiede in der Streuung zeigen sich für den Anteil der indirekten 
Steuern bzw. der Mehrwertsteuer am gesamten Steueraufkommen der Haushalte nach der 
Einkommenshöhe. Die vorher angeführten gegenläufigen Einkommenseffekte in der von der 
Verbrauchssteuer betroffenen Nachfrage wirken sich also unterschiedlich in den beobachte-
ten Haushaltsgruppen aus. 
Für die Beurteilung der Einkommens- bzw. Wohlstandssituation eines Haushalts kann es sinnvoll 
sein, seine Größe und Zusammensetzung in die Analyse einfließen zu lassen. Zur Berücksichti-
gung dieser Einflussgrößen wurden sogenannte Äquivalenzskalen entwickelt. Das damit 
Der i  größte teil der indir kten steuern entfällt auf die mehrwertst uer (Über-
sicht 18). sie beträgt im Durchschnitt drei viertel der indirekten steuern, das restli-
che viertel entfällt auf verbrauchssteuer . Die von der verbrauchssteue  b troffene 
güternachfrage wird neben dem einkommen auch von anderen faktoren maßgebend 
bestimmt. Die nachfrag  n  tabak und alkohol wird z. B. von sucht geprägt, die 
nach energie vom Wetter. Daher ist die nachfrage in diesem Bereich weniger einkom-
mensabhängig, was geringere Unterschie e nach der einkommenshöhe nac  sich 
ziehen sollte.
andererseits sind auch die nor ver brauchsabgabe für Pkw sowie die Kfz-steuer eine 
verbrauchssteuer. Die Pkw-nachfrage wiederum ist sehr einkommensabhängig. ob sich 
Unterschiede in der verteilungswirkung zwischen den indirekten steuern insgesamt 
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und der mehrwertsteuer ergeben oder nicht ist daher nicht von vornherein klar. es 
hängt davon ab, ob einer der oben genannten effekte dominiert oder nicht.
Die Unterschiede in der relativen Belastung des einkommens mit mehrwertsteuer 
zwischen den einkommensgruppen sind gemessen am variationskoeffizienten für die 
nicht-selbstän digenhaushalten etwas stärker als die mit indirekten steuern insgesamt. 
Bei den Unselbstän digenhaushalten streut hingegen die mehrwertsteuer weniger als 
die verbrauchssteuern insgesamt. Dieselben Unterschiede in der streuung zeigen 
sich für den anteil der indirekten steuern bzw. der mehrwertsteuer am gesamten 
steueraufkommen der haushalte nach der einkommenshöhe. Die vorher angeführten 
gegenläufigen einkommenseffekte in der von der verbrauchssteuer betroffenen nach-
frage wirken sich also unterschiedlich in den beobachte ten haushaltsgruppen aus.
für die Beurteilung der einkommens- bzw. Wohlstandssituation eines haushalts kann es 
sinnvoll sein, seine größe und Zusammensetzung in die analyse einfließen zu lassen. 
Zur Berücksichti gung dieser einflussgrößen wurden sogenannte Äquivalenzskalen 
entwickelt. Das damit errechnete Äquivalenzeinkommen ist ein gewichtetes Pro-Kopf-
haushaltseinkommen, wobei die gewichtung der einzelnen haushaltsmitglieder auf-
grund ihrer nachfragebedeutung erfolgt. nach den ergebnissen umfangreicher tests 
mit österreichischen Daten eignet sich für Österreich die von eurostat vorgegebene 
“eU-skala” sehr gut (Wüger - Buchegger, 2003). nach der „eU-skala“ wird dem ersten 
erwachsenen das gewicht 1 zugeordnet, jedem weite ren erwachsenen der Wert 0,5 
und jedem Kind der Wert 0,3, um ein haushaltsäquivalenzein kommen zu berechnen. 
nach Berücksichtigung von größe und Zusammensetzung der haushalte mittels 
Äquivalenz zahlen ändern sich die vorher getroffenen grundaussagen (regressive Wir-
kung der indirekten steuern bezogen auf das Bruttogesamteinkommen bzw. die leicht 
progressive auf das abga benniveau) nicht (Übersicht 19, Übersicht 20). Differenzen 
ergeben sich lediglich in den akzentuierungen, die zum teil unterschiedlich in den 
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betrachteten haushaltsgruppen ausfal len. Bezogen auf das Bruttoäquivalenzgesamtein-
kommen wird die regressive Wirkung der indirekten steuern mit der einkommenshöhe 
bei den nicht-selbständigenhaushalten noch stärker. Die spannweite zwischen oberster 
und unterster einkommensgruppe in der Belastung des einkommens mit indirekten 
steuern ist deutlich höher als ohne Berücksichtigung dieser einflussfaktoren, und die 
schwankungen zwischen den einkommensgruppen gemessen am variationskoeffi-
zienten sind größer. Umgekehrtes gilt für die Unselbständigenhaushalte. Durch die 
Berücksichtigung von Äquivalenzskalen wird die regressive Wirkung der indirekten 
steuern mit der einkommenshöhe gemildert38.
–  64  – 
   
errechnete Äquivalenzeinkommen ist ein gewichtetes Pro-Kopf-Haushaltseinkommen, wobei 
die Gewichtung der einzelnen Haushaltsmitglieder aufgrund ihrer Nachfragebedeutung 
erfolgt. Nach den Ergebnissen umfangreicher Tests mit österreichischen aten eignet sich für 
Österreich die von Eurostat vorgegebene "EU-Skala" sehr gut (Wüger − Buchegger, 2003). 
Nach der "EU-Skala" wird dem ersten Erwachsenen das Gewicht 1 zugeordnet, jedem weite-
ren Erwachsenen der Wert 0,5 und jedem Kind der Wert 0,3, um ein Haushaltsäquivalenzein-
kommen zu berechnen.  
Nach Berücksichtigung von Größe und Zusammensetzung der Haushalte mittels Äquivalenz-
zahlen ändern sich die vorher getroffenen Grundaussagen (regressive Wirkung der indirekten 
Steu r  bezogen auf das Bruttogesamteinkommen bzw. die leicht progressive auf das A ga-
benniveau) nicht (Übersicht 19, Übersicht 20). Differenzen ergeben sich lediglich in den 
Akzentuierungen, die zum Teil unterschiedlich in den betrachteten Haushaltsgruppen ausfal-
len. Bezogen auf das Bruttoäquivalenzgesamteinkommen wird di  regre sive Wirkung der 
indirekten Steuern mit der Einkommenshöhe bei den Nicht-Selbständigenhaushalten noch 
stärker. Die Spannweite zwischen oberster und unterster Einkommensgruppe in der Belastung 
d s Ei kommens mit indirekten Steuern is deutlich höh r als ohne Berück ichtigung dieser 
Einflussfaktoren, und die Schwankungen zwischen den Einkommensgruppen gemessen am 
Variationskoeffizienten sind größer. Umgekehrtes gilt für die Unselbständigenhaushalte. Durch 
di  Berücksichtigung v n Äquivalenzskal n wird die regressive Wirkung der indirekten Steuern 
mit der Einkommenshöhe gemildert38
Übersicht 19: Äquivalente indirekte Steuern gemessen am Bruttoäquivalenzgesamteinkom-
men der Haushalte, 2000 
).  
 

















Anteile am Bruttoäquivalenzgesamteinkommen in % 
      
1. Terzil 15,4 11,3 4,0 16,7 12,7 4,0 
2. Terzil 12,6 9,3 3,3 13,2 9,8 3,3 
3. Terzil 10,6 8,0 2,6 10,4 7,8 2,6 
       
Variationskoeffizient 18,5 17,8 20,9 23,4 24,0 21,8 
Spannweite 4,8 3,4 1,4 6,3 4,8 1,4 
       
Insgesamt 12,1 9,0 3,1 12,2 9,2 3,0 
Q: Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Der Variationskoeffizient setzt die durch die Varianz gemesse-
nen Schwankungen in Beziehung zum Mittelwert. Die Spannweite stellt die Differenz zwischen höchstem und niedrigs-
tem Anteil dar.  
                                                     
38)  Der Grund für die abweichenden Ergebnisse liegt in Unterschieden in der Verteilung der Haushaltsgröße und 
-zusammensetzung nach Einkommensschichten zwischen den betrachteten Haushaltsgruppen. 
38 Der grund für die abweichenden ergebnisse liegt in Unterschieden in der verteilung der haushaltsgröße und -zusammensetzung 
 nach einkommensschichten zwischen den betrachteten haushaltsgruppen.
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Übersicht 20: Äquivalente indirekte Steuern gemessen am gesamten äquivalenten Steuerauf-
kommen eines Haushalts, 2000 
 

















Anteile am gesamten äquivalenten Steueraufkommen eines Haushalts in % 
      
1. Terzil 42,6 31,5 11,1 60,9 46,3 14,7 
2. Terzil 33,6 24,7 8,8 39,7 29,7 10,0 
3. Terzil 26,2 19,7 6,5 27,5 20,7 6,8 
       
Variationskoeffizient 24,1 23,3 26,3 39,6 40,3 37,6 
Spannweite 16,4 11,8 4,6 33,4 25,6 7,9 
       
Insgesamt 31,1 23,1 8,0 35,1 26,4 8,7 
Q: Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Der Variationskoeffizient setzt die durch die Varianz gemesse-
nen Schwankungen in Beziehung zum Mittelwert. Die Spannweite stellt die Differenz zwischen höchstem und niedrigs-
tem Anteil dar.  
Der Anteil der indirekten Steuern an den (Steuer-)Abgaben insgesamt nimmt mit der Einkom-
menshöhe unter Berücksichtigung von Haushaltsgröße und -zusammensetzung stärker ab als 
ohne Berücksichtigung dieser Einflussfaktoren.  
5.2.2.3 Vergleich mit 1991 
Da für das Jahr 1991 nur Daten über die Verteilung der indirekten Steuern bezogen auf das 
Bruttomarkteinkommen vorhanden sind, mussten für Vergleichszwecke auch die Ergebnisse 
für das Jahr 2000 anstatt auf das Bruttogesamt- auf das Bruttomarkteinkommen bezogen wer-
den. Da die Transfers hauptsächlich auf die unteren Einkommensgruppen konzentriert sind, 
führt dieses Vorgehen dazu, dass die relative Belastung mit indirekten Steuern in diesen Berei-
chen deutlich höher ausfällt, als auf das Bruttogesamteinkommen bezogen (Abbildung 6). Ein 
Vergleich der Ergebnisse 2000 mit denen von 1991 ist wegen der angesprochenen Daten-
probleme hauptsächlich auf hoch aggregiertem Niveau sinnvoll zu führen. Der Vergleich 
zeigt, dass die ärmeren Haushalte im Laufe der Zeit einen immer größeren Anteil an indirekten 
Steuern zu tragen haben (Übersicht 21). Das 1. Terzil steuerte 2000 18,3% (Nicht-Selbständigen-
haushalt) bzw. 23,2% (Unselbständigenhaushalte) zum Steueraufkommen der privaten Haus-
halte bei nach 15% bzw. 19,4% im Jahr 1991. Gleichzeitig verringerte sich der Beitrag des 
3. Terzils zwischen 1991 und 2000 bei den Nicht-Selbständigenhaushalten von 53,9% auf 49,4% 
und bei den Unselbständigenhaushalten von 48,5% auf 46,5%39
Übersicht 21
). Der Gini-Koeffizient geht 
zwischen den Beobachtungszeitpunkten aufgrund der aufgezeigten Entwicklung zurück 
( ), weil die Unterschiede in den Anteilen am Gesamtaufkommen der indirekten 
                                                     
39)  Der Grund dafür dürfte hauptsächlich in mit der Zeit zunehmenden Unterschieden in den Konsumneigungen 
zwischen den Einkommensschichten zu suchen sein. 
Der anteil d  indirekten steuern an den (steuer-)abgaben ins esamt nimmt 
mit der einkom menshöhe unter Berücksichtigung von haushaltsgröße und 
-zusammensetzung stärker ab als ohne Berücksichtigung dieser einflussfaktoren. 
5.2.2.3. vergleich mit 1991
Da für das Jahr 1991 nur Daten über die verteilung der indirekten steuern bezogen auf 
das Bruttomarkteinkommen vorhanden sind, mussten für vergleichszwecke auch die 
ergebnisse für das Jahr 2000 anstatt auf das Bruttogesamt- auf das Bruttomarkteinkommen 
bezogen wer den. Da die transfers hauptsächlich auf die unteren einkommensgruppen 
konzentriert sind, führt dieses vorge en d zu, dass die relative Belastung mit i direkten 
steuern in diesen Berei chen deutlich höher ausfällt, als auf das Bruttogesamteinkom-
men zogen (ab ildun  6). ein vergleich der ergebnisse 2000 mit denen von 1991 
ist wegen der angesprochenen Daten probleme hauptsächlich auf hoch aggregiertem 
niveau sinnvoll zu führen. Der vergleich zeigt, dass die ärmeren haushalte im laufe der 
Ze t ei en immer größeren anteil an direkten steuern zu tragen haben (Übersicht 21). 
Das 1.  terzil steuerte 2000 18,3% (nicht-selbständigen haushalt) bzw. 23,2% (Un-
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selbständigenhaushalte) zum steueraufkommen der privaten haus halte bei nach 
15% bzw. 19,4% im Jahr 1991. gleichzeitig verringerte sich der Beitrag des 3. terzils 
zwischen 1991 und 2000 bei den nicht-selbständigenhaushalten von 53,9% auf 49,4% 
und bei den Unselbständigenhaushalten von 48,5% auf 46,5%39. Der gini-Koeffizient 
geht zwischen den Beobachtungszeitpunkten aufgrund der aufgezeigten entwicklung 
zurück (Übersicht 21), weil die Unterschiede in den anteilen am gesamtaufkommen 
der indirekten steuern zwischen oberen und unteren einkommensschichten mit der 
Zeit geringer wurden. Dementsprechend haben sich auch die spannweiten und die 
variationskoeffizienten dieser anteile zwischen den einkommensgruppen mit der 
Zeit verringert. 
abbildung 6: indirekte steuern gemessen am Bruttoeinkommen der haushalte, 
2000




















































































































































39 Der grund dafür dürfte hauptsächlich in mit der Zeit zunehmenden Unterschieden in den Konsumneigungen zwischen den ein
 kommensschichten zu suchen sein.
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Steuern zwischen oberen und unteren Einkommensschichten mit der Zeit geringer wurden. 
Dementsprechend haben sich auch die Spannweiten und die Variationskoeffizienten dieser 





































































































































Q: Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. 
Übersicht 21: Verteilung der indirekten Steuern der Haushalte, 1991 und 2000 
 
 Unselbständigenhaushalte Nicht-Selbständigenhaushalte 







































            
1. Terzil 337 23,2 23,2 205 19,4 19,4 214 18,3 18,3 130 15,0 15,0 
2. Terzil 439 30,3 53,5 338 32,1 51,5 377 32,3 50,6 270 31,1 46,1 
3. Terzil 673 46,5 100,0 511 48,5 100,0 576 49,4 100,0 468 53,9 100,0 
             
Variations-
koeffizient  35,8   43,7   46,7   58,7  
Spannweite  23,2   29,1   31,1   38,9  
             
Insgesamt 483   349   389   289   
             
Gini-Koeffizient  0,177   0,222   0,239   0,294  
Q: Guger (1996A), Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Der Variationskoeffizient setzt die durch die 
Varianz gemessenen Schwankungen in Beziehung zum Mittelwert. Die Spannweite stellt die Differenz zwischen höchs-
tem und niedrigstem Anteil dar. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapitel 9. 
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Übersicht 22: Indirekte Steuern gemessen am Bruttomarkteinkommen der Haushalte, 1991 und 
2000 
 
 Unselbständigenhaushalte Nicht-Selbständigenhaushalte 
 2000 1991 2000 1991 
 Anteile am Bruttomarkteinkommen in % 
Bruttomarkteinkommen     
1. Terzil 17,7 13,7 19,2 15,8 
2. Terzil 12,8 13,0 14,5 13,6 
3. Terzil 10,7 10,9 10,5 11,4 
     
Variationskoeffizient 26,3 11,6 29,5 16,2 
Spannweite 7,1 2,8 8,7 4,4 
     
Insgesamt 12,5 12,0 12,7 12,6 
Q: Guger (1996A), Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Der Variationskoeffizient setzt die durch die 
Varianz gemessenen Schwankungen in Beziehung zum Mittelwert. Die Spannweite stellt die Differenz zwischen höchs-
tem und niedrigstem Anteil dar.  
Die Aufwendungen für indirekte Steuern müssen in einen adäquaten Bezugsrahmen gestellt 
werden, um Aussagen zu Verteilungsfragen über die Zeit treffen zu können. In Übersicht 22 
werden dementsprechend die Aufwendungen für indirekte Steuern in Bezug zum Bruttomarkt-
einkommen gestellt und diese Kenngröße nach Einkommensschichten ausgewiesen und zwar 
für die Jahre 1991 und 2000. Diese Kenngröße ist im Zeitablauf in den beobachteten Haus-
haltstypen leicht gestiegen. Entfielen 1991 im Durchschnitt 12,6% (Nicht-Selbständigenhaus-
halte) bzw. 12% (Unselbständigenhaushalte) des Bruttomarkteinkommens auf Aufwendungen 
für indirekte Steuern, so waren es 2000 12,7% (Nicht-Selbständigenhaushalte) bzw. 12,5% 
(Unselbständigenhaushalte). Außerdem wird ersichtlich, dass die regressive Wirkung der indi-
rekten Steuern mit der Zeit stärker wurde. Mit der Einkommenshöhe gehen die Aufwendungen 
für indirekte Steuern 2000 stärker zurück als noch 1991. Das zeigt sich daran, dass die Spann-
weite dieser Bezugsgröße (indirekte Steuern gemessen am Bruttomarkteinkommen) zwischen 
oberster und unterster Einkommensschicht mit der Zeit größer wurde, der Variationskoeffizient, 
ein Maß für die relative Schwankungsintensität, anstieg und der trendmäßige Rückgang mit 
der Einkommenshöhe stärker wurde.  
5.2.3 Verteilungswirkungen im Jahr 2005 und Vergleich zum Jahr 2000 
Wie einleitend festgestellt, können für das Jahr 2005 konsistente Aussagen zur Belastung der 
österreichischen Haushalte mit direkten Abgaben und indirekten Steuern nur durch Zusam-
menführung der Daten der Konsumerhebung
Die auf endungen für indirekte steuern müssen in einen adäquaten Bezugsrahmen 
gestellt werden, um aussagen zu verteilungsfragen über die Zeit treffen zu können. in 
Übersicht 22 werden dementsprechend die aufwendu gen für indirekt  steuern in Bezug 
zum Bruttomarkt einkommen gestellt und diese Kenngröße nach einkommensschichten 
ausgewiesen und zwar für di  Jahre 1991 und 2000. Di se Kenngröße ist im Zeitablauf 
in den beobachteten haus haltstypen leicht gestiegen. entfielen 1991 im Durchschnitt 
12,6% (nicht-selbständigenha s halte) bzw. 12% (Unselbständig nhaushalte) des 
Bruttomarkteinkommens auf aufwendungen für indirekte steuern, so waren es 2000 
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12,7% (nicht-selbständigenhaushalte) bzw. 12,5% (Unselbständigenhaushalte). au-
ßerdem wird ersichtlich, dass die regressive Wirkung der indi rekten steuern mit der 
Zeit stärker wurde. mit der einkommenshöhe gehen die aufwendungen für indirekte 
steuern 2000 stärker zurück als noch 1991. Das zeigt sich daran, dass die spann-
weite dieser Bezugsgröße (indirekte steuern gemessen am Bruttomarkteinkommen) 
zwischen oberster und unterster einkommensschicht mit der Zeit größer wurde, der 
variationskoeffizient, ein maß für die relative schwankungsintensität, anstieg und der 
trendmäßige rückgang mit der einkommenshöhe stärker wurde.
5.2.3. verteilungswirkungen im Jahr 2005 und vergleich zum Jahr 2000
Wie einleitend festgestellt, können für das Jahr 2005 konsistente aussagen zur Belastung 
der österreichischen haushalte mit direkten abgaben und indirekten steuern nur durch 
Zusam menführung der Daten der Konsumerhebung40 und eU-silc-erhebung getroffen 
werden. eU-silc liefert detaillierte informationen über die einkommenssituation der 
haushalte und der einzelnen haushaltsmitglieder, woraus ihre leistungen an direkten 
abgaben abgeleitet wer den können. Die Konsumerhebung gibt das ausgabenverhalten 
gegliedert nach einzelnen verbrauchsgruppen wieder, woraus die aufwendungen für 
indirekte steuern abgeleitet wer den können. Durch Zusammenführung dieser beiden 
Datenstöcke mittels „statistischem mat ching“ (Bacher, 2002, D‘orazio et al., 2006) 
kann ein konsistenter rahmen für die Beurteilung der verteilungswirkungen der di-
rekten abgaben und indirekten steuern geschaffen werden. 
Beim „statistischen matching“ wird jedem haushalt der eU-silc-erhebung ein „sta-
tistischer Zwil ling“ aus der Konsumerhebung zugewiesen, der sich in wesentlichen 
merkmalen nicht oder nur geringfügig von dem aus der eU-silc-erhebung unterschei-
det. Dazu müssen einerseits merkmale ausgewählt werden, an denen die Ähnlichkeit 
40 Die Konsumerhebung 2004/2005 wurde von statistik austria von september 2004 bis september 2005 durchge führt.
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dingfest gemacht wird und ande rerseits (Distanz)-maße, mit denen die Ähnlichkeit 
ermittelt wird, vorgegeben werden. 
Die wichtigste Determinante der Konsumentscheidung ist natürlich die einkommens-
situation. Wie einleitend erwähnt, enthält die Konsumerhebung 2004/2005 informa-
tionen über das gesamteinkommen des haushalts, sodass dieses merkmal in den 
„matchingprozess“ aufge nommen werden konnte. als weiteres „matchingmerkmal“ 
wurde der Beruf (stellung im erwerbsleben) des/der hauptverdieners/in gewählt, 
nicht zuletzt auch deshalb, weil in der analyse unterschiedliche haushaltsgruppen 
(nicht-selbständige, Unselbständige) betrachtet werden. für die Konsumentschei-
dung und die einschätzung der verteilungswirkungen ist auch die haushaltsgröße 
und -zusammensetzung (Äquivalenzskalen) von entscheidender Bedeu tung, sodass 
auch dieses merkmal im „matchingprozess“ berücksichtigt wurde. Um auch regionale 
aspekte beim auffinden von statistischen Zwillingen zu berücksichtigen, wurde auch 
für das Bundesland kontrolliert.
Die mit hilfe dieser merkmale unter vorgabe von Distanzmaßen gefundenen „statis-
tischen Zwillinge“ aus der Konsumerhebung liefern die benötigten Konsumdaten für 
den eU-silc-Datenstock. Dieser zusammengespielte („gematchte“) Datenstock bildet 
einen konsistenten rahmen für verteilungsanalysen. mit ihm lassen sich die direkten 
abgaben auf individual ebene ebenso ermitteln wie die indirekten steuern, die aus 
den Konsumausgaben auf haus haltsebene abgeleitet werden und zwar mit hilfe von 
güterspezifischen steuersätzen laut i-o-tabelle.
mit dem vorher beschriebenen ansatz wurden verteilungsrelevante indirekte steuern 
in der höhe von 17 mrd. € für das Jahr 2005 ermittelt. Dieser Wert weicht um rund 
5% von dem in der vgr errechneten ab. aufgrund der bestehenden definitorischen 
Unterschiede zwischen den beiden Datenquellen (guger et al., 2009), können diese 
Differenzen als vernachlässigbar angesehen werden, sodass wir uns der verteilung der 
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indirekten steuern auf die verschiede nen steuerarten und die einkommensschichten 
der nicht-selbständigen- und Unselbständi genhaushalte zuwenden können.
Der weitaus größte teil der indirekten steuern entfällt auch 2005 auf die mehrwert-
steuer (12,6 mrd. € oder 74,2%). nicht-selbständigenhaushalte zahlen nach unseren 
Berechnungen 2005 14,9 mrd. € an indirekten steuern (11 mrd. € an mehrwertsteuer), 
Unselbständigenhaus halte 10,1 mrd. € (7,5 mrd. € an mehrwertsteuer). Die aufwen-
dungen für indirekte steuern betragen bei den nicht-selbständigenhaushalten 11,2% 
des Bruttogesamteinkommens, bei den Unselbständigenhaushalte 10,8%. im Jahr 
2000 lagen diese anteile noch bei 12% (nicht-selbständigenhaushalte) bzw. 11,8% 
(Unselbständigenhaushalte). Der grund für diesen rück gang der anteile liegt einerseits 
in einer abnahme der Konsumquote zwischen den beiden verglichenen Jahren und 
andererseits in der Wirkung der Progression in dieser Zeitspanne (geringeres netto-
einkommen gemessen am Bruttoeinkommen)41. aus demselben grund ist auch der 
anteil der indirekten steuern am gesamten steueraufkommen der privaten haus halte 
in diesem Zeitraum zurückgegangen42.
41 etwa drei viertel des rückgangs sind auf eine abnahme der Konsumquote zurückzuführen, der rest auf die Progression.
42 Die abnehmende Konsumneigung führte zu geringeren indirekten steuern, die Progression zu steigenden direkten.
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betragen bei den Nicht-Selbständigenhaushalten 11,2% des Bruttogesamteinkommens, bei 
den Unselbständigenhaushalte 10,8%. Im Jahr 2000 lagen diese Anteile noch bei 12% (Nicht-
Selbständigenhaushalte) bzw. 11,8% (Unselbständigenhaushalte). Der Grund für diesen Rück-
gang der Anteile liegt einerseits in einer Abnahme der Konsumquote zwischen den beiden 
verglichenen Jahren und andererseits in der Wirkung der Progression in dieser Zeitspanne 
(geringeres Nettoeinkommen gemessen am Bruttoeinkommen)41). Aus demselben Grund ist 
auch der Anteil der indirekten Steuern am gesamten Steueraufkommen der privaten Haus-
halte in diesem Zeitraum zurückgegangen42
Übersicht 23: Verteilung der indirekten Steuern der Haushalte, 2000 und 2005 
). 
 
 Unselbständigenhaushalte Nicht-Selbständigenhaushalte 







































            
1. Terzil 304 22,0 22,0 327 22,6 21,6 228 19,5 19,5 207 17,8 17,8 
2. Terzil 438 31,6 53,6 443 30,6 53,6 367 31,4 50,9 378 32,4 50,1 
3. Terzil 642 46,4 100,0 678 46,8 100,0 575 49,1 100,0 582 49,9 100,0 
             
Variations-
koeffizient  36,8   37,1   44,8   48,2  
Spannweite  24,4   24,3   29,7   32,1  
             
Insgesamt 461   483   390   389   
             
Gini-Koeffizient  0,187   0,186   0,229   0,250  
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen. Der Variationskoef-
fizient setzt die durch die Varianz gemessenen Schwankungen in Beziehung zum Mittelwert. Die Spannweite stellt die 
Differenz zwischen höchstem und niedrigstem Anteil dar. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapitel 9. 
Auch 2005 nehmen die Aufwendungen für indirekte Steuern mit der Einkommenshöhe zu 
(Übersicht 23). Die Unterschiede in den Anteilen am Gesamtsteueraufkommen zwischen den 
Einkommensschichten sind aber meist nicht mehr so deutlich wie vor fünf Jahren, insbesonde-
re bei tiefer Gliederung der Einkommensschichten (Dezile). Variationskoeffizient, Spannweite 
der Steueranteile und Gini-Koeffizient fallen bei den Nicht-Selbständigenhaushalten 2005 
niedriger aus als 2000. Die Zahlungen von indirekten Steuern sind also 2005 in dieser Haushalts-
gruppe gleicher über die Einkommensgruppen verteilt. Die Lorenzkurve verschiebt sich nach 
innen. Die ärmeren Haushalte tragen einen größeren Teil der Steuerlast als noch vor fünf 
Jahren, die reicheren einen geringeren. Auf das untere Terzil entfallen 2005 19,5% der indirek-
ten Steuern, 2000 waren es 17,8%. Das obere Terzil trägt 2005 49,1% der Steuerlast, 2000 waren 
                                                     
41)  Etwa drei Viertel des Rückgangs sind auf eine Abnahme der Konsumquote zurückzuführen, der Rest auf die 
Progression. 
42)  Die abnehmende Konsumneigung führte zu geringeren indirekten Steuern, die Progression zu steigenden direkten. 
auch 2005 nehmen die aufwendungen für indir kte teuern mit d r einkomm shöhe 
zu (Übersicht  23). Die Unterschiede in den anteilen am gesamtsteueraufkommen 
zwischen den einkommensschichten sind aber meist nicht mehr so deutlich wie vor 
fünf Jahren, insbesonde re bei tiefer gliederung der einkommensschichten (Dezile). 
variationskoeffizient, spannweite der steueranteile und gini-Koeffizient fallen bei 
den nicht-selbständigenhaushalten 2005 niedriger aus als 2000. Die Zahlungen 
von indirekten steuern sind also 2005 in dieser haushalts gruppe gleicher über die 
einkommensgruppen verteilt. Die lorenzkurve verschiebt sich nach innen. Die ärme-
ren haushalte tragen einen größeren teil der steuerlast als noch vor fünf Jahren, die 
reicheren einen geringeren.
auf das untere terzil entfallen 2005 19,5% der indirek ten steuern, 2000 waren es 
17,8%. Das obere terzil trägt 2005 49,1% der steuerlast, 2000 waren es 49,9%. Bei den 
Unselbständigenhaushalten sind nur kleine rückgänge bei variationskoeffi zienten und 
spannweiten der anteile am steueraufkommen innerhalb der einkommens schichten 
zwischen 2005 und 2000 abhängig vom Disaggregierungsgrad zu beobachten. Je tiefer 
die gliederung, desto höher sind die Unterschiede.
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Der gini-Koeffizient bleibt in den verglichenen Zeitpunkten stabil. Die lorenzkurve 
verschiebt sich zwischen 2005 und 2000 im unteren Bereich nach außen, im oberen 
Bereich nach innen. Bezogen auf das Bruttogesamteinkommen streuen die aufwen-
dungen für indirekte steuern 2005 (Übersicht 24) mit der einkommenshöhe deutlicher 
als vor fünf Jahren. Die ermittelten variationskoeffizienten und spannweiten dieser 
Bezugsgrößen (indirekte steuern gemessen am Bruttogesamteinkommen) fallen 2005 
höher aus als 2000. Die regressive Wirkung dieser steuerart hat also mit der Zeit weiter 
zugenommen, wobei dieser trend bei den nicht-selb ständigenhaushalten deutlicher 
zu tage tritt als bei den Unselbständigenhaushalten.
getragen wird diese entwicklung von der mehrwertsteuer, auf die drei viertel der 
indirekten steuern entfallen und die stärker einkommensabhängig ist. Die sonstigen 
indirekten steuern werden zumindest zum teil auch von anderen einflussfaktoren z. B. 
sucht (tabaksteuer, Bier- und alkoholsteuer) und Wetter (energieabgabe) geprägt43.
–  70  – 
   
es 49,9%. Bei den Unselbständigenhaushalten sind nur kleine Rückgänge bei Variationskoeffi-
zient n und Spannweiten der Anteile am Steueraufkommen i nerhalb der Einkommens-
schichten zwischen 2005 und 2000 abhängig vom Disaggregierungsgrad zu beobachten. Je 
tiefer die Gliederung, desto höher sind die Unterschiede. Der Gini-Koeffizient bleibt in den 
v rglichenen Zeitpunkten stabil. Die Lorenzkurve verschiebt sich zwischen 2005 und 2000 im 
unteren Bereich nach außen, im oberen Bereich nach innen.  
Bezogen auf das Bruttogesamteinkommen streuen die Aufwendungen für indirekte Steuern 
2005 (Übersicht 24) mit der Einkommenshöhe deutlicher als vor fünf Jahren. Die ermittelten 
Vari tionskoeffizienten u d Spannweiten dieser Bezugsgrößen (indirekte Steuern gemessen 
am Bruttogesamteinkommen) fallen 2005 höher aus als 2000. Die regressive Wirkung dieser 
Steuerart hat also mit der Zeit weiter zugenommen, wobei dieser Trend bei den Nicht-Selb-
ständigenhaushalten deutlicher zu Tage tritt als bei den Unselbständigenhaushalten. 
Getragen wird diese E twicklung von der Mehrw rtsteuer, auf die drei Viertel der indirekten 
Steuern entfallen und die stärker einkommensabhängig ist. Die sonstigen indirekten Steuern 
werden zumindest zum Teil auch von anderen Einflussfaktoren z. B. Sucht (Tabaksteuer, Bier- 
und Alkoholsteuer) und Wetter (Energieabgabe) geprägt43




 Unselbständigenhaushalte Nicht-Selbständigenhaushalte 
 2005 2000 2005 2000 
Bruttogesamt-
einkommen 
Anteile am Bruttogesamteinkommen in % 
    
1. Terzil 14,6 15,7 16,5 16,4 
2. Terzil 11,7 12,2 12,3 13,5 
3. Terzil 9,2 10,4 9,4 10,2 
     
Variationskoeffizient 22,9 21,3 27,9 23,2 
Spannweite 5,4 5,4 7,1 6,2 
     
Insgesamt 10,8 11,8 11,2 12,0 
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen. Der Variationskoef-
fizient setzt die durch die Varianz gemessenen Schwankungen in Beziehung zum Mittelwert. Die Spannweite stellt die 
Differenz zwischen höchstem und niedrigstem Anteil dar.  
Berücksichtigt man Unterschiede in der Haushaltsgröße und -zusammensetzung durch die 
Berechnung von Äquivalenzgrößen, so verschiebt sich die Lorenzkurve 2005 nicht nur bei den 
Nicht-Selbständigenhaushalten, sondern auch bei den Unselbständigenhaushalten im ge-
samten Bereich nach innen, d. h., die Verteilung der indirekten Steuern wurde gleichmäßiger. 
Der Gini-Koeffizient geht zwischen den beiden Eckjahren zurück. Variationskoeffizient und 
                                                     
43)  Für eine genauere Analyse der verteilungspolitischen Bedeutung der Maßnahmen zur Budgetkonsolidierung im 
Rahmen des Regierungsprogramms 2000 siehe Marterbauer − Walterskirchen (2000). 
Berücksichtigt man Unterschiede in der haushaltsgröße und -zusammensetzung durch 
die Berechnung von Äquivalenzgrößen, so verschiebt sich die lorenzkurve 2005 nicht 
43 für eine genauere analyse der verteilungspolitischen Bedeutung der maßnahmen zur Budgetkonsolidierung im rahmen des re
 gierungsprogramms 2000 siehe marterbauer - Walterskirchen (2000).
UmverteilUng DUrch steUern UnD aBgaBen
118
nur bei den nicht-selbständigenhaushalten, sondern auch bei den Unselbständigen-
haushalten im ge samten Bereich nach innen, d. h., die verteilung der indirekten steuern 
wurde gleichmäßiger. Der gini-Koeffizient geht zwischen den beiden eckjahren zurück.
 variationskoeffizient und spannweite der steueranteile der einkommensgruppen fallen 
2005 niedriger aus. außerdem tritt die zunehmende regressive Wirkung der indirekten 
steuern zwischen den beiden Zeitpunkten noch deutlicher zu tage (Übersicht 25 und 
Übersicht 26).
–  71  – 
   
Spannweite der Steueranteile der Einkommensgruppen fallen 2005 niedriger aus. Außerdem 
tritt die zunehmende regressive Wirkung der indirekten Steuern zwischen den beiden 
Zeitpunkten noch deutlicher zu Tage (Übersicht 25 und Übersicht 26). 
Übersicht 25: Verteilung der äquivalenten indirekten Steuern der Haushalte, 2000 und 2005 
 
 Unselbständigenhaushalte Nicht-Selbständigenhaushalte 








































            
1. Terzil 208 24,9 24,9 203 23,3 23,3 185 24,3 24,3 161 21,8 21,8 
2. Terzil 268 32,1 57,0 270 30,9 54,2 242 31,7 56,0 231 31,3 53,1 
3. Terzil 359 43,0 100,0 401 45,8 100,0 335 44,0 100,0 347 46,9 100,0 
             
Variations-
koeffizient  27,4   34,4   29,8   38,1  
Spannweite  18,2   22,5   19,7   25,2  
             
Insgesamt 278   291   254   246   
             
Gini-Koeffizient  0,135   0,179   0,155   0,196  
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen. Der Variationskoef-
fizient setzt die durch die Varianz gemessenen Schwankungen in Beziehung zum Mittelwert. Die Spannweite stellt die 
Differenz zwischen höchstem und niedrigstem Anteil dar. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapitel 9. 
Übersicht 26: Äquivalente indirekte Steuern gemessen am Bruttoäquivalenzgesamteinkom-
men der Haushalte, 2000 und 2005 
 
 Unselbständigenhaushalte Nicht-Selbständigenhaushalte 
 2005 2000 2005 2000 
Bruttoäquivalenz-
gesamteinkommen 
Anteile am Bruttoäquivalenzgesamteinkommen in % 
    
1. Terzil 14,8 15,4 16,9 16,7 
2. Terzil 12,0 12,6 12,4 13,2 
3. Terzil 8,9 10,6 9,1 10,4 
     
Variationskoeffizient 25,0 18,5 30,8 23,4 
Spannweite 5,9 4,8 7,8 6,3 
     
Insgesamt 10,8 12,1 11,3 12,2 
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen. Der Variationskoef-
fizient setzt die durch die Varianz gemessenen Schwankungen in Beziehung zum Mittelwert. Die Spannweite stellt die 
Differenz zwischen höchstem und niedrigstem Anteil dar.  
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5.2.4. schlussfolgerungen
mit der einkommenshöhe nehmen die aufwendungen für indirekte steuern unterpropor-
tional zu. Bezieht man die Zahlungen der indirekten steuern auf das Bruttogesamtein-
kommen, so zeigt sich eine deutlich sinkende tendenz mit der einkommenshöhe. Bei 
den nicht-selbstän digenhaushalten geht der anteil der indirekten steuern gemessen 
am Bruttogesamteinkom men von 16,4% im 1. terzil auf 10,2% im 3. terzil zurück. mit 
hilfe einer ökonometrischen analyse wurde eine einkommenselastizität der indirekten 
steuern von 0,6 (Unselbständigenhaushalte) bzw. 0,7 (nicht-selbständigenhaushalte) 
ermittelt, d. h., ein um 1% höheres einkommen zieht nur eine steigerung bei den indi-
rekten steuern von 0,6% bzw. 0,7% nach sich. Die indirekten steuern wirken bezogen 
auf das einkommen regressiv, weil die Konsumneigung mit der einkommenshöhe 
zurückgeht. Bezieht man die aufwendungen für indirekte steuern auf das Konsumni-
veau, so ergeben sich nur relativ geringe schwankungen mit der einkommenshöhe.
Die ermittelte einkommenselastizität liegt zwischen 1 und 1,1. Bezogen auf das Konsum-
niveau wirkt die indirekte Besteuerung nur leicht progressiv, weil die höhere Besteuerung 
der güter des gehobenen Bedarfs, die in den oberen einkommensschichten besonders 
stark nachge fragt werden, in Österreich sukzessiv („luxussteuer“) zurückgenommen 
wurde. Der anteil der indirekten steuern am gesamten steueraufkommen eines haus-
halts sinkt mit der einkommens höhe deutlich. Die gründe dafür sind einerseits, dass 
Pensionistinnen und arbeitslose wenig bzw. keine direkten abgaben zahlen. Weiters 
sind dafür die progressive einkommensbesteue rung, die höhere direkte abgaben in 
den oberen einkommensschichten nach sich zieht, sowie die mit der einkommenshöhe 
zurückgehende Konsumneigung, die relativ geringe indi rekte steuern bei höherem 
einkommen impliziert, verantwortlich.
Der großteil der indirekten steuern (rund drei viertel) entfällt auf die mehrwertsteuer, 
die stärker einkommensabhängig ist als die verbrauchssteuern (tabaksteuer, Bier- und 
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alkohol steuer, energieabgabe usw.), die zumindest zum teil auch von anderen einfluss-
faktoren (sucht, Wetter) abhängig sind. Die regressivität der indirekten steuern geht 
bei den nicht-selbständigenhaushalten hauptsächlich auf die mehrwertsteuer zurück.
ein vergleich über die Zeit zeigt, dass die verteilung der indirekten steuern mit der Zeit 
tendenziell gleichmäßiger wurde. Die Unterschiede in den relativen anteilen an der 
gesamt größe der indirekten steuern zwischen oberen und unteren einkommensschich-
ten wurden gemessen am gini-Koeffizienten tendenziell geringer. Die lorenzkurve hat 
sich eher nach innen verschoben.
Damit hat sich die regressive Wirkung mit der Zeit verstärkt. Der anteil der indirekten 
steuern bezogen auf das Bruttoeinkommen geht mit der Zeit immer stärker zurück. 
Berücksichtigt man größe und Zusammensetzung der haushalte so treten diese trends 
noch deutlicher zu tage.
5.3. verteilungswirkungen der öffentlichen abgaben insgesamt
alois gUger
Die Umverteilungswirkung der steuern und öffentlichen abgaben wurde in den letzten 
1½ Jahrzehnten in Österreich in summe regressiver - in relation zum einkommen ist die 
abga benbelastung für niedrige einkommen stärker gestiegen als für hohe. Während in 
den letzten zwei Jahrzehnten die sozialabgaben für alle einkommensschichten relativ 
gleichmäßig stie gen, wurde der Progressionsgrad der einkommensbesteuerung mit 
jeder steuerreform erhöht und niedrige einkommen entlastet, gleichzeitig stieg aber 
der relative anteil der indirekten steuern auf güter und Dienstleistungen in der unteren 
hälfte der verteilung kräftig an.
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5.3.1. entwicklung der gesamtabgabenbelastung
Die gesamtabgabenbelastung war zu Beginn dieses Jahrzehnts am höchsten: Bezo-
gen auf die Bruttomarkteinkommen lag im Jahr 2000, dem ersten Basisjahr dieser 
Untersuchung, die abgabenquote der Unselbständigenhaushalte bei 40,2% und 
jene der nicht-selbständigen haushalte - also mit Pensionistinnen-, arbeitslosen-, 
studentinnenhaushalten, haushalten der Personen in elternkarenz u. a. - bei 37%. 
Die abgabenbelastung war damit in den neunziger Jahren für die haushalte der un-
selbständig Beschäftigten um gut 2½ Prozentpunkte (1991 37,6%) und für die der 
nicht-selbständigen um gut 1½ Prozentpunkte (1991 35,4%) gestiegen. seit Beginn 
dieses Jahrzehnts ist die abgabenleistung der haushalte leicht gesunken: im Jahr 
2005 für die Unselbständigenhaushalte um gut 1 Prozentpunkt auf 39,1% und für die 
nicht-selbständigenhaushalte um ¼ Prozentpunkt auf 36,7%.
5.3.2. inzidenz der gesamtabgaben
Während zu Beginn der neunziger Jahre das gesamte abgabensystem bezogen auf die 
markteinkommen noch leicht progressive Umverteilungswirkungen hatte, war 2000 
und noch stärker 2005 die gesamtinzidenz der einnahmen des staates (einschließlich 
der sozialversiche rungssysteme) bezogen auf die markteinkommen regressiv. für die 
Wirkungen der indirekten abgaben, die über den Konsum geleistet werden, spielen aber 
auch die monetären transfers eine entscheidende rolle; in haushalten mit niedrigem 
einkommen käme ohne öffentliche transfers ein großer teil der Konsumausgaben und 
damit der indirekten steuerleistung nicht zustande. Werden daher auch alle monetären 
transferleistungen berücksichtigt und die abgabenleistung auf die gesamteinkommen 
bezogen, wirkt das abgabensystem leicht progressiv.
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UnselBstÄnDigenhaUshalte
im Jahr 2005 entrichtet das 1.  Dezil der Unselbständigenhaushalte 42,5% seiner 
Bruttomarkt einkommen an direkten (arbeitnehmerinnenbeiträge zur sozialversicherung 
und lohnsteuer) und indirekten abgaben (mehrwert-, mineralöl-, tabaksteuer usw.), 
das 5. Dezil 38,8% und das oberste 39,4%. auf terzile bezogen, liegt die abgabenquote 
im unteren Drittel der Unselbstän digenhaushalte bei 40,4%, im mittleren bei 38,8% 
und im oberen bei 38,9% (Übersicht 27).
Die regressive inzidenz der abgaben gemessen an den markteinkommen kommt auch 
in der verteilung der abgaben über die einkommensschichten deutlich zum ausdruck: 
Das untere Drittel der Unselbständigenhaushalte, das 15,6% der Bruttomarktein-
kommen bezieht, zahlt 16,1% aller abgaben, während in den oberen zwei Dritteln, 
die abgabenleistung jeweils um ¼ Prozentpunkt unter ihrem einkommensanteil von 
28,7% im mittleren und 55,7% im oberen liegt. Die “nettoeinkommen” - im sinne der 
gesamtinzidenz auch um die indirekten steuern bereinigt - sind damit leicht ungleicher 
verteilt als die Bruttoeinkommen: auf das erste Drittel entfallen 15,3% (brutto 15,6%), 
auf das mittlere 28,8% (brutto 28,7%) und auf das obere Drittel 55,9% (brutto 55,7%) 
der so definierten „nettoeinkommen“ (bereinigt um indirekte steuern). Bei einer et-
was egalitäreren verteilung der Primäreinkommen war im Jahr 2000 die inzidenz des 
abgabensystems ganz ähnlich. Der gini-Koeffizient ist in beiden referenzjahren durch 
das abgabensystem marginal gestiegen: im Jahr 2000 weisen die Bruttoeinkommen 
der Unselb ständigenhaushalte einen gini-Wert von 0,294 und die „nettoeinkommen“ 
von 0,297 (+1,1%) aus, im Jahr 2005 ergeben sich gini-Werte von 0,312 für die Brutto- 
und 0,316 (+1,2%) für „nettoeinkommen“ (Übersicht 27).
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nicht‑selBstÄnDigenhaUshalte
Weitet man die analyse auf die nicht-selbständigenhaushalte aus und bezieht man 
auch die haushalte, in denen Pensionistinnen, arbeitslose, studentinnen, Personen 
in elternkarenz u. a. haupteinkommensbezieherinnen sind, so sinkt wohl im Durch-
schnitt die abgabenquote im Jahr 2005 auf 36,7%, das unterste Dezil, in dem mit rund 
zwei Drittel die transfereinkommen dominieren, zahlt aber fast die hälfte (48,6%) 
seiner markteinkommen an steuern, das 5. Dezil 36,2% und das oberste 38,2%. im 
unteren Drittel und insbesondere im 1. Dezil der nicht-selb ständigenhaushalte sind 
arbeitslose, notstands- und sozialhilfeempfängerinnen und andere transfereinkom-
mensbezieherinnen konzentriert, wodurch die markteinkommen ein geringes gewicht 
haben. Bezieht man daher die abgabenleistung auf die gesamteinkommen, sinkt die 
abgabenquote im 1. Dezil auf 25,3% und im ersten Drittel auf 28,8%, im mittleren auf 
33,9% und im oberen Drittel auf 36,1%. im Durchschnitt liegt die abgabenbelastung 
in relation zum gesamteinkommen 2005 bei 34,5% (in Bezug auf markteinkommen 
36,7%). in relation zu den gesamteinkommen erscheint damit die abgabeninzidenz für 
die nicht-selbständigenhaus halte progressiv ansteigend: von schwach 29% im ersten 
auf gut 36% im oberen Drittel (Übersicht 28). hier ist allerdings zu bedenken, dass in 
dieser studie die öffentlichen Pensions einkommen, von denen keine Pensionsversi-
cherungsbeiträge entrichtet werden, als marktein kommen definiert sind44, obgleich 
sie eigentlich transfereinkommen darstellen. in dieser studie steht die Umverteilung 
durch die staatlichen aktivitäten im mittelpunkt, daher bilden die markteinkommen 
die Bezugsbasis. Die abgabeninzidenz kann folglich an der abgaben quote der Unselb-
ständigenhaushalte eher beurteilt werden. in der hier verwendeten Kategorisierung, 
in der öffentliche Pensionen wie markteinkommen behandelt werden, wirken aber 
- abgesehen vom 1. Dezil - die abgaben insgesamt leicht progressiv. Über größere 
einkommensschichten betrachtet, steigt die abgabenquote 2005 von 34% im ersten 
44 andernfalls ergäben sich enorme Umverteilungswirkungen: Da in Österreich öffentliche Pensionen stark dominie ren, hätte ein 
 großer teil der Bevölkerung keine Primäreinkommen. 
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Drittel, auf 36,3% im zweiten und 37,5% im oberen Drittel. Dies zeigt sich auch am 
gini-Koeffizienten der „nettoeinkommen“, der im vergleich zur Bruttoverteilung von 
0,373 auf 0,363 um 2,4% sinkt, sodass trotz der hohen abgabenlast im 1. Dezil die 
einkommens verteilung durch das öffentliche abgabensystem egalitärer wird: auf das 
untere Drittel der verteilung, das 11,9% der markteinkommen bezieht, entfallen 12,4% 
der „nettoeinkommen“, auch im mittleren Drittel ist mit 28,4% der einkommensanteil 
nach steuern größer als vorher (28,2%), nur das obere Drittel hat mit 59,2% (Über-
sicht 27) nach der abgabenleistung einen geringeren anteil an den “nettoeinkom-
men” als an den Bruttoeinkommen (59,9%). Ähnlich ist die Umverteilungswirkung 
der abgaben im Jahr 2000: der gini-Koeffizient geht von 0,367 vor steuern auf 0,352 
danach um rund 4,2% zurück.
ÄQUivalenZeinKommen
Werden auch die haushaltsgröße und die altersstruktur der haushalte berücksichtigt 
und die haushalte danach neu geordnet, so ergeben sich über die gesamte verteilung 
betrachtet für die Unselbständigenhaushalte auf Basis des gängigsten verteilungs-
maßes keine vertei lungseffekt durch das abgabensystem; der gini-Koeffizient der 
Bruttoverteilung im Jahr 2005 entspricht mit 0,294 jenem der nettoverteilung. Bei 
näherer Betrachtung ergibt sich allerdings ein differenziertes Bild: Danach liegt die 
abgabenquote im ersten fünftel bei 42½%, im obers ten fünftel aber bei 40¼% und 
in den mittleren Dezilen zwischen 37½% und schwach 39%. eine unterproportio-
nale steuerbelastung weisen nur die mittleren einkommensgruppen auf: gruppiert 
nach dem Äquivalenzeinkommen bezieht das untere Drittel 16,7% der Bruttobe züge 
und zahlt 17,1% der abgaben, auch das obere Drittel entrichtet bei einem Bruttoein-
kommensanteil von 54,3% mit 54,9% einen überproportionalen abgabenanteil (Über-
sicht 29); nur das mittlere Drittel trägt mit 28% einen um 1 Prozentpunkt niedrigeren 
steueranteil als seinem einkommensanteil entspricht. geht man von der verteilung 
nach Quartilen aus, so wirken die abgaben in der unteren hälfte regressiv und in der 
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oberen progressiv. im Jahr 2000 war die inzidenz der abgaben ähnlich, nur die untere 
hälfte weniger regressiv ausgeprägt, aber die obere merklich progressiver, daher sind 
die nettoeinkommen leicht egalitärer verteilt als die Bruttoeinkommen und der gini-
Koeffizient sank um 1,6% von 0,285 auf 0,280.
Werden auch die monetären transferleistungen berücksichtigt, die an Unselbständigenhaus-
halte fließen und die steuer- und abgabenleistung auf das Bruttoäquivalenzgesamteinkom-
men bezogen, so ergibt sich insgesamt eine leicht progressive Wirkung der abgaben: 
in relation zu den gesamteinkommen steigt die abgabenquote von 37,3% im ersten 
auf 40% im letzten Dezil. im Durchschnitt liegt sie bei 37,6% (Übersicht 30).
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für die nicht-selbständigenhaushalte ergibt sich in der Äquivalenzeinkommensdarstel-
lung ein ähnliches Bild der verteilung wie vor Berücksichtigung der haushaltsgröße: die 
abgabenquo te ist im 1. Dezil mit über 50% aufgrund des geringen anteils an marktein-
kommen sehr hoch, sinkt im zweiten auf 31% und steigt dann kontinuierlich auf 38,7% 
an. trotz der hohen abga benquote im 1. Dezil wirkt insgesamt das abgabensystem für 
nicht-selbständigenhaushalte progressiv: Über einkommensdrittel gesehen, zahlen 
die unteren zwei Drittel weniger steuern als ihren einkommensanteilen entspricht, 
nur das obere deutlich mehr: Das erste Drittel bezieht 14% der markteinkommen und 
bringt 13,5% der abgaben auf, das mittlere, das 29,1% der einkommen erhält, zahlt 
27,5% der steuern und das obere Drittel entrichtet mit 56,9% der markteinkommen 
58,9% der abgaben (Übersicht 29). Der gini-Koeffizient der Bruttobezüge sinkt durch 
die öffentlichen abgaben von 0,335 für die Bruttobezüge auf 0,324 (-3,2%) für die 
„nettoeinkommen“.
Der größte teil der steuerleistung in den unteren zwei Dritteln der nicht-selbständigenhaus-
halte besteht aus indirekten steuern, die sich aus dem Konsum ergeben und zu ei-
nem großen teil aus öffentlichen transfers finanziert werden. Bezieht man daher die 
abgabenleistungen der nicht-selbständigenhaushalte auf die gesamteinkommen, 
so ergibt sich in der Äquiva lenzeinkommensbetrachtung eine progressive Umvertei-
lungswirkung des abgabensystems: Die auf die Bruttoäquivalenzgesamteinkommen 
bezogene abgabenquote steigt von 26,7% im ersten auf 38,3% im obersten Dezil 
und beläuft sich im Durchschnitt auf 34,5%. Da sich diese progressive Umvertei-
lungswirkung zu einem wesentlichen teil aus einem reinen struktur effekt45 ergibt 
- von Pensionen werden keine Pensions- und arbeitslosenversicherungsbei träge 
bezahlt -, ist die Progressivität des abgabensystems zuverlässig nur anhand der 
Unselb ständigenhaushalte zu beurteilen.
45 Dieser ergibt sich aus der methode dieser arbeit, die Pensionen als erwerbseinkommen behandelt.
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obwohl in den letzten Jahrzehnten im rahmen der einkommensteuerreformen die nied-
rigen einkommen spürbar entlastet wurden, ist vor allem durch die zunehmende last 
der indirekten steuern in den unteren einkommensschichten insgesamt die inzidenz 
der abgaben regressiver geworden. Da bereits über 40% der einkommensbezieherinnen 
keine einkommensteuer zah len, werden Bemühungen zur entlastung niedriger ein-
kommen und zur stärkung des Prinzips der Besteuerung nach der leistungsfähigkeit, 
nicht um eine reform der finanzierung des sozialstaates umhinkommen.
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6. UmverteilUng DUrch staatsaUsgaBen
Während die staatseinnahmen, die nach dem leistungsfähigkeitsprinzip der steuer-
lehre ein instrument der vertikalen Umverteilung bilden sollten, in Österreich kaum 
umverteilend wirken, gehen von der staatsausgabenseite eindeutig progressive Um-
verteilungswirkungen aus - obgleich im öffentlichen leistungsangebot das horizontale 
verteilungsprinzip dominiert. Öffentliche leistungen sind kaum einkommens- oder 
bedarfsgeprüft ("means-tested"), sondern werden entweder generell angeboten oder 
sind an einkommensunabhängige Krite rien wie alter, Krankheit, Behinderung, anzahl 
der Kinder usw. gebunden. nur in der altersver sorgung und im falle der arbeitslo-
sigkeit kommt auch dem versicherungsprinzip und damit der Beitragsabhängigkeit 
der leistungen eine wichtige rolle zu. im Wesentlichen wird ausga benseitig von den 
erwerbstätigen zu den Pensionistinnen und den arbeitslosen, von den gesunden 
zu den Kranken und von den kinderlosen zu den kinderbetreuenden haushalten 
umverteilt; für die staatsausgaben bildet daher die haushaltsgröße das wichtigste 
vertei lungskriterium.
Der themenstellung dieser studie entsprechend, werden im folgenden vor allem 
wohlfahrts staatliche ausgabenbereiche analysiert, deren auswahl von der Zurechenbar-
keit der leistun gen und der verfügbarkeit entsprechender Datenquellen bestimmt ist. 
6.1. verteilungswirkungen der arbeitslosenversicherung
aDolf BUxBaUm
in diesem Kapitel wird auf die wichtigsten entwicklungen am arbeitsmarkt, die bud-
getären und institutionellen sowie rechtlichen rahmenbedingungen für arbeitsmarkt-
politik in Öster reich und die entsprechenden verteilungswirkungen der arbeitslosen-
versicherung eingegan gen. analyseschwerpunkt stellen entwicklungen seit mitte der 
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neunziger Jahre bis zu den Jahren 2000 bzw. 2005 dar, wobei auch versucht wird, die 
aktuellsten trends abzubilden.
6.1.1. entwicklung der arbeitslosigkeit - Dynamik am arbeitsmarkt
Die folgen des (internationalen) strukturwandels für den arbeitsmarkt wie auch der 
aktuelle internationale Konjunktureinbruch stellen die arbeitsmarktpolitik und ihre 
finanzierung vor große herausforderungen. grundsätzlich sind auch am österreichischen 
arbeitsmarkt Beschleunigungs- und spezialisierungstendenzen beobachtbar, die sich 
u. a. in kürzeren Planungshorizonten der Unternehmen, einer steigenden fluktuation 
am arbeitsmarkt, einer stärker werdenden heterogenisierung der arbeitsverhältnisse 
und einem steigenden Koordi nationsaufwand zwischen den verschiedenen akteurinnen 
am arbeitsmarkt widerspiegeln (schmid, 2002). aufgrund der steigenden Betroffen-
heit von arbeitslosigkeit, der beschleunig ten Dynamik am arbeitsmarkt und der sich 
verschlechternden konjunkturellen rahmenbedin gungen ist eine genauere analyse 
der Umverteilungswirkungen der arbeitslosenversicherung besonders interessant.
Die dynamische entwicklung und heterogenisierung des österreichischen arbeitsmarktes 
drückt sich in einem anstieg der ströme in und aus der Beschäftigung sowie in einem 
stark steigenden anteil der teilzeitbeschäftigung an der gesamtbeschäftigung aus. 
im Jahr 2005 standen 2,395 mio. Zugänge in ein Beschäftigungsverhältnis 2,354 mio. 
abgänge aus einem solchen gegenüber (Bock-schappelwein, 2005). Bis 2008 sind 
steigende Zugangs- und abgangsströme in den bzw. aus dem status der Beschäfti-
gung und arbeitslosigkeit feststellbar. Bei einem durchschnittlichen Jahresbestand 
von 3,420 mio. Beschäftigten (Übersicht 31) belaufen sich die Zugänge auf 2,687 mio. 
Beschäftigte und die abgänge auf 2,660 mio. gleichzeitig ist mit einem Bestand von 
durchschnittlich über 210.000 vorgemerkten arbeitslosen Personen (2008) trotz ei-
ner guten konjunkturellen entwicklung - zumindest bis 2007 - ein für österreichische 
verhält nisse hohes niveau an sockelarbeitslosigkeit beobachtbar.
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gungen ist eine genauere Analyse der Umverteilungswirkungen der Arbeitslosenversicherung 
besonders interessant. 
Die dynamische Entwicklung und Heterogenisierung des österreichischen Arbeitsmarktes 
drückt sich in einem Anstieg der Ströme in und aus der Beschäftigung sowie in einem stark 
steigenden Anteil der Teilzeitbeschäftigung an der Gesamtbeschäftigung aus. Im Jahr 2005 
standen 2,395 Mio. Zugänge in ein Beschäftigungsverhältnis 2,354 Mio. Abgänge aus einem 
solchen gegenüber ( , 2005).  
Bis 2008 sind steigende Zugangs- und Abgangsströme in den bzw. aus dem Status der 
Beschäftigung und Arbeitslosigkeit feststellbar. Bei einem durchschnittlichen Jahresbestand 
von 3,420 Mio. Beschäftigten (Übersicht 31) belaufen sich die Zugänge auf 2,687 Mio. 
Beschäftigte und die Abgänge auf 2,660 Mio. Gleichzeitig ist mit einem Bestand von 
durchschnittlich über 210.000 vorgemerkten arbeitslosen Personen (2008) trotz einer guten 
konjunkturellen Entwicklung − zumindest bis 2007 − ein für österreichische Verhältnisse hohes 
Niveau an Sockelarbeitslosigkeit beobachtbar. 





Arbeitslose LeistungsbezieherInnen Teilzeitquote Arbeitslosenquote 
 Frauen Männer Frauen Männer   Frauen Männer Frauen Männer 




           
1990 1.209,9 1.718,8 76,8 89,0 142,0 85,7 20,2 1,6 6,0 4,9 
1995 1.310,8 1.757,4 95,7 120,0 195,3 90,6 27,2 2,8 6,8 6,4 
2000 1.376,7 1.757,0 86,8 107,5 182,9 94,1 33,2 3,3 5,9 5,8 
2005 1.489,3 1.741,0 108,4 144,2 225,9 89,4 40,3 5,6 6,8 7,7 
2008 1.590,0 1.830,5 93,4 118,8 191,9 90,4 42,1 6,5 5,6 6,1 
           
 Veränderung in % Veränderung in Prozentpunkten 
           
1995/2005 +13,6 −0,9 +13,3 +20,2 +15,7 −1,1 +13,1 +2,8 ±0,0 +1,3 
Q: Arbeitsmarktservice, Statistik Austria, Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, WIFO-Berech-
nungen.  
Die administrativen Arbeitsmarktdaten zeigen eindeutig eine im Vergleich zu den frühen 
neunziger Jahren angespanntere Situation am Arbeitsmarkt in Österreich: Zwischen 1990 und 
2005 stieg die Arbeitslosenquote (Berechnung nach nationaler Methode) von 5,4% auf 7,3% 
an. Waren 1990 im Jahresdurchschnitt 165.800 Personen arbeitslos gemeldet, so stieg diese 
Zahl bis 2005 um mehr als die Hälfte (+52,4%) auf 252.700 Arbeitslose an. 2008 waren 
212.253 Personen arbeitslos vorgemerkt, das entspricht einer Arbeitslosenquote von 5,8%. 
Entsprechend der aktuellen Prognose des WIFO (Scheiblecker, 2009) soll im Jahr 2009 die 
Die administrativen arbeitsmarktdaten zeigen eindeutig eine im vergleich zu den 
frühen neunziger Jahren angespanntere situation am arbeitsmarkt in Österreich: 
Zwischen 1990 und 2005 stieg di  arbeitslosenquote (Berechnung nach n tionaler 
methode) von 5,4% auf 7,3% an. Waren 1990 im Jahresdurchschnitt 165.800 Personen 
arbeitslos gemeldet, so stieg diese Zahl bis 2005 um mehr als die hälfte (+52,4%) 
auf 252.700 arbeitslose an. 2008 waren 212.253 Personen arbeitslos vorgemerkt, das 
entspricht einer arbeitslosenquote von 5,8%. entsprechend der aktuellen Prognose des 
Wifo (scheiblecker, 2009) soll im Jahr 2009 die arbeitslosigkeit im Jahresdurchschnitt 
nicht zuletzt aufgrund des starken internationalen Konjunktureinbruchs wieder deutlich 
ansteigen. Die zunehmende arbeitsmarktdynamik schlägt sich auch in einer stärkeren 
Betroffenheit46 von arbeitslosigkeit nieder: Waren 1994 knapp 700.000 Personen von 
arbeitslosigkeit betroff en, stieg diese Zahl bis 2006 auf über 800.000 Personen an. 
in den folgejahren 2007 und 2008 ging die Betroffenheit wieder leicht zurück und 
stabilisierte sich auf einem niveau von rund 775.300 bzw. 776.200 Personen. Dabei 
ist aber darauf hinzuweisen, dass mehr als 40% der arbeitslosen Personen mehr als 
46 D. h., wie viele Personen zumindest einen tag in Österreich arbeitslos vorgemerkt waren.
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eine arbeitslosigkeitsepisode innerhalb eines Jahres aufweisen. Die Betroffenheit von 
arbeitslosigkeit (anzahl der Personen), die 1995 bei 22% gelegen war, ist bis 2005 
auf ein viertel der unselbständig erwerbstätigen gestiegen, besonders stark war der 
anstieg bei frauen. im Jahr 2008 ging der anteil der von arbeitslosigkeit betroffenen 
Personen wieder auf rund 23% der unselbständig Beschäftigten zurück. hinsichtlich 
der struktur der arbeitslosigkeit ist zwischen 2000 und 2005 die überdurchschnittlich 
steigende Betroffenheit von Jugendlichen unter 19 Jahren, arbeitslosen ab 40 Jahren, 
Perso nen mit migrationshintergrund und Pflichtschulabsolventinnen auffällig - obgleich 
die Betroff enheit dieser gruppen seit 2007 merklich abflacht.
gruppenspezifische verfestigungstenden zen (u. a. überdurchschnittliche Dauer der 
arbeitslosigkeit) von arbeitslosigkeit zeigen sich dabei z. B. bei Personen mit Pflicht-
schulabschluss. Diese entwicklung stellt nach wie vor trotz verstärkter aktivierungsbe-
mühungen im rahmen des nationalen aktionsplans seit den frühen neunziger Jahren 
eine besondere herausforderung für die arbeitsmarktpolitik dar (Bock-schappelwein, 
2005). Die analyse des Bestands der leistungsbezieherinnen im verhältnis zur 
gesamtheit der regist rierten arbeitslosigkeit lässt zwischen 2000 und 2007 einen 
starken rückgang auf unter 90% feststellen. Dies liegt u. a. in der stark gestiegenen 
arbeitslosigkeit von Jugendlichen und Wiedereinsteigerinnen begründet, die teilweise 
die anwartschaftsbedingungen für eine geld leistung aus der arbeitslosenversiche-
rung nicht erfüllen. 2008 beläuft sich der anteil der leistungsbezieherinnen an den 
vorgemerkten arbeitslosen auf 90,4% (Übersicht 31).
6.1.2. gebarung der arbeitsmarktpolitik des Bundes
Die österreichische arbeitsmarktpolitik ist in eine europäische und nationale 
strategiedimen sion eingebettet. Die in diesem Zusammenhang bedeutendsten akteure 
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stellen das arbeits marktservice (ams) und das zuständige Bundesministerium47 dar.
Die arbeitsmarktpolitik in Österreich ist überwiegend beitragsfinanziert und kann ver-
einfacht in maßnahmen der aktiven und passiven arbeitsmarktpolitik unterteilt werden 
(Details siehe unter abschnitt 6.1.2.2.2). Die quantitativ bedeutendsten ausgaben im 
rahmen der arbeitslo senversicherung stellen das arbeitslosengeld und die notstands-
hilfe dar (passive arbeits marktpolitik). aus mitteln der arbeitslosenversicherung und 
dem allgemeinen Budget werden u. a. auch Qualifizierungs- und Beschäftigungsför-
derungsmaßnahmen (aktive arbeitsmarkt politik) finanziert.
6.1.2.1. einnahmen der arbeitslosenversicherung
Die Beiträge zur arbeitslosenversicherung stellen die wichtigsten einnahmen (rund 
90%48) für die arbeitslosenversicherung in Österreich dar. Diese Beiträge werden von 
arbeitnehmerin nen und arbeitgeberinnen zu gleichen teilen (seit 1. Jänner 1994 je 
3% des Bruttoeinkommens unselbständig erwerbstätiger49) aufgebracht, sind zweck-
gebunden (arbeitsmarktpolitik  i, Bundesbudget50) ansatz 1/635) und beliefen sich 
im Jahr 2005 auf 4,2 mrd. €. im Jahr 2006 wurden 4,4 mrd. €, 2007 4,3 mrd. € laut 
Bundesrechnungsabschluss eingenommen, im Jahr 2008 sind es vorläufige 4,7 mrd. € 
(Bundesministerium für arbeit, soziales und Konsumenten schutz, 2009). Die entspre-
chenden Beiträge sind grundsätzlich für einkommen ab der gering fügigkeitsgrenze bis 
zur höchstbeitragsgrundlage zu leisten, wobei in den letzten Jahren im Beitragsrecht 
einige rechtliche Änderungen vollzogen wurden, die für bestimmte Personen gruppen 
zum entfall bzw. sinken der Beitragsleistung geführt haben (siehe abschnitt 6.1.3). 
Die Defizitabdeckung in der arbeitslosenversicherung (2005 351,5  mio.  €, 2006 
47 mit der Bundesministeriengesetz-novelle 2009 übernimmt das Bundesministerium für arbeit, soziales und Konsu mentenschutz 
 die relevanten agenden vom vormaligen Bundesministerium für Wirtschaft und arbeit. 
48 Der durchschnittliche anteil von 90% ergibt sich aus der abgangs(=Defizit-)abdeckung durch den allgemeinen haushalt für die 
 gebarung arbeitsmarktpolitik.
49 Dies gilt für arbeiterinnen und angestellte, aber nicht z. B. für Beamtinnen. mit 1. Jänner 2008 wurden auch die freien Dienstneh
 merinnen in die arbeitslosenversicherung einbezogen.




476,7 mio. €, 2007 423,8 mio. € laut Bundesrechnungsabschluss) wie auch die un-
ternehmensbezogene arbeitsmarktförderung werden aus allgemeinen Budgetmitteln 
(arbeitsmarktpolitik ii, Bundes budget ansatz 1/636) finanziert.
6.1.2.2. ausgaben für arbeitsmarktpolitik
6.1.2.2.1. entwicklung der ausgaben
seit 1990 haben sich die nominellen ausgaben im rahmen der arbeitsmarktpolitik des 
Bundes mehr als verdoppelt. im Jahr 1990 wurden 2,1 mrd. € für arbeitsmarktpolitik 
ausgegeben, im Jahr 2005 beliefen sich die gesamtausgaben für die arbeitsmarktpo-
litik auf 4,8 mrd. €. im Jahr 2007 betrug das ausgabenvolumen rund 5 mrd. €, im Jahr 
2008 4,9 mrd. € (Bundesministerium für arbeit, soziales und Konsumentenschutz, 
2009; abbildung 7)

























































Der anteil der ausgaben für die arbeitsmarktpolitik des Bundes gemessen am Bruttoin-
landsprodukt (BiP) und an den Bundesausgaben ist aber seit mitte der neunziger Jahre 
im trend rückläufig. Der höchste relative anteil an diesen referenzgrößen wurde jeweils 
im Jahr 1996 mit 2,5% des BiP bzw. 8,1% der Bundesausgaben verzeichnet. im Jahr 
2008 betragen die Bundesausgaben für arbeitsmarktpolitik rund 1,7% des BiP und 
6,1% der Bundesausgaben51 (abbildung 8).
Das bedeutet, dass trotz steigender arbeitslosigkeit die Bedeutung der (aktiven) 
arbeitsmarkt politik des Bundes kaum zugenommen hat. Der beobachtete anstieg der 
ausgabenniveaus bis ende der neunziger Jahre, der zum großteil auf aufwendungen für 
passive leistungen aus der arbeitslosenversicherung beruht (siehe abschnitt 6.1.2.2.2), 
ist auf gestiegene löhne zurückzuführen, die die wesentliche grundlage für die Be-
rechnung der leistungen darstellen.
Die analyse der realen ausgabenentwicklung pro arbeitslosen bzw. je Prozentpunkt 
der arbeitslosenquote zeigt einen anderen verlauf als die nominelle entwicklung. 
Bei der analyse der ausgaben der arbeitsmarktpolitik ist darüber hinaus stets zu 
berücksichtigen, dass die ausgaben für das Karenzurlaubsgeld52 bis 2001 in diesen 
ausgaben beinhaltet waren, die zwischen 1992 und 1995 sogar über 20% des arbeits-
marktpolitischen Jahresbudgets des Bundes ausmachten. für die Darstellung der 
realen ausgabenentwicklung je 1.000 arbeits losen wurde um die familienpolitischen 
leistungen entsprechend bereinigt (abbildung 9).
51 Der besonders starke rückgang des anteils der arbeitsmarktpolitischen ausgaben am Bundeshaushalt im Jahr 2008
 ist auf die hohe rücklagenzuführung des Bundes im rahmen des Bankenrettungspakets zurückzuführen, die für den allgemein 
 sehr starken anstieg der Bundesausgaben im Jahr 2008 verantwortlich ist. Demnach scheint nur eine bedingte vergleichbarkeit 
 mit den vorjahren gegeben zu sein.
52 Zwischen 1996 und 2002 wurde das Karenzurlaubsgeld (KUg) von der gebietskrankenkasse (gKK) direkt ausbezahlt, ab 2002
 verrechnet die gKK direkt mit dem familienlastenausgleichsfonds (flaf).
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Anteile am Bruttoinlandsprodukt Anteile an den gesamten Bundesausgaben
Q: Bundesministerium für arbeit, soziales und Konsumentenschutz, Bundesministerium für finanzen, statistik austria, 
Wifo-Darstellung.
















Q: Bundesministerium für arbeit, soziales und Konsumentenschutz, arbeitsmarktservice, Wifo-Berechnungen. 
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Während die realen gesamtausgaben je 1.000 arbeitslose zwischen 1997 und 2000 
stark anstiegen, wurden im sonstigen Beobachtungszeitraum seit den frühen neunziger 
Jahren tendenziell stagnierende bzw. sinkende ausgabenniveaus verzeichnet. im Jahr 
2005 wurde demnach je 1.000 arbeitslose mit real 13,8 mio. € insgesamt um mehr 
als 13% weniger aus gegeben als im Jahr 2000 (15,9 mio. €; abbildung 9). erst seit 
dem Jahr 2005 ist wieder eine merkliche ausgabensteigerung auf ein vergleichbares 
niveau wie zu Beginn des Jahrzehnts beobachtbar.
mit dem Beschäftigungsförderungsgesetz (Befg) im Jahr 2006 wurde eine Qualifizierungs-
offensive für 61.500 Personen (mit den schwerpunkten ältere Personen, frauen und 
Jugend liche) mit zusätzlichen mitteln für aktive arbeitsmarktpolitik in der höhe von 
284,7 mio. € für die Jahre 2006 und 2007 initiiert. Diese deutlich gestiegenen und 
auch 2008 beibehaltenen Budgets bei gleichzeitig sinkender arbeitslosigkeit sind für 
den anstieg der realausgaben für arbeitsmarktpolitik pro Prozentpunkt der arbeitslo-
senquote bzw. je 1.000 arbeitslose am ende des Beobachtungszeitraums im vergleich 
zum Jahr 2005 hauptverantwortlich (abbildung 9).
6.1.2.2.2. ausgabenstruktur der arbeitslosenversicherung
auch im internationalen vergleich (oecD, 2000 bis 2007) spielt aktive arbeitsmarkt-
politik im verhältnis zur passiven arbeitsmarktpolitik in Österreich traditionell eine 
untergeordnete rolle (Übersicht 32).
–  85  – 
   
Während die realen Gesamtausgaben je 1.000 Arbeitslose zwischen 1997 und 2000 stark 
anstiegen, wurden im sonstigen Beobachtungszeitraum seit den frühen neunziger Jahren 
tendenziell stagnierende bzw. sinkende Ausgabenniveaus verzeichnet. Im Jahr 2005 wurde 
demnach je 1.000 Arbeitslose mit real 13,8 Mio. € insgesamt um mehr als 13% weniger aus-
gegeben als im Jahr 2000 (15,9 Mio. €; Abbildung 9). Erst seit dem Jahr 2005 ist wieder eine 
merkliche Ausgabensteigerung auf ein vergleichbares Niveau wie zu Beginn des Jahrzehnts 
beobachtbar. 
Mit dem Beschäftigungsförderungsgesetz (BeFG) im Jahr 2006 wurde eine Qualifizierungs-
offensive für 61.500 Personen (mit den Schwerpunkten ältere Personen, Frauen und Jugend-
liche) mit zusätzlichen Mitteln für aktive Arbeitsmarktpolitik in der Höhe von 284,7 Mio. € für die 
Jahre 2006 und 2007 initiiert. Diese deutlich gestiegenen und auch 2008 beibehaltenen 
Budgets bei gleichzeitig sinkender Arbeitslosigkeit sind für den Anstieg der Realausgaben für 
Arbeitsmarktpolitik pro Prozentpunkt der Arbeitsl enquote bzw. je 1.000 Arbeitslose am Ende 
des Beobachtungszeitraums im Vergleich zum Jahr 2005 hauptverantwortlich (Abbildung 9).  
6.1.2.2.2 Ausgabenstruktur der Arbeitslosenversicherung 
Auch im internationalen Vergleich (OECD, 2000 bis 2007) spielt aktive Arbeitsmarktpolitik im 
Verhältnis zur passiven Arbeitsmarktpolitik in Österreich traditionell eine untergeordnete Rolle 
(Übersicht 32).  
Übersicht 32: Ausgaben des Bundes für Arbeitsmarktpolitik 
 
 Arbeitsmarktpolitik 
 Insgesamt¹) Aktiv Aktivierend²) Passiv 
 Mio. € 
     
2000 4.391 630 96 2.635 
2005 4.849 910 663 2.813 
2008 4.860 1.059 616 2.682 
Q: Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz (2009), Bundesministerium für Finanzen, WIFO-Be-
rechnungen. − ¹) Einschließlich Pensions- und Krankenversicherung und Verwaltung. − ²) Ohne unternehmensbezo-
gene Arbeitsmarktförderung. 
Unter passiver Arbeitsmarktpolitik sind Einkommensersatzleistungen im Falle von Arbeitslosig-
keit (vor allem Arbeitslosengeld und Notstandshilfe) zu verstehen, während aktive Arbeits-
marktpolitik als Unterstützung zur Wiedereingliederung der Betroffenen in den Erwerbsprozess 
gedacht ist. Zur aktiven Arbeitsmarktpolitik zählen Maßnahmen zur Qualifizierung und 
Beschäftigungsförderung (z. B. Bildungsmaßnahmen, Arbeitsstiftungen, Eingliederungsbeihil-
fen usw.). Eine Reihe von Leistungen gemäß Arbeitslosenversicherungsgesetz (ALVG) stellen 
aktivierende arbeitsmarktpolitische Instrumente dar, die für aktive Zwecke und nicht dezidiert 
als Einkommensersatzleistung eingesetzt werden (z. B. Schulungsarbeitslosengeld und -not-
standshilfe, Altersteilzeitgeld, siehe 
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Unter passiver arbeitsmarktpolitik sind einkommensersatzleistungen im falle von 
arbeitslosig keit (vor allem arbeitslosengeld und notstandshilfe) zu verstehen, während 
aktive arbeits marktpolitik als Unterstützung zur Wiedereingliederung der Betroffenen 
in den erwerbsprozess gedacht ist. Zur aktiven arbeitsmarktpolitik zählen maßnah-
men zur Qualifizierung und Beschäftigungsförderung (z.  B. Bildungsmaßnahmen, 
arbeitsstiftungen, eingliederungsbeihil fen usw.). eine reihe von leistungen gemäß 
arbeitslosenversicherungsgesetz (alvg) stellen aktivierende arbeitsmarktpolitische 
instrumente dar, die für aktive Zwecke und nicht dezidiert als einkommensersatzleistung 
eingesetzt werden (z. B. schulungsarbeitslosengeld und -not standshilfe, altersteilzeit-
geld, siehe arbeitsmarktservice, 2000 bis 2007, Bundesministerium für arbeit, soziales 
und Konsumentenschutz, 2008). Die ausgaben für das altersteilzeitgeld, die sich im 
Jahr 2005 auf über 500 mio. € beliefen, sind für den starken anstieg der mittel für akti-
vierende maßnahmen zwischen 2000 und 2005 hauptverantwortlich. in den Jahren 
2007 und 2008 wurden für die altersteilzeit 411 mio. € bzw. 358 mio. € aufgewendet.
6.1.3. rechtliche Änderungen in der arbeitslosenversicherung 
 zwischen 1995 und 2008
seit Beginn der neunziger Jahre gab es mehrere weitreichende Änderungen im 
arbeitslosen versicherungsrecht (Pfeil, 2006). generell kann konstatiert werden, dass 
trotz der ausweitung mancher leistungsansprüche (z. B. einführung des ergänzungs-
betrages für Personen mit sehr niedrigem leistungsbezug, BgBl. i nr. 142/2000) im 
rahmen der arbeitslosenversicherung eher materiellrechtliche leistungseinschrän-
kungen überwiegen. Dazu haben vor allem die kosten senkende Umgestaltung des 
lohnklassenschemas, die damit verbundene senkung der nettoersatzrate von durch-
schnittlich 57% auf einheitlich 55%, die erhöhung der mindestbe schäftigungszeit von 
26 auf 28 Wochen für eine neue anwartschaft sowie leistungsmindernde Änderungen 
im Bereich der aufwertung und Dynamisierung der Bemessungsgrundlage für das 
arbeitslosengeld maßgeblich beigetragen. Die notstandshilfe orientiert sich aktuell 
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nach wie vor an der höhe des arbeitslosen-geldes (92% bzw. 95% des grundbetrages 
des arbeitslosengeldes) und ist bedarfsgeprüft. Dies bedeutet, dass u. a. bei der Beur-
teilung der wirtschaftlichen verhältnisse das Partnerinnenein kommen berücksichtigt 
wird, wie auch gegebenenfalls familienzuschläge gewährt werden.
auf der einnahmenseite sind seit mitte der neunziger Jahre erosionstendenzen der 
Beitragsleis tungen der versicherten feststellbar. Dafür verantwortlich ist insbesondere 
die schwache Dynamik der entwicklung der arbeitseinkommen, verstärkt vor allem 
durch den Beitragsentfall für ältere vollversicherte arbeitnehmerinnen über 57 Jahre 
oder die stufenweise Beitragsbe freiung53 von arbeitnehmerinnen mit einem monatli-
chen Bruttoeinkommen von bis zu 1.350 € (seit 1. Juli 2008).
6.1.4. Personenbezogene analyse des leistungsbezugs 
 aus der arbeitslosenversiche rung von 1995 bis 2005
im folgenden soll auf die persönliche einkommenssituation der arbeitslosengeld- und 
not standshilfebezieherinnen eingegangen werden. Die entsprechenden auswertungen 
bezie hen sich auf eine sonderauswertung von monatlichen54 leistungsbezugsdaten aus 
der arbeitslosenversicherung durch das forschungsinstitut synthesis. Die angeführten 
Beträge beziehen sich auf durchschnittliche monatliche auszahlungen im Beobach-
tungszeitraum. Die leistungsarten arbeitslosengeld und notstandshilfe wurden nach 
verschiedenen merkmalen (u. a. geschlecht, Dauer der arbeitslosigkeit, nationalität) 
in der entwicklung zwischen 1995 und 2005 untersucht. hier wird ausschließlich auf 
die individuelle einkommenssituation der leis tungsbezieherinnen abgezielt, wäh-
rend unter abschnitt 6.1.5 stets auf die einkommenssitua tion auf haushaltsebene 
eingegangen wird.
53 Beitragsbefreiungen, die ausschließlich Bezieherinnen niedriger einkommen betreffen, haben progressive vertei lungswirkungen. 
 außerdem verstärken sie die Wirkung der automatischen stabilisatoren.




6.1.4.1. einkommenssituation der arbeitslosengeldbezieherinnen 
 von 1995 bis 2005
im Durchschnitt belief sich das arbeitslosengeld im Jahr 1995 auf monatlich 646 € 
und stieg bis 2005 auf 717 € an. Unter Berücksichtigung der inflationsentwicklung 
ergibt sich allgemein ein realer rückgang des leistungsniveaus zwischen 1995 und 
2005 um 6,4%. Bei männern fällt die ser rückgang mit 7,8% besonders stark aus. Das 
durchschnittliche arbeitslosengeld der frauen liegt 2005 knapp 20% unter jenem der 
männer. Betrachtet man auch die reale entwicklung des mittleren arbeitslosengeldbe-
zugs (median) für die jeweilige gruppe, so ist feststellbar, dass die auftretenden realen 
Kaufkraftverluste noch drastischer ausfallen, z. B. liegt der mittlere leistungsbezug 
2005 der Dauerarbeitslosen (Definition gemäß synthesis: leistungsbezug länger als 
6 monate) mit 714 € real um 9,5% unter dem niveau von 1995. einzig bei den frauen stieg 
das mittlere arbeitslosengeld - ausgehend von einem deutlich niedrigeren leistungs-
niveau 1995 - real um 6,1% an (Übersicht 33). Die ein führung des ergänzungsbetrages 
(Krapf - Keul, 2008) zum arbeitslosengeld, der sich am aus gleichszulagenrichtsatz 
für alleinstehende orientiert, aber in seiner höhe auch davon abhän gig ist, ob die 
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beziehen sich auf durchschnittliche monatliche Auszahlungen im Beobachtungszeitraum. Die 
Leistungsarten Arbeitslosengeld und Notstandshilfe wurden nach verschiedenen Merkmalen 
(u. a. Geschlecht, Dauer der Arbeitslosigkeit, Nationalität) in der Entwicklung zwischen 1995 
und 2005 untersucht. Hier wird ausschließlich auf die individuelle Einkommenssituation der Leis-
tungsbezieherInnen abgezielt, während unter Abschnitt 6.1.5 stets auf die Einkommenssitua-
tion auf Haushaltsebene eingegangen wird. 
Im Durchschnitt belief sich das Arbeitslosengeld im Jahr 1995 auf monatlich 646 € und stieg bis 
2005 auf 717 € an. Unter Berücksichtigung der Inflationsentwicklung ergibt sich allgemein ein 
realer Rückgang des Leistungsniveaus zwischen 1995 und 2005 um 6,4%. Bei Männern fällt die-
ser Rückgang mit 7,8% besonders stark aus. Das durchschnittliche Arbeitslosengeld der Frauen 
liegt 2005 knapp 20% unter jenem der Männer.  
Betrachtet man auch die reale Entwicklung des mittleren Arbeitslosengeldbezugs (Median) 
für die jeweilige Gruppe, so ist feststellbar, dass die auftretenden realen Kaufkraftverluste 
noch drastischer ausfallen, z. B. liegt der mittlere Leistungsbezug 2005 der Dauerarbeitslosen 
(Definition gemäß Synthesis: Leistungsbezug länger als 6 Monate) mit 714 € real um 9,5% unter 
dem Niveau von 1995. Einzig bei den Frauen stieg das mittlere Arbeitslosengeld − ausgehend 
von einem deutlich niedrigeren Leistungsniveau 1995 − real um 6,1% an (Übersicht 33). Die Ein-
führung des Ergänzungsbetrages (Krapf − Keul, 2008) zum Arbeitslosengeld, der sich am Aus-
gleichszulagenrichtsatz für Alleinstehende orientiert, aber in seiner Höhe auch davon abhän-
gig ist, ob die arbeitslose Person Anspruch auf Familienzuschläge hat, hat wesentlich zu dieser 
Entwicklung beigetragen.  
Übersicht 33: Arbeitslosengeld 
Median, 1990 bis 2005 
 
 1990 1995 2000 2005 1995/2005 
 Nomineller Median in € pro Monat Reale Verän-
derung in % 
      
Insgesamt 502 644 654 699  − 8,4 
Männer 571 707 736 772  − 7,8 
Frauen 414 527 541 663  + 6,1 
InländerInnen 502 647 654 700  − 8,6 
AusländerInnen 502 631 653 693  − 7,4 
Dauerarbeitslose 516 666 685 714  − 9,5 
      
Gini-Koeffizient insgesamt 0,19 0,17 0,19 0,17  
Q: Synthesis, WIFO-Berechnungen. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapitel 9. 
Der allgemeine Rückgang des realen Arbeitslosengeldes ist auf mehrere Faktoren zurückzu-
führen. Das Sinken der Bemessungsgrundlagen, das auch mit einem steigenden Anteil an Teil-
Der allgemeine rückgang des realen arbeitslosengeldes ist auf mehrere faktoren 
zurückzu führen. Das sinken der Bemessungsgrundlagen, das auch mit einem stei-
genden anteil an teil zeitbeschäftigung zusammenhängt, und rechtliche Änderungen 
im leistungsrecht sind als erklärungsansätze besonders hervorzuheben. aufgrund 
der niedrigen ersatzleistungen sind zunehmend mehr Personen auf leistungen der 
sozialhilfe angewiesen (siehe Kapitel 6.2).
6.1.4.2. einkommenssituation der notstandshilfebezieherinnen 
 von 1995 bis 2005
1995 belief sich die notstandshilfe im Durchschnitt auf monatlich 507 € und stieg bis 
2005 auf 551 € an. Demnach fielen die realen leistungseinbußen zwischen 1995 und 
2005 mit -8,2% noch stärker aus als beim arbeitslosengeldbezug. Wie beim arbeits-
losengeld fielen die realen verluste bei der notstandshilfe bei den männern (-11,5%) 
und bei ausländerinnen (-9,3%) überdurchschnittlich stark aus. Beim mittleren not-
standshilfebezug (median) verhält sich die reale entwicklung der leistungs niveaus in 




generell ist festzuhalten, dass sich durch die Berücksichtigung des Partnerinnen-
einkommens bei der Berechnung der leistungshöhe insbesondere für frauen sehr 
niedrige leistungsniveaus bzw. der entfall der leistung ergeben.
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zeitbeschäftigung zusammenhängt, und rechtliche Änderungen im Leistungsrecht sind als 
Erklärungsansätze besonders hervorzuheben. Aufgrund der niedrigen Ersatzleistungen sind 
zunehmend mehr Personen auf Leistungen der Sozialhilfe angewiesen (siehe Kapitel 6.2). 
1995 belief sich die Notstandshilfe im Durchschnitt auf monatlich 507 € und stieg bis 2005 auf 
551 € an. Demnach fielen die realen Leistungseinbußen zwischen 1995 und 2005 mit −8,2% 
noch stärker aus als beim Arbeitslosengeldbezug. Wie beim Arbeitslosengeld fielen die realen 
Verluste bei der Notstandshilfe bei den Männern (−11,5%) und bei AusländerInnen (−9,3%) 
überdurchschnittlich stark aus.  
Beim mittleren Notstandshilfebezug (Median) verhält sich die reale Entwicklung der Leistungs-
niveaus in den einzelnen Gruppen mit einer Bandbreite von −6,7% bis −9,4% ebenso einheit-
lich rückläufig (Übersicht 34).  
Generell ist festzuhalten, dass sich durch die Berücksichtigung des PartnerInneneinkommens 
b i der Ber chnung der Leistungshöh  insbesondere für Frauen sehr ni drige Leistungsniveaus 
bzw. der Entfall der Leistung ergeben. 
Übersicht 34: Notstandshilfe 
Median, 1990 bis 2005 
 
 1990 1995 2000 2005 1995/2005 
 Nomineller Median in € pro Monat Reale Verän-
derung in % 
      
Insgesamt 397 512 545 565  − 6,9 
Männer 451 576 597 625  − 8,5 
Frauen 360 445 471 485  − 8,1 
InländerInnen 397 512 546 566  − 6,7 
AusländerInnen 407 520 542 559  − 9,4 
Dauerarbeitslose 411 521 557 574  − 7,0 
      
Gini-Koeffizient insgesamt 0,23 0,22 0,21 0,22  
Q: Synthesis, WIFO-Berechnungen. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapitel 9. 
6.1.5 Haushaltsbezogene Analyse der Verteilungswirkung der Arbeitslosenversiche-
rung für die Jahre 2000 und 2005 
6.1.5.1 Methodische Hinweise 
Wie in den übrigen Kapiteln dieser Studie werden hier die Umverteilungswirkungen in 
bestimmten Basisjahren (2000, 2005) analysiert, und es wird keine Längsschnittanalyse durch-
geführt. Die folgende Darstellung der Verteilungswirkungen der Arbeitslosenversicherung 
basiert auf Haushaltsebene.  
6.1.5. haushaltsbezogene analyse der verteilungswirkung 
 der arbeitslosenversiche rung für die Jahre 2000 und 2005
6.1.5.1. methodische hinweise
Wie in den übrigen Kapiteln dieser studie werden hier die Umverteilungswirkungen in 
bestimmten Basisjahren (2000, 2005) analysiert, und es wird keine längsschnittanalyse 
durch geführt. Die folgende Darstellung der verteilungswirkungen der arbeitslosenver-
sicherung basiert auf haushaltsebene.
in der Konsumerhebung  1999/2000 sind leistungsbezieherinnen aus der 
arbeitslosenversiche rung deutlich unterrepräsentiert. Da etwa nur die hälfte der 
leistungsbezieherinnen (von arbeitslosengeld und notstandshilfe) erfasst ist, konnte 
auch nur die hälfte der tatsächlich ausbezahlten leistungen bei der erhebung berück-
sichtigt werden. von der struktur der gege benen Daten kann aber auf die verteilung 
UmverteilUng DUrch staatsaUsgaBen
144
der gesamten zu analysierenden leistungen geschlossen und die verteilungswirkung 
der arbeitslosenversicherung abgeleitet werden. Die Werte für 2005 basieren auf der 
erhebung eU-silc 2006 (statistik austria, 2008a), die u. a. Bezieherinnen von leistungen 
aus der arbeitslosenversicherung aufgrund des unterschiedli chen erhebungsdesigns 
und der inhaltlichen gewichtung der erhebung besser abbildet als die Konsumerhe-
bung 1999/2000. Die Daten beider erhebungen sind aber nur bedingt vergleichbar. 
Die ergebnisse müssen daher vorsichtig interpretiert werden, da es zu verzer rungen 
kommen kann, auf die auch im folgenden hingewiesen wird.
6.1.5.2. verteilungswirkungen der ausgaben nach Bruttomarkteinkommen 
 der haushalte
Das arbeitslosengeld und die notstandshilfe bilden unter den versicherungsleistungen 
die progressivsten ausgaben55. nach der gegebenen - nur eingeschränkt vergleichbaren 
- Datenlage ist die Progressionswirkung des systems stärker geworden, d. h., heute fließt 
ein größerer teil der verschiedenen leistungen der arbeitslosenversicherung in untere 
einkom mensschichten als in den Jahren 1991 (referenzjahr für die verteilungsstudie 
1996) und 2000. Der anteil der einkommensersatzleistungen (arbeitslosengeld und 
notstandshilfe) gemessen am Bruttomarkteinkommen eines haushalts betrug im Jahr 
2000 im 1. Dezil 14,9%, dieser Wert fällt bereits im 2. Dezil auf unter 2%. Demnach 
waren diese transferleistungen für die sozial schwächeren haushalte von besonderer 
Bedeutung. mehr als zwei Drittel der leistungs bezieherinnen gehörten haushalten des 
unteren, rund 23% des mittleren und 10% des oberen terzils an. in summe flossen 
rund zwei Drittel der ausbezahlten gelder an arbeitslosengeld und notstandshilfe 
im Jahr 2000 in das unterste terzil. rund 22% dieser passiven geldleistungen aus 
der arbeitslosenversicherung wurden an das 2. terzil ausbezahlt, knapp 11% an das 
oberste (Übersicht 35). Die ausgaben für aktive arbeitsmarktpolitik verteilten sich im 
55 Die sozialhilfe als fürsorgeleistung weist eine noch progressivere verteilung auf (siehe Kapitel 6.2).
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vergleich zu den passiven leis tungen weniger progressiv: rund 41% der ausgaben 
flossen in die beiden oberen terzile, in das unterste terzil 59% (Übersicht 36). nach 
den vorliegenden, nur beschränkt vergleichbaren Daten dürfte in der ersten hälfte 
die ses Jahrzehnts die Bedeutung der leistungen aus der arbeitslosenversicherung 
für Bevölke rungsgruppen mit niedrigem einkommen merklich zugenommen haben. 
arbeitslosengeld und notstandshilfe stellen in relation zum Bruttomarkteinkommen im 
Jahr 2005 im untersten Dezil knapp die hälfte dar. Diese relation sinkt im 2. Dezil auf 
unter 4%. arbeitslosengeld und notstandshilfe haben für höhere einkommensbereiche 
kaum Bedeutung. gut 71% der leis tungsbezieherinnen gehören dem untersten terzil 
an. rund 20% der Bezieherinnen von arbeitslosengeld und notstandshilfe werden 
dem mittleren terzil zugeordnet, während weni ger als 9% dem oberen einkommens-
bereich angehören.
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knapp die Hälfte dar. Diese Relation sinkt im 2. Dezil auf unter 4%. Arbeitslosengeld und 
Notstandshilf  haben für höhere Einkommensbereiche kaum Bedeutung. Gut 71% der Leis-
tungsbezieherInnen gehören dem untersten Terzil an. Rund 20% der BezieherInnen von 
Arbeitslosengeld und Notstandshilfe werden dem mittleren Terzil zugeordnet, während weni-
ger als 9% dem oberen Einkommensbereich angehören. 
Übersicht 35: Ausgaben für passive Arbeitsmarktpolitik nach Bruttomarkteinkommen der 
Nicht-Selbständigenhaushalte, 1991, 2000 und 2005 
 
 1991 2000 2005 
 Arbeitslosengeld und Notstandshilfe 
Bruttomarkt-
einkommen 





kommen in % 
Anteile 
in % 





kommen in % 
Anteile 
in % 





kommen in % 
Anteile 
in % 
         
1. Terzil 30 3,6 55,7 35 3,1 67,7 89 7,6 74,5 
2. Terzil 15 0,8 27,6 11 0,4 21,6 20 0,7 17,1 
3. Terzil 9 0,2 16,7 5 0,1 10,7 10 0,2 8,4 
          
Insgesamt 18 0,8 100,0 17 0,6 100,0 40 1,2 100,0 
Q: Guger (1996A), EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Erläuterung: Im Jahr 2005 erhal-
ten alle Haushalte im Durchschnitt monatlich 40 € an Arbeitslosengeld und Notstandshilfe. Berücksichtigt man nur 
jene Haushalte, die diese Leistungen erhalten, erhöht sich dieser Betrag auf rund 620 €. Für das 1. Terzil ergeben sich 
670 €, für das 2. Terzil 485 € und für das 3. Terzil 560 €. 
Übersicht 36: Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik nach Bruttomarkteinkommen der 
Nicht-Selbständigenhaushalte, 2000 und 2005 
 
 2000 2005 
 Aktive Arbeitsmarktpolitik 
Bruttomarkt-
einkommen 
In € pro Monat Gemessen am 
Bruttomarktein-
kommen in % 
Anteile in % In € pro Monat Gemessen am 
Bruttomarktein-
kommen in % 
Anteile in % 
      
1. Terzil 20 1,8 59,3 38 3,3 70,3 
2. Terzil 8 0,3 22,7 11 0,4 20,2 
3. Terzil 6 0,1 18,0 5 0,1 9,5 
       
Insgesamt 11 0,4 100,0 18 0,6 100,0 
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. 
Nach den vorliegenden, nur beschränkt vergleichbaren Daten dürfte in der ersten Hälfte die-
ses Jahrzehnts die Bedeutung der Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung für Bevölke-
rungsgruppen mit niedrigem Einkommen merklich zugenommen haben. Arbeitslosengeld und 
Notstandshilfe stellen in Relation zum Bruttomarkteinkommen im Jahr 2005 im untersten Dezil 
knapp die Hälfte dar. Diese Relation sinkt im 2. Dezil auf unter 4%. Arbeitslosengeld und 
Notstandshilfe haben für höhere Einkommensbereiche kaum Bedeutung. Gut 71% der Leis-
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knapp die Hälfte dar. Diese Relation sinkt im 2. Dezil auf unter 4%. Arbeitslosengeld und 
Notstandshilfe haben für höhere Einkommensbereiche kaum Bedeutung. Gut 71% der Leis-
tungsbezieherInnen gehören dem untersten Terzil an. Rund 20% der BezieherInnen von 
Arbeitslosengeld und Notstandshilfe werden dem mittleren Terzil zugeordnet, während weni-
ger als 9% dem oberen Einkommensbereich angehören. 
 





kommen in % 
Anteile 
in % 





kommen in % 
Anteile 
in % 





kommen in % 
Anteile 
in % 
         
1. Terzil 30 3,6 55,7 35 3,1 67,7 89 7,6 74,5 
2. Terzil 15 0,8 27,6 11 0,4 21,6 20 0,7 17,1 
3. Terzil 9 0,2 16,7 5 0,1 10,7 10 0,2 8,4 
          
Insgesamt 18 0,8 100,0 17 0,6 100,0 40 1,2 100,0 
Q: Guger (1996A), EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Erläuterung: Im Jahr 2005 erhal-
ten alle Haushalte im Durchschnitt monatlich 40 € an Arbeitslosengeld und Notstandshilfe. Berücksichtigt man nur 
jene Haushalte, die diese Leistungen erhalten, erhöht sich dieser Betrag auf rund 620 €. Für das 1. Terzil ergeben sich 
670 €, für das 2. Terzil 485 € und für das 3. Terzil 560 €. 
Übersicht 36: Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik nach Bruttomarkteinkommen der 
Nicht-Selbständigenhaushalte, 2000 und 2005 
 
 2000 2005 
 Aktive Arbeitsmarktpolitik 
Bruttomarkt-
einkommen 
In € pro Monat Gemessen am 
Bruttomarktein-
kommen in % 
Anteile in % In € pro Monat Gemessen am 
Bruttomarktein-
kommen in % 
Anteile in % 
      
1. Terzil 20 1,8 59,3 38 3,3 70,3 
2. Terzil 8 0,3 22,7 11 0,4 20,2 
3. Terzil 6 0,1 18,0 5 0,1 9,5 
       
Insgesamt 11 0,4 100,0 18 0,6 100,0 
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. 
Nach den vorliegenden, nur beschränkt vergleichbaren Daten dürfte in der ersten Hälfte die-
ses Jahrzehnts die Bedeutung der Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung für Bevölke-
rungsgruppen mit niedrigem Einkommen merklich zugenommen haben. Arbeitslosengeld und 
Notstandshilfe stellen in Relation zum Bruttomarkteinkommen im Jahr 2005 im untersten Dezil 
knapp die Hälfte dar. Diese Relation sinkt im 2. Dezil auf unter 4%. Arbeitslosengeld und 
Notstandshilfe haben für höhere Einkommensbereiche kaum Bedeutung. Gut 71% der Leis-
nach den vorliegenden, nur beschränkt vergleichbaren Daten dürfte in der ersten hälfte 
die ses Jahrzehnts ie Bedeutung der leistungen aus der arbeitslosenversicherung 
für Bevölke rungsgruppen mit niedrigem einkommen merklich zugenommen haben. 
arbeitslosengeld u d notstandshilfe stellen in r lation zum Br ttomarkteinkommen im 
Jahr 2005 im untersten Dezil knapp die hälfte dar. Diese relation sinkt im 2. Dezil auf 
unter 4%. arbeitslosengeld und notstandshilfe haben für höhere einkommensbereiche 
kaum Bedeutung. gut 71% der leis tungsbezieherinnen gehören dem untersten terzil 
an. rund 20% der Bezieherinnen von arbeitslosengeld und notstandshilfe werden 
dem mittleren terzil zugeordnet, während weni ger als 9% dem oberen einkommens-
bereich angehören.
rund 75% der insgesamt ausbezahlten passiven leistungen der arbeitslosenversiche-
rung (arbeitslosengeld und notstandshilfe) fließen im Jahr 2005 in das unterste terzil, 
etwa 17% in das zweite und rund 8% in das oberste (Übersicht 35).
Bei den aktiven ausgaben betragen die anteile im untersten terzil rund 70%, im 
mittleren einkommenssegment rund 20% und im obersten knapp 10% (Übersicht 36).
 
Da in der Konsumerhebung 1999/2000 die leistungsbezieherinnen unterrepräsentiert 
sind, dürfte die vergleichbarkeit zwischen der Untersuchung 1991 (mikrozensus) mit 
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eU-silc 2006 eher gegeben sein. ein solcher vergleich lässt für die vergangenen zwei 
Jahrzehnte auf eine Zunahme der Progressionswirkung und Bedeutung des systems 
schließen. Bevölkerungsgrup pen mit sehr niedrigem einkommen (insbesondere im 
1.  Dezil) dürften in der jüngeren vergan genheit zur existenzsicherung stärker auf 
staatliche leistungen im rahmen der arbeitslosen versicherung angewiesen sein. im 
Jahr 1991 betrugen die passiven leistungen der arbeits losenversicherung im 1. Dezil 
in relation zum Bruttomarkteinkommen knapp 21%, im Jahr 2000 (bei eingeschränk-
ter vergleichbarkeit) 14,9% und stiegen auf 46,3% im Jahr 2005 an. Dies liegt u. a. 
auch darin begründet, dass sich die Dynamiken und anforderungen am arbeitsmarkt 
deutlich verändert haben und es z. B. für niedrigqualifizierte und arbeitsmarktfernere 
Personen zunehmend schwieriger geworden ist, zum einen am arbeitsmarkt nach-
haltig integriert zu bleiben, zum anderen ein entsprechendes (existenzsicherndes) 
einkommen zu erzielen. schließlich ist die arbeitslosenquote von 5,8% im Jahr 1991 
auf 7,3% im Jahr 2005 gestiegen.
vergleicht man die verteilung der ausgaben für arbeitslosengeld und notstandshilfe 
nach einkommensschichten, so ist feststellbar, dass die anteile im untersten terzil 
kontinuierlich von 55,7% (1991) auf zwei Drittel (2000) bzw. drei viertel (2005) der 
gesamten aufwendungen gestiegen sind. im 2. terzil ging dieser anteil von 27,6% 
(1991) auf 21,6% (2000) bzw. 17,1% (2005) leicht zurück, während sich der anteil im 
obersten terzil zwischen 1991 und 2005 auf 8,4% halbierte.
im Bereich der aktiven arbeitsmarktpolitik liegen nur Daten für einen vergleich seit 2000 
vor. Demnach dürften (trotz mangelnder vergleichbarkeit der Daten) die aufwendungen 
zuguns ten der untersten einkommensbereiche (1. terzil) ebenfalls deutlich gestiegen 
sein - von schwach 60% (2000) auf rund 70% (2005). Der rest der mittel verteilt sich 
auf die beiden terzile mit jeweils einem niedrigeren niveau als im Jahr 2000.
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6.1.5.3. verteilungswirkungen der ausgaben nach Bruttoäquivalenzmarkt 
 -einkommen der haushalte 
Die analyse der verteilungswirkungen erfolgt in dieser studie auch auf Basis der 
Äquivalenz einkommen, also der nach haushaltsgröße und -zusammensetzung ge-
wichteten einkommen. Unter Berücksichtigung der gewichteten haushaltsgröße, der 
Äquivalenzzahlen, wird die progressive Wirkung der ausgaben für arbeitsmarktpolitik 
noch weiter verstärkt.
auf der grundlage der Äquivalenzeinkommen ergab sich im Jahr 2000 eine noch stärkere 
Umverteilungswirkung zugunsten des untersten terzils, da mehr als drei viertel der 
passiven leistungen und knapp 73% der aktiven ausgaben für diesen einkommensbe-
reich aufgewen det wurden. für das obere terzil hingegen fielen beide anteile deutlich 
niedriger aus als nach dem Bruttomarkteinkommen (Übersicht 37 und Übersicht 38).
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Unter Berücksichtigung der gewichteten Haushaltsgröße, der Äquivalenzzahlen, wird die 
progressive Wirkun  der Ausgaben für Arbeitsmarktpolitik noch weite verstärkt.  
Auf der Grundlag  der Äquivalenzeinkomm n ergab sich im Jahr 2000 eine och stärkere 
Umverteilungswirkung zugunsten des untersten Terzils, da mehr als drei Viertel der passiven 
Leistungen und knapp 73% der aktiven Ausgaben für diesen Einkommensbereich aufgewen-
det wurden. Für das obere Terzil hingegen fielen beide Anteile deutlich niedriger aus als nach 
dem Bruttomarkteinkommen (Übersicht 37 und Übersicht 38).  
Übersicht 37: Äquivalente Ausgaben für passive Arbeitsmarktpolitik nach Bruttoäquivalenz-
markteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2000 und 2005 
 
 2000 2005 
 Arbeitslosengeld und Notstandshilfe  
Bruttoäquivalenz-
markteinkommen 






men in % 






men in % 
Anteile in % 
      
1. Terzil 23 2,8 77,7 71 7,9 89,3 
2. Terzil 5 0,3 17,9 7 0,4 8,7 
3. Terzil 1 0,0 4,4 2 0,0 2,0 
       
Insgesamt 10 0,5 100,0 26 1,2 100,0 
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. 
Übersicht 38: Äquivalente Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik nach Bruttoäquivalenz-
markteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2000 und 2005 
 
 2000 2005 
 Aktive Arbeitsmarktpolitik 
Bruttoäquivalenz-
markteinkommen 






men in % 






men in % 
Anteile in % 
      
1. Terzil 13 1,6 72,8 31 3,4 87,7 
2. Terzil 4 0,2 21,2 3 0,2 9,6 
3. Terzil 1 0,0 6,0 1 0,0 2,7 
       
Insgesamt 6 0,3 100,0 12 0,5 100,0 
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Unter Berücksichtigung der gewichteten Haushaltsgröße, der Äquivalenzzahlen, wird die 
progressive Wirkung der Ausgaben für Arbeitsmarktpolitik noch weiter verstärkt.  
Auf der Grundlage der Äquivalenzeinkommen ergab sich im Jahr 2000 eine noch stärkere 
Umverteilungswirkung zugunsten des untersten Terzils, da mehr als drei Viertel der passiven 
Leistungen und knapp 73% der aktiven Ausgaben für diesen Einkommensbereich aufgewen-
det wurden. Für das obere Terzil hingegen fielen beide Anteile deutlich niedriger aus als nach 
dem Bruttomarkteinkommen (Übersicht 37 und Übersicht 38).  
Bruttoäquivalenz-
markteinkommen 






men in % 






men in % 
Anteile in % 
      
1. Terzil 23 2,8 77,7 71 7,9 89,3 
2. Terzil 5 0,3 17,9 7 0,4 8,7 
3. Terzil 1 0,0 4,4 2 0,0 2,0 
       
Insgesamt 10 0,5 100,0 26 1,2 100,0 
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. 
Übersicht 38: Äquivalente Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik nach Bruttoäquivalenz-
markteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2000 und 2005 
 
 2000 2005 
 Aktive Arbeitsmarktpolitik 
Bruttoäquivalenz-
markteinkommen 






men in % 






men in % 
Anteile in % 
      
1. Terzil 13 1,6 72,8 31 3,4 87,7 
2. Terzil 4 0,2 21,2 3 0,2 9,6 
3. Terzil 1 0,0 6,0 1 0,0 2,7 
       
Insgesamt 6 0,3 100,0 12 0,5 100,0 
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. 
Für das Jahr 2005 lässt sich ein analoger Befund zum Jahr 2000 erstellen. Auch 2005 fallen im 
untersten Terzil die Anteile nach dem Bruttoäquivalenzmarkteinkommen um knapp 15 Pro-
zentpunkte höher aus als die Vergleichszahlen nach dem Bruttomarkteinkommen. Die Anteile 
von Arbeitslosengeld und Notstandshilfe im untersten Terzil belaufen sich 2005 auf rund 89% 
für das Jahr 2005 lässt sich ein analoger Befund zum Jahr 2000 erstellen. auch 2005 
fallen im untersten terzil die anteile nach dem Bruttoäquivalenzmarkteinkommen um 
knapp 15 Pro zentpunkte höher aus als die vergleichszahlen nach dem Bruttomarkt-
einkommen. Die anteile von arbeitslosengeld und notstandshilfe im untersten terzil 
belaufen sich 2005 auf rund 89% der aufgewendeten mittel und liegen damit deutlich 
über dem Jahr 2000 (77,7%). ein ähnlich hoher anteil im Bereich der aktiven arbeits-
marktpolitik fließt 2005 mit 87,7% zu den sozial schwächeren haushalten (1. terzil).
6.1.5.4. verteilungswirkungen der ausgaben nach Bruttogesamteinkommen 
 der haushalte 
Bezieht man zusätzlich zu den markteinkommen auch die öffentlichen transferleistun-
gen in die analyse mit ein und geht von den gesamteinkommen aus, so ändert sich 
die verteilung der mittel aus der arbeitslosenversicherung und der arbeitsmarktpolitik 
nicht wesentlich. Zusammen mit den übrigen öffentlichen transfers bilden die leis-
tungen aus der arbeitslosen versicherung in den untersten Dezilen einen wesentlichen 
einkommensbestandteil. als metho dische Warnung sei hier nochmals angemerkt, dass 
in eU-silc 2006 die anzahl an arbeits losengeld- und notstandshilfebezieherinnen 
besser abgebildet ist als in der Konsumerhe bung 1999/2000. neben der tatsächlichen 
Zunahme der arbeitslosigkeit führt auch dieser statistische grund zu höheren anteilen 
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der aktiven und passiven leistungen gemessen am gesamteinkommen für das Jahr 
2005 als im Jahr 2000. Unter Berücksichtigung aller einkommensbestandteile betrugen 
im Jahr 2000 im 1. Dezil das arbeitslosengeld und die notstandshilfe 3,5% der Brut-
togesamteinkommen. ab dem 2. Dezil beliefen sich diese einkommensbestandteile 
auf weniger als 3%. in summe flossen im Jahr 2000 knapp 50% der ausbezahlten 
arbeitslosengelder und notstandshilfen in das unterste ter zil, rund 30% in das 2. terzil 
und 20% in das 3. terzil. fast 40% der gesamten aktiven mittel flos sen jeweils in das 
1. und 2. terzil der Bruttogesamteinkommen (Übersicht 39 und Übersicht 40).
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der aufgewendeten Mittel und liegen damit deutlich über dem Jahr 2000 (77,7%). Ein ähnlich 
hoher Anteil im Bereich der aktiven Arbeitsmarktpolitik fließt 2005 mit 87,7% zu den sozial 
schwächeren Haushalten (1. Terzil).  
6.1.5.4 Verteilungswirkungen der Ausgaben nach Bruttogesamteinkommen der Haushalte  
Bezieht man zusätzlich zu den Markteinkommen auch die öffentlichen Transferleistungen in 
die Analyse mit ein und geht von den Gesamteinkommen aus, so ändert sich die Verteilung 
der Mittel aus der Arbeitslosenversicherung und der Arbeitsmarktpolitik nicht wesentlich. 
Zusammen mit den übrigen öffentlichen Transfers bilden die Leistungen aus der Arbeitslosen-
versicherung in den untersten Dezilen einen wesentlichen Einkommensbestandteil. Als metho-
dische Warnung sei hier nochmals angemerkt, dass in EU-SILC 2006 die Anzahl an Arbeits-
losengeld- und NotstandshilfebezieherInnen besser abgebildet ist als in der Konsumerhe-
bung 1999/2000. Neben der tatsächlichen Zunahme der Arbeitslosigkeit führt auch dieser 
statistische Grund zu höheren Anteilen der aktiven und passiven Leistungen gemessen am 
Gesamteinkommen für das Jahr 2005 als im Jahr 2000. 
Unter Berücksichtigung aller Einkommensbestandteile betrugen im Jahr 2000 im 1. Dezil das 
Arbeitslosengeld und die Notstandshilfe 3,5% der Bruttogesamteinkommen. Ab dem 2. Dezil 
beliefen sich diese Einkommensbestandteile auf weniger als 3%. In Summe flossen im Jahr 
2000 knapp 50% d r ausbezahlten Arbeitslosengelder und No standshilfen in das unterste Ter-
zil, rund 30% in das 2. Terzil und 20% in das 3. Terzil. Fast 40% der gesamten aktiven Mittel flos-
sen jeweils in das 1. und 2. Terzil der Bruttogesamteinkommen (Übersicht 39 und Übersicht 40).  
Übersicht 39: Ausgaben für passive Arbeitsmarktpolitik nach Bruttogesamteinkommen der 
Nicht-Selbständigenhaushalte, 2000 und 2005 
 
 2000 2005 
 Arbeitslosengeld und Notstandshilfe 
Bruttogesamt-
einkommen 
In € pro Monat Gemessen am 
Bruttogesamt-
einkommen in % 
Anteile in % In € pro Monat Gemessen am 
Bruttogesamt-
einkommen in % 
Anteile in % 
      
1. Terzil 25 2,0 49,9 66 4,8 55,3 
2. Terzil 15 0,6 30,1 37 1,3 31,3 
3. Terzil 10 0,2 20,0 16 0,3 13,5 
       
Insgesamt 17 0,5 100,0 40 1,1 100,0 
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Erläuterung: Im Jahr 2005 erhalten alle Haushalte 
im Durchschnitt monatlich 40 € an Arbeitslosengeld und Notstandshilfe. Berücksichtigt man nur jene Haushalte, die 
diese Leistungen erhalten, erhöht sich dieser Betrag auf rund 620 €. Für das 1. Terzil ergeben sich 630 €, für das 2. Terzil 
620 € und für das 3. Terzil 590 €. 
Im Jahr 2005 ist die zunehmende Bedeutung der Geldleistungen aus der Arbeitslosenversi-
cherung für das Bruttogesamteinkommen der einkommensschwachen Haushalte mit einem 
Anteil von knapp 15% (1. Dezil) und rund 4% (2. Dezil) beobachtbar. Die progressive Wirkung im Jahr 2005 ist die zunehmende Bedeutung der geldleistungen aus der a be tslosenversi-
cherung für das Bruttogesamteinkommen der einkommensschwachen haushalte 
mit einem anteil von knapp 15% (1. Dezil) und rund 4% (2. Dezil) beobachtbar. Die 
progressive Wirkung der passiven und aktiven leistungen ist nach den vorliegenden 
Daten gegenüber dem Jahr 2000 gestiegen, da mehr als 55% der jeweiligen mittel in 
das 1. terzil fließen (Übersicht 39 und Übersicht 40).
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der passiven und aktiven Leistungen ist nach den vorliegenden Daten gegenüber dem J hr 
2000 gestiegen, da mehr als 55% der jeweiligen Mittel in das 1. Terzil fließen (Übersicht 39 und 
Übersicht 40).  
Übersicht 40: Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik nach Bruttogesamteinkommen der 
Nicht-Selbständigenhaushalte, 2000 und 2005 
 
 2000 2005 
 Aktive Arbeitsmarktpolitik 
Bruttogesamt-
einkommen 
In € pro Monat Gemessen am 
Bruttogesamt-
einkommen in % 
Anteile in % In € pro Monat Gemessen am 
Bruttogesamt-
einkommen in % 
Anteile in % 
      
1. Terzil 13 1,0 38,9 30 2,2 55,2 
2. Terzil 13 0,5 39,2 17 0,6 30,4 
3. Terzil 7 0,1 21,9 8 0,1 14,4 
       
Insgesamt 11 0,3 100,0 18 0,5 100,0 
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. 
6.1.5.5 Verteilungswirkungen der Ausgaben nach Bruttoäquivalenzgesamteinkommen der 
Haushalte  
Werden in die Verteilungsanalyse der Mittel aus der Arbeitslosenversicherung auf Basis der 
Gesamteinkommen auch die Haushaltsgröße und -struktur einbezogen, so wird − wie im Falle 
der Markteinkommen − die progressive Wirkung verstärkt. Das Arbeitslosengeld und die 
Notstandshilfe spielten im Jahr 2000 mit einem Anteil von 5,7% am Bruttoäquivalenzgesamt-
einkommen nur für das 1. Dezil eine größere Rolle. Knapp 70% dieser Geldleistungen flossen in 
das 1. Terzil, knapp 23% in das 2. Terzil und weniger als 8% in das oberste Terzil (Übersicht 41). 
Die Progressionswirkung der Ausgaben für diese passiven Leistungen fällt insgesamt stärker 
aus als ohne Berücksichtigung der Haushaltsgröße und -zusammensetzung wie unter 
Abschnitt 6.1.5.2 und 6.1.5.4 beschrieben. Die Verteilung der aktiven Ausgaben war den pas-
siven Leistungen sehr ähnlich und betrug für das 1. Terzil zwei Drittel der insgesamt aufgewen-
deten Mittel (Übersicht 42).  
Im Jahr 2005 stieg der Anteil der Geldleistungen aus der Arbeitslosenversicherung am Brutto-
äquivalenzgesamteinkommen − vermutlich teils aufgrund der Unterschiede in der Erhebung − 
auf über 17% im 1. Dezil. Die Anteile dieser Leistungen stiegen im niedrigsten Einkommensbe-
reich (1. Terzil) auf über 80% der Mittel (Übersicht 41). Dieser Befund gilt auch für die Maßnah-
men der aktiven Arbeitsmarktpolitik (Übersicht 42). Lediglich rund 5% der aktiven und passiven 
Mittel fließen in das 3. Terzil. 
6.1.5.5. verteilungswirkungen der ausgaben nach Bruttoäquivalenzgesamt- 
 einkommen der haushalte 
Werde  in die verteilungsanalyse der mittel aus der arbeitslosenversicherung auf 
Basis der gesamteinkommen auch die haushaltsgröße und -struktur einbezogen, 
so wird - wie im falle der markteinkomm n - die progr ssive Wirkung v rstärkt. Das 
arbeitslosengeld und die notstandshilfe spielten im Jahr 2000 mit einem anteil von 
5,7% am Bruttoäquivalenzgesamt einkommen nur für das 1. Dezil eine größere rolle. 
Knapp 70% dieser geldleistungen flossen in das 1. terzil, knapp 23% in das 2. terzil 
und weniger als 8% in das oberste terzil (Übersicht 41). Die Progressionswirkung der 
ausgaben für diese passiven leistungen fällt insgesamt stärker aus als ohne Berück-
sichtigung der haushaltsgröße und -zusammensetzung wie unter abschnitt 6.1.5.2 und 
6.1.5.4 beschrieben. Die verteilung der aktiven ausgaben war den pas siven leistungen 
sehr ähnlich und betrug für das 1. terzil zwei Drittel der insgesamt aufgewen deten 
mittel (Übersicht 42). 
im Jahr 2005 stieg der anteil der geldleistungen aus der arbeitslosenversicherung 
am Brutto äquivalenzgesamteinkommen - vermutlich teils aufgrund der Unterschiede 
in der erhebung - auf über 17% im 1. Dezil. Die anteile dieser leistungen stiegen im 
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niedrigsten einkommensbe reich (1. terzil) auf über 80% der mittel (Übersicht 41). Dieser 
Befund gilt auch für die maßnah men der aktiven arbeitsmarktpolitik (Übersicht 42). 
lediglich rund 5% der aktiven und passiven mittel fließen in das 3. terzil.
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Übersicht 41: Äquivalente Ausgaben für passive Arbeitsmarktpolitik nach Bruttoäquivalenz-
gesamteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2000 und 2005 
 
 2000 2005 
 Arbeitslosengeld und Notstandshilfe  
Bruttoäquivalenz-
gesamteinkommen 






kommen in % 






kommen in % 
Anteile in % 
      
1. Terzil 20 2,1 69,5 65 5,9 81,6 
2. Terzil 7 0,4 22,6 11 0,5 13,3 
3. Terzil 2 0,1 7,9 4 0,1 5,2 
       
Insgesamt 10 0,5 100,0 26 1,2 100,0 
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. 
Übersicht 42: Äquivalente Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik nach Bruttoäquivalenz-
gesamteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2000 und 2005 
 
 2000 2005 
 Aktive Arbeitsmarktpolitik 
Bruttoäquivalenz-
gesamteinkommen 






kommen in % 






kommen in % 
Anteile in % 
      
1. Terzil 12 1,3 66,2 28 2,6 80,9 
2. Terzil 5 0,3 25,5 5 0,2 13,7 
3. Terzil 2 0,0 8,2 2 0,1 5,4 
       
Insgesamt 6 0,3 100,0 12 0,5 100,0 
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. 
6.1.5.6 Beitragsleistung nach Bruttomarkteinkommen 
Die Arbeitslosenversicherung basiert auf dem Versicherungsprinzip und wird überwiegend 
über Beiträge, d. h. zweckgebunden, finanziert. Damit kann bis zu einem bestimmten Grad 
(es kommen auch Mittel aus dem allgemeinen Budget) aus dem Vergleich der Beitragsleis-
tungen einzelner Einkommensgruppen und deren Inanspruchnahme von Leistungen aus der 
Arbeitslosenversicherung der Unselbständigen die isolierte Netto-Umverteilungswirkung des 
Systems beurteilt werden.  
Die Verteilung der Beitragsleistungen nach dem Bruttomarkteinkommen hat sich zwischen 
2000 und 2005 kaum verändert. Im Jahr 2000 hatte das oberste Terzil mehr als die Hälfte des 
gesamten Beitragsvolumens finanziert (62,6%), im Jahr 2005 beläuft sich dieser Anteil auf 
6.1.5.6. Beitragsleistung nach Bruttomarkteinkommen
Die arbeitslosenversicherung basiert auf dem versicherungsprinzip und wird überwiegend 
über Beiträge, d. h. zweckgebunden, finanziert. Damit kann bis zu einem bestimmten 
grad (es kommen auch mittel aus dem allgemeinen Budget) aus dem vergleich der 
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Beitragsleis tungen einzelner einkommensgruppen und deren inanspruchnahme von 
leistungen aus der arbeitslosenversicherung der Unselbständigen die isolierte netto-
Umverteilungswirkung des systems beurteilt werden.
Die verteilung der Beitragsleistungen nach dem Bruttomarkteinkommen hat sich zwi-
schen 2000 und 2005 kaum verändert. im Jahr 2000 hatte das oberste terzil mehr als 
die hälfte des gesamten Beitragsvolumens finanziert (62,6%), im Jahr 2005 beläuft sich 
dieser anteil auf 62,1%. Der Beitragsanteil des mittleren terzils ist ebenso konstant 
geblieben und beträgt in beiden Jahren rund 30%. Die untersten einkommensbereiche 
haben 7,1% (2000) bzw. 7,8% (2005) des Beitragsaufkommens finanziert.
Die Beitragsleistungen zur arbeitslosenversicherung überwiegen die in anspruch 
genomme nen leistungen der arbeitsmarktpolitik erst ab dem 6. Dezil. Die haushalte in 
der unteren hälfte der einkommenshierarchie sind damit nettoempfänger der arbeits-
marktpolitik. Dies dürfte auch unter Berücksichtigung der finanzierungsmittel aus dem 
allgemeinen Budget gelten, da der Progressionsgrad des übrigen steueraufkommens 
in summe eher größer ist als jener der arbeitslosenversicherungsbeiträge.
6.1.6. Zusammenfassung und aktuelle entwicklungen in Österreich 
seit Beginn der neunziger Jahre hat sich die arbeitsmarktsituation in Österreich 
deutlich verschlechtert. auch angesichts der aktuellen Konjunkturprognosen wird 
die Weiterentwick lung der maßnahmen und finanzierung der arbeitsmarktpolitik eine 
wichtige rolle spielen. Die arbeitsmarktpolitik in Österreich ist überwiegend beitrags-
finanziert. ausgabenseitig domi nieren maßnahmen der passiven arbeitsmarktpolitik 
insbesondere die aufwendungen für arbeitslosengeld und notstandshilfe. in den 
letzten Jahren wurden auch verstärkt mittel für Qualifizierungs- und Beschäftigungs-
förderungsmaßnahmen (aktive arbeitsmarktpolitik) einge setzt. Dennoch ist der anteil 
der ausgaben für die arbeitsmarktpolitik des Bundes gemessen am Bruttoinlandspro-
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dukt und an den gesamten Bundesausgaben seit mitte der neunziger Jahre im trend 
rückläufig. im leistungsrecht der arbeitslosenversicherung dominieren seit Beginn 
der neunziger Jahre materiellrechtliche leistungseinschränkungen. im Beitragsrecht 
wurden in der jüngeren vergangenheit Beiträge für niedrigverdienerinnen gesenkt bzw. 
für bestimmte einkommens bereiche und ältere arbeitnehmerinnen (über 57 Jahre) auch 
gänzlich abgeschafft. Die persönliche einkommenssituation von arbeitslosengeld- und 
notstandshilfe-bezieherinnen hat sich seit 1995 erheblich verschlechtert. Die schwache 
entwicklung der erwerbseinkom men, die zunehmende Prekarisierung der Beschäftigung und 
Kürzungen im leistungsrecht sind für diese entwicklung hauptverantwortlich.
Die arBeitslosenversicherUng ZÄhlt ZU Den Progressivsten 
soZialsystemen . . .
Die vorrangige analyseebene in diesem Kapitel stellt die haushaltsebene dar. Dabei 
können folgende wichtige ergebnisse abgeleitet werden: Unter Berücksichtigung der 
haushaltsgröße und -zusammensetzung fließen mehr als drei viertel der passiven 
leistungen der arbeitslosen versicherung (arbeitslosengeld und notstandshilfe) in das 
unterste terzil der verteilung der Bruttomarkteinkommen. für die untersten einkommens-
schichten stellen diese leistungen einen wesentlichen Bestandteil des verfügbaren 
haushaltseinkommens dar. auch von den ams-maßnahmen im rahmen der aktiven 
arbeitsmarktpolitik profitieren vorrangig menschen aus dem untersten terzil (73% der 
ausgaben der aktiven arbeitsmarktpolitik im Jahr 2000 und 88% im Jahr 2005). Bei der 
Betrachtung der jeweiligen ausgabenkategorie nach dem Bruttoge samteinkommen, 
die auch sämtliche transfers beinhalten, ergibt sich ein ähnliches Bild hin sichtlich der 
verteilungswirkungen; sie fallen nur unwesentlich weniger progressiv aus.
Die anteile der Beitragsleistungen zur arbeitslosenversicherung sind zwischen den 
Jahren 2000 und 2005 relativ konstant geblieben. mehr als 60% der Beiträge leis-
ten haushalte aus dem obersten terzil. ab dem 6. einkommensdezil werden mehr 
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Beiträge geleistet als leistungen in anspruch genommen werden. insgesamt dürfte sich 
auch unter Berücksichtigung der Daten probleme die vertikale Umverteilungswirkung 
im rahmen der arbeitslosenversicherung im Beobachtungszeitraum seit mitte der 
neunziger Jahre merklich erhöht haben.
. . . trotZDem ist eine anPassUng an Die heraUsforDerUngen Der neUen 
arBeitsWelt erforDerlich;
Da die ausgaben für arbeitsmarktpolitik (aktive und passive ausgaben) vor allem den 
unters ten einkommensschichten (mit einer hohen Konsumneigung) zugute kommen, 
ist ein ausbau der bestehenden leistungen sowohl im sinne einer aktiven Bekämp-
fung der bestehenden armut als auch zur verstärkung der Wirkung der automatischen 
stabilisatoren empfehlens wert.
Bei der Weiterentwicklung des arbeitslosenversicherungsrechts - insbesondere im 
Kontext der implementierung einer bedarfsorientierten mindestsicherung - ist darauf 
Bedacht zu nehmen, dass die anreizwirkungen zur nachhaltig existenzsichernden 
arbeitsaufnahme für arbeit suchende nicht verloren gehen. Dafür sind die entspre-
chenden institutionellen rahmenbedin gungen (z. B. attraktive und effektiveQualifi-
zierungsangebote für arbeitsuchende, indivi dualbetreuung bzw. case-management 
usw.) zu schaffen, die gleichzeitig materielle armut der Betroffenen vermeiden und 
die Qualität des arbeitsangebots erhöhen. 
als konkrete maßnahmen wären eine erhöhung der im internationalen vergleich niedrigen 
nettoersatzrate für das arbeitslosengeld, die (schrittweise) abschaffung der anrech-
nung des Partnerinneneinkommens bei der Berechnung der höhe der notstandshilfe 
wie auch die erhöhung der mindestbezugsdauer des arbeitslosengeldes sowie eine 
verstärkte individualbe treuung der arbeitsuchenden zu nennen. Zur anreizkonformen 
ausgestaltung der maßnah men soll die teilnahme an qualitativ hochwertigen Qualifi-
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zierungsmaßnahmen des arbeits marktservice (ams) im einvernehmen zwischen den 
arbeitsuchenden und dem ams ver bindlich und zielgerichtet sein.
aUch Die finanZierUng Der arBeitsmarKtPolitiK steht vor neUen heraUs‑
forDerUngen:
Die anzahl der arbeitsuchenden menschen in Österreich droht verstärkt durch die 
auswir kungen des internationalen Konjunktureinbruchs in den nächsten Jahren merklich 
zu steigen. Deshalb wurden bereits bestehende arbeitsmarktpolitische instrumente zur 
Beschäftigungs förderung und zum Beschäftigungserhalt (z. B. Kurzarbeitsmaßnahmen 
im rahmen des Beschäftigungsförderungsgesetzes 2009) reformiert, und es bestehen 
bereits weitere Pläne der arbeitsmarktpolitischen Krisenintervention. 
im Bereich der passiven und aktiven aufwen dungen der arbeitslosenversicherung ist 
demnach mit deutlich höheren ausgaben zu rech nen, möchte man gleichzeitig das 
leistungsangebot (aktive und passive leistungen) des ams verbessern. aber auch 
die rechtlichen Änderungen der jüngeren vergangenheit haben dazu geführt, dass 
die Beitragsleistungen erodiert wurden, und deshalb ist ein höherer abgang in der 
arbeitslosenversicherung als in der vergangenheit zu erwarten.
ein höherer steuerfinan zierter anteil der arbeitsmarktpolitik in Österreich scheint 
deshalb direkt bzw. indirekt über die abgangsdeckung des Bundes erforderlich zu sein.
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6.2. Umverteilungswirkung der sozialhilfe
KÄthe Knittler
Die sozialhilfe wird auch als das letzte bzw. dritte soziale netz bezeichnet. sie ist 
eine staatli che fürsorgeleistung und beruht auf dem subsidiaritätsprinzip. auf ihre 
leistung kann nur zurückgegriffen werden, wenn keine anderen möglichkeiten zur 
hilfestellung bei sozialer not bestehen, d. h., wenn weder aus eigener Kraft, noch aus 
leistungsansprüchen der sozialver sicherung (erstes soziales netz) genügend mittel 
zur sicherung des lebensunterhalts gegeben sind und auch innerhalb der familie 
bzw. haushaltsgemeinschaft (zweites soziales netz) nicht ausreichend mittel zur 
Unterstützung vorhanden sind. 
Das österreichische sozialsystem wird primär über das system der sozialversicherun-
gen orga nisiert und damit zumeist an die erwerbsarbeit geknüpft. neben den versi-
cherungsleistungen entfallen auf die universellen sozialleistungen (z. B. Kindergeld, 
familienbeihilfe, Pflegegeld) rund 15% der monetären sozialtransfers.
fürsorgeleistungen (bzw. bedarfsgeprüfte leistun gen), zu denen auch die sozialhilfe 
gehört, spielen mit knapp 4% zwar eine untergeordnete rolle, aber für jene Personen, 
die nicht oder nicht ausreichend über die sozialversicherung abgesichert sind, stellen 
sie eine umso wichtigere staatliche Unterstützung dar. Personen, deren lebensrealität 
nur lose mit dem erwerbssystem verbunden ist und damit nicht bzw. nicht ausreichend 




im rahmen der sozialhilfe lassen sich im Wesentlichen vier Bezugsgruppen unter-
scheiden:
 » Personen, die aufgrund fehlender oder zu kurzer vorangegangener erwerbstätig-
keit bzw. aufgrund von Betreuungstätigkeiten keinen anspruch auf arbeitslosen-
unterstützung haben,
 » Personen, deren leistungsansprüche aus der arbeitslosenversicherung bzw. 
deren einkom men nicht ausreichend hoch sind und um leistungen aus der 
sozialhilfe ergänzt werden,
 » Personen, die kein bzw. ein geringes einkommen - unter der ausgleichszulage - 
erzielen.
frauen sind hierbei u. a. aufgrund der ungleichen verteilung von bezahlter und unbe-
zahlter arbeit sowie der ungleichen einkommensverteilung zwischen den geschlech-
tern in einem stärkeren ausmaß als männer von leistungen der sozialhilfe abhängig.
 » Behinderte oder pflegebedürftige ältere menschen, deren persönliches einkom-
men oder vermögen bzw. das ihrer familien zu niedrig ist, um eine ausreichende 
finanzielle versor gung zu gewährleisten. 
Da der Bezug der sozialhilfe an eine strenge Bedarfsprüfung geknüpft ist, ergibt sich 
eine hohe Progressivität der leistung und eine starke Umverteilung zugunsten der 
untersten einkommensschicht. Zugleich gilt es aber zu hinterfragen, inwieweit die 
sozialhilfe in ihrer der zeitigen ausgestaltung unter rücksichtnahme auf die geänderten 
gesellschaftlichen verhält nisse (veränderungen in der erwerbsarbeitswelt und alte-
rungder gesellschaft) noch ein adäquates und zeitgemäßes instrument zur armutsbe-
kämpfung ist. auch die frage nach der mangelnden rechtssicherheit und die geringe 
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take-Up-rate56 sind im Zusammenhang mit der sozialhilfe regelmäßig gegenstand 
von Diskussionen. auf diese fragestellungen wird im abschnitt 6.2.5 eingegangen. 
am Beginn dieses Kapitels werden die Zugangskriterien zu und die ausgestaltung 
der sozial hilfeleistungen dargestellt. Daran anschließend wird ein Überblick über die 
entwicklung der sozialhilfeausgaben und die anzahl der sozialhilfebezieherinnen 
für den Zeitraum 1996 bis 2006 gegeben (abschnitt 6.2.1 bis 6.2.3). abschnitt 6.2.4 
widmet sich der Umverteilungswir kung der sozialhilfe im Jahr 2005.
als Datenbasis für dieses Kapitel dienen erhebungen von statistik austria sowie die 
Daten von eU-silc 2006. Die Daten der Konsumerhebung 1999/2000 können aufgrund 
zu geringer fall zahlen nicht herangezogen werden.
6.2.1. leistungen der sozialhilfe
Die sozialhilfe hat ihren Ursprung in der armenfürsorge. seit mitte der siebziger 
Jahre wird die sozialhilfe, die hilfsbedürftigen menschen einen angemessenen und 
menschenwürdigen lebensunterhalt garantieren soll, über die sozialhilfegesetze der 
neun Bundesländer geregelt. Die regelungen der Bundesländer unterscheiden sich 
zum teil erheblich bezüglich anspruchsvoraussetzungen, leistungsumfang und -höhe.
Die sozialhilfe folgt dem subsidiaritätsprinzip und dem individualitätsprinzip57. Der 
leistungszu gang setzt zum einen die hilfsbedürftigkeit und im Bereich der offenen sozi-
alhilfe auch die arbeitswilligkeit58 der betroffenen Person voraus. Der leistungsumfang 
56 Die take-Up-rate gibt an, wie viele menschen, die potentiell anspruch auf eine leistung haben, diese auch tatsächlich beziehen. 
57 Der Begriff kann leicht zu missverständnissen führen. Die individualität bezieht sich in diesem fall auf die Besonder
 heiten des einzelfalls − die individuelle notlage −, die es bei festsetzung des ausmaßes der sozialhilfe zu beachten gilt. 
 Zur festsetzung wird allerdings das haushaltseinkommen und nicht ausschließlich das einkommen der einzelperson (in 
 dividualeinkommen) herangezogen. hingegen bezieht sich das Prinzip der individualbesteuerung tatsächlich auf die einkom 
 menssituation einer einzelperson und nicht auf das haushaltseinkommen (haushaltsbesteuerung).
58 Die arbeitswilligkeit wird vorausgesetzt, obwohl in der bisherigen regelung sozialhilfebezieherinnen kaum in die aktive  arbeits
 marktpolitik eingebunden sind.
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ist auf das ausmaß der individuellen notlage und den jeweiligen Bedarf ausgerichtet. 
im gegensatz zu leistungen aus der arbeitslosenversicherung (arbeitslosengeld und 
notstandshilfe) besteht auf leistun gen aus der sozialhilfe ein - in den Bundesländern 
unterschiedlich geregelter - beschränkter rechtsanspruch59. sozialhilfe kann sowohl 
von Personen in Privathaushalten (offene sozial hilfe) als auch von Personen, die auf 
eine versorgung in anstalten oder heimen angewiesen sind (stationäre oder geschlos-
sene sozialhilfe), in anspruch genommen werden. Zugang zu leistungsanspruch aus 
der sozialhilfe besteht neben österreichischen staatsbürgerinnen auch für eU- bzw. 
eWr-staatsangehörige, für anerkannte flüchtlinge und Personen aus ländern mit 
gleichstellungsabkommen. hinsichtlich darüber hinausgehender Zugangsrechte 
bestehen in den Bundesländern unterschiedliche regelungen.
im vergleich zu anderen transfer- bzw. fürsorgeleistungen, die ebenfalls an eine 
Bedarfsprü fung geknüpft sind (Wohnbeihilfe, studienbeihilfe), unterliegt die sozial-
hilfe sehr weit gefass ten Bedürftigkeitskriterien. es wird auf haushaltsebene sowohl 
die einkommens- als auch ver mögenssituation einschließlich eventueller ersparnisse 
überprüft. Weiters wird das einkommen von ehepartnerinnen und anderen unter-
haltspflichtigen Personen herangezogen. Wie weit der Kreis der unterhaltspflichtigen 
Personen gefasst ist, ob ehepartnerinnen bzw. lebensge fährtinnen oder auch eltern 
und Kinder miteinbezogen werden, ist in den Bundesländern ver schieden geregelt. 
auch die Definition von vermögen wird unterschiedlich weit gefasst, so wird in 
einigen Bundesländern auch der Besitz eines autos oder einer Wohnung dazugezählt. 
Die sozialhilfe selbst ist als Darlehen konzipiert, d. h., von ihrer Konzeption her wird 
davon aus gegangen, dass sie, sobald sich die einkommensposition der betroffenen 
Person wieder bes sert, zurückbezahlt wird. 
59 in allen Bundesländern besteht ein rechtsanspruch auf die jeweils unterschiedlich geregelten richtsatzergän zungen, 
 im gegensatz zum arbeitslosengeld und der notstandshilfe besteht allerdings keine klare und einheitliche regelung hinsichtlich 
 der richtsatzhöhe (Dimmel, 2008). Kein rechtsanspruch besteht hingegen für die hilfe in beson deren lebenslagen.
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im rahmen der sozialhilfe können geldleistungen, sachleistungen (u. a. die Kran-
kenhilfe) und persönliche hilfe bzw. Dienstleistungen (u. a. Beratungs- und Betreu-
ungsdienste) in abhängig keit von der gegebenen notlage als einmal-, mehrmal- oder 
auch als Dauerleistung in anspruch genommen werden. anspruchsvoraussetzungen 
sowie leistungshöhe, -umfang und -dauer sind in den Bundesländern unterschiedlich 
geregelt60. folgende drei leistungskatego rien sind in allen Bundesländern gegeben:
 » hilfe zur sicherung des lebensbedarfs (rechtsanspruch)
hierzu zählen u. a. die geldleistungen zur Deckung des lebensbedarfs (richtsätze), 
die Kran kenhilfe61 sowie die hilfe für werdende mütter. Zusätzlich zu den richtsät-
zen können ein miet zuschuss bzw. eine mietbeihilfe und sonderzahlungen (u.  a. 
heizkosten- und Kleiderzuschuss) beantragt werden. für den fall, dass die stationär 
anfallenden Kosten von der pflegebedürf tigen Person nicht durch vermögen, Pension 
bzw. Pflegegeld abgedeckt werden können, wird der restbetrag von der sozialhilfe 
(stationäre sozialhilfe) übernommen.
 » hilfe in besonderen lebenslagen (kein rechtsanspruch)
hierbei werden hilfestellungen zur sicherung der wirtschaftlichen lebensgrundlage 
und hilfe stellungen zur Überbrückung außergewöhnlicher notstände abgedeckt.
 » soziale Dienste (kein rechtsanspruch)
heimhilfen, Pflegehilfen, hauskrankenpflege, reinigungs- und reparaturdienste und 
andere Dienste können meist als ambulante, mobile, stationäre oder teilstationäre 
60 für eine umfassende Darstellung der unterschiedlichen Definitionen, der höhe und des Umfangs der sozialhilfe und der Zugangs
 bedingungen zu leistungen aus der sozialhilfe in den Bundesländern siehe Kammer für arbeiter und ausgestellte für Wien (2008) 
 und Dimmel - Pfeil (2008).
61 Die Krankenhilfe umfasst u. a. die Krankenkosten für Personen ohne Pflichtversicherung bzw. werden teilweise die Kosten für die
 freiwillige selbstversicherung übernommen.
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leistungen in anspruch genommen werden.
Die höhe der regulären richtsätze für allein stehende Personen schwankt im Jahr 2006 
zwischen 414 € in salzburg und 532,2 € in oberösterreich. in einigen Bundesländern 
bestehen darüber hinaus - beispielsweise für allein erziehende mütter oder väter - 
erhöhte richtsätze. Die spanne zwischen höchstem und niedrigstem regulären satz 
beträgt 2006 118,2 € und ist damit etwas höher als zehn Jahre zuvor (107,12 €)62. für 
mehrpersonenhaushalte gelten richtsätze, die die anzahl der Kinder berücksichtigen. 
Die richtsatzhöhe gibt allerdings keinen aufschluss über den versorgungsgrad in einem 
Bundesland, da zum einen die Bedarfslage, ab der Unterstützung zugesprochen wird, 
unterschiedlich ist und zum anderen die vergabe modalitäten zusätzlicher leistungen 
wie von sonderzahlungen (heizkostenzuschuss, Kleiderzu schuss) oder der mietbeihilfe 
ebenfalls erheblich differieren. in allen Bundesländern liegen die richtsätze unter der 
armutsgefährdungsgrenze von 60% des medianeinkommens, das im Jahr 2006 einer 
einkommenshöhe von 900 € für einen einpersonenhaushalt63 entsprach.
im gegensatz zur arbeitslosenversicherung sind sozialhilfebezieherinnen nicht 
pensions- und auch nicht automatisch krankenversichert, weiters bleiben sie vom 
Zugang zu aktiven arbeits marktpolitischen maßnahmen weitgehend ausgeschlos-
sen. sowohl die einbeziehung in die gesetzliche Krankenversicherung als auch in die 
aktive arbeitsmarktpolitik ist fixer gegenstand der sozialhilfe-reformdiskussionen 
(siehe abschnitt 6.2.5). Die strenge Bedarfsprüfung in Kombination mit der abschre-
ckenden Wirkung der regressan sprüche, die behördliche sozialkontrolle, mangelnde 
information und die stigmatisierende Wirkung der sozialhilfe führen dazu, dass sie 
nicht von allen potentiell Bezugsberechtigten in anspruch genommen wird (fuchs, 
2008). auch die ausrichtung auf kurzfristige Problemlagen wird den gegenwärtigen 
62 Die richtsatzhöhe in der steiermark beläuft sich auf 499 €, in vorarlberg auf 472,8 €, in tirol auf 421,3 € und in Wien auf  416,13 €, 
 wobei hier der erhöhte satz mit 649,42 € überdurchschnittlich hoch ausfällt (Pratscher, 2008).
63 in Österreich waren 2006 12,6% der Bevölkerung bzw. rund 1 mio. menschen armutsgefährdet (statistik austria, 2008a).
UmverteilUng DUrch staatsaUsgaBen
163
sozialpolitischen herausforderungen immer weniger gerecht. auf die spezifischen 
Problemlagen der sozialhilfe im geänderten arbeitsmarktpolitischen Kontext wird im 
abschnitt 6.2.4.1 eingegangen.
6.2.2. entwicklung der sozialhilfe 1996 bis 2006
Die Datenlage zur sozialhilfestatistik hat sich in den letzten zehn Jahren verbessert, 
aber den noch bestehen weiterhin erhebliche mängel hinsichtlich vollständigkeit 
und vergleichbarkeit (Pratscher, 2008, Bock-schappelwein, 2004). Weiters bleiben 
sozialökonomische merkmalsaus prägungen, wie beispielsweise der erwerbsstatus 
oder die Bezugsdauer, die für eine umfas sende analyse relevant wären, unerfasst.
für die sozialhilfe - die sich aus den Kategorien allgemeine sozialhilfe, altenwohn- 
und Pfle geheime, soziale Dienste, flüchtlingshilfe und sonstige einrichtungen und 
maßnahmen zusam mensetzt - wurden im Jahr 2006 2,27 mrd. € an öffentlichen mitteln 
ausgegeben. Damit liegt das gesamtausgabenniveau um rund 77% über dem Wert von 
1996. Die größte ausgaben position nehmen 2006 die altenwohn- und Pflegeheime 
mit 1,24 mrd. € oder 55% ein. sie weisen mit einem Zuwachs von 108% zugleich auch 
die größte ausgabendynamik der letzten zehn Jahre auf.
auf die allgemeine sozialhilfe als zweitgrößte ausgabenkategorie entfallen 435 mio. € 
oder rund 20%, gefolgt von den sozialen Diensten mit rund 15%. Das ausgaben wachstum 
in diesen beiden Bereichen war mit +64% bei den sozialen Diensten und +13% für die 
allgemeine sozialhilfe vergleichsweise niedriger. Die verbleibenden 10% der ausga-
ben entfallen auf die flüchtlingshilfe und die sonstigen ausgaben (Pratscher, 2008).
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Die ausgaben für die sozialhilfe sind sowohl in relation zu den sozialausgaben (von 
2,5% im Jahr 1996 auf 3,1% 2006)64 als auch im verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt 
(von 0,7% im Jahr 1996 auf rund 0,9% 2006) gestiegen.
im Jahr 2006 bezogen 191.244 Personen sozialhilfe, gut zwei Drittel der sozialhilfebezieherin-
nen (131.318) lebten in Privathaushalten (offene sozialhilfe), das verbleiben de Drittel 
entfiel auf Personen in altenwohn- und Pflegeheimen (stationäre sozialhilfe). mehr 
als die hälfte (53%) der Personen mit sozialhilfebezug in Privathaushalten waren 
frauen. gemessen an der Wohnbevölkerung war etwas mehr als eine von hundert 
Personen (1,6% der Bevölkerung) auf leistungen der offenen sozialhilfe angewiesen. 
Die leistungsinanspruch nahme im rahmen der stationären sozialhilfe fiel geringer 
aus (sieben von tausend Personen).
im Zeitraum von 1996 bis 2006 nahm die anzahl der sozialhilfebezieherinnen stark 
zu. im Jahr 2006 bezogen rund doppelt so viele menschen leistungen aus der of-
fenen sozialhilfe als zehn Jahre zuvor, und die Personenanzahl in altenwohn- und 
Pflegeheimen stieg im selben Zeitraum um gut ein Drittel an; eine entwicklung, die 
zum einen auf veränderungen in der erwerbsarbeitswelt (hohe sockelarbeitslosigkeit, 
Prekarisierung, „Working Poor“) und zum anderen auf den steigenden anteil von alten 
und pflegebedürftigen menschen zurückzu führen sein dürfte. insgesamt weist die so-
zialhilfestatistik damit eine gegenläufige entwicklung der Kosten und Personenanzahl 
für die offene und stationäre sozialhilfe auf: einer vergleichsweise hohen ausgaben-
steigerung in der stationären sozialhilfe steht ein moderater anstieg der Personen in 
Pflege- und altenheimen gegenüber, in der offenen sozialhilfe ist hingegen ein hoher 
anstieg an Personen bei vergleichsweise moderater Kostenentwicklung auffällig. Diese 
entwicklung erscheint plausibel, da zum einen die Pro-Kopf-leistungen der stationären 
64 Die sozialquote selbst ist im selben Zeitraum im Wesentlichen unverändert geblieben bzw. leicht gesunken (von 28,9% im Jahr
 1996 auf 28,5% 2006).
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sozialhilfe wesent lich kostenintensiver sind als jene der offenen65 und zum anderen 
berücksichtigt werden muss, dass in den letzten fünf Jahren der Bevölkerungsanteil der 
Über-80-Jährigen - hier fallen in der regel die höchsten Betreuungs- und Pflegekosten 
an - besonders stark zugenommen hat (mühlberger et al., 2008).
für den anstieg der offenen sozialhilfe und hierbei insbesondere der richtsatzer-
gänzungen (d. h., zu geringes arbeitslosengeld, zu geringe notstandshilfe oder zu 
geringes einkommen werden mit offener sozialhilfe aufgestockt) lassen sich folgende 
mögliche Begründungen nennen:
 » Die Zunahme von teilzeitarbeit, prekären Beschäftigungsverhältnissen und „Wor-
king Poor“.
 » steigende langzeitarbeitslosigkeit geht mit einem anstieg der notstandshilfe-
bezieherin nen einher. Die niedrigere ersatzrate in der notstandshilfe (siehe Kapi-
tel 6.1) führt zu einer höheren Personenanzahl, die auf zusätzliche Unterstützung 
angewiesen ist66.
 » im Zuge der novellen des arbeitslosenversicherungsgesetzes kam es seit den 
neunziger Jahren u. a. auch zu leistungseinschränkungen und verschärfungen der 
Zumutbarkeits bestimmungen (siehe Kapitel 6.1). Die absicherung von arbeitslosen 
verschiebt sich da durch graduell von der arbeitslosenversicherung zur sozialhilfe.
ein vergleich der sozialhilfebezieherinnen auf Bundesländerebene zeigt eine starke 
Konzent ration auf Wien: rund die hälfte der sozialhilfeempfängerinnen (101.102) 
lebte im Jahr 2006 in der Bundeshauptstadt67. Dies entsprach rund 6% der Wiener 
65 Dies ist u. a. auch damit zu begründen, dass die offene sozialhilfe nicht nur Dauerleistungen, sondern auch mehr malige und
 einmalige leistungen umfasst und die durchschnittlichen Pro-Kopf-ausgaben auch aus diesem grund geringer ausfallen. 
66 Weiters kann der Umstand, dass weder arbeitslosengeld noch notstandshilfe indexiert sind, die ausgleichszulage hingegen jähr
 lich angehoben wird, zu einem anstieg der richtsatzergänzungen führen.
67 Wird zwischen offener und stationärer sozialhilfe unterschieden, so zeigen sich unterschiedliche gewichtungen: es lebten zwar 
 64% aller sozialhilfe empfangenden Personen in Wiener Privathaushalten, aber nur 29% der sozialhilfe empfängerinnen in alten 
 wohn- oder Pflegeheimen.
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Wohnbevölkerung. Die übrigen sozialhilfeempfängerinnen verteilten sich gleichmäßig 
auf die anderen Bundesländer. ihr Wohnbevölkerungsanteil schwankte zwischen 0,7% 
im Burgenland und 2,7% in salzburg bzw. zwischen rund 2.000 Personen im Burgen-
land und knapp 22.000 Personen in niederösterreich. Das verhältnis von Personen 
mit offener und stationärer sozialhilfe lag im bundesweiten Durchschnitt bei rund 
70 : 30. Der Bundesländervergleich erweist sich allerdings als sehr heterogen: in Wien 
war der anteil der offenen sozialhilfe (mit 83%) deutlich höher und auch salzburg 
lag über dem Bundesdurchschnitt. tirol und vorarlberg bewegten sich rund um den 
Durchschnittswert. in anderen Bundesländern dreht sich das verhältnis hingegen um: 
in Kärnten (mit 73%), oberösterreich und dem Burgenland überstieg die anzahl der in 
heimen lebenden sozialhilfeempfängerinnen jene in Privathaushalten.
Da die Zugangsregelungen zur sozialhilfe in den Bundesländern sehr unterschiedlich 
geregelt sind, wäre es zu kurz gegriffen, aus den Zahlen zur sozialhilfe eine unmittel-
bare verteilung der armutsgefährdung in den jeweiligen Bundesländern abzuleiten. 
Die Zahlen sind aber ein wichtiges indiz für bestehende Problemlagen. Weiters sind 
die hemmschwellen für die inan spruchnahme von fürsorgeleistungen zwischen stadt 
und land unterschiedlich (siehe ab schnitt 6.2.5).
6.2.3. finanzierung der sozialhilfe
Die finanzierung der sozialhilfe erfolgt über steuern und - da der sozialhilfebezug 
in die Kom petenz der länder fällt - über die Budgets der länder und gemeinden; im 
gegensatz zu versicherungsleistungen wie dem arbeitslosengeld bilden sozialversiche-
rungsbeiträge daher nicht die finanzierungsgrundlage. Die auszahlung der sozialhilfe 
wird über die regionalen sozialreferate abgewickelt. neben den gebietskörperschaften 
tragen auch regresspflichtige Personen - die zuvor sozialhilfe empfangenden Personen 
selbst, so sich ihre wirtschaftliche lage wieder verbessert hat, oder deren unterhalts-
pflichtige Personen - zur finanzierung bei.
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Q: statistik austria, Wifo-Berechnungen.
im Jahr 2006 wurden für sozialhilfeleistungen (allgemeine sozialhilfe, altenwohn- 
und Pflege heime, soziale Dienste, flüchtlingshilfe und sonstige einrichtungen und 
maßnahmen) öster reichweit 2,27 mrd. € ausgegeben. Diesen ausgaben standen ein-
nahmen in der höhe von 909 mio. € gegenüber, sodass nettoausgaben in der höhe 
von 1,36 mrd. € verblieben. Dies entsprach einer Deckungsquote von 40%, die deutlich 
höher als zehn Jahre zuvor (1996 31%) war. Zwischen den Bundesländern bestehen 
sowohl hinsichtlich der ausgaben- und einnah menhöhe sowie der Deckungsquote 
erhebliche Unterschiede (abbildung 10). Die höchsten einnahmen im verhältnis zu 
den ausgaben entfielen auf das Burgenland (57%) und nieder österreich (52%), die 
niedrigsten auf salzburg (29,7%) und Wien (31,8%). Die einnahmen setzen sich aus 
regressen68 (rückforderungen) gegen sozialhilfeempfän gerinnen und deren unter-
68 Die regressforderungen gelten, wenn auch jeweils unterschiedlichen regelungen folgend, prinzipiell sowohl für die offe
 ne als auch für die stationäre sozialhilfe. es kann aber davon ausgegangen werden, dass die rückflüsse aus der statio 
 nären sozialhilfe aufgrund laufender einnahmen aus dem einkommen der sozialhilfebezieherinnen als auch aus deren 
 nachlässen höher sind als jene aus der offenen sozialhilfe. für Wien ergab sich für die allgemeine bzw. offene sozialhilfe 
 eine Deckungsquote von rund 7%, wenn die gesamten einnahmen (15,3  mio.  €) den ausgaben von 218,5  mio.  € gegen 




haltspflichtige Personen, aus vermögensübertragungen (Wohnun gen gehen durch 
grundbucheintragung in den Besitz der gemeinde über) und den nachläs sen (erbe) 
der sozialhilfeempfängerinnen zusammen. ein weiterer teil der einnahmen setzt sich 
aus Kostenersätzen der sozialversicherungsträger69 und länder70 zusammen. ob und 
in welchem Umfang rückforderungen gegen Privatpersonen exekutiert werden, wird 
in den Bundesländern unterschiedlich gehandhabt.
abhängig von der jeweiligen gesetzeslage und deren Umsetzung erzielen die länder 
einnahmen in sehr unterschiedlicher höhe. Umfang und ausgestaltung der regress-
forderungen haben wiederum bedeutenden einfluss auf die inanspruchnahme der 
sozialhilfe und auf die Wahrscheinlichkeit die armut zu verfestigen und damit indirekt 
auch auf die ausgabenhöhe (siehe abschnitt 6.2.5). aufgrund der anhalten den Pfle-
gedebatte und den damit verbundenen forderungen nach einer regressabschaff ung 
bzw. milderung sowie den forderungen nach einer vereinheitlichung der sozialhilfe 
ist davon auszugehen, dass es in Zukunft sowohl zu einem rückgang als auch einer 
verände rung der einnahmenstruktur kommen wird. Beispielsweise hat tirol die ab-
schaffung des Kin derregresses für die stationäre sozialhilfe angekündigt.
6.2.4. Umverteilungswirkung der sozialhilfe
Die sozialhilfe hat eine starke Umverteilungswirkung zugunsten der ärmsten einkommens-
schicht. aufgrund der strengen einkommensgrenzen und der rigiden Bedarfsprüfung 
fließt die sozialhilfe zur gänze in die drei untersten Dezile des Bruttoäquivalenzge-
samteinkommens, wobei sich - laut auswertungen von eU-silc 200671 - eine sehr starke
 
69 Diese kommen beispielsweise zustande, wenn aus den mitteln der sozialhilfe Pensions- oder arbeitslosengeld ansprüche bevor
 schusst wurden und dann von den sozialversicherungen zurückerstattet werden.
70 Zwischen einigen Bundesländern bestehen rückerstattungsvereinbarungen, wenn angehörige eines Bundeslan des in einem an
 deren Bundesland sozialhilfe beziehen.
71 für die anzahl der Personen und die ausgabenhöhe für die offene sozialhilfe ergibt sich eine Deckung von 53% bzw. 64%. für 




Konzentration auf das unterste Dezil zeigt: knapp 70% der haushalte mit sozialhilfe 
fallen in diese einkommensschicht (Übersicht 43, abbildung 11).
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6.2.4 Umverteilungswirkung der Sozialhilfe 
Die Sozialhilfe hat eine starke Umverteilungswirkung zugunsten der ärmsten Einkommens-
schicht. Aufgrund der strengen Einkommensgrenzen und der rigiden Bedarfsprüfung fließt die 
Sozialhilfe zur Gänze in die drei untersten Dezile des Bruttoäquivalenzgesamteinkommens, 
wobei sich − laut Auswertungen von EU-SILC 200671
Übersicht 43
) − eine sehr starke Konzentration auf das 
unt rste Dezil z igt: knapp 70% der Haushalte mit Sozialhilfe fallen in diese Einkommensschicht 
( , Abbildung 11).  
Übersicht 43: Verteilung der Haushalte mit SozialhilfebezieherInnen mit Dauerleistungen nach 
Bruttoäquivalenzeinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2005 
 
 Grenzen des Brutto-
äquivalenzgesamt-
einkommens 
Haushalte, in denen SozialhilfebezieherInnen leben 
Bruttoäquivalenz-
gesamteinkommen 
In € Anzahl Anteile in % Sozialhilfe gemessen 
am Bruttoäquivalenz-
gesamteinkommen in % 
    
1. Dezil 931 (13.512) (68,8) (30,8) 
     
Insgesamt  (19.637) (100,0) (24,5) 
     
 Grenzen des Brutto-
äquivalenzmarkt-
einkommens 
Haushalte, in denen SozialhilfebezieherInnen leben 
Bruttoäquivalenz-
markteinkommen 
In € Anzahl Anteile in % Sozialhilfe gemessen 
am Bruttoäquivalenz-
markteinkommen in % 
    
1. Dezil 793 (16.986) (86,5) (105,2) 
     
Insgesamt  (19.637) (100,0) (70,8) 
Q: EU-SILC 2006, WIFO-Berechnungen. Die Zahlen in Klammern beruhen auf geringen Fallzahlen (Randverteilung mit 
weniger als 50 Fällen oder weniger als 20 Fälle in Zellen) in der Stichprobe.  
Die hohe Konzentration auf das unterste Dezil spiegelt sich ebenfalls im hohen Anteil an 
Sozialhilfeleistungen (70%), die in dieses Dezil fließen. Weiters stellt die Sozialhilfe in diesem 
Einkommensbereich einen besonders hohen Einkommensbestandteil dar. Wird als Bezugs-
größe das Bruttoäquivalenzgesamteinkommen (also das Einkommen einschließlich aller 
monetären Transfers) herangezogen, so trägt die Sozialhilfe mit knapp einem Drittel zu diesem 
Einkommen bei. Das Markteinkommen beläuft sich in diesem Dezil im Durchschnitt auf rund 
ein Viertel des Gesamteinkommens. Dadurch wird deutlich, dass in diesem Einkommens-
bereich auch andere Transfereinkommen (u. a. Arbeitslosengeld, Notstandshilfe, Pflegegeld, 
Kindergeld und Familienbeihilfe) mit einem Anteil von rund 45% einen wesentlichen Beitrag zur 
                                                     
71)  Für die Anzahl der Personen und die Ausgabenhöhe für die offene Sozialhilfe ergibt sich eine Deckung von 53% 
bzw. 64%. Für die Verteilung der Sozialhilfe nach Einkommensschichten wurden nur die Dauerbezüge (45% der offen-
en Sozialhilfe in EU-SILC 2006) herangezogen. 
Die hohe Konzentration auf das unterste Dezil spiegelt sich ebenfalls im hohen anteil 
an sozialhilfeleistungen (70%), die in dieses Dezil fließen. Weiters stellt die sozialhilfe 
in diesem einkommensbereich einen besonders hohen einkommensbestandteil dar. 
Wird als Bezugs größe das Bruttoäquivalenzgesamteinkommen (also das einkommen 
einschließlich aller monetären transfers) herangezogen, so trägt die sozialhilfe mit 
knapp einem Drittel zu diesem einkommen bei. Das markteinkommen beläuft sich in 
diesem Dezi im Durchschnitt auf rund ein viertel des g samteinkomme s. Dadurch 
wird deutlich, dass in diesem einkommens bereich auch andere transfereinkommen 
(u. a. arbeitslosengeld, notstandshilfe, Pflegegeld, Kindergeld und familienbeihilfe) 
mit einem anteil von rund 45% einen wesentlichen Beitrag zur einkommenssicherung 
leisten. Wird statt dem gesamteinkommen das Bruttoäquivalenzmarkt einkommen 
herangezogen, so zeigt sich ebenfalls die hohe Progressivität:
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Die sozialhilfe beträgt im 1. Dezil durchschnittlich 105%72 des Bruttoäquivalenzmarktein-
kom mens. im 2.  Dezil beläuft sie sich auf ein fünftel des markteinkommens. Das 
durchschnittliche Bruttoäquivalenzmarkteinkommen (errechnetes Pro-Kopf-einkommen 
mit hilfe der Äquiva lenzzahlen) beträgt im 1. Dezil 220 € für haushalte mit sozial-
hilfeempfängerinnen. Die gegen überstellung der sozialhilfe mit dem Bruttoäquiva-
lenzmarkteinkommen verdeutlicht die hohe Umverteilungswirkung: 86% der haushalte 
mit sozialhilfe im 1. Dezil empfangen 90% der leis tungen (abbildung 11).
abbildung 11: verteilung der haushalte mit sozialhilfebezieherinnen nach Bruttoäquivalenz-



















Da sich sozialhilfebezieherinnen sehr stark auf das unterste einkommenssegment 
konzentrie ren, bietet es sich an, in diesem fall auch die Umverteilungswirkung der 
72 Wird nicht der Durchschnitt, sondern der median herangezogen, so stehen im 1. Dezil 51 € markteinkommen einem sozialhilfebe




steuern und abga ben zu betrachten, da der einkommensbereich, in dem der Bezug 
der sozialhilfe möglich ist, unter der lohn- und einkommensteuergrenze liegt - dem 
steuerfreien existenzminimum (10.900 € Jahreseinkommen, 2006) -, sodass keine 
lohn- oder einkommensteuerzahlungen anfallen. Über die ökonomische Belastung der 
haushalte durch sozialversicherungsbeiträge lässt sich hingegen keine einheitliche 
aussage treffen, da diese sehr stark von der jeweiligen versicherungsmodalität und 
damit von der jeweiligen erwerbssituation (unselbständig, selb ständig beschäftigt - mit 
Werkvertrag oder freier Dienstvertrag73 - oder arbeitslos) und fami liensituation (mitver-
sicherung) abhängt. im gegensatz zur arbeitslosenversicherung ist keine automatische 
Krankenversicherung gewährleistet. in einigen fällen werden die versiche rungsbeiträge 
von der sozialhilfe übernommen, oder die leistungen der Krankenversicherung können 
über die Krankenhilfe bezogen werden. Jedenfalls lässt die derzeitige Datenlage keine 
aussagen darüber zu, auf welche Weise und für wie viele sozialhilfeempfängerinnen 
eine Krankenversicherung sichergestellt ist.
insgesamt kann davon ausgegangen werden, dass die absolute höhe der versiche-
rungsbeiträge vergleichsweise gering ist, wiewohl die individuelle Belastung im falle 
einer selbstversicherung sehr hoch ausfallen kann. Den indirek ten steuern bzw. der 
Umsatzsteuer kommt in diesem niedrigen einkommensbereich eine besonders regressive 
Wirkung zu. gemessen am Bruttoäquivalenzgesamteinkommen eines haushalts fällt 
im Jahr 2005 für das 1. Dezil eine steuerbelastung von 16,5% durch die mehr wertsteuer 
(bzw. 21,6% durch die indirekten steuern insgesamt) an, im obersten Dezil reduziert 
sich die Belastung aufgrund der geringeren Konsumneigung74 auf 5,8% (bzw. 7,8% für 
die gesamtheit der indirekten steuern; siehe Kapitel 5.2). Die ausgestaltung der sozi-
alhilfe als Darlehen führt zu der paradoxen situation, dass der höchste in Österreich 
73 Personen, die nicht über die Krankenversicherung erfasst sind, haben die möglichkeit, bei der zuständigen gebiets
 krankenkasse die selbstversicherung zu beantragen. Der normale monatliche Beitrag beläuft sich auf 312,13  €. es kann 
 allerdings eine Beitragsermäßigung beantragt werden (§  16  asvg). selbständig erwerbstätige können sich - unter einer 
 gewissen einkommensgrenze - ebenfalls selbst versichern ("opting in"). für geringfügig Beschäftigte (§19a  asvg) 
 beträgt der monatliche Beitrag 47,01 € (2006) für Kranken- und Pensionsversicherung. 




zu zahlende grenz steuersatz für sozialhilfeempfängerinnen anfällt. Wird ein einkom-
men über der zulässigen einkommensgrenze erzielt, so ist es - zumindest aufgrund 
der rechtlichen ausgestaltung - möglich, dass dieser Betrag (vergleichbar mit einer 
gehaltspfändung) zur gänze als regress forderung an die sozialhilfe zurückzuzahlen 
ist (siehe abschnitt 6.2.5). Zusammenfassend lässt sich sagen, dass sozialhilfebezie-
herinnen zwar aufgrund der geringen einkommen zu jener einkommensgruppe zählen, 
die am stärksten von der progressiven ausgestaltung der lohn- und einkommensteuer 
profitieren, allerdings durch die regressive Wirkung der indirekten steuern gleichzeitig 
am stärksten belastet werden. aufgrund der ausgestaltung der sozialhilfe kann es zu 
einer grenzsteuersatzbelastung von 100% kommen, wenn die „verdienstgrenze“ der 
ausgleichszulage überschritten wird (Biffl, 2007).
6.2.4.1. offene sozialhilfe nach stellung im Beruf, alter und familienstand
für die analyse der sozialhilfeempfängerinnen nach sozioökonomischen faktoren 
(stellung im Beruf, Bezugsdauer, erwerbsstatus, familienstand und anzahl der 
Kinder) liegen keine bzw. nur teilweise bundesweit einheitliche Zahlen vor. in diesem 
abschnitt wird zum einen auf die situ ation der Personen in Privathaushalten mit 
sozialhilfebezug in Wien eingegangen, da hierfür die Datenlage vergleichsweise gut 
ist, und zum anderen wird für eine bundesweite analyse der offenen sozialhilfe auf 
eU-silc 2006 zurückgegriffen. Diese Daten bieten lediglich eine annäherung an die 
realen verhältnisse, da die erfassten fallzahlen gering sind.
6.2.4.1.1. Wien
Die veränderungen in der erwerbsarbeitswelt und das damit einhergehende armutsrisiko 
machen sich mit einem hohen anstieg an sozialhilfebezieherinnen in Wien bemerk-
bar. so ist der starke gesamtösterreichische anstieg der sozialhilfeempfängerinnen 
in Privathaushalten (offene sozialhilfe) der letzten zehn Jahre (+105%) vor allem auf 
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Wien75 (+156% bzw. 83.523 Personen 2006) zurückzuführen. hierbei handelt es sich 
vor allem um Personen mit richtsatz ergänzung (knapp 60.000 Personen). ihre anzahl 
hat sich im vergleich zu 1996 beinahe verfünffacht. im Jahr 2006 haben knapp drei 
viertel (71%) der Personen mit sozialhilfe diese als ergänzung zu leistungen aus 
der arbeitslosen- und zu einem geringeren teil als ergänzung zu leistungen aus der 
Pensionsversicherung erhalten. Die mehrheit der Personen in der offenen sozialhilfe 
ist unter 30 Jahre alt (47%), rund 42% sind im alter zwischen 30 und 60 Jahren und 
11% sind älter als 60  Jahre. in der gruppe der Über-60-Jährigen ist der anteil der 
frauen mit 68% überdurch schnittlich hoch. Die angaben zum ausbildungsniveau 
spiegeln jene Zahlen wider, die sich auch in der armutsforschung zeigen: ein niedriger 
Bildungsabschluss erhöht das armutsrisiko bzw. das risiko auf leistungen aus der 
sozialhilfe angewiesen zu sein. lediglich 7% der sozial hilfebezieherinnen in Wiener 
Privathaushalten verfügen über einen abgeschlossenen fach schul- oder höheren 
Bildungsabschluss. rund 13% verfügen über eine abgeschlossene lehr ausbildung 
und 44% über einen Pflichtschulabschluss. ein knappes Drittel verfügt über höchs-
tens einen sonderschulabschluss. Die mehrheit verfügt über eine österreichische 
staatsbür gerschaft und 23% über eine aus einem anderen land (Pratscher, 2008, 
emprechtinger et al., 2007, magistratsabteilung 40, 2008).
6.2.4.1.2. strukturelle merkmale der sozialhilfebezieherinnen
Wie bereits eingangs erwähnt, ist die Datenlage der sozioökonomischen situation 
der sozial hilfebezieherinnen schlecht erfasst. Bundesweit ist die mehrheit der so-
zialhilfebezieherinnen in Privathaushalten allein- oder hauptunterstützerin (60%), 
rund 10% werden als familien- bzw. haushaltsangehörige unterstützt (hiervon sind 
56% frauen und 44% männer).
75 neben Wien weisen tirol und niederösterreich mit +124% und +142% eine überdurchschnittliche Zunahme der sozialhilfeempfän
 gerinnen auf, alle übrigen Bundesländer liegen unter dem Durchschnitt. 
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Besonders auff ällig ist der hohe anteil von Kindern und Jugendlichen. Über ein 
viertel (26%) der Beihilfenbe zieherinnen hat anspruch auf familienbeihilfe. 53% 
der Personen mit anspruch aus der offe nen sozialhilfe sind weiblich, während der 
anteil der frauen an der gesamtbevölkerung mit 51% leicht darunter liegt. nach 
auswertung von eU-silc  2006 besitzen 75% der sozialhilfe bezieherinnen eine 
österreichische und rund 25% eine nicht-österreichische staatsbürger schaft - davon 
stammt rund ein Drittel aus der türkei oder aus restjugoslawien (ohne slowenien). rund 
ein viertel der sozialhilfebezieherinnen ist unter 30 Jahre alt und knapp ein fünftel ist über 
60 Jahre. frauen sind in einem stärkeren ausmaß von armut betroffen. Dieser Umstand 
spiegelt sich auch im höheren anteil der sozialhilfeempfängerinnen wider. Zugleich gilt 
es aber zu beach ten, dass im Zuge der Bedarfsprüfung das haushaltseinkommen heran-
gezogen wird, sodass kein anspruch auf offene sozialhilfe besteht, wenn das einkommen 
des Partners bzw. der Partnerin zu hoch ist oder vermögenswerte vorliegen. Dies hat zur 
folge, dass Personen - meist frauen -, die aufgrund ihrer individuellen einkommens-
situation anspruch auf offene sozialhilfe hätten, diesen durch die haushaltszusammen-
setzung verlieren und sich dadurch die abhängigkeit vom Partner oder der Partnerin 
erhöht. in den einkommensabhängigen ersatzleistungen der sozialversicherung (Äqui-
valenzprinzip) wie der arbeitslosen- und Pensionsversicherung werden die einkom-
mensunterschiede und -diskriminierungen des erwerbssektors weitergegeben. so sind 
die arbeitslosen-, notstands- und Pensionsbezüge von frauen regelmäßig niedriger 
als jene der männer (siehe Kapitel 6.1). am untersten ende der einkommensverteilung 
angelangt, wird dieser Kreislauf von der sozial hilfe durchbrochen; obwohl für die 
höhe der sozialleistung - unterschieden nach geschlecht - keine Zahlen vorliegen, ist 
davon auszugehen, dass frauen zumindest im fall der richtsatz ergänzungen höhere 
sozialhilfeleistungen beziehen als männer.
Das bedeutet nicht, dass sie mit dem sozialhilfebezug dann mehr geld zur verfügung 
haben als männliche sozialhilfebe zieher, sondern nur, dass der anteil der offenen 
sozialhilfe bis zur ausgleichszulage größer ist. Der sozialhilfeanspruch leitet sich 
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nicht aus sozialversicherungsrechtlichen aspekten ab, son dern hängt vielmehr vom 
grad der Bedürftigkeit ab und dieser ist bei frauen - u. a. aufgrund der geringeren 
ersatzraten und spezifischer lebenssituationen (z. B. alleinerzieherinnen) - höher als 
bei männern. Die geschlechtsspezifische erwerbszentriertheit des österreichischen 
sozialsystems - male breadwinner model - bietet männern eine bessere absicherung 
gegen armut als frauen; so beträgt der anteil der frauen an den armutsgefährdeten 
Personen vor sozialleistungen 54%. ihr anteil nach sozialleistungen liegt hingegen bei 
57% (statistik austria, 2008c). Durch die sozialhilfe wird die armutsgefährdung und 
das armutsausmaß von frauen zumindest am untersten ende der einkommensvertei-
lung, wenn auch auf einem niveau unter der armutsgefährdungsschwelle, abgefedert.
6.2.5. armutsfalle, lohnsubvention, stigmatisierung, ausblick 
als armutsfalle wird in der sozialpolitik ein Phänomen bezeichnet, bei dem der 
Bezug von sozialleistungen attraktiver erscheint als die aufnahme einer erwerbs 
-arbeit, und damit der verbleib in der arbeitslosigkeit bzw. armut verfestigt wird. ob eine 
armutsfalle durch eine bestimmte sozialpolitische leistung entsteht, hängt stark von 
der konkreten ausgestaltung der sozialleistung (leistungshöhe, Zuverdienstgrenzen, 
einschleifregelungen) sowie von den rahmenbedingungen (das vorhandensein von 
arbeit, die lohnhöhe, arbeitsqualität) ab. liegt das erzielbare erwerbseinkommen nicht 
wesentlich über jenem der sozialleistung, so besteht kaum ein anreiz der arbeitsauf-
nahme, wobei allerdings auch die Qualität der vorhandenen arbeit zu berücksichtigen 
ist. von ihr kann sowohl eine positive als auch eine negative anreizwirkung ausgehen. 
Wird eine sozialleistung nur bis zu einer bestimmten einkommensgrenze gewährt und 
bei Überschreiten dieser grenze vollständig gestrichen, so wird die betroffene Person 
überlegen, ob die zusätzliche arbeitsleistung den verlust der Unter stützung überwiegt.
einschleifregelungen, die nicht zu einem sofortigen verlust der vollständi gen leistung 
führen, könnten den ausstieg aus der armutsfalle erleichtern. im fall der offenen 
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sozialhilfe wird durch die rückzahlungspflicht bei arbeitsaufnahme (zinsenloses 
Darlehen) die armutsfalle noch weiter verschärft. Jener einkommensanteil, der über 
dem vorhergehenden sozialhilfebezug liegt, wird zur rückzahlung der sozialhilfe 
herangezogen. somit ergibt sich ein effektiver grenzsteuersatz von 100%, so lange 
bis die schuld zurückbezahlt ist (Biffl, 2007). Dadurch wird die armut weiter verfestigt 
und im fall eines familienregresses eventuell auch auf die familie ausgedehnt. in 
einer angespannten arbeitsmarktsituation, die durch einen mangel an geeigneten 
arbeits möglichkeiten geprägt ist, wird eine repressive ausgestaltung von sozial- 
politischen leis tungen, denen eigentlich die aufgabe zukommt, gegen das armutsrisiko 
abzusichern, zu einer lohnsubvention im niedriglohnbereich (staatlich subventionierte 
„Working Poor“).
neben der ausgestaltung der leistung selbst kommt somit auch den arbeitsmarkt-
politischen rah menbedingungen eine wesentliche rolle zu. Bei hohen stellenan-
drangziffern - das verhältnis von arbeitsuchenden zu offenen stellen - und hoher 
sockelarbeitslosigkeit kann die raffinier teste leistungsausgestaltung nichts an 
der arbeitsplatzknappheit ändern. Ähnlich stellt sich die situation im falle der 
ersatzrate dar. Diese ergibt sich aus dem verhältnis von sozialleistung zum letzten bzw. 
zu einem möglichen erwerbseinkommen. hohe ersatzraten können einen niedrigen 
arbeitsanreiz darstellen. Um die arbeitsaufnahme mittels monetärer maßnahmen 
attraktiver zu machen, bestehen zwei möglichkeiten: erstens die leistungen zu senken 
oder zweitens die einkommen zu erhöhen. einer adäquaten absicherung gegen das 
armutsrisiko kommt auch aus wirtschaftspolitischen Überlegungen eine wesentliche 
funktion zu. Zum einen wirkt sie gegen einen erhöhten lohndruck nach unten und 
zum anderen stärkt sie die Konsumnachfrage. Die mit der sozialhilfe verbundenen 
Problemlagen lassen sich durch eine verbesserte ausgestaltung bzw. Umgestaltung 




in Österreich haben weit mehr menschen anspruch auf sozialhilfe als diese tatsächlich 
bezie hen. Die gründe, warum vor einer inanspruchnahme zurückgeschreckt wird, sind 
vielfältig: Die abschreckende Wirkung der regressregelungen, die strenge Bedarfs-
prüfung, hoher informations- und administrationsaufwand und die stigmatisierende 
Wirkung - diesbezüglich bestehen Unterschiede nach geschlecht, familientyp und 
gemeindegröße (stadt/land) - sind einige davon. Die zuständige Behörde ist die 
örtliche Bezirksverwaltungsbehörde, sodass in kleinen und mittleren gemeinden keine 
anonymität gegeben und die abschreckende Wir kung dadurch besonders hoch ist. 
Berechnungen über die inanspruchnahme der sozialhilfe in Österreich mit hilfe von 
simulationsmodellen (fuchs, 2008) kommen zu dem ergebnis, dass diese leistung 
in etwa von der hälfte aller Personen bzw. haushalte, die potentiell berechtigt wären, 
auch in anspruch genommen wird (take-Up-rate von rund 50%76).
nicht nur in Österreich, sondern auch in anderen eU-ländern ist die sozialhilfe im 
vergleich zu anderen sozialleistungen durch hohe non-take-Up-raten (zwischen 20% 
und 60%) gekenn zeichnet (hernanz et al., 2004 in fuchs, 2008). hohe non-take-Up-
raten stellen das Ziel wohl fahrtsstaatlicher instrumente, ein auffangnetz für Bedürftige 
zu sein, in frage. sie sind weiters ein indiz für verdeckte armut (Dimmel, 2008). Die 
vorschläge zur erhöhung der leistungsinan spruchnahme setzen auf mehreren ebenen 
an: Die etablierung eines effizienten rechtsschut zes, eines adäquaten verfahrensrechts 
und einer schnellen entscheidungsfindung. andere vorschläge würden zugleich auch 
die gefahr der sozialhilfe, zur armutsfalle zu werden, redu zieren: die abschaffung der 
rückzahlungspflicht, die entschärfung und vereinheitlichung des familienregresses 
sowie die lockerung der vermögensregelung, güter, die zur aufnahme einer erwerbs-
arbeit bzw. im Zuge von Kinderbetreuungspflichten notwendig sind (etwa ein auto), 
sollten ebenso wie eine ortsübliche Wohnung von der vermögensveräußerung ausge-
76 Je nach Berechnungsszenario ergibt sich eine non-take-Up-rate zwischen 49% und 61% (die take-Up-rate liegt dem
 nach zwischen 51% und 39%), für die potentiell zustehenden ausgaben wurden ergebnisse zwischen 39% und 53% 
 errechnet (fuchs, 2008).
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nommen werden. auch die einführung einer vermögensfreigrenze, die ersparnisse 
zumindest in geringem Umfang zulässt, wäre eine verbesserung.
im Zentrum der Diskussion um die bedarfsorientierte mindestsicherung - die die 
sozialhilfe ersetzen soll - stehen die bundesweit einheitliche ausgestaltung der 
Zugangsregelungen (richtsätze, vermögensregelungen, rechtssicherheit), die erhö-
hung der richtsätze, die einbe ziehung in die Krankenversicherung und ein erweiterter 
Zugang zu maßnahmen der aktiven arbeitsmarktpolitik. ob es damit gelingt, die 
derzeitigen Problemlagen zu verbessern, wird nicht zuletzt auch an den Details der 
ausgestaltung liegen.
6.3. Umverteilungswirkung der familienpolitik in Österreich
eva festl, alois gUger, KÄthe Knittler
6.3.1. Konzeptionelle aspekte der familienpolitik
aus ökonomischer sicht können für die familienförderung sowohl allokative als auch 
distribu tive gründe ins treffen geführt werden. Während sich effizienz- bzw. wachs-
tumspolitische argumente am gesellschaftlichen nutzen von Kindern und deren 
humanvermögen orientie ren, stehen die vermeidung von Kinderarmut und gerech-
tigkeitsvorstellungen im Zentrum von verteilungs- bzw. sozialpolitischen Begründun-
gen für familienpolitik, die den schwerpunkt des vorliegenden Kapitels bilden. sie 
umfassen horizontale wie vertikale verteilungsziele, die sicherung des soziokulturellen 
existenzminimums und die Umverteilung zwischen den geschlechtern.
Die horizontale Umverteilung dient dem Zweck eines lastenausgleichs zwischen 
kinderlosen haushalten und solchen mit unterhaltspflichtigen Kindern. Da eltern 
aufgrund der Unterhalts pflicht ihren Kindern gegenüber zwangsläufig mehrkosten 
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erwachsen, ist ihr frei disponibles einkommen im vergleich zu erwachsenen ohne 
Kinder mit gleichem Bruttoeinkommen einge schränkt. traditionellerweise kommt der 
horizontalen Umverteilung in Österreich der größte stellenwert zu, was am hohen anteil 
der monetären transfers (geldleistungen und steuerliche entlastungen) ersichtlich 
wird, auf die alle familien mit Kindern ungeachtet weiterer Kriterien - wie beispiels-
weise dem einkommen - anspruch haben (Badelt, 1996). in Österreich waren 2005 
über 80% der in der essoss-Datenbank erfassten familienleistungen geldleistungen, 
94% davon waren an keine Bedürftigkeitsprüfung gekoppelt. einzig in luxemburg 
war der anteil der geldleistungen gemessen am BiP noch höher (eurostat). inwieweit 
durch das familienpolitische instrumentarium eine vertikale Umverteilung zwischen 
familien höherer einkommensschichten zu familien mit niedrigen einkommen erfolgen 
soll, ist prinzipiell unklar. Zweifelsohne gelten die nutzentheoretischen argumente für 
eine vertikale Umverteilung auch für familien im speziellen. so ist der Philosophie 
des Utilitarismus zufolge der nutzengewinn öffentlicher leistungen für Bezieherinnen 
niedriger einkommen höher als der durch abgaben bedingte Wohlfahrtsverlust höherer 
einkommensbezieherinnen.
Weiters können auch allokative argumente für eine Umverteilung von oben nach unten ins 
treffen geführt werden: solange in den industrieländern der Wachstumsprozess durch zu hohe 
ersparnisse begrenzt ist, führt eine egalitärere einkommensverteilung zu höherer nachfrage, 
Beschäftigung und Wachstum, denn die Konsumquote, der anteil der Konsumausgaben 
am verfügbaren einkommen, sinkt mit zunehmender einkommenshöhe (guger, 1998a, 
s. 7f). selbst wenn die vertikale Umverteilung kein primäres Ziel der familienpolitik 
ist, ist die frage der vertikalen gerechtigkeit nicht zuletzt eine relevante referenzgrö-
ße, wenn es gilt, geplan te oder bereits gesetzte familienpolitische maßnahmen zu 
analysieren und zu bewerten.
obwohl die familienbezogenen leistungen des Bundes - ähnlich wie jene der skandinavi-
schen länder - nicht an einkommensbezogene anspruchsvoraussetzungen gekoppelt 
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sind und daher primär auf horizontale Umverteilungsziele abstellen, tragen die famili-
enbezogenen leistungen, die vornehmlich durch den familienlastenausgleichsfonds 
(flaf) finanziert wer den, auch in beachtlichem maße zur vertikalen Umverteilung bei77. 
guger (1998B) zufolge erhielt das untere einkommensdrittel leistungen in 3-facher 
höhe seiner einzahlungen, wäh rend das obere einkommensdrittel nur die hälfte seiner 
einzahlungen als leistungen bezog (guger, 1998B, s. 884).
Diese nettoumverteilung hat sich seither verstärkt: Während in den neunziger Jahren 
nur die unteren 60% der haushalte mit Kindern nettoempfänger (flaf-leis tungen 
minus einzahlungen) gewesen waren, waren es im Jahr 2000 80% und zuletzt im Jahr 
2005 90%. Die haushalte mit Kindern im unteren einkommensdrittel bezogen im 
Jahr 2005 familienleistungen in 5½-facher höhe ihrer einzahlungen in den flaf, das 
mittlere Drittel in 2-facher höhe und das obere Drittel knapp mehr als sie einzahlten. 
Das ausmaß dieser vertikalen Umverteilung durch die familienpolitik ist das zentrale 
thema dieses Beitrags.
6.3.2. Umfang und struktur der familienförderung
in Österreich wurden im Jahr 2006 laut essoss-Datenbank rund 7,4 mrd. € bzw. rund 
10% der sozialausgaben für familienbezogene leistungen ausgegeben. Damit stellen 
sie nach den ausgaben für alter (41,2%) sowie für Krankheit und gesundheit (25,5%) 
die drittgrößte ausga benkategorie der sozialleistungen dar. innerhalb der eU 27 werden 
im schnitt 8% der sozial ausgaben für familienleistungen aufgewendet.
Der horizontale lastenausgleich von familien ohne Kinder zu familien mit Kindern 
erfolgt in Österreich primär über universelle geldleistungen, gefolgt von der steuer-
77 Die senioritätsentlohnung hat in Österreich große Bedeutung für die einkommenshöhe eines haushalts und hat üb
 licherweise zur folge, dass junge eltern geringere einkommen haben. gleichzeitig beziehen junge familien mit Klein 
 kindern neben den altersunabhängigen leistungen öfter relativ höhere leistungen (z. B. Kinderbetreuungsgeld), die  nahe der 
 geburt eines Kindes ausbezahlt werden.
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lichen förderung, die überwiegend über absetzbeträge erfolgt. Den sachleistungen 
kommt gemessen am gesamtvolumen (rund ein fünftel) der familienbezogenen 
leistungen eine untergeordnete rolle zu. Die indirekten geldleistungen in form steu-
erlicher absetzbeträge belaufen sich ebenfalls auf rund 20%; von geringem Umfang 
sind bedarfsgeprüfte leistungen zur direkten Unterstützung einkommensschwacher 
familien (rund 4%).
sowohl im Bereich der sachleistun gen als auch der einkommensabhängigen fa-
milienleistungen kommt den ländern und gemeinden mit rund 500  mio.  € eine 
große Bedeutung zu. Die direkten universellen geldleis tungen und die indirekte 
förderung über steuervergünstigungen fallen hingegen zur gänze in den Kompe-
tenz- und finanzierungsbereich des Bundes. Übersicht 44 gibt einen Überblick 
über die familienbezogenen leistungen der öffentlichen hand in Österreich. Die 
finanzierung der familienpolitischen leistungen erfolgt primär über den flaf (Beiträge 
und zweck gebundene steuern), über das allgemeine Budget sowie über die haushalte 
der länder und gemeinden.
6.3.2.1. familienlastenausgleichsfonds
Der familienlastenausgleichsfonds (flaf) ist das wichtigste finanzierungsinstrument 
familien politischer leistungen und zugleich auch der größte einzelfonds im österreichi-
schen Budget. mit ausgaben in der höhe von 5,4 mrd. € im Jahr 2006 werden über den 
flaf zwei Drittel aller familienbezogenen leistungen abgewickelt. seine finanzierung 
erfolgt über Beiträge sowie über zweckgebundene steuern. allfällige Defizite werden 
über den reservefonds bzw. über Zuschüsse aus dem Budget finanziert. Der flaf ist 
zugleich auch ein spiegelbild familienpoliti scher reformen, was sich sowohl in der 
ausgabenstruktur als auch in der ausgabenhöhe zeigt.
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Übersicht 44: Familienpolitische Ausgaben der öffentlichen Hand, 2006 
 
 
Finanzierung Mio. € Anteile an 
insgesamt  
in % 
Anteile an der 
jeweiligen 
Kategorie in % 
     
Direkte Geldleistungen  4.541,1 55,1 100,0 




921,9  20,3 
Wochengeld Krankenversicherung/FLAF 358,9  7,9 
Unterhaltsvorschüsse FLAF 101,0  2,2 
Geldleistungen der Länder ohne 
Bedürftigkeitsprüfung 
Länder 
3,3  0,1 
Indirekte Geldleistungen (steuerliche 
Leistungen) 
 
1.686,0 20,4 100,0 
Kinderabsetzbetrag ESt/Bund und Länder 1.158,0  68,7 
AlleinverdienerInnenabsetzbetrag 
(einschließlich Kinderzuschläge) 
ESt/Bund und Länder 
345,0  20,5 
AlleinerzieherInnenabsetzbetrag 
(einschließlich Kinderzuschläge) 
ESt/Bund und Länder 
115,0  6,8 
Unterhaltsabsetzbetrag ESt/Bund und Länder 68,0  4,0 
     
Sachleistungen  1.627,4 19,7 100,0 
Kindergärten Länder und Gemeinden 885,9  54,4 
Schulbücher FLAF 100,5  6,2 
Freifahrt und Fahrtbeihilfen  
(SchülerInnen und Lehrlinge)¹) 
FLAF 
375,5  23,1 
Mutter-Kind-Pass FLAF 33,0  2,0 
Familienberatungsstellen FLAF 10,9  0,7 
Sachleistungen der Länder und Ge-
meinden ohne Bedürftigkeitsprüfung 
Länder und Gemeinden 
221,6  13,6 
     
Bedarfsgeprüfte Leistungen  361,6 4,4 100,0 
Zuschuss zum Kinderbetreuungsgeld FLAF 78,3  21,6 
Sonstige Geldleistungen FLAF 2,0  0,6 
Geld- und Sachleistungen der Länder 
und Gemeinden 
Länder und Gemeinden 
281,3  77,8 
     
Sonstige Geld- und Sachleistungen  31,9 0,4  
     
Insgesamt  8.247,9 100,0  
Q: ESSOSS-Datenbank, Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz, Bundesministerium für Finan-
zen, Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. FLAF . . . Familienlastenausgleichsfonds. ESt . . . Einkommensteuer. − ¹) Ein-




Der flaf finanziert sich überwiegend über die Dienstgeberinnenbeiträge78 zum 
familien lastenausgleichsfonds (2005 65,4%, 2006 68,7%). aus finanztechnischer 
sicht sind die Dienst geberinnenbeiträge mit einer zweckgebundenen steuer auf die 
Bruttolohnsumme (4,5%) gleichzusetzen. Die zweitwichtigste finanzierungsquelle 
ist die abgeltung von ansätzen für einkommensteuern79, ein jährlicher fixbetrag von 
690,4 mio. € (2005 und 2006 je 12,8%), gefolgt von den anteilen aus der einkom-
men- und Körperschaftsteuer (2005 7,8%, 2006 8,3%). Die Beiträge der land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebe (0,1%), die einnahmen aus rückbe zahlten Unterhalts-
vorschüssen (0,8%), aus selbstbehalten (0,5%) sowie aus dem ersatz der selbstträger 
für den mehrkindzuschlag (0,04%) liegen 2006 unter der 1%-marke.
–  116  – 
   
Einnahmenstruktur 
Der FLAF finanziert sich überwiegend über die DienstgeberInnenbeiträge78) zum Familien-
lastenausgleichsfonds (2005 65,4%, 2006 68,7%). Aus finanztechnischer Sicht sind die Dienst-
geberInnenbeiträge mit einer zweckgebundenen Steuer auf die Bruttolohnsumme (4,5%) 
gleichzusetzen. Die zweitwichtigste Finanzierungsquelle ist die Abgeltung von Ansätzen für 
Einkommensteuern79
Übersicht 45: Einnahmen des Familienlastenausgleichsfonds 
), ein jährlicher Fixbetrag von 690,4 Mio. € (2005 und 2006 je 12,8%), 
gefolgt von den Anteilen aus d r Einkommen- und Körperschaftsteuer (2005 7,8%, 2006 8,3%). 
Die Beiträge der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (0,1%), die Einnahmen aus rückbe-
zahlten Unterhaltsvorschüssen (0,8%), aus Selbstbehalten (0,5%) sowie aus dem Ersatz der 
Selbstträger für den Me rkindzuschlag (0,04%) liegen 2006 unter der 1% M rke.  
 
 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 
 Mio. € 
            
DienstgeberInnen-
beiträge  2.782,6 2.853,4 2.944,7 3.035,6 3.140,1 3.262,2 3.333,1 3.386,3 3.445,5 3.538,7 3.713,1 
Anteile aus der Ein-
kommen- und Kör-
perschaftsteuer 360,4 371,3 397,9 399,4 404,8 448,6 414,3 415,6 425,0 419,8 448,4 
Mehrkindzuschlag 
(Ersatz von Selbst-
trägern)      2,6 2,6 2,5 2,4 2,0 2,1 
Rückgezahlte Unter-
haltsvorschüsse  29,9 30,2 32,6 33,3 37,2 38,0 38,6 38,5 42,1 43,2 45,0 
Beiträge von Land- 
und forstwirtschaft-
lichen Betrieben 6,3 6,3 6,3 6,3 6,3 6,3 6,4 6,3 6,3 6,3 6,2 
Beitrag der Länder 10,7 10,7 10,7 10,7 10,7 10,7 10,7 11,5 11,1 11,1 11,1 
Abgeltung von An-
sätzen für Einkom-
mensteuern 690,4 690,4 690,4 690,4 690,4 690,4 690,4 690,4 690,4 690,4 690,4 
Selbstbehalte 21,7 21,5 21,6 22,9 22,9 22,5 23,4 22,9 22,6 23,0 24,6 
Ersatz vom Reserve-
fonds 61,9       294,5 407,3 673,6 465,8 
            
Insgesamt 3.963,9 3.983,8 4.104,2 4.198,6 4.312,4 4.481,3 4.519,5 4.868,5 5.052,7 5.408,1 5.406,7 
Q: Kammer für Arbeiter und Angestellte (1996 bis 2008).  
                                                     
78)  Die DienstgeberInnenbeiträge zum FLAF gehen auf einen partiellen Lohnverzicht im Rahmen des zweiten Lohn-
Preis-Abkommens im Jahr 1948 zurück. Aufgrund des historischen Ursprungs gilt es als umstritten, ob diese Abgabe auf 
die Lohnsumme als Beitrag der ArbeitnehmerInnen oder der ArbeitgeberInnen anzusehen ist. In der VGR und der 
funktionalen Verteilungsanalyse werden die FLAF-Beiträge der Lohnsumme zugerechnet, sie erhöhen also die Lohn-
quote. 
79)  Diese werden seit 1978 vom Finanzministerium an den FLAF als Abgeltung für die Familienbeihilfe, die als Ersatz für 
den abgeschafften Kinderabsetzbetrag erhöht wurde, überwiesen. 
78 Die Dienstgeberinnenbeiträge zum flaf gehen auf einen partiellen lohnverzicht im rahmen des zweiten lohn-Preis-
 abkommens im Jahr  1948 zurück. aufgrund des historischen Ursprungs gilt es als umstritten, ob diese abgabe auf die 
 lohnsumme als Beitrag der arbeitnehmerinnen oder der arbeitgeberinnen anzusehen ist. in der vgr und der funktiona 
 len verteilungsanalyse werden die flaf-Beiträge der lohnsumme zugerechnet, sie erhöhen also die lohn quote.
79 Diese werden seit 1978 vom finanz inisterium a  den flaf als abgeltung für die fa ilienbeihilfe, die als ersatz für den
 abgeschafften Kinderabsetzbetrag erhöht wurde, überwiesen.
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Die finanzierungsstruktur des flaf ist über den vergleichszeitraum 1996 bis 2006 im 
Wesent lichen unverändert geblieben. Die größten schwankungen weist die Position 
„ersatz vom reservefonds“ auf, über den allfällige Defizite abgedeckt bzw. Überschüsse 
aufgefangen werden (Übersicht 45). Wird dieser auffangposten nicht mitberücksich-
tigt, so haben die Dienstgeberinnenbeiträge leicht an Bedeutung gewonnen und die 
abgeltung von ansätzen für einkommensteuern leicht an Bedeutung verloren.
selBsttrÄgerschaft
Bund, länder und gemeinden ab 2.000  einwohnerinnen sowie gemeinnützige 
Krankenanstal ten waren bis mai 2008 als sogenannte selbstträger von der Zahlung 
der Dienstgeberinnen beiträge an den flaf befreit und hatten im gegenzug für fami-
lienbeihilfe und ausgaben für den mutter-Kind-Pass-Bonus ihrer Dienstnehmerinnen 
selbst aufzukommen. rund 6,4% der gesamtleistungen für die familienbeihilfe wurden 
über die selbstträgerschaft finanziert. insge samt entsprachen die aufwendungen 
der selbstträger im Jahr 2006 202,3 mio. €, davon wur den knapp ein Drittel über das 
allgemeine Budget (unterstellte sozialbeiträge) und gut zwei Drittel von den Budgets 
der länder und gemeinden finanziert. alle übrigen leistungen des flaf können von 
Beschäftigten der selbstträger ohne ersatzleistung seitens der gebietskör perschaften 
bezogen werden.
aUsgaBenstrUKtUr
Die ausgabenstruktur des flaf wie auch die familienförderung insgesamt in Österreich 
sind von universellen geldleistungen dominiert. realtransfers und bedarfsgeprüfte 
geldleistungen spielen innerhalb des flaf kaum eine rolle.
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Die größte ausgabenkategorie innerhalb des flaf im Jahr 2006 war die familienbeihilfe 
mit 2,954 mrd. € bzw. 55%, gefolgt vom Kinderbetreuungsgeld mit 916 mio. € bzw. 
17%. Durch die einführung des Kinderbetreuungsgeldes 2002 wurde der anteil der uni-
versellen geldleistungen am gesamtvolumen des flaf weiter erhöht. sachleistungen, 
wie die bildungs- und gesund heitspolitisch motivierten realtransfers (schulbücher, 
mutter-Kind-Pass, schülerinnen- und lehrlingsfreifahrt) spielen lediglich eine unter-
geordnete rolle (gut 9%; Übersicht 46, abbildung 12).
Die finanzierung der Kinderbetreuungseinrichtungen, denen unter den sach leistungen 
die bedeutendste rolle zukommt, ist nicht im flaf verankert, sondern erfolgt über die 
Budgets der länder und gemeinden. ebenso wird die finanzierung von bedarfsgeprüf-
ten leistungen zur Unterstützung einkommensschwacher familien hauptsächlich über 
die länder und gemeinden abgewickelt, innerhalb des flaf (u. a. härteausgleich, 
Zuschuss zum Kinder betreuungsgeld) spielen sie gemessen am gesamtvolumen mit 
























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Q: Kammer für arbeiter und angestellte (1996 bis 2008). - ¹)  Beiträge zur sozialversicherung, 
leistungsersätze.
Die bedeutendste Änderung der ausgabenstruktur des flaf seit 1996 stellt die ein-
führung des Kinderbetreuungsgeldes im Jahr 2002 dar. Das bis dahin bestehende 
Karenzgeld war als versicherungsleistung konzipiert und wurde zu je 50% aus dem 
flaf und der arbeitslosenver sicherung finanziert. mit der einführung des Kinderbetreu-
ungsgeldes wurde der Kreis der Bezugsberechtigten ausgedehnt, und die finanzierung 
der leistungen erfolgt seit 2002 ausschließlich über den flaf. auch die anhebung 
der familienbeihilfe 2000 und 2003 sowie die einführung der mehrkindstaffelung80, 
womit die höhe der familienbeihilfe pro Kind mit der Kinderanzahl steigt, haben zum 
ausgabenwachstum des flaf beigetragen.
80 Die mehrkindstaffelung war bis 2000 im rahmen des Kinderabsetzbetrages verankert. erst ab 2000 ist der Kinderabsetzbetrag 
 unabhängig von der Kinderanzahl für jedes Kind gleich hoch.
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aus verteilungspolitischer sicht tragen hauptsächlich die einkommensunabhängigen 
geldleis tungen (Kindergeld, familienbeihilfe) zum horizontalen lastenausgleich bei. 
Dennoch ergibt sich auch hierdurch ein progressives element, da diese einkommen-
sunabhängigen transfers in einkommensschwachen haushalten zu einem größeren 
Prozentsatz zum verfügbaren haus haltseinkommen beitragen als in einkommens-
starken. Zum anderen zeigt sich auch ein element der vertikalen Umverteilung, da 
ein überwiegender teil der familienbezogenen leistungen in den Zeitraum rund um 
die geburt des Kindes fällt und Jungfamilien aufgrund der Bedeutung der seniorität in 
den österreichischen entlohnungssystemen in den niedrigen einkommensschichten 
stärker vertreten sind. 
DefiZit BZW. ÜBerschUss Des flaf
Die einnahmen des flaf sind im Wesentlichen von der wirtschaftlichen entwicklung 
(Konjunk tur und Beschäftigung) abhängig. Die ausgaben bestimmen sich hingegen 
hauptsächlich über demographische entwicklungen und durch politische entschei-
dungen. Die einnahmen und ausgaben des flaf stehen somit in keinem direkten 
Zusammenhang. allfällige Über schüsse (1997 bis 2002) werden an den reservefonds 
überwiesen, Defizite (1991 bis 1996 und ab 2003) des flaf werden über den reserve-
fonds bzw. das Budget abgedeckt.
ab der zweiten hälfte der neunziger Jahre verzeichnete der flaf infolge der sparpakete 
und den damit verbundenen familienpolitischen leistungskürzungen nach Jahren 
steigender Defi zite rasch wachsende Überschüsse.
mit dem Jahr 2000 reduzierten sich die Überschüsse durch den ausbau familienpo-
litischer leistungen allerdings wieder schnell und schlugen ab 2002 in ein erneut 
wachsendes Defizit um, wobei sich die größte ausgabendynamik durch das 2002 
eingeführte Kinderbetreuungsgeld ergab. im Jahr 2005 zeigte sich das bislang höchs-
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te Defizit von 674 mio. € bzw. 12,5% des flaf, um im darauf folgenden Jahr wieder 
leicht zu sinken (2006 466 mio. € bzw. 8,6%). Durch die maßnahmenausweitung im 
Jahr 2008 und im rahmen der vorgezogenen steuerreform ist mit einem fortbestand 
der Defizite zu rechnen.
6.3.2.2. steuern und steuerfreibeträge
Die indirekte förderung von familien über steuervergünstigungen im rahmen der 
lohn- und einkommensteuer stellt mit rund 20% der familienpolitischen ausgaben 
nach den direkten geldleistungen das zweite standbein der österreichischen famili-
enförderung dar. Die finan zierung erfolgt hierbei nicht über den flaf, sondern über 
allgemeine steuern bzw. über gerin gere steuereinnahmen.
Der steuerlichen entlastung innerhalb der lohn- bzw. einkommensbesteuerung stehen 
steuer technisch betrachtet prinzipiell zwei möglichkeiten offen, nämlich freibeträge 
und absetzbe träge. Den freibeträgen - diese reduzieren die steuerbemessungs-
grundlage - kommt im fall einer progressiv ausgestalteten einkommensteuer eine 
regressive Wirkung zu, da die steuerer sparnis mit steigendem einkommen zunimmt. 
im gegensatz dazu haben absetzbeträge - diese reduzieren die steuerschuld - eine 
progressive Wirkung, allerdings erst ab jenem ein kommensbereich, ab dem steuern 
abgeführt werden müssen. einkommensbezieherinnen unter der steuergrenze können 
von dieser maßnahme nicht profitieren. soll dieser effekt vermieden werden, kann der 
absetzbetrag als negativsteuer ausbezahlt werden.
Die indirekte familienförderung kennt seit mitte der neunziger Jahre vier unterschied-
liche absetzbeträge: den Kinderabsetzbetrag (KaB), den alleinerzieherinnen- bzw. 
alleinverdiener innenabsetzbetrag (aeaB bzw. avaB; auszahlung als negativsteuer 
ab 1999 in jeweils voller höhe) sowie den Unterhaltsabsetzbetrag. Der Kinder-ab-
setzbetrag, der volumenstärkste unter den absetzbeträgen, gleicht aufgrund seiner 
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ausgestaltung einem monetären transfer, da er gemeinsam mit der Kinderbeihilfe - bei 
zu geringem einkommen als negativsteuer - auto matisch ausbezahlt wird. auf den 
Kinderabsetzbetrag entfielen im Jahr 2006 rund 1,16 mrd. €. Über den avaB flossen 
geschätzte 345 mio. € in rund 600.000 haushalte und der aeaB unter stützte mit einem 
finanzvolumen von 115 mio. € geschätzte 200.000 haushalte. avaB und aeaB werden 
ebenfalls als negativsteuer ausbezahlt81, allerdings erst bei geltendmachung über die 
arbeitnehmerinnenveranlagung bzw. den einkommensteuerausgleich. 
soll die zunehmende finanzielle Belastung mit steigender Kinderanzahl steuerlich 
berücksich tigt werden, so ist dies durch die ausgestaltung von nach Kinderanzahl 
gestaffelter, absetz barer fixbeträge möglich. so war beispielsweise der Kinderabsetz-
betrag bis zum Jahr 2000 mit einer mehrkindstaffelung versehen, seitdem ist für jedes 
Kind ein einheitlicher Betrag von 50,9 € monatlich absetzbar.
im gegenzug wurde der mehrkindzuschlag für jedes dritte und jedes weitere Kind als 
absetzbetrag, der bis zu einer bestimmten einkommensgrenze geltend gemacht werden 
kann, eingeführt und die familienbeihilfe im rahmen des flaf mit einer mehrkindstaf-
felung (ab 2000) versehen. avaB und aeaB waren von mitte der neunziger Jahre bis 
mitte 2000 für jedes Kind einheitlich und wurden ab 2004 mit einer mehrkindstaffelung 
ausgestaltet (Übersicht 47). 
81 seit der familienreform 1998 wurden mit Wirksamkeitsbeginn 1.  Jänner 1999 avaB und aeaB in voller höhe als negativsteuer
 ausbezahlt, davor erfolgte die auszahlung als fixbetrag in der höhe von 145,3 €.
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matisch ausbezahlt wird. Auf den Kinderabsetzbetrag entfielen im Jahr 2006 rund 1,16 Mrd. €. 
Über den AVAB flossen geschätzte 345 Mio. € in rund 600.000 Haushalte und der AEAB unter-
stützte mit einem Finanzvolumen von 115 Mio. € geschätzte 200.000 Haushalte. AVAB und 
AEAB werden ebenfalls als Negativsteuer ausbezahlt
Soll die zunehmende finanzielle Belastung mit steigender Kinderanzahl steuerlich berücksich-
tigt werden, so ist dies durch die Ausgestaltung von nach Kinderanzahl gestaffelter, absetz-
barer Fixbeträge möglich. So war beispielsweise der Kinderabsetzbetrag bis zum Jahr 2000 mit 
einer Mehrkindstaffelung versehen, seitdem ist für jedes Kind ein einheitlicher Betrag von 
50,9 € monatlich absetzbar. Im Gegenzug wurde der Mehrkindzuschlag für jedes dritte und 
jedes weitere Kind als Absetzbetrag, der bis zu einer bestimmten Einkommensgrenze geltend 
gemacht werden kann, eingeführt und die Familienbeihilfe im Rahmen des FLAF mit einer 
Mehrkindstaffelung (ab 2000) versehen. AVAB und AEAB waren von Mitte der neunziger Jahre 
bis Mitte 2000 für jedes Kind einheitlich und wurden ab 2004 mit einer Mehrkindstaffelung 
ausgestaltet (
), allerdings erst bei Geltendmachung 
über die ArbeitnehmerInnenveranlagung bzw. den Einkommensteuerausgleich.  
Übersicht 47).  
Übersicht 47: Steuerabsetzbeträge der Familienförderung in Österreich, 1996, 2000 und 2005 
 
 1996 2000 2005 
 Kinderabsetzbetrag in € pro Monat 
    
1. Kind 25,4 50,9 50,9 
2. Kind 38,2 50,9 50,9 
Ab dem 3. Kind  50,9 50,9 50,9 
Wird als Negativsteuer in voller Höhe ausbezahlt 
  
 AlleinverdienerInnen- und AlleinerzieherInnenabsetzbetrag in € pro Jahr 
    
AVAB ohne Kind 363,4 363,4  
AEAB und AVAB mit    
einem Kind   494 
zwei Kindern   669 
drei Kindern   889 
Jedes weitere Kind zusätzlich   220 
Bei Auszahlung als Negativsteuer Höchstens 145,3 In jeweils voller Höhe 
    
 Unterhaltsabsetzbetrag in € pro Monat 
    
1. Kind 25,44 25,44 25,50 
2. Kind 38,15 38,15 38,20 
Ab dem 3. Kind 50,87 50,87 50,90 
Q: Kammer für Arbeiter und Angestellte (1996 bis 2008). 
                                                     
81)  Seit der Familienreform 1998 wurden mit Wirksamkeitsbeginn 1. Jänner 1999 AVAB und AEAB in voller Höhe als 
Negativsteuer ausbezahlt, davor erfolgte die Auszahlung als Fixbetrag in der Höhe von 145,3 €. 
erst mit der einführung des freibetrages für Kinderbetreuungskosten erhalten auch 
freibe träge als allgemeines förderinstrument wieder einzug in die österreichische 
familienförderung (guger et al., 2009, abschnitt 6.3.3.5).
6.3.2.3. sozialversicherung
Durch die beitragsfreie mitversicherung von Kindern in der Krankenversicherung und 
die über wiegend beitragsfreie mitversicherung von ehepartnerinnen stellt auch die 
sozialversicherung eine wichtige Komponente der österreichischen familienförderung 
dar. ein viertel der 8,2 mio. krankenversicherten Personen erhält ihren versicherungs-
anspruch über die mitversicherung (hauptverband der österreichischen sozialversi-
cherungsträger, 2008a), davon sind rund drei viertel (77%) Kinder und Jugendliche, 
die bei ihren eltern mitversichert sind, und knapp ein viertel entfällt auf mitversicherte 
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ehe- oder lebenspartnerinnen (94% frauen, 6% männer)82. Durch die möglichkeit der 
mitversicherung von angehörigen (auch Partnerinnen ohne Kinder) ist nicht nur ein hori-
zontaler lastenausgleich zwischen kinderlosen und versicherten mit Kindern gegeben, 
sie wird auch von allen versicherten - in abhängigkeit vom einkommen - mitgetragen. 
Zugleich wird durch die umfassende und teilweise kostenfreie mitversicherung von 
ehe- und lebenspartnerinnen auch das modell der versorgerehe indirekt gefördert. 
Die ausgaben der Krankenversicherung für die leistungen der versicherten beliefen sich 
2007 auf 12,4 mrd. € (hauptverband der österreichischen sozialversicherungsträger, 
2008B), davon entfielen rund 15% auf leistungen der mitversicherten angehörigen. 
für die frage der vertei lungswirkung im rahmen eines auf dem sozialversicherungs-
prinzip beruhenden sicherungs systems wären allerdings auch die Beitragsleistungen 
und nicht nur die erhaltenen leistungen von relevanz. für die mitversicherten ehe- 
und lebenspartnerinnen lässt sich aber aufgrund fehlender einkommensdaten kein 
hypothetischer Beitragssatz berechnen, sodass keine ein deutige aussage über die 
horizontale verteilungswirkung möglich ist (siehe abschnitt 5.1.1). für die Umvertei-
lungswirkung der mitversicherung von Kindern sind folgende einflussfaktoren maß-
gebend: erstens die Kinderanzahl je einkommensgruppe und zweitens die Dauer der 
mitversicherung. Der anteil der Kinder mit langer ausbildungsdauer (u. a. studium) ist 
in hohen einkommensschichten wesentlich größer als in niedrigen (siehe Kapitel 6.4).
Das Wochengeld, als einkommensersatzleistung für unselbständig beschäftigte frauen 
(und seit 1. Jänner 2008 für freie Dienstnehmerinnen), zählt zu den wichtigsten direkten 
familienleis tungen der sozialversicherung83. Die finanzierung dieser direkten geld-
82 Der 2001 eingeführte Zusatzbeitrag für die mitversicherung von ehepartnerinnen ohne Kinder oder Betreuungs pflichten
 beläuft sich auf 3,4% der Beitragsgrundlage des bzw. der versicherten und ist deutlich günstiger als die Kosten für eine 
 freiwillige selbstversicherung, wobei auch in diesem fall der Beitragssatz vergleichsweise gering ausfallen kann, wenn 
 um herabsetzung der Bemessungsgrundlage angesucht wird. Die anspruchsvoraussetzung für eine kostenfreie mitver 
 sicherung ist sehr weit gefasst, sodass lediglich eine geringe Personenanzahl (rund 18.000) auf die Zahlung des Zu 
 satzbetrages angewiesen ist. Die einnahmen des hauptverbandes der sozialversicherung hiervon belaufen sich auf 
 geschätzte 13,5 mio. €.
83 für gewerbetreibende und Bäuerinnen entspricht dies der Betriebshilfe (Kammer für arbeiter und angestellte, 2007).
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leistungen, deren aufwendungen sich 2006 auf rund 358 mio. € für gut 58.000 leis-
tungsbezieherinnen beliefen, erfolgte zu 30% über die Krankenversicherung und zu 
70% über den flaf. Die leistungshöhe ist vom vorhergehenden einkommen abhängig 
und kennt im gegensatz zu den übrigen geld leistungen der sozialversicherung keine 
maximale leistungshöhe.
Die anrechnung von Kinderbetreuungszeiten auf die Pension (vier Jahre pro Kind) 
sowie die Berücksichtigung von Kinderbetreuungskosten im rahmen des arbeitslo-
sengeldes sind wei tere elemente der familienförderung innerhalb der gesetzlichen 
sozialversicherung. Weiters ist der anspruch von angehörigen auf hinterbliebenenrente 
mit jährlichen aufwendungen in der höhe von rund 3,6 mrd. € zu nennen (festl - lutz 
- schratzenstaller, 2009).
6.3.2.4. Kindergärten
Kindergärten sind die wichtigste sachleistung der österreichischen familienförderung 
und stellten mit rund 63% den großteil der öffentlichen und privaten institutionellen 
Kinderbe treuungseinrichtungen im Jahr 2005. im gegensatz zu den familienpolitischen 
geldleistungen die vom Bund getragen werden, entfällt die finanzierung der Kindergärten 
zur gänze auf die länder und gemeinden. Die Kosten der institutionellen öffentlichen 
Kinderbetreuung belau fen sich auf ein Zehntel der familienbezogenen leistungen 
der öffentlichen hand bzw. auf gut die hälfte der familienbezogenen realtransfers 
(sachleistungen; Übersicht 44).
auf die gemeinden (ohne Wien) konzentrieren sich 55% der ausgaben, gefolgt von 
Wien mit 26%, das aufgrund der Doppelrolle als Bundesland und gemeinde eine 
sonderrolle einnimmt, und den übrigen Bundesländern mit knapp 19%. Die zumeist 
einkommensabhängigen Beitrags zahlungen der eltern für die staatlichen Betreuungs-
einrichtungen beliefen sich im Jahr 2006 auf rund 113,4 mio. € bzw. auf rund 10% der 
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staatlichen ausgaben. somit leisten auch die privaten haushalte einen bedeutenden 
finanzierungsanteil, wobei dieser anteil stark zwischen den Bundesländern schwankt 
(Bayerl, 2008).
innerhalb von Österreich gibt es kein quantitativ einheitliches leistungsangebot 
an öffentli chen Kinderbetreuungsplätzen. Zwischen den Bundesländern bestehen 
deutliche Unterschie de hinsichtlich der Öffnungszeiten (ganztages- oder halbtages-
kindergärten, Öffnung und essen über mittag, Wochen- und Jahresöffnungszeit) sowie 
den Betreuungsquoten in abhän gigkeit vom alter des Kindes (statistik austria, 2008D). 
im internationalen vergleich ist vor allem die vergleichsweise schlechte Betreuungs-
lage der Unter-3-Jährigen auffällig, mit steigendem alter der Kinder verbessert sich 
hingegen die Betreuungssituation. Die Betreuungsquote der Unter-4-Jährigen liegt in 
Österreich mit rund 46% deutlich unter dem Durchschnitt der eU 27 (rund 68%). für die 
altersgruppe der 4-Jährigen verringert sich die Betreuungslücke, hier liegt Österreich 
(mit 82%) nur knapp unter dem Durchschnitt der eU 27 und bei den 5-Jährigen liegt 
Österreich mit 93% bereits knapp darüber (statistik austria, 2008D). hinsichtlich der 
anzahl der zur verfügung stehenden Kindergartenplätze und der erwerbsfreundlichkeit 
ihrer Öffnungs zeiten besteht nach wie vor ein hoher nachholbedarf. lediglich ein 
Drittel der Betreuungs plätze weist, laut dem vereinbarkeitsindikator für familie und 
Beruf (vif), erwerbsfreundliche Öffnungszeiten für 3-bis 5-Jährige auf.
6.3.2.5. leistungen der länder und gemeinden
Während die direkten (universellen) und die indirekten geldleistungen der famili-
enförderung nahezu vollständig in den aufgabenbereich des Bundes fallen, kommt 
den ländern und gemeinden im Bereich der familienbezogenen sachleistungen 
und den bedarfsgeprüften leistungen eine bedeutende rolle zu. insgesamt wurden 
die familienpolitischen leistungen des Bundes im Jahr 2006 um rund 500  mio. € 
von den ländern (85%) und gemeinden (15%) ergänzt und beliefen sich auf 6% der 
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öffentlichen ausgaben für familienförderung bzw. auf 17%, wenn auch die Kinder-
gartenfinanzierung hinzugerechnet wurde. Unter den sachleistun gen finanzieren die 
länder und gemeinden mit knapp 70% einschließlich Kindergärten bzw. 14% ohne 
Kindergärten einen wesentlichen finanzierungsanteil. mit ausgaben in der höhe von 
rund 280 mio. € für einkommensabhängige leistungen stellen sie den großteil (78%) 
der bedarfsgeprüften familienleistungen (Übersicht 44).
obwohl bedarfsgeprüfte familienleistungen in relation zum gesamtvolumen nur 
einen gerin gen anteil haben, bilden sie jenen leistungsbereich über den ländern und 
gemeinden der größte einfluss- und gestaltungsspielraum zukommt. Wobei zwischen 
den Bundesländern erhebliche Unterschiede hinsichtlich art, Umfang und ausgestaltung 
der leistungen bestehen. in den meisten Bundesländern gibt es spezielle leistungen 
zur Unterstützung einkommens schwacher familien (familienzuschuss, familienbonus, 
familienhilfe) sowie für schülerinnen und lehrlinge (schulsportwochenförderung, 
schulstartbonus, schulstarthilfe, stipendien für schülerinnen und studentinnen, lehr-
lingsbeihilfe). ein weiterer schwerpunkt findet sich bei den einkommensabhängigen 
Unterstützungen für die Kinderbetreuung (Kinderbetreuungs bonus, Kinderbetreuungs-
zuschuss oder -beihilfe, landes-Kinderbetreuungsbeihilfe, Beitrags ermäßigungen). 
Bedarfsgeprüfte leistungen sind zum einen oft eine unverzichtbare transfer leistung 
für einkommensschwache haushalte zur sicherung ihres einkommens bzw. zur versor-
gungslage der Kinder, zum anderen können bedarfsgeprüfte leistungen zu Problemlagen 
hinsichtlich sozialer stigmatisierung, armutsfallen und schwellenphänomenen führen, 
wenn nicht eine sorgfältige ausgestaltung und abstimmung der unterschiedlichen 
leistungen aufeinander erfolgt (Prettenthaler - stern, 2008).
UmverteilUng DUrch staatsaUsgaBen
196
6.3.3. Umverteilungswirkungen der familienpolitik
Der horizontale lastenausgleich zwischen jenen, die Kinder zu versorgen haben, 
und jenen, die aktuell keine Kinderbetreuungspflichten haben, ist das primäre Ziel 
der österreichischen familienpolitik. Wie im vorhergehenden abschnitt dargestellt 
wurde, steht ein umfangreicher und differenzierter leistungskatalog zur verfügung, 
der, auch im internationalen vergleich, durch einen hohen anteil an geldleistungen 
charakterisiert ist. Durch die einführung des Kinderbetreuungsgeldes 2002 und das 
familienpaket 2009 gewinnen die geldleistungen weiter an Bedeutung. obwohl die 
vertikale verteilung zugunsten einkommensschwächerer schichten nicht das vorder-
gründige anliegen der familienpolitik ist, lassen sich deutliche Umverteilungseffekte 
feststellen.
Das leistungsangebot familienpolitischer maßnahmen hat über struktur, Umfang und 
ausge staltung einfluss auf haushaltsentscheidungen wie: Wer von den Partnerinnen 
geht in Karenz und für wie lange? lohnt sich die aufnahme einer vollzeiterwerbsarbeit, 
teilzeitarbeit oder nicht? somit beeinflussen staatliche ausgaben nicht nur monetäre 
verteilungseffekte, son dern auch die verteilung von bezahlter und unbezahlter arbeit 
sowie von freizeit zwischen den geschlechtern und einkommensschichten.
Besonders in haushalten mit Kleinkindern sind diese verteilungseffekte relevant, 
da bedingt durch die Kinderbetreuungszeiten ein ungleich höheres arbeitsausmaß, 
wenn bezahlte und unbezahlte arbeit zusammen betrachtet werden, anfällt als in 
haushalten ohne Kinder. Die durchschnittliche wöchentliche arbeitszeit von männern 
liegt - bezahlte und unbezahlte arbeiten gemeinsam betrachtet - bei durchschnittlich 
35,1 stunden (über alle altersgrup pen), jene von frauen hingegen bei 45,3 stunden. Die 
höchste gesamtarbeitsbelastung liegt bei frauen mit einer 70-stunden-Woche in der 
altersgruppe der 30- bis 34-Jährigen. männer im selben alter arbeiten durchschnittlich 
knapp 48 stunden wöchentlich. Jenseits der geleiste ten arbeitsvolumina unterscheidet 
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sich auch die Zusammensetzung der arbeit zwischen den geschlechtern sehr deutlich. 
frauen verbringen im Durchschnitt ein knappes Drittel ihrer arbeitszeit mit hausarbeit, 
ein Drittel mit Kinderbetreuung und ein gutes Drittel (37%) mit erwerbsarbeit. für 
männer verteilt sich die arbeit wie folgt: 9% im haushalt, 12% für Kinderbe treuung 
und knapp 80% erwerbsarbeit. in summe verbleibt männern dieser altersgruppe gut 
20 stunden mehr freizeit. Die geleistete gesamtarbeitszeit der frauen übersteigt jene 
der männer in allen altersgruppen, und im Durchschnitt haben männer wöchentlich 
10 stunden mehr freizeit (statistik austria, 2003). Den ergebnissen des mikrozensus 
2006 zufolge arbeiten in nur einem fünftel der familien, wo ein Paar mit minderjährigen 
Kindern lebt, beide elternteile vollzeit. in einem viertel dieser haushalte ist nur der 
mann erwerbstätig, am häufigsten ist das modell des vollzeit erwerbstätigen mannes 
mit einer halbzeit arbeitenden frau mit 38% vertre ten. in haushalten mit Kleinst- und 
Kleinkindern ist der anteil der nicht-erwerbstätigen bzw. karenzierten frauen besonders 
hoch. Das modell des männlichen hauptverdieners ist dem zufolge das häufigste in 
Österreich. Wie lutz in guger et al. (2003) zeigt, sind genau in den ersten lebensjah-
ren eines Kindes die einkommenseinbußen einer frau am höchsten, die verglichen 
mit einer kinderlosen frau kumuliert über den ganzen lebensverlauf über 100.000 € 
ausmachen (guger et al., 2003, s. 97).
Die unterschiedliche verteilung von bezahlter und unbezahlter arbeit zwischen 
den geschlechtern schlägt sich nicht nur in einer ungleichen finanziellen ressour-
cenverteilung der markteinkommen, sondern auch in den daraus abgeleiteten ein-
kommensersatzleistungen (u. a. arbeitslosengeld, notstandshilfe, Pension) nieder 
und wirkt auf macht- und abhängig keitsverhältnisse innerhalb der familie. Je nach 
leistungsangebot und ausgestaltung staatli cher transfer- und steuersysteme können 
tradierte familienmuster und geschlechtsspezifische arbeitsteilungen verfestigt oder 
aufgebrochen werden. Die Beurteilung, ob verteilungswir kungen der familienpolitik 
wünschenswert sind oder nicht, hängt zum einen - wie auch in andere Politikbereichen 
- von der familien- und emanzipationspolitischen einstellung ab, greift aber auf jeden 
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fall zu kurz, wenn nur die monetären effekte betrachtet werden. Die hier vorliegende 
verteilungsanalyse kann demnach nur ein, wenn auch ein wichtiger Beitrag zur ge-
samtbeurteilung familienpolitischer maßnahmen sein.
im folgenden abschnitt wird die Umverteilungswirkung von familienpolitischen maß-
nahmen nach dem sozialen status und nach einkommensschichten untersucht. Bei 
der analyse nach einkommensschichten wird zum einem unterschieden wie sich das 
leistungsvolumen auf die verschiedenen einkommensbereiche verteilt und zum anderen 
welche ökonomische Bedeu tung den leistungen auf haushaltsebene zukommt. im 
ersten fall steht die fragestellung, wie die familienförderung zwischen den einkom-
mensbereichen umverteilt im Zentrum, und im zweiten fall wird der Progressionsgrad 
der familienpolitischen maßnahmen untersucht.
6.3.3.1. Umverteilungswirkung nach sozialem status
Die verteilung der familienpolitischen leistungen nach sozialem status bestimmt 
sich über wiegend über folgende faktoren: die Kinderanzahl je sozialer schicht, deren 
altersstruktur und die schichtspezifische ausbildungsdauer der Kinder.
Die haushalte der selbständigen bilden, ähnlich wie vor zehn Jahren (guger - mum, 
1999), die kinderreichste schicht, wobei unter den haushalten der Bäuerinnen und 
Bauern sowohl der höchste anteil an haushalten mit Kindern (58%) als auch die höchste 
Kinderanzahl pro haushalt (2,2 Kinder) zu finden sind (Übersicht 48). Die haushalte 
der freiberuflichen und der gewerbetreibenden weisen mit 2 bzw. 1,9 Kindern pro 
haushalt mit Kindern ebenfalls über dem österreichischen Durchschnitt (1,7 Kinder) 
liegende Werte auf, allerdings ist die Wahr scheinlichkeit auf haushalte mit Kindern zu 
treffen - 36% bei den freiberuflichen und 43% bei den gewerbetreibenden - deutlich 
niedriger als bei den Bäuerinnen und Bauern. in absolu ten Zahlen betrachtet, leben 
die meisten Kinder in angestelltenhaushalten, da sie die größte soziale gruppe bilden. 
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Durchschnittlich leben hier, wie auch in den haushalten der arbeiterin nen 1,7 Kinder 
in den haushalten mit Kindern. Unter den unselbständig Beschäftigten finden sich 
unter den Beamtinnenhaushalten die meisten haushalte mit Kindern - in fast jedem 
zweiten haushalt lebt zumindest ein Kind -, die Kinder anzahl dieser haushalte liegt 
jedoch leicht unter dem gesamtdurchschnitt.
es zeigt sich sehr deutlich, dass sich die familienpolitischen leistungen in etwa wie 
die anzahl der Kinder über die sozialen schichten verteilen. in den haushalten der 
angestellten leben die meisten Kinder (40,9%) und dementsprechend fließt ihnen der 
größte leistungsanteil (41,2%) zu. auch in den übrigen sozialen schichten besteht 
ebenfalls in etwa dasselbe verhältnis zwischen Kinderanzahl und leistungsanteil.
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zu. Auch in den übrigen sozialen Schichten besteht ebenfalls in etwa dasselbe Verhältnis 
zwischen Kinderanzahl und Leistungsanteil. 




Haushalte Haushalte mit Kindern 
Insgesamt Insgesamt Kinder Familienleistungen 
insgesamt 
 
Anzahl Anzahl Anteile an 
allen Haus-











      Unselbständig Beschäftigte 1.922.861 859.388 44,7 1,7 79,1 79,1 318 
Angestellte, Vertragsbe-
dienstete 1.049.727 444.401 42,3 1,7 40,9 41,2 319 
ArbeiterInnen 673.673 316.316 47,0 1,7 29,5 30,1 324 
BeamtInnen 199.461 98.671 49,5 1,6 8,7 7,9 287 
Selbständige und mithel-
fende Personen 204.289 93.962 46,0 2,0 10,2 9,4 291 
Land- und Forstwirtschaft 59.259 34.268 57,8 2,2 4,0 3,6 288 
Gewerbe 109.708 46.845 42,7 1,9 4,8 4,4 289 
Freiberufliche Tätigkeit 35.322 12.849 36,4 2,0 1,4 1,3 309 
PensionistInnen 1.191.378 51.474 4,3 1,4 3,9 3,5 286 
Arbeitslose 109.192 41.614 38,1 1,6 3,5 3,4 311 
Personen in Elternkarenz 17.319 17.319 100,0 1,8 1,7 3,3 622 
SchülerInnen und Studie-
rende, nicht berufstätige 
Hausfrauen, -männer, sons-
tige erhaltene Personen 55.448 16.965 30,6 1,8 1,6 1,2 242 
  
       Insgesamt 3.500.485 1.080.723 30,9 1,7 100,0 100,0 317
Q: EU-SILC 2006, WIFO-Berechnungen. 
Neben Kinderanzahl je sozialer Schicht und schichtspezifischer Ausbildungsdauer zählen die 
Altersstruktur, die durchschnittliche Kinderanzahl pro Haushalt und die Familienstruktur bzw. 
die daraus abgeleiteten Leistungsansprüche − Wochengeld, Kinderbetreuungsgeld, Alters- 
und Mehrkindstaffelung der Familienbeihilfe, Mehrkindzuschlag, AlleinverdienerInnenabsetz-
betrag, AlleinerzieherInnenabsetzbetrag und Unterhaltsabsetzbetrag − zu den wichtigsten 
Einflussfaktoren für die schichtspezifische Verteilungswirkung und können zur Erklärung der 
Differenzen zwischen Leistungs- und Kinderanteil herangezogen werden. Besonders Personen 
in Elternkarenz weisen ein günstiges Verhältnis von Kinder- zu Leistungsanteil (1 : 1,96) auf, da 
viele Leistungen rund um die Geburt eines Kindes konzentriert sind. 
Ein Vergleich mit 2000 zeigt, dass mit der Umstellung vom Karenz- zum Kinderbetreuungsgeld 
der relative Leistungsumfang für Haushalte mit Personen in Elternkarenz, die bäuerlichen 
Haushalte, die Haushalte der SchülerInnen und auch der ArbeiterInnen zugenommen hat.  
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neben Kinderanzahl je sozialer schicht und schichtspezifischer ausbildungsdauer 
zählen die altersstruktur, die durchschnittliche Kinderanzahl pro haushalt und die 
familienstruktur bzw. die daraus abgeleiteten leistungsansprüche - Wochengeld, 
Kinderbetreuungsgeld, alters- und mehrkindstaffelung der familienbeihilfe, mehr-
kindzuschlag, alleinverdienerinnenabsetz betrag, alleinerzieherinnenabsetzbetrag und 
Unterhaltsabsetzbetrag - zu den wichtigsten einflussfaktoren für die schichtspezifische 
verteilungswirkung und können zur erklärung der Differenzen zwischen leistungs- und 
Kinderanteil herangezogen werden. Besonders Personen in elternkarenz weisen ein 
günstiges verhältnis von Kinder- zu leistungsanteil (1 : 1,96) auf, da viele leistungen 
rund um die geburt eines Kindes konzentriert sind.
ein vergleich mit 2000 zeigt, dass mit der Umstellung vom Karenz- zum Kinderbetreu-
ungsgeld der relative leistungsumfang für haushalte mit Personen in elternkarenz, die 
bäuerlichen haushalte, die haushalte der schülerinnen und auch der arbeiterinnen 
zugenommen hat.
Werden die Beitragsleistungen zum flaf und bezogene familienpolitische leist-
ungen gegen übergestellt, so verdeutlicht sich die horizontale Umverteilungswirkung. 
Die haushalte mit Kin dern sind zu 90% nettoleistungsempfänger, d. h., sie erhalten 
mehr familienpolitische leistun gen als sie in den flaf einzahlen. Über die finanzie-
rungsstruktur (siehe abschnitt 6.3.2) des flaf ergibt sich aber auch eine Umverteilung 
zwischen den sozialen gruppen, von der die haushalte der Beamtinnen84 und selb-
ständigen - überwiegend haushalte der Bäuerinnen und Bauern - profitieren. Durch 
einführung des Kinderbetreuungsgeldes wurde dieser effekt weiter verstärkt.
84 Die sonderregelung der „selbstträgerschaft“ für Bund, länder und gemeinden wurde 2008 aufgehoben, insofern ist davon aus
 zugehen, dass die verteilungswirkung zugunsten der Beamtinnen mittlerweile zurückgegangen ist. 
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6.3.3.2. Umverteilungswirkung nach einkommensschichten
im folgenden abschnitt werden die einkommen der nicht-selbständigenhaushalte 
(unselb ständig Beschäftigte, Pensionistinnen, schülerinnen, studierende, arbeits-
lose und Personen in elternkarenz u. a.) herangezogen, die selbständigen sind aus 
datentechnischen gründen nicht erfasst. in einem ersten schritt wird die Umvertei-
lungswirkung zwischen den einkommens schichten untersucht und analysiert, wie 
sich die familienpolitischen leistungen über die einkommensbereiche verteilen. 
Daran anschließend steht im abschnitt „relative Bedeutung der familienpolitischen 
maßnahmen“ die frage nach der ökonomischen Bedeutung der leistungen auf haus-
haltsebene und deren Progressionswirkung im Zentrum.
familienPolitische leistUngen insgesamt
Das durchschnittliche Bruttomarkteinkommen der nicht-selbständigenhaushalte 
liegt mit 3.273 € pro monat um 650 € unter jenem der familienhaushalte (3.922 €). 
Werden jedoch die Äquivalenzeinkommen betrachtet und die anzahl der im haushalt 
lebenden Personen berücksichtigt, so kehrt sich die einkommensposition um: die 
einkommen der nicht-selbständi genhaushalte (2.129 €) übersteigen jene der haus-
halte mit Kindern (1.853 €).
in summe belaufen sich die familienpolitischen leistungen nach auswertung der 
Daten von eU-silc 2006 für die nicht-selbständigenhaushalte auf 6,1 mrd. € (alle 
haushalte 7,2 mrd. €). in relation zum Bruttoäquivalenzmarkteinkommen der nicht-
selbständigenhaushalte stellen die familienleistungen insgesamt 4% bzw. 14% der 
haushalte mit Kindern dar. Die verteilung der familienpolitischen leistungen folgt der 
verteilung der Kinder über die einkommensgruppen. auch hier macht sich die Bedeutung 
der gewählten einkommenskategorie - haushalts- oder Äquivalenz- bzw. gewichtetes 
Pro-Kopf-einkommen - deutlich bemerkbar. nach dem Brutto markteinkommen, also 
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haushaltseinkommen, betrachtet, zeigt sich eine Umverteilungs wirkung zugunsten 
der oberen einkommenshälfte, da die mehrheit der Kinder von haushalten der oberen 
einkommenshälfte versorgt wird. Diese verteilungsrichtung kehrt sich bei Betrach-
tung auf Basis von Äquivalenzeinkommen um; 63% der Kinder leben in der unteren 
einkom menshälfte, ihnen fließen rund 65% der leistungen zu. obwohl die familien-
politischen leistun gen pro Kopf in etwa für alle Kinder gleich hoch sind, ergibt sich 
durch die Äquivalenzeinkom mensposition der haushalte mit Kindern eine Umvertei-
lungswirkung zugunsten der unteren einkommensschichten. Den 13,4% der Kinder 
im 1. Dezil kommen 14,5% der familienleistungen zugute, den 4,3% der Kinder im 
reichsten Dezil fließen 4,4% der leistungen zu und auch in den dazwischenliegenden 
Dezilen bzw. Quartilen entspricht der Kinderanteil in etwa dem leistungsanteil, wobei 
in der unteren einkommenshälfte der leistungsanteil minimal über und in der oberen 
einkommenshälfte minimal unter dem Kinderanteil liegt (abbildung 13).
abbildung 13: verteilung der äquivalenten familienleistungen insgesamt und der Kin-























neben dem Ziel des horizontalen lastenausgleichs wird zugleich ein vertikaler 
Umverteilungs effekt erreicht: in Jungfamilien ist der anteil der Doppelverdienerinnen 
vergleichsweise gering und weiters sind ihre durchschnittlichen einkommen aufgrund 
des senioritätselements in der österreichischen einkommensstruktur verhältnismäßig 
niedrig. Die familienpolitischen leistun gen rund um die geburt eines Kindes (Kinder-
betreuungsgeld, Wochengeld, Kindergärten) sind in summe jedoch höher als in späteren 
lebensabschnitten des Kindes, sodass ein höherer leistungsanteil in eine vergleichs-
weise schwache einkommensperiode der haushalte fällt. Die Umverteilungswirkung 
ergibt sich folglich nicht aufgrund einer spezifischen ausgestaltung der maßnahmen, 
sondern aufgrund der einkommensposition der haushalte.
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Übersicht 49: Verteilung der äquivalenten Familienleistungen insgesamt nach Bruttoäquiva-
lenzmarkteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2000 und 2005 
 
 2005 
 Bruttoäquivalenzmarkteinkommen Kinder Äquivalente 
Familienleistungen 
insgesamt 




In € In € Anteile in % Anteile in % Anteile in % 
     1. Terzil 1.416 895 14,0 43,4 46,7 
2. Terzil 2.338 1.856 29,1 35,7 34,4 
3. Terzil Mehr als 2.338 3.635 56,9 20,9 18,8 
  
     Insgesamt 
 
2.129 100,0 100,0 100,0 
  




     1. Terzil 1.238 827 14,4 42,1 44,8 
2. Terzil 2.103 1.665 28,9 36,3 34,5 
3. Terzil Mehr als 2.103 3.259 56,8 21,6 20,7 
      Insgesamt 
 
1.918 100,0 100,0 100,0 
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen.  
Im Jahr 2005 ist der Kinderanteil in der oberen Einkommenshälfte im Vergleich zu 2000 kon-
stant geblieben, der Anteil der Leistungen ist um 1 Prozentpunkt gesunken. Folglich ist der 
Leistungsanteil in der unteren Einkommenshälfte etwas höher (Übersicht 49). Das Verhältnis 
zwischen Leistungs- und Kinderanteil hat sich leicht zugunsten der unteren Einkommensschicht 
verschoben, der Gini-Koeffizient (−0,193, 2000 −0,189; Übersicht 50) der Familienleistungen 
insgesamt ist somit etwas kleiner geworden. 
Einzelne familienpolitische Leistungen 
In diesem Abschnitt wird die Umverteilungswirkung einzelner familienpolitischer Leistungen 
bzw. von Leistungsgruppen − direkte Geldleistungen, Sachleistungen und indirekte Geldleis-
tungen − untersucht.  
Die familienpolitischen Leistungen insgesamt weisen − verteilt nach dem Bruttoäquivalenz-
markteinkommen − mit Ausnahme des Unterhaltsabsetzbetrages eine Umverteilungswirkung 
zugunsten der unteren Einkommenshälfte auf. Die stärkste Umverteilungswirkung geht im Jahr 
2005 mit einem Gini-Koeffizienten von 
im Jahr 2005 ist der Ki deranteil in der oberen inkomm nshälfte im vergleich zu 2000 
kon stant geblieben, der anteil der leistungen ist um 1 Prozentpunkt gesunken. folglich 
ist der leistungsanteil in der unteren einkommenshälfte etwas höher (Übersicht 49). 
Das verhältnis zwischen leistungs- und Kinderanteil hat sich leicht zugunsten der 
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unteren einkommensschicht verschoben, der gini-Koeffizient (-0,193, 2000 -0,189; 
Übersicht 50) der familienleistungen insgesamt ist somit etwas kleiner geworden.
einZelne familienPolitische leistUngen
in diesem abschnitt wird die Umverteilungswirkung einzelner familienpolitischer 
leistungen bzw. von leistungsgruppen - direkte geldleistungen, sachleistungen und 
indirekte geldleis tungen - untersucht.
Die familienpolitischen leistungen insgesamt weisen - verteilt nach dem Bruttoäquivalenz-
markteinkommen - mit ausnahme des Unterhaltsabsetzbetrages eine Umverteilungswir-
kung zugunsten der unteren einkommenshälfte auf. Die stärkste Umverteilungswirkung 
geht im Jahr 2005 mit einem gini-Koeffizienten von -0,450 vom mehrkindzuschlag, 
gefolgt vom Kinderbe treuungsgeld (-0,391) aus. Der mutter-Kind-Pass, der allein-
verdienerinnenabsetzbetrag und der alleinerzieherinnenabsetzbetrag weisen eben-
falls eine stärkere Umverteilungswirkung als die gesamtheit der hier untersuchten 
leistungen (-0,193) auf. Die Umverteilungswirkung der öffentlichen ausgaben für 
Kindergärten, der familienbeihilfe, des Kinderabsetzbetrages, der öffentlichen aus-
gaben für schülerinnen- und lehrlingsfreifahrt sowie für schulbücher verläuft leicht 
unterdurchschnittlich und der Unterhaltsabsetzbetrag weist als einzige leistung eine 
verteilungswirkung zugunsten der oberen einkommenshälfte auf.
gelDleistUngen
Unter den familienpolitischen geldleistungen weist der mehrkindzuschlag die größte 
verän derung85 im vergleichszeitraum auf (gini-Koeffizient 2000 -0,325, 2005 -0,450; 
Übersicht 50). Das Karenz- bzw. Kinderbetreuungsgeld zeigt sowohl im Jahr 2000 als 
85 Die stärkere Konzentration von Bezieherinnen des mehrkindzuschlags auf die unteren Dezile kann ein hinweis für eine stärkere 
 armutsgefährdung von mehrkindfamilien (mit drei oder mehr Kindern) sein.
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auch 2005 eine der stärksten Umverteilungswirkungen und eine leichte Zunahme der 
Umverteilung seit 2000 (gini-Koeffizient 2000 -0,354, 2005 -0,391). Das Wochengeld 
dient zur unmittelbaren absicherung rund um die geburt, ist eine vom vorherigen 
erwerbseinkommen abhängige versicherungs leistung und weist unter den mit der 
geburt zusammenhängenden leistungen insofern einen atypischen verlauf auf, als 
durch die einkommensabhängigkeit des Wochengeldes ein größerer anteil in die 
mittleren einkommensschichten fließt86. 
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leicht unterdurchschnittlich und der Unterhaltsabsetzbetrag weist als einzige Leistung eine 
Verteilungswirkung zugunsten der oberen Einkommenshälfte auf. 
Geldleistunge  
Unter d n famili npolitischen Geldl istungen weist der Mehrkindzuschlag die größte V rän-
derung85 Übersicht 50) im Vergleichszeitraum auf (Gini-Koeffizient 2000 −0,325, 2005 −0,450; ). 
Das Karenz- bzw. Kinderbetreuungsgeld zeigt sowohl im Jahr 2000 als auch 2005 eine der 
stärksten Umverteilungswirkungen und eine leichte Zunahme der Umverteilung seit 2000 (Gini-
Koeffizient 2000 −0,354, 2005 −0,391). Das Wochengeld dient zur unmittelbaren Absicherung 
rund um die Geburt, ist eine vom vorherigen Erwerbseinkommen abhängige Versicherungs-
leistung und weist unter den mit der Geburt zusammenhängenden Leistungen insofern einen 
atypischen Verlauf auf, als durch die Einkommensabhängigkeit des Wochengeldes ein 
größerer Anteil in die mittleren Einkommensschichten fließt86
Übersicht 50: Verteilung der äquivalenten direkten Geldleistungen nach Bruttoäquivalenz-


















Anteile in % 
      1. Terzil 46,7 43,9 43,7 63,3 39,6 69,3 
2. Terzil 34,4 34,8 35,3 29,6 45,4 23,0 
3. Terzil 18,8 21,3 21,0 7,2 15,0 7,7 
  
      Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
  
      Gini-Koeffizient −0,193 −0,162 −0,161 −0,391 −0,140 −0,450 
  




      1. Terzil 44,8 41,7 42,5 61,3 50,3 57,4 
2. Terzil 34,5 36,1 35,8 24,2 39,9 28,2 
3. Terzil 20,7 22,2 21,7 14,6 9,8 14,3 
       Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
  
      Gini-Koeffizient −0,189 −0,152 −0,161 −0,354 −0,400 −0,325 
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapi-
tel 9. − ¹) Für 2005 einschließlich Zuschuss; für 2000 Karenzgeld. 
                                                     
85)  Die stärkere Konzentration von BezieherInnen des Mehrkindzuschlags auf die unteren Dezile kann ein Hinweis für 
eine stärkere Armutsgefährdung von Mehrkindfamilien (mit drei oder mehr Kindern) sein. 
86)  Mit zunehmendem Alter der Mütter − insbesondere bei der Erstgeburt − dürfte sich diese Entwicklung fortsetzen, 
dagegen ist nach Ende des Wochengeldbezugs in den ersten Lebensjahren des Kindes die Einkommenssituation der 
Familie vielfach durch Entfall oder Reduktion des Erwerbseinkommens aufgrund von Teilzeitbeschäftigung gedämpft.  
86 mit zunehmendem alter der mütter - insbesondere bei der erstgeburt - dürfte sich diese entwicklung fortsetzen, dagegen
 ist nach ende des Wochengeldbezugs in den ersten lebensjahren des Kindes die einkommenssituation der familie vielfach durch 
 entfall oder reduktion des erwerbseinkommens aufgrund von teilzeitbeschäftigung gedämpft. 
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Die Umverteilungswirkung von familienbeihilfe und Kinderabsetzbetrag liegt, ebenfalls 
in beiden untersuchten Jahren, leicht unter dem Durchschnitt aller leistungen und 
verteilt sich in etwa wie die Kinder über die einkommensschichten. Besonders auffällig 
ist der, trotz unter schiedlicher ausgestaltung, quasi idente verteilungsverlauf dieser 
beiden leistungen. seit dem Jahr 2000 ist der Kinderabsetzbetrag für jedes Kind gleich 
hoch, die familienbeihilfe unterscheidet hingegen nach alter und anzahl der Kinder. 
Die altersstaffelung der familien beihilfe kommt, aufgrund der Parallelität zwischen 
alters- und verdienststruktur, vermehrt besser verdienenden haushalten zugute. 
Die mehrkindstaffelung stützt hingegen - wenn nicht das Äquivalenzeinkommen, 
sondern das ungewichtete haushaltseinkommen zugrunde gelegt wird - vermehrt 
einkommensschwächere haushalte. Diese gegenläufige verteilungs wirkung von mehr-
kind- und altersstaffelung heben sich in summe auf, sodass die familienbei hilfe den 
Kindern jeder einkommensschicht annähernd im gleichen ausmaß zugute kommt.
sachleistUngen
Die familienbezogenen sachleistungen - mutter-Kind-Pass, öffentliche ausgaben für 
Kinder gärten, schülerinnen- und lehrlingsfreifahrt sowie schulbücher - kommen der 
unteren einkommenshälfte in einem leicht stärkeren ausmaß zugute als der oberen, 
wobei die Umver teilungswirkung, abgesehen vom mutter-Kind-Pass, leicht unter dem 
Durchschnitt aller leis tungen liegt. Die öffentlichen ausgaben für schulbücher und 
die freifahrt verteilen sich, wenn auch leicht divergierend, wie die Kinder über die 
einkommensschichten und die Kindergärten weisen eine vergleichsweise stärkere 
Umverteilungswirkung nach unten auf.
Die im vergleich zu den öffentlichen ausgaben der schulbücher etwas stärkere 
verteilungs wirkung der freifahrt kann auf die unterschiedlichen Kostenverläufe der 
beiden leistungen zurückgeführt werden. Die Kosten für die freifahrt sind vom alter 
des Kindes unabhängig, jene für die schulbücher steigen mit zunehmendem alter bzw. 
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höherer schulstufe87. Die einkom mensposition von haushalten mit älteren Kindern 
(oberstufenkinder) stellt sich meist besser als jene von jüngeren Kindern (volksschul-
kinder) dar, und zugleich befindet sich an weiterführen den schulen ein vergleichsweise 
höherer anteil der schülerinnen aus Beamtinnen- oder angestelltenhaushalten, die 
im Durchschnitt höhere einkommen als arbeiterinnenhaushalte erzielen. Durch die 
mitte der neunziger Jahre eingeführten selbstbehalte, die in der auswer tung von 
eU-silc 2006 nicht erfasst sind, werden einkommensschwächere haushalte stärker 
belastet, allerdings ist der anteil von schülerinnen an weiterführenden schulen aus 
besser ver dienenden haushalten höher. 
Bedingt durch die einkommensposition der haushalte mit jüngeren Kindern 
(senioritätsprinzip, anzahl der Doppelverdienerinnenhaushalte) weisen die öffent-
lichen ausgaben für Kindergär ten eine stärkere verteilungswirkung auf als für freifahrt 
und schulbücher: rund 65% der Kindergartenausgaben kommen 2005 der unteren 
einkommenshälfte zugute. Die Umvertei lungswirkung wird weiter verstärkt, da durch 
die einkommensstaffelung der eigenleistungen der eltern (Beitragszahlungen) der anteil 
der öffentlichen ausgaben für Kindergärten in den unteren einkommensgruppen noch 
erhöht wird. neben der direkten Umverteilungswirkung der staatlichen ausgaben für 
Kindergärten kommt der außerhäuslichen Kinderbetreuung eine bedeutende rolle für 
verteilung von freizeit, bezahlter und unbezahlter arbeit zu und bildet zugleich eine 
wesentliche voraussetzung für eine gerechte bzw. gerechtere einkommensver teilung 
zwischen den geschlechtern.
87 Die Kosten für oberstufenbücher liegen pro Kind bei durchschnittlich 100 €, in der volksschule mit 40 € deutlich darunter.
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lungswirkung wird weiter verstärkt, da durch die Einkommensstaffelung der Eigenleistungen 
der Eltern (Beitragszahlungen) der Anteil der öffentlichen Ausgaben für Kindergärten in den 
unteren Einkommensgruppen noch erhöht wird. Neben der direkten Umverteilungswirkung 
der staatlichen Ausgaben für Kindergärten kommt der außerhäuslichen Kinderbetreuung eine 
bedeutende Rolle für Verteilung von Freizeit, bezahlter und unbezahlter Arbeit zu und bildet 
zugleich eine wesentliche Voraussetzung für eine gerechte bzw. gerechtere Einkommensver-
teilung zwischen den Geschlechtern. 
Übersicht 51: Verteilung der äquivalenten familienbezogenen Sachleistungen nach Brutto-




 Mutter-Kind-Pass¹) Öffentliche Ausgaben für  




Anteile in % 
    1. Terzil 53,7 46,0 41,0 41,7 
2. Terzil 34,2 35,3 35,5 37,9 
3. Terzil 12,1 18,7 23,5 20,5 
  
    Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 
  
    Gini-Koeffizient −0,284 −0,174 −0,130 −0,150 
  




    1. Terzil 64,4 40,4 35,6 38,3 
2. Terzil 27,6 35,3 37,9 38,5 
3. Terzil 7,9 24,2 26,5 23,2 
     Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 
  
    Gini-Koeffizient −0,466 −0,136 −0,075 −0,114 
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapi-
tel 9. − ¹) Für 2000 einschließlich Mutter-Kind-Pass-Bonus. 
Der Mutter-Kind-Pass ist eine gesundheitspolitisch motivierte Maßnahme, an die mittels der 
Bonuszahlung eine bedarfsgeprüfte Leistung geknüpft war. In beiden Vergleichsjahren weist 
der Mutter-Kind-Pass die stärkste Verteilungswirkung unter den Sachleistungen auf. Die 
Abschaffung des Mutter-Kind-Pass-Bonus hat aber zu einer Reduktion der Umverteilungs-
wirkung geführt, da damit diese Ausgaben gleicher über die Einkommensschichten verteilt 
werden; der Gini-Koeffizient ist von −0,466 im Jahr 2000 auf −0,284 im Jahr 2005 gestiegen. Bei 
allen übrigen untersuchten Sachleistungen hat die Umverteilungswirkung im Vergleich zum 
Jahr 2000 leicht zugenommen (Übersicht 51).  
Der mutter-Kind-Pass ist eine gesundheitspolitisch motivierte maßnahme, an die 
mittels der Bonuszahlung ine bed rfsgeprüfte leistung ge nüpft war. in beid n ver-
gleichsjahren weist der mutter-Kind-Pass die stärkste verteilungswirkung unter den 
s chleistungen auf. Die abschaffung des mutter-Kind-Pass-Bonus hat aber zu einer 
reduktion der Umverteilungs wirkung geführt, da damit diese ausgaben gleicher über 
die einkommensschichten verteilt werden; der gini-Koeffizient ist von -0,466 im Jahr 
2000 auf -0,284 im Jahr 2005 gestiegen. Bei allen übrigen untersuchten sachleistun-





Die österreichische familienförderung kennt, abgesehen vom Kinderabsetzbetrag, 
der hier zu den direkten geldleistungen gezählt wird, drei absetzbeträge die im 
rahmen der arbeitneh merinnenveranlagung88 geltend gemacht werden können: 
den alleinverdienerinnenabsetz betrag (avaB), den alleinerzieherinnenabsetzbetrag 
(aeaB) und den Unterhaltsabsetzbetrag (UaB). im gegensatz zu freibeträgen sind 
absetzbeträge eher dazu geeignet eine vertikale Umverteilung zu erzielen. alle drei 
absetzbeträge sind mit einer negativsteuer, die mittlerweile (seit 1999) in voller höhe 
in anspruch genommen werden kann, ausgestattet und unterstützen somit auch ein-
kommen unterhalb der Besteuerungsgrenze.
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Indirekte Geldleistungen 
Die österreichische Familienförderung kennt, abgesehen vom Kinderabsetzbetrag, der hier zu 
den direkten Geldleistungen gezählt wird, drei Absetzbeträge die im Rahmen der Arbeitneh-
merInnenveranlagung88
Übersicht 52: Verteilung der äquivalenten indirekten monetären Familienförderung (Absetz-
beträge) nach Bruttoäquivalenzmarkteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2000 
und 2005 
) geltend gemacht werden können: den AlleinverdienerInnenabsetz-
betrag (AVAB), den AlleinerzieherInnenabsetzbetrag (AEAB) und den Unterhaltsabsetzbetrag 
(UAB). Im Gegensatz zu Freibeträgen sind Absetzbeträge eher dazu geeignet eine vertikale 
Umverteilung zu erzielen. Alle drei Absetzbeträge sind mit einer Negativsteuer, die mittlerweile 
(seit 1999) in voller Höhe in Anspruch genommen werden kann, ausgestattet und unterstützen 












Anteile in % 
   1. Terzil 48,9 53,2 13,2 
2. Terzil 35,6 31,2 28,6 
3. Terzil 15,5 15,6 58,2 
  
   Insgesamt 100,0 100,0 100,0 
  
   Gini-Koeffizient −0,219 −0,256 0,340 
  




   1. Terzil 45,9 47,2 
 2. Terzil 35,9 35,8 
 3. Terzil 18,3 17,0 
     Insgesamt 100,0 100,0 100,0 
   
   Gini-Koeffizient −0,196 −0,208 
 
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapi-
tel 9. − ¹) Im Jahr 2000 konnte der Unterhaltsabsetzbetrag aufgrund fehlender Informationen nicht berechnet werden. 
AVAB und AEAB weisen dieselbe Leistungshöhe und dieselbe Mehrkindstaffelung auf, der 
AVAB kann allerdings auch ohne Vorhandensein von Kindern in Anspruch genommen 
werden, wenn der/die PartnerIn nicht oder nur geringfügig verdient. Trotz der ähnlichen 
Ausgestaltung weisen sie eine unterschiedliche Verteilungswirkung auf, jedoch zugunsten der 
unteren Dezile. Der AVAB weist mit einem Gini-Koeffizienten von −0,256 im Jahr 2005 die viert-
                                                     
88)  Für den AlleinerzieherInnen- und AlleinverdienerInnenabsetzbetrag wurde bei den vorgenommenen Berechnun-
gen unterstellt, dass sie von allen, die dazu berechtigt sind, auch tatsächlich in Anspruch genommen wurden. 
88 für den alleinerzieherinnen- und alleinverdienerinnenabsetzbetrag wurde bei den vorgenommenen Berechnun gen unterstellt, 
 dass sie von allen, die dazu berechtigt sind, auch tatsächlich in anspruch genommen wurden.
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avaB und aeaB weisen dieselbe leistungshöhe und dieselbe mehrkindstaffelung 
auf, der avaB kann allerdings auch ohne vorhandensein von Kindern in anspruch 
genommen werden, wenn der/die Partnerin nicht oder nur geringfügig verdient. trotz 
der ähnlichen ausgestaltung weisen sie eine unterschiedliche verteilungswirkung auf, 
jedoch zugunsten der unteren Dezile. Der avaB weist mit einem gini-Koeffizienten 
von -0,256 im Jahr 2005 die viert stärkste verteilungswirkung unter allen untersuchten 
leistungen auf, und die verteilungswir kung des aeaB (-0,219) verläuft leicht über dem 
Durchschnitt der leistungen insgesamt (Übersicht 52).
Werden die verteilungswirkungen unterschieden nach dem Bruttoäquivalenzmarkt-
einkom men und Bruttomarkteinkommen verglichen, so zeigt sich beim aeaB die 
größte verände rung. Der aeaB weist bei Betrachtung des Bruttomarkteinkommens 
mit einem gini-Koeffizien ten von -0,097 eine Umverteilungswirkung zugunsten der 
einkommensschwächeren haus halte auf, alle übrigen leistungen und auch der avaB 
haben hingegen eine Umverteilungs wirkung zugunsten der oberen einkommens-
bereiche, lediglich das Kinderbetreuungsgeld verteilt mit einem gini-Koeffizienten 
von -0,083 ebenfalls nach unten um. 
Der aeaB kommt überwiegend frauen zugute, da es wesentlich mehr alleinerziehe-
rinnen als alleinerzieher gibt, beim avaB überwiegt hingegen der anteil der männer 
deutlich. Die haus halte der alleinerzieherinnen konzentrieren sich, wenn die Brutto-
markteinkommen betrachtet werden, überwiegend im unteren einkommensbereich, 
jene der alleinverdienerinnen hinge gen eher in der oberen einkommenshälfte. Die 
unterschiedliche stellung in der einkommens hierarchie beider haushaltsformen ist zum 
teil durch die starken einkommensdifferenzen zwischen frauen und männern bedingt 
- frauen verdienen durchschnittlich um ein Drittel weniger als männer. sowohl im fall 
des alleinerzieherinnenhaushalts als auch bei alleinverdie nerinnenhaushalten ist im 
Wesentlichen nur eine Person erwerbstätig. Bei Umrechnung auf Äquivalenzeinkommen 
kommt erwachsenen Personen ein relativ hohes gewicht zu, folglich reduziert sich das 
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einkommen des zweit genannten haushaltstyps (zwei erwachsene Perso nen) stärker als 
beim erst genannten (eine erwachsene Person), sodass sich die einkommens reihung und 
damit auch die Umverteilungswirkung verschieben. Der Unterhaltsabsetzbetrag (UaB) 
verteilt zugunsten der oberen einkommensschichten um. er kann ebenfalls im rahmen 
der arbeitnehmerinnenveranlagung beansprucht werden, wenn Unterhaltszahlungen 
für ein Kind geleistet wurden. Der UaB zeigt bei Betrachtung der Äquiva lenzeinkommen 
die stärkste - 78% der leistungen fließen in die obere einkommens hälfte - und auch 
bei Betrachtung der ungewichteten haushalts-einkommen eine deutliche Umvertei-
lungswirkung zugunsten der einkommensstärkeren haushalte. Zu berücksichtigen 
gilt es aller dings, dass die zu leistenden Unterhaltszahlungen nicht im haushalts-
einkommen des/der UaB-Bezieherin berücksichtigt werden, andernfalls würde sich 
deren einkommen und damit auch die nach oben umverteilende Wirkung reduzieren.
6.3.3.3. relative Bedeutung der familienpolitischen maßnahmen 
 nach einkommensschichten
von einer progressiven Umverteilungswirkung wird gesprochen, wenn einer transfer-
leistung im unteren einkommensbereich ein höheres gewicht zukommt als im oberen, 
oder anders formuliert, wenn die relative Bedeutung einer maßnahme mit steigendem 
einkommen sinkt (einkommensunabhängige fixbeträge, z. B. Kinderabsetzbetrag). 
eine proportionale vertei lungswirkung liegt vor, wenn der leistungsanteil in allen 
einkommensschichten gleich hoch bleibt (einkommensersatzleistungen, z. B. Wochen-
geld) und von einer regressiven, wenn die leistung mit steigendem einkommen an 
Bedeutung gewinnt (steuerfreibeträge). sockelbe träge und höchstbeträge sind weitere 
ausgestaltungselemente, mit denen der Progressions grad von leistungen beeinflusst 
werden kann. für die folgende analyse werden ausschließlich die familienhaushalte 
- also alle haushalte in denen für zumindest ein Kind familienbeihilfe bezogen wird 
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bleibt (Einkommensersatzleistungen, z. B. Wochengeld) und von einer regressiven, wenn die 
Leistung mit steigendem Einkommen an Bedeutung gewinnt (Steuerfreibeträge). Sockelbe-
träge und Höchstbeträge sind weitere Ausgestaltungselemente, mit denen der Progressions-
grad von Leistungen beeinflusst werden kann. Für die folgende Analyse werden ausschließlich 
die Familienhaushalte − also alle Haushalte in denen für zumindest ein Kind Familienbeihilfe 
bezogen wird − herangezogen und damit die Verteilungswirkung zwischen den Familien-
haushalten unterschiedlicher Einkommenskategorien untersucht. 
Übersicht 53: Progressionsgrad der äquivalenten Familienleistungen für Haushalte mit Kindern 













Anzahl Grenzen in € 
pro Monat 
Durchschnitt 
in € pro Monat 
In € pro Monat In % des Brutto-
äquivalenzmarkt-
einkommens 
In € pro Monat 
und Kind¹) 
  
     1. Terzil 359.018 1.416 903 311 34,5 348 
2. Terzil 344.273 2.338 1.839 238 12,9 356 
3. Terzil 220.705 Mehr als 2.338 3.422 195 5,7 284 
  
      Insgesamt 923.996
 
1.853 256 13,8 322
  




      1. Quartil 346.736 1.238 817 260 31,8 312
2. Quartil 352.765 2.103 1.632 195 12,0 273 
3. Quartil 232.870 Mehr als 2.103 3.057 177 5,8 257 
       Insgesamt 932.371
 
1.685 215 12,7 274
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. − ¹) Nicht-äquivalente Werte sortiert nach dem 
Bruttomarkteinkommen. 
Die familienpolitischen Leistungen, die den Haushalten zugute kommen, richten sich nach 
dem Alter und der Anzahl der Kinder, nicht aber − abgesehen von den bedarfsgeprüften Leis-
tungen − nach dem Einkommen der Eltern. Die Leistungen pro Kind schwanken zwischen 
275 € und 387 € pro Monat. Die relative Bedeutung, die diesen Leistungen zukommt, ändert 
sich allerdings sehr stark mit dem Einkommen (Übersicht 53). Im 1. Quartil entsprechen die 
familienpolitischen Leistungen rund 45% der Bruttoäquivalenzmarkteinkommen der Familien-
haushalte (741 € pro Monat) und rund 15% des Einkommens aller Haushalte. Die familienpoli-
tischen Leistungen stellen somit einen bedeutenden Einkommensbestandteil dar. Im 1. Dezil 
liegt der Anteil der familienpolitischen Leistungen bei 85% des erzielten Bruttoäquivalenz-
markteinkommens der Familienhaushalte. Mit steigendem Einkommen reduziert sich die relati-
ve Bedeutung der Leistungen merklich, im 2. Quartil entsprechen sie 17% des Einkommens 
und sinken auf 10% im dritten und auf 5% im 4. Quartil (durchschnittliches Äquivalenzeinkom-
Die familienpolitischen leistungen, die den haushalten zugute kommen, richten 
sich nach dem alter und der anzahl der Kinder, nicht aber - abgesehen von den 
bedarfsgeprüften leis tungen - nach dem einkommen der eltern. Die leistungen pro 
Kind schwanken zwischen 275 € und 387 € pro monat. Die relative Bedeutung, die 
diesen leistungen zukommt, ändert sich allerdings sehr stark mit dem einkommen 
(Übersicht 53). im 1.  Quartil entsprechen die familienpolitischen leistungen rund 
45% der Bruttoäquivalenzmarkteinko men der familien haushalte (741 € pro monat) 
und rund 15% des einkommens aller haushalte. Die familienpoli tischen leistungen 
stellen somit einen bedeutenden einkommensbestandteil dar. im 1. Dezil liegt der 
anteil der familienpolitischen leistungen bei 85% des erzielten Bruttoäquivalenz-
markteinkommens der familienhaushalte. mit steigendem einkommen reduziert sich 
die relati ve Bedeutung der leistungen merklich, im 2. Quartil entsprechen sie 17% des 
einkommens und sinken auf 10% im dritten und auf 5% im 4. Quartil (durchschnittli-
ches Äquivalenzeinkom men von 3.819 € pro monat). gemessen am Bruttoäquivalenz-
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gesamteinkommen89, also dem einkommen einschließlich aller transfers, tragen die 
familienpolitischen leistungen mit 29% im 1. Quartil und mit 4,9% im 4. Quartil bei 
(2. Quartil 15%, 3. Quartil 9,1%). 
im vergleich zum Jahr 2000 sind die familienleistungen im Jahr 2005 in relation zum 
Bruttoäquivalenzmarkteinkommen im 1. Quartil von 39% auf 43% und im 2. Quartil 
leicht (von 15,5% auf 17,3%) gestiegen und weisen somit einen deutlich höheren Pro-
gressionsgrad auf. Die Ursache dafür ist allerdings weniger in einer progressiveren 
ausgestaltung der leistungen - wenngleich sich die erhöhung der familienbeihilfe 
einschließlich einführung der mehrkind staffelung im Jahr 2003 und das Kinderbetreu-
ungsgeld bemerkbar machen - zu finden, als vielmehr in der schwachen einkommens-
entwicklung im untersten einkommensbereich. anders formuliert, lässt sich sagen, dass 
die transferabhängigkeit der untersten einkom mensschicht deutlich zugenommen hat. 
Die durchschnittlichen nominalen Bruttoäquivalenz markteinkommen der haushalte 
sind, u. a. aufgrund der gestiegenen arbeitslosigkeit, im 1. Dezil um 12% niedriger 
als im Jahr 2000, wird die inflation (2000/2005 +10,6%) mitberücksich tigt, fällt der 
einkommensverlust noch größer aus. 
Die ökonomische Bedeutung der einzelnen leistungen für das haushaltseinkommen 
ist zum einem vom leistungsumfang und zum anderen vom Progressionsgrad der 
leistungen abhän gig. im Durchschnitt der haushalte mit Kindern - ohne Unterscheidung 
nach anzahl und alter der Kinder - bilden jene leistungen mit einem hohen volumen 
erwartungsgemäß eine wesentlich größere rolle als kleinvolumige leistungen. Der 
mehrkindzuschlag weist zwar den höchsten Progressionsgrad auf, entspricht aber im 
Jahr 2005 durchschnittlich nur 0,1% des Bruttoäquivalenzmarkteinkommens und trägt 
damit in bescheidenem Umfang zum haus haltseinkommen bei. gemessen am volumen 
spielt die familienbeihilfe die wichtigste rolle: sie weist das höchste gesamtvolumen 
89 Die hier angeführten Bruttoäquivalenzgesamteinkommen sind entsprechend der Bruttoäquivalenzmarkteinkom men gereiht. 
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auf und dementsprechend kommt ihr auch die wich tigste einkommensposition unter den 
familienleistungen zu. Die restlichen leistungen reihen sich in etwa entsprechend ihres 
volumens zwischen familienbeihilfe und Unterhaltsabsetzbe trag wie folgt: öffentliche 
ausgaben für Kindergärten, Kinderabsetzbetrag, Kinderbe treuungsgeld, öffentliche 
ausgaben für schülerinnen- und lehrlingsfreifahrt, alleinverdienerin nenabsetzbetrag, 
Wochengeld, alleinerzieherinnenabsetzbetrag, öffentliche ausgaben für schulbücher, 
mehrkindzuschlag und mutter-Kind-Pass.
Je stärker die relative Bedeutung der leistung mit steigenden haushaltseinkommen 
abnimmt, umso stärker ist der Progressionsgrad einer leistung. für die familienpoliti-
schen leistungen las sen sich grob drei gruppen unterscheiden, erstens jene leistun-
gen, die in etwa dem Durch schnitt aller leistungen entsprechen, zweitens leistungen 
mit einer deutlich stärkeren und drit tens leistungen mit einer deutlich schwächeren 
Progressionswirkung (Übersicht 54, Übersicht 55)
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Übersicht 54: Progressionsgrad äquivalenter familienpolitischer Geldleistungen der Haushalte 













Relation zum Bruttoäquivalenzmarkteinkommen in % 
     1. Terzil 12,54 4,98 5,87 0,90 0,26 
2. Terzil 5,09 2,06 1,41 0,52 0,04 
3. Terzil 2,62 1,03 0,29 0,15 0,01 
  
     Insgesamt 5,41 2,16 1,76 0,43 0,07 
  




     1. Terzil 10,98 5,42 5,92 1,16 0,25 
2. Terzil 4,67 2,25 1,11 0,44 0,06 
3. Terzil 2,32 1,10 0,51 0,07 0,02 
  
     Insgesamt 4,74 2,30 1,70 0,40 0,08 
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. − ¹) Für 2005 einschließlich Zuschuss; für 2000 
Karenzgeld. 
Übersicht 55: Progressionsgrad äquivalenter familienpolitischer Absetzbeträge und Sachleis-
tungen der Haushalte mit Kindern nach Bruttoäquivalenzmarkteinkommen der Nicht-Selb-

















Kindergärten Schulbücher SchülerInnen- 
und Lehrlings-
freifahrt 
Relation zum Bruttoäquivalenzmarkteinkommen in % 
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     1. Terzil 10,98 5,42 5,92 1,16 0,25 
2. Terzil 4,67 2,25 1,11 0,44 0,06 
3. Terzil 2,32 1,10 0,51 0,07 0,02 
  
     Insgesamt 4,74 2,30 1,70 0,40 0,08 
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. − ¹) Für 2005 einschließlich Zuschuss; für 2000 
Karenzgeld. 
Übersicht 55: Progressionsgrad äquivalenter familienpolitischer Absetzbeträge und Sachleis-
tungen der Haushalte mit Kindern nach Bruttoäquivalenzmarkteinkommen der Nicht-Selb-

















Kindergärten Schulbücher SchülerInnen- 
und Lehrlings-
freifahrt 
Relation zum Bruttoäquivalenzmarkteinkommen in % 
     
  
1. Terzil 0,47 1,43 0,05 5,67 0,36 1,31 0,19 
2. Terzil 0,18 0,41 0,05 2,23 0,16 0,61 0,06 
3. Terzil 0,06 0,12 0,02 0,99 0,09 0,28 0,02 
  
     
  
Insgesamt 0,18 0,48 0,04 2,33 0,17 0,60 0,07 
  





     
  
1. Terzil 0,28 1,00 
 
5,02 0,33 1,21 0,26 
2. Terzil 0,11 0,34 
 
2,16 0,17 0,60 0,05 
3. Terzil 0,05 0,10 
 
1,20 0,10 0,29 0,01 
      
  
Insgesamt 0,11 0,35 
 
2,24 0,17 0,57 0,07 
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. − ¹) Für 2000 einschließlich Mutter-Kind-Pass-
Bonus. 
Zur ersten gruppe zählen der alleinerzieherinnenabsetzbetrag, die familienbeihilfe, der 
Kinderabsetzbetrag, öffentliche ausgaben für Kindergärten, schulbücher und freifahrt, 
wobei der aeaB leicht über- und die übrigen leistungen leicht unterdurchschnittlich 
umverteilen. Die gesamtheit der familienleistungen beträgt durchschnittlich 14% des 
Bruttoäquivalenzmarkt einkommens. im 1. Quartil ist ihr anteil rund 3-mal so hoch und 
im vierten entspricht er etwas weniger als der hälfte des Durchschnittswertes. Zur zwei-
ten gruppe, also jener leistungen mit der stärksten progressiven Wirkung gehören der 
mehrkindzuschlag, das Kinderbetreuungs geld, der alleinverdienerinnenabsetzbetrag 
und der mutter-Kind-Pass einschließlich mutter-Kind-Pass-Bonus.
gemessen am Bruttoäquivalenzmarkteinkommen ist die leistungsrelation im fall des 
mehrkindzuschlags im 1. Quartil etwas mehr als 5-mal und beim mutter-Kind-Pass rund 
3½-mal so hoch wie im Durchschnitt und im 4. Quartil entsprechen diese leistungen 
einem fünftel bzw. einem Drittel des Durchschnitts. Das Wochengeld ist durch eine sehr 
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milde Progressionswirkung gekennzeichnet, und der Unterhaltsabsetzbetrag weist einen 
annähernd linearen verteilungsverlauf auf. Die starke orientierung am horizontalen 
verteilungsziel bzw. der überwiegend universelle charakter der familienpolitischen 
leistungen spiegelt sich in der Zusammensetzung der trans fereinkommen wieder. im 
untersten Dezil bzw. Quartil belaufen sich die familienpolitischen leistungen auf 47% 
bzw. rund 60% aller transferleistungen, d. h., neben den familienleistun gen kommt 
auch anderen transferleistungen (u. a. arbeitslosengeld, notstandshilfe, sozial hilfe) die 
hauptsächlich als versicherungsleistungen oder einkommmensabhängige leistun gen 
ausgestaltet sind, eine bedeutende rolle zur einkommensabsicherung von familien zu.
mit steigendem haushaltseinkommen verringert sich der anteil der anderen transferleistun-
gen. Die familienleistungen werden aber, als einkommensunabhängige leistungen, 
weiter bezogen und bilden somit einen größeren anteil unter allen transfers; bereits 
im 2. Quartil und auch im 4. Quartil stellen die familienleistungen rund 80%90 der 
äquivalenten transfereinkom men.
6.3.3.4. Umverteilungswirkung bedarfsgeprüfter familienpolitischer 
 maßnahmen
in Österreich besteht auf länder- bzw. gemeindeebene ein umfangreiches angebot 
verschiedener bedarfsgeprüfter familienpolitischer leistungen zur Unterstützung 
einkommens schwacher familien (siehe abschnitt  6.3.2.5). Diese bedarfsgeprüf-
ten leistungen sind im rahmen der erhebung eU-silc 2006 nicht separat erfasst. 
aufgrund der hohen anzahl und starken heterogenität der leistungen in Bezug auf 
die Zugangsbestimmungen und leistungs höhe lässt sich hier keine einzelanalyse 
vornehmen. ob anspruch auf eine bedarfsgeprüfte leistung besteht, ist von der höhe 
des haushaltseinkommens sowie der im haushalt lebenden Personenanzahl abhängig, 
90 Die verbleibenden 20% können sich u. a. aus dem Pflegegeld - ebenfalls eine universelle geldleistung -, ausbildungsbezogenen 
 leistungen und der Wohnbeihilfe, arbeitslosen- und notstandshilfe zusammensetzen.
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und meist knüpft auch die förderintensität am haushaltseinkom men an. Die sozial-
hilfe, die ebenfalls eine bedarfsgeprüfte einkommensabhängige leistung ist, kann als 
orientierungshilfe für die verteilungswirkung herangezogen werden. gemessen am 
Bruttoäquivalenzgesamteinkommen fließt die sozialhilfe zu 70% in das 1. Dezil und 
zu 100% in die ersten drei Dezile (siehe abschnitt 6.2.4). Wird von einer ähnlichen 
verteilung für die bedarfsgeprüften familienpolitischen leistungen ausgegangen, so 
weisen diese eine deutlich stärkere Umverteilungs- und Progressionswirkung als die 
übrigen familienpolitischen leistungen auf. Ähnlich wie die sozialhilfe stehen aber 
auch diese leistungen im spannungsfeld, einer seits eine notwendige und wichtige 
einkommensabsicherung für einkommensschwache familien zu sein und andererseits 
in gefahr zu stehen, die armut zu verfestigen (armutsfalle, schwellenphänome, siehe 
abschnitt 6.2.5) und stigmatisierend zu wirken.
6.3.4. Zusammenfassung, schlussfolgerungen, ausblick
Österreichs familienpolitik verfügt über einen umfassenden und differenzierten 
leistungska talog der sowohl horizontal von kinderlosen zu kinderbetreuenden 
haushalten als auch verti kal von wohlhabenden zu ärmeren Bevölkerungsschichten 
in erheblichem ausmaß umverteilt und wesentlich zur verringerung von Kinder- und 
familienarmut beiträgt. 
im Jahr 2005 bezogen 1,08 mio. haushalte, das waren 31% aller haushalte, für rund 
1,85 mio. Kinder öffentliche familienleistungen im Umfang von 7 mio. €. Bei einer 
durchschnittlichen Kinderanzahl von 1,71 je haushalt mit Kindern waren das je haushalt 
540 € monatlich oder rund 320 € je Kind, das familienbeihilfe bezieht. Das volumen der 
öffentlichen familienleistun gen beläuft sich damit auf über 10% der sozialausgaben 
und liegt über dem europäischen Durchschnitt von 8% (eU 27). mit 80% entfällt davon 
ein - im internationalen vergleich - sehr hoher anteil auf geldleistungen, die mit dem 
jüngsten familienpaket im rahmen der steuer reform 2009 noch weiter ausgebaut 
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werden. Der überwiegende teil der familienleistungen ist bundeseinheitlich geregelt 
und universeller natur, nur rund 6% der familienpolitischen leistun gen sind an eine 
Bedarfsprüfung gebunden.
Die familienleistungen verteilen sich im Wesentlichen wie die Kinderanzahl nach 
sozialen gruppen und einkommensschichten mit leichten Korrekturen je nach alters-
struktur und schichtspezifischer ausbildungsdauer der Kinder. Die haushalte der 
selbständigen - insbe sondere der bäuerlichen selbständigen - bilden weiterhin die 
kinderreichste schicht. auf sie entfallen gut 10% der Kinder und 9½% der öffentlichen 
familienleistungen; an die Unselb ständigenhaushalte, in denen 79% der Kinder leben, 
gehen auch 79% der mittel. in die haus halte der Personen in elternkarenz, in denen 
1,7% der Kinder leben, fließt dagegen mit 3,3% fast ein doppelt so hoher anteil an 
förderungen, weil hier die übrigen faktoren (wie Wochen- und Kinderbetreuungsgeld, 
alters- und mehrkindstaffelung u. a.), die das verhältnis leistung zu Kinderanzahl be-
stimmen, durchschlagen. in diesen haushalten betragen die monatlichen leistungen 
je Kind 620 €, während sie für die übrigen sozialen gruppen zwischen 240 € und 320 € 
liegen. Wird auch die finanzierung der leistungen betrachtet, die zu zwei Drittel über den 
familienlastenausgleichsfonds erfolgt, der zu 70% über die Dienstgeberinnenabgabe 
auf die lohn- und gehaltssumme finanziert wird, so beziehen in allen sozialen gruppen 
die haushalte mit Kindern mehr mittel aus dem flaf als sie zu dessen finanzierung 
beitragen. für die haushalte der selb- und unselbständig Beschäftigten wird über die 
familienleistungen am stärksten zu den selbständigen umverteilt, mit der einführung 
des Kinderbetreuungsgeldes, das zum Unterschied vom Karenzurlaubsgeld nicht mehr 
an die vorherige unselbständige erwerbstätigkeit gebunden ist, wurde dies verstärkt. 
Bis mitte 2008 galt das auch im rahmen der selbstträgerschaft für Beamtinnen91.
91 Die selbstträgerschaft wurde mit Wirkung mitte 2008 abgeschafft, sodass nunmehr auch für alle Beamtinnen Dienstgeberinnen
 beiträge an den flaf entrichtet werden. 
UmverteilUng DUrch staatsaUsgaBen
219
für die nicht-selbständigenhaushalte (ohne haushalte mit selbständig tätigen 
familienmit gliedern) konnten auf Basis von eU-silc 2006 rund 6 mrd. € an familien-
politischen leistungen nach einkommensschichten zugerechnet werden. auch nach 
einkommensschichten vertei len sich die leistungen im großen und ganzen wie die 
anzahl der Kinder, sodass ohne Berücksichtigung der haushaltsgröße und -zusammen-
setzung ein größerer teil der leistungen in die obere hälfte der verteilung nach dem 
Bruttomarkteinkommen fließt. Die leistungen je Kind betragen in den beiden unteren 
Dritteln rund 360 € monatlich, im oberen 290 €. Werden allerdings die anzahl der 
haushaltsmitglieder und deren altersstruktur mittels einer Äquivalenzskala berücksich-
tigt und die haushalte nach ihrem gewichteten Pro-Kopf-Brutto markteinkommen bzw. 
Bruttoäquivalenzmarkteinkommen geordnet, so rücken die kinderrei cheren haushalte 
in der einkommenshierarchie nach unten. in dieser Darstellung leben 63% der Kinder in 
der unteren hälfte der einkommensverteilung und auf sie entfallen 65% der leis tungen. 
auf das erste Drittel kommen 43,4% der Kinder und 46,7% aller familienpolitischen 
leistungen, auf die oberen zwei Dritteln entfällt nur ein unterproportionaler anteil.
Der hauptgrund liegt in den leistungen, die zusätzlich zur familienbeihilfe und den 
absetzbeträ gen rund um die geburt anfallen; so fließen über 63% des Kinderbetreu-
ungsgeldes in das untere Drittel der haushalte. Zusammen mit dem mehrkindzu-
schlag, von dem fast 70% im ersten Drittel anfallen, bildet das Kinderbetreuungsgeld 
die leistung mit der größten Umver teilungswirkung. auch der mutter-Kind-Pass, der 
alleinverdienerinnenabsetzbetrag und der alleinerzieherinnenabsetzbetrag sind leis-
tungen mit einer stärkeren Umverteilungswirkung als die gesamtheit der leistungen. 
Die Umverteilungswirkung der öffentlichen ausgaben für Kindergärten, der familien-
beihilfe, des Kinderabsetzbetrages, der öffentlichen ausgaben für schülerinnen- und 
lehrlingsfreifahrt sowie für schulbücher verläuft leicht unterdurchschnittlich und der 
Unterhaltsabsetzbetrag weist als einzige leistung eine verteilungswirkung zugunsten 
der oberen einkommenshälfte auf.
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insgesamt wirken die familienleistungen sehr progressiv auf die einkommens- 
verteilung, sie haben für niedrige einkommen eine viel größere Bedeutung als für hohe 
einkommen. im 1. Dezil, für die 10% der haushalte mit den niedrigsten einkommen, 
bilden 2005 die familienpo litischen leistungen 85% ihrer Bruttomarkteinkommen, 
für die obersten 10% nur 3,8%. im Durch schnitt lag ihr anteil im Jahr 2000 bei 12,7% 
der Bruttomarkteinkommen und im Jahr 2005 bei 13,8%.
Die Bedeutung der familienförderung hat im letzten Jahrzehnt nicht nur im Durch-
schnitt zugenommen, auch ihr Progressionsgrad hat sich merklich erhöht: Der anteil 
der familienleis tung ist im 1. Quartil von 39% im Jahr 2000 auf 43,2% im Jahr 2005 
um gut 4 Prozentpunkte gestiegen, im 2. Quartil um schwach 2 Prozentpunkte auf 
17,3% und in der oberen hälfte um jeweils ¼ Prozentpunkt auf 9,8% im 3. bzw. 5,2% 
im 4. Quartil. Die Ursache dafür liegt weniger in einer progressiveren ausgestaltung 
der familienförderung als vielmehr in der schwachen entwicklung der marktein- 
kommen in der unteren einkommensschicht begründet, obgleich auch die einführung 
des Kinderbetreuungsgeldes und die erhöhung der familienbeihilfe im Jahr 2003 dazu 
beitrugen. vor allem hat durch die Zunahme von teilzeit- und atypischer Beschäftigung 
sowie arbeitslosigkeit die transferabhängigkeit der untersten einkommens schicht 
deutlich zugenommen, da im 1. Dezil zwischen 2000 und 2005 die nominalen Brutto-
äquivalenzmarkteinkommen um 12% gesunken sind.
obwohl in der österreichischen familienpolitik das Prinzip der horizontalen 
Umverteilung zwischen Kinderlosen und familien mit Kindern dominiert, ergeben sich 
deutliche vertikale Umverteilungswirkungen. auch die von seiten des vfgh vorgege-
bene norm eines horizonta len lastenausgleichs im Umfang einer zumindest hälftigen 
abgeltung der Unterhaltskosten dürfte durch das derzeitige instrumentarium erfüllt 
sein und begründet keinen weiteren reformbedarf in dieser richtung.
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Defizite ergeben sich zum einen trotz erheblicher vertikaler Umverteilungseffekte in 
der vermeidung von Kinderarmut, die allerdings in dieser arbeit nicht thematisiert 
wurde, und zum anderen in der vereinbarkeit von familie und Beruf.
Ungenügend flexible erwerbsmöglichkeiten und traditionelle rollenbilder stellen eltern 
mit Betreuungspflichten vor Probleme, die frauen häufig in eine Doppelbelastung durch 
familie und Beruf zwingen und sich in diskontinuierlichen erwerbskarrieren und hohen 
lebensein kommensverlusten niederschlagen. Wie internationale Beispiele zeigen, 
könnten durch ein einkommensabhängiges Kinderbetreuungsgeld anreizstrukturen 
geschaffen werden, die zu einer verstärkten inanspruchnahme der elternkarenz durch 
väter entscheidend beitragen. generell würde ein quantitativ ausreichender Zugang 
zu qualitativ hochwertiger Kinderbe treuung eine wichtige voraussetzung für eine bes-
sere Umsetzung einer neuen „Work-life-Balance“ bilden und den bildungspolitischen 
herausforderungen der neuen arbeitswelt entgegenkommen.
aus einer verteilungs- und genderperspektive fällt die Bewertung des jüngsten 
familienpa kets ambivalent aus: Die erstmals geschaffene möglichkeit der steuerlichen 
Berücksichtigung von Kinderbetreuungskosten fördert zwar die frauenerwerbstätig-
keit und damit die arbeits teilung zwischen den geschlechtern, ohne entsprechende 
quantitative und qualitative ausweitung der Kinderbetreuungsinfrastruktur werden 
aber der freibetrag und der arbeitge berinnenzuschuss zur Kinderbetreuung nur in 
beschränktem ausmaß greifen.
angesichts der Dominanz monetärer förderungen setzt der Bund mit jährlichen 
mehrausga ben für steuerliche familienleistungen in höhe von 510 mio. € gegenüber 
110  mio. € für real transfers strukturell falsche Prioritäten. von freibeträgen - egal 
ob zweckgebunden oder ungebunden - gehen außerdem zwangsläufig degressive 
verteilungseffekte aus. arme haus halte und solche, deren einkommen so gering ist, 
dass keine steuerschuld entsteht, können von freibeträgen nicht profitieren. Daher 
UmverteilUng DUrch staatsaUsgaBen
222
wäre eine reintegration des Kinderfreibetrages in den Kinderabsetzbetrag sowohl aus 
verteilungspolitischen als auch administrativen gründen zweckmäßiger.
grundsätzlich wäre eine harmonisierung der familienpolitik anzustreben, die 
inkonsistenzen zwischen dem dominanten horizontalen Umverteilungsprinzip auf 
Bundesebene und den historisch gewachsenen, bedarfsgeprüften, föderalen förder-
strukturen mit einer vielzahl unterschiedlicher Bemessungsgrundlagen verringert und 
schwellenphänomene und armuts fallen vermeidet, ohne das sozialpolitische Ziel der 
armutsvermeidung außer acht zu lassen. ein ansatz in diese richtung bestünde in 
der verringerung bedarfsgeprüfter leistungen zugunsten universeller transfers, die 
allerdings der einkommensbesteuerung unterzogen wür den. Durch die Progression des 
steuertarifs würden transfers in unteren einkommensschichten, wo keine steuer anfällt, 
in voller höhe ankommen und mit zunehmendem einkommen lang sam abnehmen.
6.4. verteilungswirkungen des österreichischen Bildungssystems
verena halsmayer
im folgenden handelt es sich um eine Untersuchung der Umverteilung durch das 
österreichi sche Bildungssystem im Querschnitt, also der Umverteilung zwischen 
haushalten in unter schiedlichen einkommensschichten bzw. zwischen haushalten, 
deren hauptverdienerinnen unterschiedliche stellungen im erwerbsleben haben. 
auch wenn fragen der Umverteilung durch das öffentlich finanzierte Bildungssys-
tem beispielsweise in der Debatte um den freien hochschulzugang eine große rolle 
spielen, muss festgehalten werden, dass das öffentliche Bildungssystem in erster 
linie kein verteilungspolitisches instrument ist, sondern seine primäre aufgabe 
in der schaffung höherer allgemeiner Bildungsstandards liegt. Diese sollen durch 
eine entsprechende infrastruktur und die förderung von Zugangsgerechtigkeit und 
chan cengleichheit erreicht werden.
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in diesem Kapitel werden zunächst die Umverteilungswirkungen der schul- und 
hochschul ausgaben für das Jahr 2000 untersucht, anschließend wird kurz auf Daten aus 
dem Jahr 2005 eingegangen. als Datengrundlage dient die Bildungsausgabenstatistik 
von statistik austria, auf der auch die oecD-studie „education at a glance“ (oecD, 
2000 und 2005) basiert. Zu den dort erfassten Bildungsausgaben zählen alle Waren 
und Dienstleistungen, die für Bildung gekauft werden. Datenquellen sind überdies die 
gebarungsstatistiken der gebietskörper schaften, die Jahresabschlüsse der einzelnen 
ausgegliederten Universitäten und der fach hochschulträger, die familienbeihilfensta-
tistik, die mietendatenbank der Bundesimmobilien gesellschaft (Big) und Daten für 
die schulbuchaktion. Öffentliche ausgaben für forschung werden in der Bildungsaus-
gabenstatistik getrennt aufgeführt und in diesem Kapitel nicht berücksichtigt, ebenso 
wenig wie ausgaben für klinischen mehraufwand92. nicht enthalten in den öffentlichen 
ausgaben93 für das österreichische Bildungssystem sind Pensionszahlungen für leh-
rende, was aber auf die Umverteilungseffekte keinen einfluss nimmt.
Die anzahl der schülerinnen und studierenden stammt aus der Konsumer- 
hebung 1999/2000. Die Konsumerhebung bildet 1.170.250 schülerinnen ab. im vergleich 
zur schulstatistik von eurostat, in der 1.141.066 schülerinnen geführt werden, sind 
das etwas mehr schülerinnen, was sich u. a. auf die gewichtung zurückführen lässt. 
Umgekehrt verhält es sich mit den studierenden. Die Konsumerhebung 1999/2000 
bildet 185.432 studierende ab, die schulstatis tik von eurostat 317.707 studierende. 
Daher werden nur durchschnittliche ausgaben für schü lerinnen, die leicht unterschätzt 
werden, ausgewiesen, hingegen werden jene für studierende nur insgesamt dargestellt.
Die Umverteilungsanalyse des Bildungssystems erfolgt hier in einer mit der Wifo-
studie „Umver teilung durch öffentliche haushalte in Österreich“ aus dem Jahr 1996 
(guger, 1996a) vergleichbaren form. Die verwendete methode ist dieselbe wie 
92 Der klinische mehraufwand umfasst öffentliche ausgaben für lehrkrankenhäuser.
93 für eine genaue aufschlüsselung der Bildungsausgabenstatistik siehe statistik austria (2007a).
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1996, auf Unterschiede in der Datengrundlage wird an geeigneter stelle eingegan-
gen. 1996 wurden die öffentlichen Bildungsausgaben nach einkommensschichten 
unabhängig von der haushaltsgröße und -zusammensetzung betrachtet, wodurch 
der Wohlstand der haushalte mit mehreren Perso nen, aus denen schülerinnen und 
studierende vielfach stammen, überschätzt wurde. Daher werden in dieser studie 
auch die Bruttoäquivalenzeinkommen, also die nach größe und Zusammensetzung 
der haushalte gewichteten Pro-Kopf-einkommen, verwendet. Bei dieser Betrachtung 
werden haushalte mit mehreren Personen in der einkommensverteilung weiter unten 
eingeordnet, was einer realistischeren einschätzung der finanziellen situation dieser 
haushalte entspricht. Jeder abschnitt beginnt, um den vergleich mit der vorgänger-
studie zu ermöglichen, mit einer analyse der einkommensschichten ohne rücksicht 
auf die größe und Zusammensetzung der haushalte. Darauf folgt die analyse der 
Äquivalenzeinkommens schichten, die die grundlage für die schlussfolgerungen am 
ende jedes abschnitts darstellt.
Wie in der vorgängerstudie werden die Umverteilungswirkungen in erster linie auf 
Basis der markteinkommen (also vor der staatlichen Umverteilung) untersucht. auf 
die gesamtein kommen wird an geeigneter stelle eingegangen, da diese verdeutli-
chen, was öffentliche Bildungsausgaben für die finanzielle realität der betreffenden 
haushalte bedeuten.
Die Zuteilung der Kinder auf verschiedene schulstufen erfolgt über ihr alter nach der 
von der Unesco erstellten „international standard classification of education“ (isceD) 
aus dem Jahr 1997: Kinder von 6 bis 10 Jahren besuchen schulen, die in der isceD-
stufe 1 (volksschulen, sonderschulen usw.) zusammengefasst werden. schulen, die 
in isceD 2 zusammengefasst werden (ahs-Unterstufe, hauptschule usw.), werden 
von Kindern von 11 bis 14 Jahren besucht. 15- bis 18-Jährige werden der isceD-stufe 3 
(ahs-oberstufe, berufs- und lehrerbil dende mittlere und höhere schulen ohne 4. und 
5. Jahrgänge usw.) zugeteilt und jene, die älter als 18 Jahre alt sind, zählen zu den 
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isceD-stufen 4 bis 6. Da in der Konsumerhe bung 1999/2000 nicht zwischen studie-
renden und schülerinnen in berufsbildenden höheren schulen, Kollegs, akademien 
u. Ä. unterschieden werden kann, werden in dieser studie alle Über-18-Jährigen, die 
sich noch in ausbildung befinden, der gruppe der studierenden zuge rechnet. Die 
genaue gliederung der österreichischen Bildungsgänge findet sich in Übersicht 56.
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Sonderschulen usw.) zusammengefasst werden. Schulen, die in ISCED 2 zusammengefasst 
werden (AHS-Unterstufe, Hauptschule usw.), werden von Kindern von 11 bis 14 Jahren 
besucht. 15- bis 18-Jährige werden der ISCED-Stufe 3 (AHS-Oberstufe, berufs- und lehrerbil-
dende mittlere und höhere Schul n ohne 4. und 5. Ja rgä ge usw.) zugeteilt und jene, die 
älter als 18 Jahre alt sind, zählen zu den ISCED-Stufen 4 bis 6. Da in der Konsumerhe-
bung 1999/2000 nicht zwischen Studierenden und SchülerInnen in berufsbildenden höheren 
S ulen, Kollegs, Aka emien u. Ä. unterschieden werden kann, werden i  dies r Studie alle 
Über-18-Jährigen, die sich noch in Ausbildung befinden, der Gruppe der Studierenden zuge-
rechnet. Die genaue Gliederung der österreichischen Bildungsgänge findet sich in 
Übersicht 56. 
Übersicht 56: Internationales Gliederungsschema der österreichischen Bildungsgänge 
Gemäß International Standard Classification of Education Version 1997 (ISCED 1997) 
 
ISCED-Level Bildungsbereich Bildungseinrichtungen 
   
ISCED 0 Elementarbereich Kindergarten, Vorschulstufe 
ISCED 1 Primarbereich  
(Schulstufe 1 bis 4) 
Volksschule, Sonderschule, sonstige allgemeinbildende Schulen 
ISCED 2 Sekundarbereich I 
(Schulstufe 5 bis 8) 
AHS-Unterstufe, Hauptschule, Sonderschule, sonstige allgemein-
bildende Schulen 
ISCED 3 Sekundarbereich II 
(Schulstufe 9 und höher) 
AHS-Oberstufe, Polytechnische Schule, Sonderschule, sonstige 
allgemeinbildende Schulen, berufsbildende und lehrerbildende 
höhere Schulen (ohne 4. und 5. Jahrgänge und ohne Sonder-
formen), berufsbildende mittlere Schulen (ohne Sonderformen), 
lehrerbildende mittlere Schulen, berufsbildende Pflichtschulen,  
sonstige berufsbildende Schulen 
ISCED 4 Nichttertiärer Postsekun-
darbereich 
4. und 5. Jahrgänge der berufs- und lehrerbildenden höheren 
Schulen, Aufbaulehrgänge, mittlere und höhere Speziallehrgänge, 
Schulen für den medizinisch-technischen Fachdienst, Schulen für 
Gesundheits- und Krankenpflege 
ISCED 5B Nichtuniversitärer 
Tertiärbereich 
Kollegs, Meister-, Werkmeister- und Bauhandwerkerschulen, 
berufsbildende Akademien, lehrerbildende Akademien, 
Kurzstudium 
ISCED 5A/6 Universitärer Tertiär-
bereich, höhere 
Forschungsprogramme 
Studium an Universitäten und Universitäten der Künste (zur 
Erlangung eines ersten akademischen Grades oder eines darauf 
aufbauenden Zweitabschlusses), Fachhochschulstudium 
ISCED 9  Nicht zuordenbar  
Q: Statistik Austria (2007A). 
6.4.1 Verteilungswirkungen öffentlicher Schulausgaben 
Das österreichische Schulsystem ist durch einen geringen Anteil an privaten Schulen gekenn-
zeichnet, und auch diese privaten Schulen werden größtenteils durch die öffentliche Hand 
finanziert. Der Besuch öffentlicher Schulen ist unentgeltlich. 
6.4.1. verteilungswirkungen öffentlicher schulausgaben
Das österreichische schulsystem ist durch einen geringen anteil an privaten schulen 
gekenn zeichnet, und auch diese privaten schulen werden größtenteils durch die 
öffentliche hand finanziert. Der Besuch öffentlicher schulen ist unentgeltlich.
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Das österreichische Bildungssystem folgt einem qualifikationsorientierten ansatz, 
was bedeu tet, dass es einen hohen anteil an spezifischer beruflicher Bildung gibt94. 
Bereits im alter von 10 Jahren wird die Wahl zwischen hauptschule und ahs-Unterstufe 
getroffen. Diese frühe Differenzierung führt dazu, dass in Österreich Bildungschancen 
verstärkt sozial vererbt werden: Die Übertrittswahrscheinlichkeit in eine ahs-Unterstufe 
ist bei einem Kind, dessen eltern höchs tens einen Pflichtschulabschluss haben, etwa 
18% in der stadt bzw. 9% am land. Bei Kindern aus akademikerinnenfamilien beträgt 
diese Übertrittswahrscheinlichkeit etwa 70% am land und 85% in der stadt. auch für 
den Übertritt nach der Pflichtschulzeit in die sekundarstufe ii spielt der Bildungshin-
tergrund der eltern eine große rolle: Unabhängig von der besuchten schulform in der 
sekundarstufe i steigt die Wahrscheinlichkeit, eine maturaführende schulform in der 
sekundarstufe ii zu besuchen, mit dem Bildungshintergrund der eltern an (schmid, 
2003, s. 7-8, Bacher, 2004). Die auswertungen der Konsumerhebung 1999/2000 un-
terscheiden nicht nach dem Bildungshintergrund, sondern nach einkommensschichten 
und nach der stellung im erwerbsleben der hauptverdienerinnen der haushalte. Bei 
der Betrachtung der verteilung der schülerinnen verschiedener altersklassen lässt 
sich allerdings die oben beschriebene stratifizierung erahnen: im Pflichtschulalter 
stammen rund 42% der schülerinnen aus arbeiter innenhaushalten (21% aller haus-
halte), im alter von 15 bis 18 Jahren sind es nur mehr 31% der schülerinnen, die aus 
arbeiterinnenhaushalten stammen.
Der Bildungsweg von Kindern korreliert auch mit der höhe des haushaltseinkommens. 
am Übergang von der volksschule in die sekundarstufe sinkt der anteil der elternhaus-
halte im untersten einkommenssegment (nettohaushaltseinkommen bis 1.500 €) von 
33% in der volks schule auf 27% in der 1. Klasse ahs und steigt in der 1. Klasse haupt-
schule auf 45%. Der anteil der elternhaushalte des obersten einkommenssegments 
(über 2.400 €) steigt von 28% in der volksschule auf 40% in der 1. Klasse ahs und 
94 im gegensatz dazu konzentriert sich ein organisationsbestimmter ansatz auf die allgemeine Bildung, arbeitsbezo gene fähigkei
 ten werden erst am arbeitsplatz vermittelt (schmid, 2003, s. 18).
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sinkt auf 18% in der 1. Klasse hauptschule. in der sekundarstufe ii zeigen sich ähnliche 
verhältnisse: in der ahs oberstufe stammen 49% der elternhaushalte aus dem oberen 
einkommenssegment; jedoch stammen in mittleren schulen 42%, in berufsbildenden 
schulen 47% und in den polytechnischen schulen 59% der eltern haushalte aus dem 
unteren einkommenssegment. in den berufsbildenden vollzeitschulen ist die größte 
gruppe der schülerinnen im mittleren einkommenssegment (1.501 € bis 2.400 €) zu 
finden (schlögl - lachmayr, 2004, s. 6f.).
6.4.1.1. Umfang und struktur der schulausgaben
laut Bildungsausgabenstatistik wurden im Jahr 2000 von Bund, ländern und gemein-
den knapp 7,9 mrd. € für die isceD-stufen 1 bis 3 des österreichischen schulsystems 
ausgegeben. eine aufschlüsselung der öffentlichen ausgaben für einzelne schultypen 
innerhalb einer isceD-stufe, beispielsweise getrennte ausgaben für ahs-Unterstufen, 
hauptschulen und sonderschulen (isceD 2, schulstufen 5 bis 8), ist nicht verfügbar. 
Daher werden die öffentli chen schulausgaben je schülerin nach isceD-stufe jedem 
Kind in der entsprechenden alters klasse zugerechnet und entsprechend den Daten 
aus der Konsumerhebung 1999/2000 nach stellung im erwerbsleben der hauptver-
dienerinnen der haushalte bzw. nach einkommens schichten ausgewertet.
von den knapp 7,9  mrd. € öffentlicher ausgaben für schulen (ohne hochschulen) 
entfielen etwa 2,3 mrd. € auf den Primarbereich (isceD 1, schulstufen 1 bis 4), rund 
3 mrd. € auf den sekundarbereich i (isceD 2, schulstufen 5 bis 8) und weitere 2,6 mrd. € 
auf den sekundarbe reich ii (isceD 3, schulstufe 9 und höher). Daraus ergeben sich 
ausgaben von rund 5.700 € pro schülerin des Primarbereichs, 7.200 € pro schülerin 
des sekundarbereichs i und 7.300 € pro schülerin des sekundarbereichs ii.
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6.4.1.2. verteilung der schulausgaben nach stellung im erwerbsleben 
 der hauptverdienerin nen der haushalte
Die öffentlichen schulausgaben variieren mit den unterschiedlichen isceD-stufen 
und somit mit der altersstruktur der schülerinnen. Die verteilung der öffentlichen 
schulausgaben nach der stellung im erwerbsleben der hauptverdienerinnen ist daher 
abhängig von der anzahl und vom alter der schülerinnen in der jeweiligen gruppe.
von den 7,9 mrd. €, die im Jahr 2000 für das schulsystem ausgegeben wurden, ent-
fielen 13% auf haushalte mit selbständig beschäftigten hauptverdienerinnen, die 
8% aller haushalte und 12% aller haushalte mit schülerinnen ausmachten. 77% aller 
öffentlichen ausgaben für das schulsystem gingen an haushalte mit unselbständig 
beschäftigten hauptverdienerinnen, die 50% aller haushalte und 76% aller haushalte 
mit schülerinnen stellten. Die durchschnittlichen öffentlichen schulausgaben je haus-
halt (mit und ohne schülerinnen) betrugen im Jahr 2000 rund 2.400 € (Übersicht 57). 
hohe ausgaben ergaben sich in haus halten von arbeiterinnen (4.670 €), niedrigere 
in haushalten von angestellten (3.040 €), was mit der durchschnittlichen anzahl der 
schülerinnen pro haushalt (schülerinnendichte) zusam menhängt (70 schülerinnen je 
100 haushalte von arbeiterinnen, 45 schülerinnen je 100 haus halte der angestellten). 
allerdings muss bedacht werden, dass nicht alle diese haushalte von den öffentlichen 
schulausgaben profitieren, sondern nur jene, in denen schülerinnen leben.
Die durchschnittlichen ausgaben je schülerin streuten geringfügig um den mittelwert 
von 6.700 € pro Jahr. am höchsten sind die durchschnittlichen ausgaben je schülerin 
in den haus halten der Pensionistinnen (6.990 €), nieder sind sie beispielsweise in 
angestelltenhaushalten (6.690 €, Übersicht 57). Diese verteilung folgt daraus, dass 
in den haushalten der Pensionistin nen ältere schülerinnen leben, die somit teurere 
schulstufen besuchen, wohingegen in den haushalten der angestellten jüngere Kin-
















































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Die ausgaben je haushalt mit schülerinnen betrugen im Durchschnitt 10.300 € pro Jahr. 
Die öffentlichen ausgaben, die haushalte der unselbständig Beschäftigten erhalten, 
lagen nahe dem Durchschnitt, die ausgaben für haushalte von arbeiterinnen waren 
mit 10.790 € gering fügig höher als jene für haushalte der Beamtinnen mit 10.490 € 
(schülerinnendichte 161 bzw. 155).
ein vergleich mit der Umverteilungsstudie 1996 zeigt, dass damals für das referenz-
jahr 1991 1.013.134 schülerinnen abgebildet wurden, im Jahr 2000 waren 1.170.250 
schülerinnen (laut eurostat 1.141.066) dargestellt95. Die verteilung der schülerinnen 
zeigte in haushalten mit unselbständig Beschäftigten einen anstieg des anteils, 
während bei den selbständig Beschäf tigten ein rückgang im vergleich zum Jahr 1991 
zu verzeichnen war.
6.4.1.3. verteilung der schulausgaben nach einkommensschichten
Bei der Betrachtung der verteilung der schulausgaben nach einkommensschichten 
werden, um den direkten vergleich zur studie von 1996 herstellen zu können, nur 
die nicht-selbständi genhaushalte dargestellt, d. h. jene haushalte, in denen keine 
Person selbständig beschäftigt ist. Die öffentlichen schulausgaben für die nicht-
selbständigenhaushalte betrugen im Jahr 2000 rund 6,4 mrd. €.
gemessen an der einkommensverteilung nach dem Bruttomarkteinkommen flossen 
47% dieser ausgaben in das obere terzil, in das untere weniger als 16% (Übersicht 
58). gemessen an der einkommensverteilung nach dem Bruttogesamteinkommen gin-
gen 54% der öffent lichen schulausgaben an das obere terzil und 10% an das untere. 
Zurückzuführen ist dies darauf, dass haushalte mit schülerinnen von transfers profitieren 
und auf der skala der einkommensverteilung nach oben rücken: geordnet nach dem 
95 nach der Umverteilungsstudie aus dem Jahr 1996 lagen die öffentlichen schulausgaben bei 4,3  mrd.  €, im Jahr 2000
 hingegen bei 8 mrd. €. Die Zahl für 1996 ist zu gering und auf statistische abgrenzungsprobleme zurückzuführen.
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Bruttomarkteinkommen gab es in den haushalten des 1. Dezils 35.960 schülerinnen, 
nach dem Bruttogesamteinkommen waren es 14.160.
haushalten des unteren terzils der Bruttomarkteinkommen kamen je 1.050  € an 
öffentlichen schulausgaben, haushalten des oberen terzils je 3.130 € (Übersicht 58) 
zugute. Dies resultiert daraus, dass die öffentlichen schulausgaben je haushalt den 
schülerinnenzahlen entspre chend verteilt sind. 46% aller schülerinnen kamen aus den 
haushalten des oberen terzils, daher entfielen auf jene einkommensschichten auch 
höhere schulausgaben. ein weiterer grund ist, dass die öffentlichen schulausgaben 
mit den isceD-stufen steigen. Knapp 45% der schülerinnen des unteren terzils waren 
im alter von 6 bis 10 Jahren, 32% von 11 bis 14 Jahren und 23% von 15 bis 18 Jahren, 
während aus dem oberen terzil 29% im alter von 6 bis 10 Jahren, 32% von 11 bis 14 Jah-
ren und 39% von 15 bis 18 Jahren waren (abbildung 14). Durch den höheren anteil 
an älteren schülerinnen im oberen terzil ergeben sich somit auch höhere öffentliche 


























































































































































































































































































































































































































































































































































abbildung 14: verteilung der schülerinnen nach altersgruppen nach Bruttomarktein-
























Direkt von den öffentlichen schulausgaben profitieren nur haushalte mit schülerinnen. 
Bei den öffentlichen ausgaben je haushalt mit schülerinnen lässt sich aber eine ähnliche 
vertei lung wie die der öffentlichen schulausgaben je haushalt beobachten. Die höhe 
der öffentli chen schulausgaben hängt vom alter und der durchschnittlichen anzahl 
der schülerinnen je haushalt mit schülerinnen ab. Die öffentlichen schulausgaben 
je haushalt mit schülerinnen waren wieder im oberen terzil mit 10.170 € höher als im 
unteren mit 9.610 € (Übersicht 58).
obwohl ein großer teil der schulausgaben in haushalte mit hohem einkommen 
fließt, nimmt ihre ökonomische Bedeutung mit steigendem haushaltseinkommen 
ab: im Durchschnitt beliefen sich die öffentlichen schulausgaben auf rund 22% der 
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Brutto- bzw. auf rund 30% der nettomarkteinkommen. im untersten Dezil betrugen 
sie 263% des Bruttomarkteinkommens, im obersten nur 11%. hier wird ersichtlich, 
dass die öffentlichen schulausgaben vor allem für untere einkommensschichten 
essentiell sind: für die haushalte des unteren terzils würden die ausgaben für den 
schulbesuch ihrer Kinder einen großteil ihres einkommens betragen. gemessen am 
nettomarkteinkommen ergibt sich ein ähnliches Bild: Die öffentlichen schul ausgaben 
machten im 1. Dezil 289% des nettomarkteinkommens aus, im 10. Dezil 16%. Wird das 
gesamteinkommen, das auch monetäre transfers enthält, als Basis gewählt, sinken 
folglich die relativen anteile der öffentlichen schulausgaben am einkommen. sie be-
trugen im Durchschnitt 20% für die Brutto- und 26% für die nettogesamteinkommen. 
Die schulausgaben machten in relation zum gesamteinkommen im untersten Dezil 
127% und im obersten Dezil 11% des Bruttogesamteinkommens aus bzw. im untersten 
Dezil 129% und im obersten Dezil 16% des nettogesamteinkommens.
Die verteilung der öffentlichen schulausgaben auf die einkommensterzile war sehr 
ähnlich zu jener anfang der neunziger Jahre: 48% (2000 47%) der öffentlichen schul-
ausgaben gingen an das obere terzil, an das untere gingen knapp 16% (16%). Der grund 
dafür ist die nahezu idente verteilung der schülerinnen auf die einkommensterzile: im 
unteren terzil befanden sich 1991 wie 2000 16% aller schülerinnen, im oberen terzil 
befanden sich 1991 47% aller schüler innen und 2000 waren es 46%.
Der Wert des gini-Koeffizienten bewegt sich in den hier verwendeten tabellen, sowohl 
für schul- als auch für hochschulausgaben, zwischen 0,077 und 0,319. Die schul- bzw. 
hochschul ausgaben sind somit gleichmäßiger verteilt als die einkommen: für haus-
halte der oberen einkommensdezile haben die schulausgaben geringere ökonomische 
Bedeutung als für haushalte der unteren einkommensdezile.
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6.4.1.4. verteilung der schulausgaben nach Äquivalenzeinkommensschichten
Wird, wie in der einleitung erläutert, auch die haushaltsgröße und -zusammensetzung 
berück sichtigt und erfolgt die schichtung der haushalte nach dem Äquivalenzeinkommen, 
so rücken haushalte mit mehreren Kindern in der einkommenshierarchie nach unten: 
Bei der schichtung nach dem Bruttoäquivalenzmarkteinkommen wiesen haushalte 
des 1. terzils die höchste schülerinnendichte auf (166 schülerinnen in 100 haushalten 
mit schülerinnen, Übersicht 59). nach dem Bruttomarkteinkommen wiesen dagegen 
haushalte des 2. terzils die höchste schülerinnendichte auf (156 schülerinnen in 
100 haushalten mit schülerinnen, Übersicht 58).
somit verändern sich auch die verteilungswirkungen der schulausgaben: gemes-
sen an der einkommensverteilung nach dem Bruttoäquivalenzmarkteinkommen 
kamen den haushalten des unteren terzils etwa 38% der öffentlichen schulaus-
gaben zugute, dem oberen terzil 24% (Übersicht 59). Unter Berücksichtigung der 
haushaltsgröße und -zusammensetzung wandern also mehrkindhaushalte auf 
der skala der einkommensverteilung nach unten, zuvor, bei der Betrachtung der 
einkommensverteilung nach dem Bruttomarkteinkommen, kamen dem unteren 
terzil 16% und dem oberen terzil 47% zugute (Übersicht 58)96.
96 Werden die monetären transferleistungen einbezogen und wird von Bruttoäquivalenzgesamteinkommen ausgegangen, so gingen 

































































































































































































































































































































































































































































































































































































Die meisten schülerinnen kamen aus haushalten des 3. bis 5. Dezils, in diesen Dezi-
len sind auch die äquivalenten öffentlichen schulausgaben je haushalt am höchsten 
(rund 1.290 €); im 10. Dezil, aus dem die geringste anzahl an schülerinnen stammte, 
waren auch die schul ausgaben je haushalt am niedrigsten (450 €). im vergleich zur 
verteilung nach dem Brutto markteinkommen entfielen auf das untere terzil statt 16% 
der schülerinnen nun 38%, auf das obere terzil statt 47% nun 24% (Übersicht 58, 
Übersicht 59).
Wie vorhin streuen die ausgaben je schülerin nach einkommensschichten wenig, die 
höchs ten ausgaben je schülerin fielen im 10. Dezil an, die niedrigsten im 4. Dezil. 
Diese verteilung hängt nun nicht nur von der altersstruktur der schülerinnen, sondern 
auch von der haushalts größe und -zusammensetzung ab. Die äquivalenten öffentli-
chen schulausgaben für schüler innen des unteren terzils, die in summe jünger sind, 
betrugen 2.960 €; jene für schülerinnen des oberen terzils, die in summe älter sind, 
3.080 € (Übersicht 59). Die verteilung der ausga ben je haushalt mit schülerinnen 
hängt von der durchschnittlichen anzahl an schülerinnen dieser haushalte und vom 
alter der schülerinnen sowie von der haushaltsgröße und -zusam mensetzung ab. Die 
aufwendungen je haushalt mit schülerinnen waren im unteren terzil um 15% höher als 
im oberen terzil. ohne Berücksichtigung der haushaltsgröße und -zusammen setzung 
wies das 1. terzil um 5,5% niedrigere ausgaben aus als das 3. terzil.
Werden die äquivalenten öffentlichen schulausgaben je haushalt mit schülerinnen in 
rela tion zum Äquivalenzeinkommen gesetzt, so wird wieder die Progressivität öffentli-
cher schul ausgaben ersichtlich: Die ausgaben für das untere terzil betrugen 61% des 
netto- und 48% des Bruttoäquivalenzmarkteinkommens dieses terzils, jene für das obere 
terzil machten 17% des netto- und 12% des Bruttoäquivalenzmarkteinkommens aus. 
Werden auch die transfers berücksichtigt und das Bruttoäquivalenzgesamteinkommen 
zugrunde gelegt, so ergaben sich im oberen terzil keine nennenswerten veränderungen. 
im unteren terzil tritt aber die Bedeutung der transferleistungen deutlich hervor: Die 
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relation der äquivalenten schulaus gaben zum nettoäquivalenzgesamteinkommen 
sank um 14  Prozentpunkte auf 47% und jene an den Bruttoeinkommen um rund 
9 Prozentpunkte auf 39%. Die Progres sivität kommt auch in den gini-Koeffizienten klar 
zum ausdruck, die negative Werte annehmen und zwischen -0,247 und -0,050 liegen.
6.4.2. verteilungswirkungen öffentlicher hochschulausgaben
Da auf grundlage der Konsumerhebung 1999/2000 zwischen schülerinnen und studie-
renden nur nach dem alter unterschieden werden kann97, können auch die öffentlichen 
ausgaben für Personen, die älter als 18 Jahre sind, nicht nach ihrer ausbildung diffe-
renziert werden. somit umfasst „hochschulbildung“ im folgenden die isceD-stufen 4 
(Postsekundarbereich, nichttertiär), 5B (nichtuniversitärer tertiärbereich) und 5a/6 
(universitärer tertiärbereich). Der nichttertiäre Postsekundarbereich umfasst Kollegs 
und akademien. Der Besuch von staat lich oder öffentlich geführten akademien ist 
kostenlos, für den Besuch von privaten akade mien müssen ausbildungs- oder stu-
diengebühren bezahlt werden. Der tertiärbereich ist unter teilt in Universitäten und 
fachhochschulen. Die universitäre ausbildung wird vom öffentlichen sektor bestrit-
ten, zwischen Wintersemester 2001/02 und Wintersemester 2008/09 mussten alle 
studierenden einen studienbeitrag in der höhe von 363,36 € pro semester leisten 
(guger et al., 2009, abschnitt 6.4.3.2.2). fachhochschulen stand es immer schon frei 
diese studienge bühren einzuheben. Der anteil von studierenden in privaten Bildungs-
einrichtungen ist im nichtuniversitären tertiärbereich (Kollegs, akademien usw.) mit 
35% am höchsten (Biffl, 2002, s. 288).
in der Umverteilungsstudie 1996 wurden studierendenhaushalte ihren elternhaushal-
ten zuge rechnet, da davon ausgegangen wurde, dass sie ökonomisch von ihren eltern 
abhängig sind. laut studierenden-sozialerhebung 2006 erhält auch ein großteil der 
97 schülerinnen sind Kinder von 6 bis 18 Jahren, studierende sind Personen ab 19 Jahre, die sich in ausbildung befinden oder aus
 bildungsleistungen (stipendien, Beihilfen) erhalten.
UmverteilUng DUrch staatsaUsgaBen
239
studierenden sowohl finanzielle Unterstützung als auch naturalleistungen von ihren 
eltern, und auch diverse Beihil fen sind abhängig vom einkommen der eltern (Unger 
- Wroblewski, 2007, s. 195). eine Zurech nung der studierendenhaushalte zu ihren el-
ternhaushalten auf Basis der studierenden-sozial erhebung ist jedoch nicht möglich, 
da dort ein schichtindex98 verwendet wird, der nicht auf die schichteinteilung dieser 
studie anwendbar ist.
6.4.2.1. Umfang und struktur der hochschulausgaben
Die öffentlichen ausgaben im Jahr 2000 für die isceD-stufen 4 bis 6 betrugen knapp 
1,6 mrd. € und gestalteten sich folgendermaßen: für einrichtungen in isceD 4 wur-
den 96 mio. € ausgegeben, für isceD 5B 202 mio. € und für isceD 5a/6 1,6 mrd. €99.
somit entfie len 84% der öffentlichen Bildungsausgaben, die für Personen ausgegeben 
wurden, die älter als 18 Jahre waren und am formalen Bildungswesen teilnahmen, 
auf studierende an Universi täten und fachhochschulen. im Weiteren wird daher trotz 
einbeziehung des postsekundaren und des nichtuniversitären tertiären Bildungs-
bereichs generell von „studierenden“ gespro chen100. 
Da es nicht möglich ist, zwischen den verschiedenen isceD-stufen zu differenzieren, 
werden für alle studierenden dieselben öffentlichen ausgaben pro Person angenommen, 
wodurch die verteilung der aufwendungen der verteilung der studierenden entspricht. 
laut Konsum erhebung 1999/2000 wurden in Österreich 185.432 studierende abgebildet, 
laut eurostat gab es jedoch im Jahr 2000 in Österreich 317.707 studierende, woraus 
98 in den studierenden-sozialerhebungen werden die eltern der studierenden nach einem schichtindex, der ausbil
 dung und stellung im erwerbsleben berücksichtigt, eingeteilt. in die hohe soziale schicht fallen beispielsweise akademi 
 kerinnen, die als freiberuflerinnen, Unternehmerinnen mit angestellten sowie Beamtinnen bzw. angestellte mit lei 
 tungsfunktionarbeiten (Unger - Wroblewski, 2007, s.  48 und s.  271). Die studierenden wurden auch nach dem einkom 
 men ihrer eltern befragt; in der studierenden-sozialerhebung 2006 liegen jedoch nur angaben von 45% der studieren 
 den zum einkommen des vaters und nur von 58% der studierenden zum einkommen der mutter vor (Unger - Wroblewski, 
 2007, s. 53).
99 Der forschungsanteil des Bundes und öffentliche ausgaben für klinischen mehraufwand wurden aus den öffent lichen
 ausgaben für die isceD-stufen 4 bis 6 herausgerechnet. 
100 auch in den vergleichbaren studien sturn - Wohlfahrt (1999) und guger (1994) wird nicht zwischen verschie denen post sekunda
 ren und tertiären Bildungseinrichtungen unterschieden.
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sich öffentliche hochschul ausgaben je studentin von 5.000 € ergeben. aufgrund des 
Unterschieds zur offiziellen statistik werden im folgenden keine Werte je studentin 
ausgewiesen, sondern nur gesamtgrößen. es wird jedoch davon ausgegangen, dass 
sich die gesamtheit der studierenden wie die hier abgebildeten studierenden verteilt.
Welcher anteil der ausgaben des Bundes in die einzelnen hochschuleinrichtungen 
bzw. in die einzelnen studienrichtungen fließt, kann mit den Daten nicht berechnet 
werden, weswegen eine Untersuchung, wie hoch die öffentlichen ausgaben für ein-
zelne studienrichtungsgrup pen sind, nicht möglich ist. nach dem Bericht zur sozialen 
lage der studierenden aus dem Jahr 1999 studieren 36% der studienanfängerinnen 
aus arztfamilien medizin oder veterinär medizin (Wroblewski - Unger - schmutzer-
hollensteiner, 1999, s. 83). nach der studierenden-sozialerhebung 2006 stammen 
36% der medizinstudierenden aus einem elternhaus der „hohen“ schicht (Unger - 
Wroblewski, 2007, s. 51). ob medizin tatsächlich ein teureres studium ist und somit 
Kinder höherer einkommensschichten dazu tendieren, teurere studien zu bele gen, 
kann hier nicht analysiert werden.
6.4.2.2. verteilung der hochschulausgaben nach stellung im erwerbsleben 
 der hauptverdie nerinnen der haushalte 
haushalte mit selbständig Beschäftigten machten in der Konsumerhebung 1999/2000 
8% der haushalte aus. in ihnen lebten 14% aller studierenden. Die hauptverdienerinnen 
von 50% aller haushalte waren unselbständig beschäftigt. auf diese haushalte entfielen 
54% aller studieren den, weswegen ihnen nach der hier verwendeten methode auch 
54% des hochschulauf wandes zugute kamen. 28% der studierenden stammten aus 
angestelltenhaushalten, 14% aus arbeiterinnenhaushalten und 12% stammten aus 
den haushalten der Beamtinnen. Diese verteilung entspricht, werden nur selbständig 
und unselbständig Beschäftigte berücksichtigt, den Daten des Berichts zur sozialen 
lage der studierenden (Wroblewski - Unger - schmutzer-hollensteiner, 1999, s. 96).
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Da wir von einheitlichen Kosten für alle studierenden ausgehen, variieren die öffent-
lichen hochschulausgaben proportional mit der anzahl der studierenden: für stu-
dierende aus haushalten mit selbständig Beschäftigten wurden 14% der öffentlichen 
hochschulausgaben ausgegeben, für studierende aus haushalten der unselbständig 
Beschäftigten 54%.
Die ausgaben je haushalt variieren mit der durchschnittlichen anzahl an studierenden 
je haushalt: Die studierendendichte war in den haushalten der selbständig tätigen 
hauptver dienerinnen (10 studierende in 100 haushalten) und in den haushalten der 
Beamtinnen (9 studierende in 100 haushalten) hoch. Die höchste durchschnittliche 
anzahl an studieren den wiesen natürlich haushalte der schülerinnen und studierenden 
auf (107 studierende in 100 haushalten). auf Basis der Konsumerhebung 1999/2000 
ist es nicht möglich, diese haus halte ihren elternhaushalten zuzuweisen.
von öffentlichen hochschulausgaben profitieren direkt nur haushalte mit studierenden. 
Die ausgaben je haushalt mit studierenden variieren mit der höhe der durchschnitt-
lichen anzahl an studierenden in diesen haushalten: Die haushalte der angestellten 
und Beamtinnen mit studierenden wiesen eine studierendendichte von 112 bzw. 111 
studierenden in 100 haus halten auf, daher kamen diesen haushalten auch hohe 
ausgaben zugute. niedrige ausga ben je haushalt mit studierenden gingen an die 
haushalte der arbeiterinnen, die eine studie rendendichte von 104 studierenden in 
100 haushalten aufwiesen. studierendenhaushalte wiesen hier eine studierenden-
dichte von 108 auf (Übersicht 60).
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den wiesen natürlich Haushalte der SchülerInnen und Studierenden auf (107 Studierende in 
100 Haushalten). Auf Basis der Konsumerhebung 1999/2000 ist es nicht möglich, diese Haus-
halte ihren Elternhaushalten zuzuweisen. 
Von öffentlichen Hochschulausgaben profitieren direkt nur Haushalte mit Studierenden. Die 
Ausgaben je Haushalt mit Studierenden variieren mit der Höhe der durchschnittlichen Anzahl 
an Studierenden in diesen Haushalten: Die Haushalte der Angestellten und BeamtInnen mit 
Studierenden wiesen eine Studierendendichte von 112 bzw. 111 Studierenden in 100 Haus-
halten auf, daher kamen diesen Haushalten auch hohe Ausgaben zugute. Niedrige Ausga-
ben je Haushalt mit Studierenden gingen an die Haushalte der ArbeiterInnen, die eine Studie-
rendendichte von 104 Studierenden in 100 Haushalten aufwiesen. Studierendenhaushalte 
wiesen hier eine Studierendendichte von 108 auf (Übersicht 60). 
Übersicht 60: Öffentliche Hochschulausgaben nach Stellung im Erwerbsleben der Hauptver-
dienerInnen der Haushalte, 2000 
 
 Haushalte Studierende Jährliche 
Hochschul-
ausgaben 
 Insgesamt Mit Studie-
renden 






 Anzahl Mio. € 
       
Unselbständig Beschäftigte 1.628.346 91.802 100.673 6 110 862 
Angestellte, Vertragsbe-
dienstete 693.174 46.176 51.797 7 112 444 
ArbeiterInnen 679.562 25.207 26.203 4 104 224 
BeamtInnen 255.610 20.420 22.673 9 111 194 
Selbständige und mithel-
fende Personen 257.629 20.556 25.501 10 124 218 
PensionistInnen 1.145.818 14.335 15.709 1 110 135 
SchülerInnen, Studierende 36.676 36.188 39.207 107 108 336 
Arbeitslose, nicht berufs-
tätige Hausfrauen, -män-
ner, Präsenz-, Zivildiener, 
Personen in Elternkarenz 170.782 4.228 4.342 3 103 37 
       
Insgesamt 3.239.251 167.110 185.432 6 111 1.589 
Q: Bildungsausgabenstatistik, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. 
6.4.2.3 Verteilung der Hochschulausgaben nach Einkommensschichten 
Die Analyse nach Einkommensschichten erfolgt auch hier ohne Haushalte mit selbständig 
beschäftigten Personen, um die Vergleichbarkeit zur Umverteilungsstudie von 1996 zu 
gewährleisten.  
Werden die Einkommensschichten nach dem Bruttomarkteinkommen berechnet, so befan-
den sich in den Haushalten des unteren Terzils 32% der Studierenden, in jenen des oberen 
6.4.2.3. verteilung der hochschulausgaben nach einkommensschichten
Die analyse nach einkommensschichten erfolgt auch hier ohne haushalte mit selb-
stän ig beschäftigten Person , um di  vergleichbarkeit zur Umv rteilungsstudie von 
1996 zu gewährleisten. Werden die einkommensschichten nach dem Bruttomarkt-
einkommen berechnet, so befan den sich in den haushalten des unteren terzils 32% 
der studierenden, in jenen des oberen terzils 44%. auf den ersten Blick - und ohne 
Berücksichtigung der haushaltsgröße und -zusam mensetzung - wird somit das höhere 
Bildungsangebot überwiegend von Kindern aus wohlha benderen haushalten genutzt. 
Den höchsten anteil an studierenden101 wiesen jedoch das 1. Dezil mit 22% und 
das 10. Dezil mit ebenfalls 22% der studierenden auf102.
101 Den geringsten studierendenanteil haben das 2. und 3. Dezil, in denen sich vorwiegend Pensionistinnen befinden. 
102 Werden die einkommensschichten nach dem Bruttogesamteinkommen berechnet, so ergeben sich nur leichte verschiebungen
 der studierenden von unten nach oben.
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Bei dem hohen anteil an studierenden im 1. Dezil muss bedacht werden, dass in dieser 
studie haushalte mit studierenden als hauptverdienerinnen nicht ihren elternhaus-
halten zugerech net werden können. Werden nur studierende, die in elternhaushalten 
leben, berücksichtigt, verringert sich der anteil der studierenden im 1. Dezil103. Dem 
Bericht zur sozialen lage der studierenden 1999 ist zu entnehmen, dass eher Kinder 
aus höheren sozialen schichten alleine leben104 (Wroblewski - Unger - schmutzer-
hollensteiner, 1999, s. 113). es ist davon auszu gehen, dass diese studierenden von 
ihren eltern unterstützt werden105 und somit eigentlich höheren einkommensschichten 
angehören. Bei den folgenden Zahlen ist daher zu bedenken, dass die Werte für das 
1. Dezil überschätzt werden.
Betrachtet nach dem Bruttomarkteinkommen, stiegen mit ausnahme des 1. Dezils die 
studie rendenzahlen je haushalt mit dem einkommen; die hochschulausgaben für haus-
halte verhiel ten sich ebenso. insgesamt flossen in das obere terzil 44% der gesamten 
jährlichen hochschul ausgaben, in das untere terzil 32% (Übersicht 61). obwohl ein 
größerer anteil an hochschulausgaben in die oberen einkommensschichten fließt, wirken 
sie nach der hier verwendeten Datenbasis progressiv auf die einkommensvertei lung: 
Die relation der hochschulausgaben je haushalt mit studierenden zum einkommen 
nimmt mit steigendem einkommen ab. sie betrug für haushalte des 1. Dezils 126% 
und für haushalte des oberen Dezils 9% des nettomarkteinkommens bzw. gemessen 
am Bruttomarkt einkommen 122% im 1. Dezil und 6% im 10. Dezil. Werden die einkom-
103 Da die fallzahlen für eine solche auswertung zu gering sind, werden genaue Berechnungen in abschnitt  6.4.2.4 für 
 Äquivalenzeinkommensschichten ausgeführt.
104 21% der studierenden, deren vater freiberuflich oder selbständig tätig ist und 22% der studierenden, deren vater leiten
 der angestellter oder Beamter ist, jedoch nur 14% der studierenden, deren vater arbeiter ist, leben in eigenen haushal 
 ten.  väter von studierenden in Wohngemeinschaften sind zu 19% freiberuflich oder selbständig tätig, aber es sind auch 
 17% der väter von studierenden, die in Wohngemeinschaften leben, arbeiter (Wroblewski - Unger - schmutzer-hol 
 lensteiner, 1999, s.  113). Da jedoch aufgrund der studierendendichte in haushalten von schülerinnen und studierenden 
 mit studierenden (108) davon ausgegangen werden kann, dass nur wenige dieser haushalte Wohngemeinschaften sind 
 und die meisten der studierenden in eigenen haushalten allein wohnen, ist es nahe liegend, dass viele dieser studie 
 renden finanziell von ihren eltern unterstützt werden.  
105 Die Unterstützung der studierendenhaushalte durch ihre eltern basiert auf der gesetzlichen Unterhaltspflicht für studie
 rende Kinder. auch die familienbeihilfe wird an die eltern von studierenden ausbezahlt (Pechar, 1998, s.  2). aus der 
 Konsumerhebung 1999/2000 geht hervor, dass 70% der haushalte mit studierenden im 1.  Dezil finanzielle Zuwen 
 dungen aus anderen haushalten erhielten, die rund 60% des nettoeinkommens ausmachten. es ist naheliegend, dass 




mensschichten nach dem Bruttogesamteinkommen berechnet, so sank die Bedeutung 
der hochschulausgaben für die haushalte in den unteren Dezilen deutlich (75% ge-
messen am Bruttoeinkommen bzw. 76% gemessen am nettoeinkommen im 1. Dezil), 
da deren einkommen finanzielle transfers enthalten; im obersten Dezil ergaben sich 
keine nennenswerten Änderungen.
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einkommen 122% im 1. Dezil und 6% im 10. Dezil. Werden die Einkommensschichten nach 
d m Bruttogesamteinkom en berechnet, so sank die Bedeutung der H chschulausgab n 
für die Haushalte in den unteren Dezilen deutlich (75% gemessen am Bruttoeinkommen bzw. 
76% gemessen am Nettoeinkommen im 1. Dezil), da deren Einkommen finanzielle Transfers 
enthalten; im obersten Dezil ergaben sich keine nennenswerten Änderungen. 
Übersicht 61: Öffentliche Hochschulausgaben nach Bruttomarkteinkommen der Nicht-Selb-
ständigenhaushalte, 2000 
 
 Haushalte Studierende  Jährliche öffentliche Hochschulausgaben 
 Mit Studie-
renden 
Insgesamt Je 100 Haus-
halte mit 
Studierenden 




Anzahl  Mio. € Anteile in % In % des 
Nettomarkt-
einkommens 
In % des 
Bruttomarkt-
einkommens 
        
1. Terzil 45.564 49.251 108  422 32,0 76,2 69,6 
2. Terzil 35.502 36.365 102  312 23,6 20,7 15,9 
3. Terzil 60.943 68.371 112  586 44,4 10,8 7,5 
         
Insgesamt 142.009 153.988 108  1.319 100,0 17,6 12,7 
         
Gini-Koeffizient     0,077   
Q: Bildungsausgabenstatistik, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Zur Definition des Gini-Koeffizienten 
siehe Kapitel 9. − ¹) Für die Relation der Hochschulausgaben zum Einkommen wurde der Unterrepräsentation der 
Studierenden Rechnung getragen und daher die Ausgabenhöhe je Haushalt mit Studierenden angepasst. 
In der Umverteilungsstudie von 1996 kam knapp ein Viertel aller Studierenden aus der unteren 
Hälfte der Einkommensverteilung (wobei 7% der Haushalte, aus denen Studierende stamm-
ten, keine Angaben über ihr Einkommen machten). 22% der Studierenden kamen aus Haus-
halten des obersten Dezils. Im Jahr 2000 stammten ebenfalls 22% der Studierenden aus dem 
obersten Dezil, allerdings kamen auch 22% aus Haushalten des 1. Dezils. Dieser Anteil betrug 
in der Vorgängerstudie 3%, wohl vor allem deshalb, da 1996 die Studierendenhaushalte den 
Haushalten ihrer Eltern zugewiesen wurden, was hier nicht möglich ist. Insgesamt studierten 
2000 etwas mehr Personen als 1996, auch die Hochschulausgaben stiegen − wie schon 
erwähnt − seit 1996 von 1,4 Mrd. € auf 1,6 Mrd. € an. Allerdings wurde, wie Sturn − Wohlfahrt 
(1999, S. 250) anmerken, in der Studie 1996 von höheren Ausgaben ausgegangen, da sowohl 
die Forschungsausgaben als auch die Ausgaben für den klinischen Mehraufwand mit in die 
Hochschulausgaben einberechnet wurden. Mit Ausnahme des 1. Dezils, das aufgrund der zu 
hohen Studierendenzahlen 22% aller Hochschulausgaben erhielt, ist die ungleiche Verteilung 
der Hochschulausgaben auf die verschiedenen Einkommensschichten ohne Berücksichti-
gung der Größe und Zusammensetzung der Haushalte seit 1996 nahezu gleich geblieben. 
in der Umverteilungsstudie von 1996 kam knapp ein viertel aller studierenden aus 
d r unteren hälfte der einkom ensverteilu g (wob i 7% der haushalte, aus denen 
studierende stamm ten, keine angaben über ihr einkommen machten). 22% der 
studierenden kamen aus haus h ten s o ersten Dezils. im Jahr 2000 stammten 
ebenfalls 22% der studierenden aus dem obersten Dezil, allerdings kamen auch 22% 
aus haushalten des 1. Dezils. Dieser anteil betrug in der vorgängerstudie 3%, wohl 
vor allem deshalb, da 1996 die studierendenhaushalte den haushalten ihrer eltern 
zugewiesen wurden, was hier nicht möglich ist. insgesamt studierten 2000 etwas mehr 
Personen als 1996, auch die hochschulausgaben stiegen - wie schon erwähnt - seit 
1996 von 1,4 mrd. € auf 1,6 mrd. € an. allerdings wurde, wie sturn - Wohlfahrt (1999, 
s. 250) anmerken, in der studie 1996 von höheren ausgaben ausgegangen, da sowohl 
die forschungsausgaben als auch die ausgaben für den klinischen mehraufwand mit 
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in die hochschulausgaben einberechnet wurden. mit ausnahme des 1. Dezils, das 
aufgrund der zu hohen studierendenzahlen 22% aller hochschulausgaben erhielt, ist 
die ungleiche verteilung der hochschulausgaben auf die verschiedenen einkommens-
schichten ohne Berücksichti gung der größe und Zusammensetzung der haushalte seit 
1996 nahezu gleich geblieben.
6.4.2.4. verteilung der hochschulausgaben nach Bruttoäquivalenz- 
 einkommensschichten
Wie bereits in der analyse der schulausgaben ist auch hier eine Betrachtung der einkom-
mensverteilung nach dem Bruttoäquivalenzeinkommen der nicht-selbständigenhaus-
halte notwendig. studierende kommen in der regel aus mehrpersonenhaushalten, bei 
denen beachtet werden muss, dass ihr haushaltseinkommen für mehrere Personen 
verwendet wird. Durch die Berücksichtigung der haushaltsgröße und -zusammenset-
zung mit hilfe der Äquiva lenzzahlen bewegen sich diese haushalte auf der skala der 
einkommensverteilung nach unten106.
in der Darstellung nach dem Äquivalenzeinkommen fanden sich wieder 22% der 
studie renden im untersten Dezil, im obersten Dezil waren es jedoch nur knapp 8%. Wie 
bereits in abschnitt 6.4.2.3 erwähnt, ist der sehr hohe anteil studierender im 1. Dezil 
darauf zurückzu führen, dass studierendenhaushalte nicht ihren elternhaushalten 
zugerechnet werden können und somit nicht festgestellt werden kann, ob diese stu-
dierenden eigentlich höheren einkom mensschichten zugerechnet werden müssten. 
Die finanziellen Zuwendungen von anderen haushalten erreichten hier zwei Drittel des 
nettoeinkommens. Werden studierende, die alleine oder in Wohngemeinschaften leben, 
nicht berücksichtigt, so verringerte sich der anteil der studierenden im 1. Dezil von 
106 allerdings wird hier auch für studierendenhaushalte, in denen mehrere Personen leben, die haushaltsgröße und -zu
 sammensetzung berücksichtigt, obwohl beispielsweise bei Wohngemeinschaften meist nicht von einer aufteilung des 
 einkommens auf den haushalt ausgegangen werden kann. 
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22% auf 7%. Werden nur studierende berücksichtigt, die in elternhaushalten leben, so 
verringerte sich dieser anteil noch mehr (wegen der zu geringen anzahl an fällen kann 
hier kein Wert ausgewiesen werden). Dies spricht dafür, dass tatsäch lich sehr viele der 
studierenden des 1. Dezils in eigenen haushalten wohnen107; es ist nahe liegend, dass 
sie von ihren eltern auch durch nicht-finanzielle Zuwendungen unterstützt wer den.
für eine Überschätzung der Umverteilungswirkungen von oben nach unten in dieser 
studie spricht zudem, dass alle Personen über 18 Jahre, die sich in ausbildung befin-
den, als „studie rende“ gezählt werden. hierzu zählen auch jene, die eine ausbildung 
im Postsekundarbereich oder im nichtuniversitären tertiärbereich absolvieren, wie 
beispielsweise schülerinnen der 4. und 5. Jahrgänge von berufsbildenden schulen, 
schülerinnen von schulen für gesundheits- und Krankenpflege, Kollegs und akademien 
(isceD-stufen 4 und 5B, Übersicht 56), die tendenziell aus niedrigeren einkommens-
schichten als studierende an fachhochschulen oder Universitäten kommen108. Bei 
der Betrachtung der verteilung der öffentlichen hochschulaus gaben nach einkom-
mensschichten werden außerdem nur haushalte einbezogen, in denen keine Person 
selbständig beschäftigt ist. somit werden für das Jahr 2000 17% der studierenden bei 
der Betrachtung nach einkommensschichten nicht berücksichtigt, die, da haushalte 
der selbständigen bezüglich ihres einkommens und ihrer steuerleistung tendenziell 
der gruppe der einkommensstarken haushalte angehören, in höhere einkommens-
107 Wird die stipendienverteilung aller studierenden nach terzilen betrachtet, so erhielten studierende des unteren terzils
 53% aller äquivalenten stipendien. lässt man jene studierenden, die alleine oder mit anderen studierenden zusammen 
 wohnen, unberücksichtigt, so reduzierte sich der anteil des unteren terzils auf 29%, was dafür spricht, dass unter den 
 studierenden, die in eigenen haushalten wohnen, ein wesentlicher teil jener enthalten ist, die stipendien erhalten und 
 somit tatsächlich eher niedrigeren einkommensschichten angehören. ein weiteres indiz dafür ist der Bericht zur sozialen 
 lage der studierenden aus dem Jahr 1999, der besagt, dass der größte anteil der Bezieherinnen von studienbeihilfe in 
 Wohngemeinschaften (23%) lebt, 15% leben in einem eigenen haushalt und weitere 15% in einem haushalt mit Partne 
 rin (Wroblewski - Unger - schmutzer-hollensteiner, 1999, s. 167).
108 im Datensatz eU-silc  2005 wurde die finanzielle situation eines haushalts, in dem eine Person lebte, als sie 14  Jahre
 alt war, nach ihrem höchstem Bildungsabschluss untersucht. von den Personen, die einen abschluss einer berufsbil 
 denden höheren schule haben, lebten im alter von 14  Jahren 9% in sehr guten finanziellen verhältnissen, von jenen, die 
 ein Universitätsstudium, eine akademie oder eine fachhochschule abgeschlossen haben, 13%; von jenen, die ein Dok 
 toratsstudium abgeschlossen haben, 20%. in guten finanziellen verhältnissen lebten rund 35% derer, die eine berufs 
 bildende höhere schule, ein studium, eine fachhochschule, eine akademie oder Doktoratsstudium abge schlossen ha 
 ben. finanziell schlecht gestellt waren 13% derer, die eine berufsbildende höhere schule abgeschlossen haben, 14% 
 derer, die ein studium, eine fachhochschule oder eine akademie abgeschlossen haben, sowie 9% derer, die ein Dokto 
 ratsstudium abgeschlossen haben. 
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dezile fallen würden109. aufgrund der drei genannten gründe überschätzt diese studie 
Umverteilungswirkungen der hochschulausgaben von oben nach unten110.
Das 1. terzil der einkommensverteilung aller haushalte mit studierenden erhielt 50% 
der äqui valenten öffentlichen hochschulausgaben, das 2. terzil 25,5% und das 3. terzil 
24,5% (Übersicht 62). Bleiben studierende, die alleine oder mit anderen studierenden 
wohnen, unberücksichtigt, so erhielt das 1. terzil 22% aller äquivalenten öffentlichen 
hochschulausga ben, das 2. terzil 41% und das 3. terzil 38%. Werden nur studierende in 
elternhaushalten einbe zogen, so erhielt das 1. terzil 15% aller äquivalenten öffentlichen 
hochschulausgaben, das 2. terzil 44% und das 3. terzil 41%111. Die hochschulausgaben 
je haushalt variieren mit der studierendendichte je haushalt mit studierenden: im 
1. Dezil lebten in 100 haushalten mit studierenden 110 studierende, im 10. Dezil waren 
es 117 studierende. Die Progression der verteilungswirkung der hochschulausgaben 
verstärkt sich bei der Betrach tung nach dem Äquivalenzeinkommen: in relation zum 
einkommen machten die jährlichen äquivalenten öffentlichen hochschulausgaben 
am einkommen des untersten Dezils 132% des nettoäquivalenzmarkteinkommens 
aus (gemessen am nettomarkteinkommen waren es 126%), gemessen am Bruttoäqui-
valenzmarkteinkommen 126% (am Bruttomarkteinkommen 122%). in den höheren 
einkommensgruppen sinkt dagegen die relative Bedeutung der hoch schulausgaben 
in der Äquivalenzeinkommensbetrachtung. im obersten Dezil waren die relationen 
zum Bruttoäquivalenzmarkteinkommen um rund 2 Prozentpunkte niedriger als zum 
Bruttomarkteinkommen. 
109 sturn - Wohlfahrt (1999, s.  272-285) legen dar, dass rund die hälfte aller studierenden aus selbständigenhaus halten
 aus dem unteren einkommensdrittel stammt. allerdings wird vermutet, dass die in den amtlichen statistiken verzeich 
 neten niedrigen einkommen vieler selbständigenhaushalte nicht der realität entsprechen.
110 Die ergebnisse von sturn - Wohlfahrt (1999, s.  261f.) zeigen, dass untere einkommensschichten höhere leistungen er
 halten; vergleichbare studien für Deutschland sind sternberg (2001) und Barbaro (2002), die auch von einer Umvertei 
 lung zugunsten unterer (gewichteter) einkommensschichten sprechen. guger (1994) erhält hingegen ergebnisse, die für 
 eine Umverteilung von unten nach oben sprechen; ebenso wie grüske (1994) für Deutschland verwendet er allerdings 
 nicht die gewichteten haushaltseinkommen. für einen Überblick der literatur zu den verteilungswirkungen der öffentli 
 chen hochschulausgaben im Querschnitt siehe sturn -  Wohlfahrt (1999, s. 189-207).
111 gemessen an den Bruttoäquivalenzgesamteinkommen, also an den Äquivalenzeinkommen zuzüglich der äqui valenten
 monetären transfers, bewegen sich haushalte mit studierenden, die stipendien erhalten, auf der skala der einkom 
 mensverteilung nach oben. im 1.  Dezil sind nun mit 19% weniger studierende enthalten als vorhin bei der Betrachtung 
 nach dem Bruttoäquivalenzmarkteinkommen (22%). im obersten Dezil sind es mit 8,2% etwas mehr studierende (7,7%).
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Nettoäquivalenzmarkteinkommens aus (gemessen am Nettomarkteinkommen waren es 
126%), gemessen am Bruttoäquivalenzmarkteinkommen 126% (am Bruttomarkteinkommen 
122%). In den höheren Einkommensgruppen sinkt dagegen die relative Bedeutung der Hoch-
schulausgaben in der Äquivalenzeinkommensbetrachtung. Im obersten Dezil waren die 
Relationen zum Bruttoäquivalenzmarkteinkommen um rund 2 Prozentpunkte niedriger als zum 
Bruttomarkteinkommen.  
Übersicht 62: Äquivalente öffentliche Hochschulausgaben nach Bruttoäquivalenzmarktein-
kommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2000 
 
 Haushalte Studierende  Jährliche äquivalente öffentliche Hochschulausgaben 
 Mit Studie-
renden 
Insgesamt Je 100 Haus-
halte mit 
Studierenden 













        
1. Terzil 53.828 58.275 108  389 50,0 66,4 59,1 
2. Terzil 46.199 49.155 106  199 25,5 17,7 13,1 
3. Terzil 41.982 46.558 111  191 24,5 10,0 6,9 
         
Insgesamt 142.009 153.988 108  779 100,0 21,5 15,7 
         
Gini-Koeffizient     −0,247   
Q: Bildungsausgabenstatistik, Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. Zur Definition des Gini-Koeffizienten 
siehe Kapitel 9. − ¹) Für die Relation der Hochschulausgaben zum Einkommen wurde der Unterrepräsentation der 
Studierenden Rechnung getragen und daher die Ausgabenhöhe je Haushalt mit Studierenden angepasst. 
Werden auch die Transfers berücksichtigt und wird das Äquivalenzgesamteinkommen zugrun-
de gelegt, so erhielten Haushalte mit Studierenden des 1. Dezils 84% ihres Nettoeinkommens 
und 82% ihres Bruttoeinkommens an äquivalenten öffentlichen Hochschulausgaben. Haus-
halte des letzten Dezils erhielten 7%, respektive 5% ihres Einkommens an öffentlichen Hoch-
schulausgaben. Es wird deutlich, dass selbst eine teilweise Finanzierung der Kosten der 
Hochschulbildung für die ärmeren Einkommensschichten nahezu unmöglich wäre. 
6.4.3 Verteilungswirkungen des österreichischen Bildungssystems 2005 
Für das Jahr 2005 werden die SchülerInnen- und Studierendenzahlen sowie die Daten für die 
Haushalte, aus denen sie stammen, aus EU-SILC 2006 verwendet. Die öffentlichen Bildungs-
ausgaben stammen aus der Bildungsausgabenstatistik 2005. Es gelten dieselben Klassifikatio-
nen und Berechnungsarten wie für das Jahr 2000.  
  
W rd n auch die transfers berücksichtigt und wird das Äquivalenzg samteinkommen 
zugrun de gelegt, so erhielten haushalte mit studierenden des 1. Dezils 84% ihres 
nettoeinkommens und 82% ihres Bruttoei kommens a  äquivalenten öffentlichen 
hochschulausgaben. haus halte des letzten Dezils erhielten 7%, respektive 5% ihres 
einkommens an öffentlichen hoch schulausgaben. es wird deutlich, dass selbst eine 
teilweise finanzierung der Kosten der hochschulbildung für die ärmeren einkommens-
schichten nahezu unmöglich wäre.
6.4.3. verteilungswirkungen des österreichischen Bildungssystems 2005
für das Jahr 2005 werden die schülerinnen- und studierendenzahlen sowie die Daten 
für die haushalte, aus denen sie stammen, aus eU-silc 2006 verwendet. Die öffentli-
chen Bildungs ausgaben stammen aus der Bildungsausgabenstatistik 2005. es gelten 






















































































































































































































































































































































































































































































































































































6.4.3.1. verteilungswirkungen öffentlicher schulausgaben 
laut eurostat gab es im Jahr 2005 1.144.114 schülerinnen, die auswertung laut eU-
silc 2006 bildet 1.114.391 schülerinnen ab. Die öffentlichen schulausgaben stiegen von 
7,9 mrd. € im Jahr 2000 auf 8,7 mrd. €. Die ausgaben je haushalt betrugen im Jahr 2005 
2.470 € (2000 2.430 €), die ausgaben je haushalt mit schülerinnen 11.700 € (10.300 €, 
Übersicht 57). Die verteilung der schülerinnen auf die verschiedenen haushalte ist im 
Wesentlichen gleich wie im Jahr 2000: 11% (2000 12%) aller schülerinnen stammen 
aus den 6% (8%) haushalten der selbständig Beschäftigten, 80% (77%) stammen 
aus den 55% (50%) haushalten der unselbstän dig Beschäftigten. Die verteilung der 
schulausgaben entspricht diesen veränderungen: haushalte der selbständig Beschäf-
tigten erhalten 2005 11% statt 13% aller öffentlichen schul ausgaben, haushalte von 
unselbständig Beschäftigten 80% statt 77%. Die verteilung der äquivalenten öffentli-
chen schulausgaben nach schichten des Bruttoäqui valenzeinkommens ohne transfers 
zeigt folgende veränderungen zwischen 2000 und 2005: haushalte im 1. terzil der 
einkommensverteilung erhalten 2005 41% aller öffentlichen hoch schulausgaben, jene 
im 3. terzil 21%. 2000 waren es 38% bzw. 24%. in relation zum einkommen machen 
die öffentlichen schulausgaben 2005 im 1. terzil 66% (2000 60%) des nettoäquiva-
lenzmarkteinkommens und 52% (48%) des Bruttoäquivalenzmarkteinkommens aus, 
im 3. terzil 18% (17%) des netto- und 12% (12%) des Bruttoäquivalenzmarkteinkom-
mens. Wie 2000 kom men öffentliche schulausgaben größtenteils der unteren hälfte 
der einkommensverteilung zugute und wirken progressiv (Übersicht 63, Übersicht 59).
6.4.3.2. verteilungswirkungen öffentlicher hochschulausgaben
Die hochschulausgaben erhöhten sich von 1,6 mrd. € im Jahr 2000 auf 2,5 mrd. € im 
Jahr 2005. Da eU-silc 2006 mit 256.385 studierenden weniger studierende ausweist 
als eurostat (317.773), werden nur gesamtgrößen und keine Werte je studentin ausge-
wiesen. es wird davon ausgegangen, dass sich die gesamtheit der studierenden wie 
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die hier abgebildeten studierenden verteilt: aus den 6% haushalten der selbständig 
Beschäftigten stammen 9% der studierenden (2000 waren es 14% der studierenden 
aus 8% haushalten mit selbständig Beschäftigten). Zwei Drittel der studierenden 
leben in den 55% haushalten der unselbständig Beschäftigten (2000 waren es 54% 
der studierenden in 50% der haushalte).
Der anteil der studierenden aus angestelltenhaushalten stieg seit 2000 markant 
von 28% auf 45%, jener aus arbeiterinnenhaushalten sank von 14% auf 8%112. Diese 
Zahlen entsprechen etwa den Zahlen der studierenden-sozialerhebung 2006 (Unger - 
Wroblewski, 2007, s. 62). Die hochschulaus gaben verhalten sich ebenso: studierende 
aus haushalten mit selbständig Beschäftigten erhalten 9% der hochschulausgaben, 
studierende aus den haushalten der unselbständig Beschäftigen 67%. auch hier 
können die haushalte von studierenden nicht ihren elternhaus halten zugerechnet 
werden, was eine Bestimmung ihrer soziokulturellen herkunft nicht mög lich macht.
112 in der Konsumerhebung  2004/2005 stellen sich die Zahlen anders dar: nur 36% aller studierenden kommen aus den 
 haushalten der angestellten, 17% aus den haushalten der arbeiterinnen. generell scheinen diese Zahlen etwas überzo 
 gen, die richtung der entwicklung stimmt jedoch: Die anzahl der angestelltenhaushalte ist im vergleich zum Jahr 2000 
 angestiegen, die anzahl der arbeiterinnenhaushalte zurückgegangen. Dies lässt sich zum teil darauf zurückführen, dass 
 hier einkommen der hauptverdienerinnen verwendet werden und diese immer häufiger frauen sind, die wiederum häu 
 figer als angestellte denn als arbeiterinnen beschäftigt sind. Zudem legen ergebnisse der studierenden-sozialerhebung 
 nahe, dass der Prozentsatz der studierenden aus der niederen und mittleren schicht zurückgegangen ist, während jener 
 der studierenden aus der gehobenen und hohen schicht gestiegen ist (Unger - Wroblewski, 2007, s. 50).
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der Studierenden-Sozialerhebung 2006 (Unger − Wroblewski, 2007, S. 62). Die Hochschulaus-
gaben verhalten sich ebenso: Studierende aus Haushalten mit selbständig Beschäftigten 
erhalten 9% der Hochschulausgaben, Studierende aus den Haushalten der unselbständig 
Beschäftigen 67%. Auch hier können die Haushalte von Studierenden nicht ihren Elternhaus-
halten zugerechnet werden, was eine Bestimmung ihrer soziokulturellen Herkunft nicht mög-
lich macht. 
Übersicht 64: Äquivalente öffentliche Hochschulausgaben nach Bruttoäquivalenzmarktein-
kommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2005 
 
 Haushalte Studierende  Jährliche äquivalente öffentliche Hochschulausgaben 
 Mit Studie-
renden 
Insgesamt Je 100 Haus-
halte mit 
Studierenden 













        
1. Terzil 60.564 72.023 119  447 36,6 70,0 58,9 
2. Terzil 72.369 79.921 110  436 35,7 29,4 22,3 
3. Terzil 58.710 66.553 113  339 27,7 15,9 11,2 
         
Insgesamt 191.643 218.498 114  1.221 100,0 28,7 21,3 
         
Gini-Koeffizient     −0,088   
Q: Bildungsausgabenstatistik, EU-SILC 2006, WIFO-Berechnungen. 3.177.492 Nicht-Selbständigenhaushalte insgesamt. 
Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapitel 9. − ¹) Für die Relation der Hochschulausgaben zum Einkommen 
wurde der Unterrepräsentation der Studierenden Rechnung getragen und daher die Ausgabenhöhe je Haushalt mit 
Studierenden angepasst. 
Bei der Betrachtung der Verteilung der Hochschulausgaben nach dem Bruttoäquivalenz-
markteinkommen fällt auf, dass im Jahr 2005 im 1. Dezil 13% aller Studierenden statt 22% im 
Jahr 2000 zu finden sind113
                                                                                                                                                                      
zurückgegangen ist, während jener der Studierenden aus der gehobenen und hohen Schicht gestiegen ist (Unger − 
Wroblewski, 2007, S. 50). 
). Das 1. Dezil erhält nun 15% statt 32% aller äquivalenten öffent-
lichen Hochschulausgaben. Das 1. Terzil erhält 37% aller Hochschulausgaben, 2000 waren es 
50%. Auf die unteren zwei Drittel der Haushalte mit Studierenden entfallen gut 70% der Mittel, 
wobei auch hier, wie in Abschnitt 6.4.2.4, die Umverteilungswirkungen von oben nach unten 
überschätzt werden. Werden nur Studierende in Elternhaushalten betrachtet, so erhält das 
1. Terzil 23%, das 2. Terzil 39% und das 3. Terzil 38% aller äquivalenten Hochschulausgaben, das 
2. Terzil erhält nun anteilsmäßig mehr öffentliche Mittel. Wie für das Jahr 2000 lässt sich die Ver-
teilung der Studierenden auf die einzelnen Dezile nicht eindeutig feststellen. Allerdings profi-
tiert im Jahr 2005 die untere Einkommenshälfte mehr von öffentlichen Hochschulausgaben. 
113)  Ein Grund hierfür ist, dass das mittlere Einkommen des untersten Dezils im Jahr 2005 geringer ist als im Jahr 2000. 
Dies zeigt auch die Entwicklung der Personeneinkommen nach Einkommensschichten laut Lohnsteuerstatistik (Guger 
− Marterbauer, 2007).  
Bei der Betrachtung der verteilung der hochschulausgaben nach dem Bruttoäquivalenz-
markteinkommen fällt auf, dass im Jahr 2005 im 1. Dezil 13% aller studierenden statt 22% 
im Jahr 2000 zu finden sind113. Das 1. Dezil erhält nun 15% statt 32% aller äquivalenten 
öffent lichen hochschulausgaben. Das 1. terzil erhält 37% aller hochschulausgaben, 
2000 waren es 50%.
auf die unteren zwei Drittel der haushalte mit studierenden entfallen gut 70% der 
mittel, wobei auch ier, wie in abschnitt 6.4.2.4, die Umverteilungswirkungen von 
oben nach unten überschätzt werden. Werden nur studierende in elternhaushalten 
betracht t, so erhält das 1. terzil 23%, das 2. terzil 39% und das 3. terzil 38% aller 
äquivalenten hochschulausgaben, das 2. terzil erhält nun anteilsmäßig mehr öffent-
liche mittel. Wie für das Jahr 2000 lässt sich die ver teilung der studierenden auf die 
einzelnen Dezile nicht eindeutig feststellen. allerdings profi tiert im Jahr 2005 die 
untere einkommenshälfte mehr von öffentlichen hochschulausgaben. Die relation der 
jährlichen hochschulausgaben zum nettoeinkommen beträgt unter Berück sichtigung 
113 ein grund hierfür ist, dass das mittlere einkommen des untersten Dezils im Jahr 2005 geringer ist als im Jahr 2000. Dies
 zeigt auch die entwicklung der Personeneinkommen nach einkommensschichten laut lohnsteuerstatistik (guger - mar 
 terbauer, 2007). 
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der Äquivalenzzahlen für das 1. terzil 70%, für das 2. terzil 29% und für das 3. terzil 
16% (Übersicht 64). Die progressive verteilungswirkung der hochschulausgaben ist 
auch im Jahr 2005 gegeben.
6.5. verteilungswirkungen des österreichischen gesundheitssystems
simon stUrn, martina agWi
Dieses Kapitel untersucht die verteilungswirkungen des österreichischen gesundheits-
systems. Betrachtet werden aus Datengründen nur die öffentlichen gesundheitsausga-
ben. metho disch wird so vorgegangen, dass die gesundheitsausgaben nach alter und 
geschlecht mit Daten der haushaltseinkommen verknüpft werden; dadurch können 
die gesundheitsausga ben den verschiedenen einkommensschichten zugewiesen 
werden. Zudem wird separat das Pflegegeld ausgewertet.
6.5.1. finanzierung des österreichischen gesundheitssystems
laut den von statistik austria veröffentlichten gesundheitsausgaben nach der 
methodik des system of health accounts (sha)114 sind in etwa drei viertel der gesam-
ten gesundheitsaus gaben öffentlich finanziert115; hiervon stammen zwei Drittel aus 
Krankenversicherungsbei trägen und ein Drittel aus den Budgets der gebietskörper-
schaften. Der privat finanzierte anteil116 an den gesundheitsausgaben beträgt ein 
viertel. Diese aufteilung ist seit 1997 relativ konstant geblieben.
im internationalen vergleich weist das österreichische gesundheitswesen einen ge-
114 Die sha-methodik stellt ein umfassendes, konsistentes und international vergleichbares system von gesundheits 
 konten dar. gegenüber der methodik nach esvg  95 werden bei der sha-methode auch ausgaben für langzeitpfle ge und 
 die ausgaben im Bereich der finanzierung der fondskrankenanstalten vollständig erfasst, wodurch die gesundheitsaus 
 gaben höher ausfallen (statistik austria, 2007B).
115 ausgaben des Bundes, der länder, gemeinden und sozialversicherungsträger.




ringen anteil an steuerfinanzierung auf (schmadlbauer, 2005, s. 91f., oecD, 2008B). 
Die hauptein nahmequelle besteht in den sozialversicherungsbeiträgen, welche sich 
am erwerbseinkom men der versicherten orientieren. allerdings gilt eine gesetzlich 
festgelegte höchstbeitrags grundlage für erwerbstätige, diese betrug im Jahr 2005 
3.630  € brutto pro monat (Bundesmi nisterium für gesundheit und frauen, 2006, 
s.  103f.). Diese Deckelung der Beitragsgrundlage kommt zum überwiegenden teil 
dem oberen Zehntel der lohn- und gewinneinkommensbe zieherinnen zugute und 
sorgt dafür, dass die Beiträge zur Krankenversicherung aus vertei lungssicht regressiv 
wirken (siehe Kapitel 5.1). auf Kapital- und vermögenseinkünfte - ihr anteil am volks-
einkommen steigt seit 2½ Jahrzehn ten rasch an - werden keine sozialversicherungs-
beiträge eingehoben. Dadurch ergeben sich finanzierungs- und effizienzprobleme: 
erstens wird durch die sinkende lohnquote die lohn bezogene finanzierungsbasis der 
sozialsysteme ausgehöhlt; Zweitens brächte die Berück sichtigung der vermögensein-
kommen in der Beitragsgrundlage der Krankenversicherung eine geringere Belastung 
der leistungseinkommen, wodurch die nettoeinkommen für die arbeit nehmerinnen 
stiegen und die lohnnebenkosten für die arbeitgeberinnen sänken. Diese verringerung 
des „tax Wedge“ würde nach vorherrschender lehrmeinung zu einer reduktion der 
arbeitslosigkeit beitragen (oecD, 2006). außerdem lässt sich die Ungleichbehandlung 
der einkunftsarten, verbunden mit einer zunehmenden vermögenskonzentration, aus 
fairness überlegungen kritisieren (guger - marterbauer - Walterskirchen, 2006, s. 11).
Der anteil der privaten gesundheitsausgaben an den gesamtausgaben ist in Österreich 
im vergleich der eU 15 überdurchschnittlich hoch (oecD, 2008B). Die frage nach der 
Zusam mensetzung der gesundheitsausgaben durch öffentliche und private finanzie-
rungsquellen ist vor allem bei verteilungsfragen von relevanz, da sich die höhe der 
privaten Zahlungen nicht - und jene der selbstbehalte wenig - an der leistungsfähigkeit 
der Bezieherinnen orientiert117 (hofmarcher et al., 2004, s. 7f.).
117 Die seit 1.  Jänner 2008 bestehende Deckelung der rezeptgebühren mit 2% des jährlichen nettoeinkommens und einer
 mindestobergrenze vom 12-fachen des einzelrichtsatzes für die ausgleichszulage (2008 747  € monatlich) in höhe von 




6.5.2. entwicklung der gesundheitsausgaben
Die gesamten gesundheitsausgaben einschließlich langzeitpflege betrugen im Jahr 
2000 20,9 mrd. € und 25,2 mrd. € im Jahr 2005. von 1990 bis 2006 entspricht dies 
einer durchschnitt lichen nominellen Wachstumsrate von 5,3%. Damit stiegen die 
gesundheitsausgaben etwas rascher als das BiP; der anteil der gesamten gesund-
heitsausgaben am BiP betrug im Jahr 1990 8,4% und 10,1% im Jahr 2006. Der anteil der 
privaten gesundheitsausgaben118 an den gesamtausgaben entwickelte sich von 25% im 
Jahr 1997 auf 23,8% im Jahr 2006 tendenziell leicht zurück (statistik austria, 2008e).
6.5.2.1. Öffentliche gesundheitsausgaben
Die öffentlichen gesundheitsausgaben betrugen im Jahr 2000 15,8 mrd. €, was 7,5% des 
BiP entspricht. 2005 betrugen sie 19,3 mrd. € und 7,9% des BiP. Die durchschnittliche 
nominelle Wachstumsrate von 1997 bis 2006 beträgt 4,3%. Der anteil der öffentlichen 
gesundheitsaus gaben am BiP stieg im selben Zeitraum marginal von 7,4% auf 7,7%. in 
Prozent der gesamten gesundheitsausgaben bleibt der anteil öffentlicher ausgaben 
ungefähr konstant bei drei viertel (75% im Jahr 1997 und 76,2% im Jahr 2006). ohne 
langzeitpflege betrugen die öffentli chen gesundheitsausgaben 2000 13,6 mrd. €, was 
6,5% des BiP entspricht, und 2005 16,7 mrd. € und 6,8% des BiP (statistik austria, 
2008e). Über 85% der öffentlichen aufwen dungen fließen in die Kategorien versor-
gung im stationären Bereich, ambulante versorgung und medizinische erzeugnisse, 
ausrüstungen und geräte.
118 Diese studie behandelt private gesundheitsausgaben nicht. a priori belasten private gesundheitsausgaben niedrige 
 einkommen relativ stärker, da weder der Preis der gesundheitsleistungen noch die Prämien privater Krankenversiche 
 rungen nach der einkommenssituation der nachfragerinnen differenzieren.
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6.5.2.2. leistungen der Krankenversicherungen
von den öffentlichen gesundheitsausgaben entfällt der großteil auf leistungen der 
Kranken versicherungsträger. Deren ausgaben betrugen 2000 insgesamt 10 mrd. € und 
2005 11,9 mrd. €. auch bei den ausgaben der Krankenversicherungen sind die Katego-
rien statio näre versorgung, ambulante versorgung und medikamente für den großteil 
der ausgaben verantwortlich. finanziert werden die leistungen der Krankenversiche-
rungen zu über 80% aus versichertenbeiträgen. Die restlichen einnahmen resultieren 
aus rezeptgebühren, ersatz für leistungsaufwendungen, vermögenserträgen, mitteln 
des ausgleichsfonds, service-entgelten usw. (hauptverband der österreichischen 
sozialversicherungsträger, 2001 und 2006).
6.5.3. Umverteilungseffekte der öffentlichen gesundheitsausgaben
im folgenden werden die ergebnisse zur verteilungswirkung der öffentlichen 
gesundheits ausgaben für die Jahre 2000 und 2005 präsentiert119. Dabei werden auch 
die Unterschiede zu den ergebnissen der vorgängerstudie aus dem Jahr 1996 (guger, 
1996a) dargestellt, die keine Äquivalenzausgaben und -einkommen darstellt. Zu 
beachten ist zudem, dass sich die Datengrundlagen für alle drei untersuchten Jahre 
unterscheiden. Zudem weisen die Jahre 2000 und 2005 - aufgrund der eingeschränkten 
Datenverfügbarkeit - eine identische relative verteilung der gesundheitsausgaben 
nach alter und geschlecht auf. Unterschiede zwischen 2000 und 2005 erklären sich 
somit aus dem unterschiedlichen niveau der zugewiesenen gesundheitsausgaben, 
einer differierenden Bevölkerungsstruktur und der veränderten ein kommenssituation 
der haushalte 120.
119 Zur Datengrundlage siehe guger et al. (2009).
120 Den haushalten wurden für 2000 öffentliche gesundheitsausgaben in der höhe von 15,8  mrd.  € zugewiesen, für 2005 
 19,3  mrd.  €. Da nur haushalte ohne selbständig beschäftigte mitglieder analysiert werden, sind in den auswer tungen für 
 2000 nur 13,8 mrd. € und für 2005 17,5 mrd. € berücksichtigt.
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6.5.3.1. Öffentliche gesundheitsausgaben und Pflegegeld nach einkommens-  
 und Äquiva lenzeinkommensschichten im Jahr 2000
Betrachtet man die verteilung der gesundheitsausgaben je haushalt nach einkommens-
schichten unter verwendung der Bruttomarkteinkommen, so zeigt sich in der tendenz, 
dass die höheren gesundheitsausgaben in den oberen einkommensschichten der 
nicht-selbstän digenhaushalte von der haushaltsgröße dominiert werden. auf das 
unterste Dezil der nicht-selbständigenhaushalte entfiel mit 8% (monatlich 319 € je 
haushalt) der geringste anteil der gesamtausgaben, während das oberste Dezil mit 
11,7% (467 €) den höchsten anteil für sich verbuchte. Die höheren ausgaben pro haus-
halt im 2. und 3. Dezil lassen sich durch die hohe anzahl an Pensionistinnen erklären. 
nach einkommenster zilen ergab sich eine verteilung der ausgaben von 31,5% auf das 
untere terzil, 33,1% auf das mittlere terzil und 35,4% auf das obere terzil (Übersicht 
65). Diese verteilung ist viel gleichmäßi ger als in der Umverteilungsstudie 1996 - be-
ruhend auf Daten von 1991. Damals machten die gesamtausgaben im 1. Dezil 6,4% 
und im 10. Dezil 13,6% aus. in terzilen ausgedrückt, verbuchte damals das erste 25,6% 
der ausgaben auf sich, das zweite 34% und das dritte 40,4%. Dafür dürften vor allem 
strukturelle gründe ausschlaggebend sein, zum einen hat die anzahl der Pensionis-
tinnen stark zugenommen und zum anderen befinden sich Pensionistin nen, die auch 
höhere gesundheitsausgaben ausweisen, verstärkt in den unteren einkom mensdezilen.
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Auf das unterste Dezil der Nicht-Selbständigenhaushalte entfiel mit 8% (monatlich 319 € je 
Haushalt) der geringste Anteil der Gesamtausgaben, während das oberste Dezil mit 11,7% 
(467 €) d n höchsten Anteil für sich v rbuchte. Die höheren Ausgaben pro Haushalt im 2. und 
3. Dezil lassen sich durch die hohe Anzahl an PensionistInnen erklären. Nach Einkommenster-
zilen ergab sich eine Verteilung der Ausgaben von 31,5% auf das untere Terzil, 33,1% auf das 
mittlere Terzil und 35,4% auf das obere Terzil (Übersicht 65). Diese Verteilung ist viel gleichmäßi-
ger als in der Umverteilungsstudie 1996 − beruhend auf Daten von 1991. Damals machten die 
Gesamtausgaben im 1. Dezil 6,4% und im 10. Dezil 13,6% aus. In Terzilen ausgedrückt, 
v rbuchte dam ls das erste 25,6% der Ausgaben auf sich, das zweite 34% und das dritte 
40,4%. Dafür dürften vor allem strukturelle Gründe ausschlaggebend sein, zum einen hat die 
Anzahl der PensionistInnen stark zugenommen und zum anderen befinden sich PensionistIn-
nen, die auch höhere Gesundheitsausgaben ausweisen, verstärkt in den unteren Einkom-
mensdezilen. 
Übersicht 65: Verteilung der Gesundheitsausgaben nach Bruttomarkteinkommen und 
Bruttoäquivalenzmarkteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2000 
 
 




In € pro 
Monat 








In € pro 
Monat 




men in % 
       
1. Terzil 378 31,5 33,9 1. Terzil 292 37,9 35,3 
2. Terzil 397 33,1 15,3 2. Terzil 257 33,2 15,4 
3. Terzil 425 35,4 7,8 3. Terzil 222 28,9 6,8 
        
Insgesamt 400 100,0 13,1 Insgesamt 257 100,0 13,4 
Q: Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. 
Welche finanzielle Bedeutung kommt nun den öffentlichen Gesundheitsausgaben in den ein-
zelnen Einkommensschichten zu? In Relation zum Bruttomarkteinkommen machten die 
Gesundheitsausgaben im 1. Dezil der Nicht-Selbständigenhaushalte 62,1% aus, im 10. Dezil 
hingegen lediglich 5,9%. In Terzilen dargestellt, waren es 33,9% im 1. Terzil, 15,3% im zweiten 
und 7,8% im dritten (Übersicht 65). Werden auch die öffentlichen Transferleistungen berück-
sichtigt, die in den unteren Einkommensschichten eine große Rolle spielen, und die Gesund-
heitsausgaben auf die Bruttogesamteinkommen bezogen, so sank der Anteil im 1. Dezil auf 
gut 45%, hingegen blieb er im 10. Dezil mit 5,8% unverändert. Im gesamten ersten Drittel 
verringerte sich der Anteil der Gesundheitsausgaben um rund 5 Prozentpunkte, während er 
sich in den übrigen zwei Dritteln kaum veränderte.  
Im Jahr 1991 betrug die Relation der Gesamtausgaben zum Bruttomarkteinkommen im 
untersten Dezil der Nicht-Selbständigenhaushalte rund 29% und im obersten Dezil 3,5%. Nach 
Einkommensdritteln beliefen sich die entsprechenden Werte auf 13,7% im ersten, 7,7% im 
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Welche finanzielle Bedeutung kommt nun den öffentlichen gesundheitsausgaben in den 
ein zelnen einkommensschichten zu? in relation zum Bruttomarkteinkommen machten 
die gesundheitsausgaben im 1. Dezil der nicht-selbständigenhaushalte 62,1% aus, im 
10. Dezil hingegen lediglich 5,9%. in terzilen dargestellt, waren es 33,9% im 1. terzil, 
15,3% im zweiten und 7,8% im dritten (Übersicht 65). Werden auch die öffentlichen 
transferleistungen berück sichtigt, die in den unteren einkommensschichten eine 
große rolle spielen, und die gesund heitsausgaben auf die Bruttogesamteinkommen 
bezogen, so sank der anteil im 1. Dezil auf gut 45%, hingegen blieb er im 10. Dezil 
mit 5,8% unverändert. im gesamten ersten Drittel verringerte sich der anteil der ge-
sundheitsausgaben um rund 5 Prozentpunkte, während er sich in den übrigen zwei 
Dritteln kaum veränderte.
im Jahr 1991 betrug die relation der gesamtausgaben zum Bruttomarkteinkommen 
im untersten Dezil der nicht-selbständigenhaushalte rund 29% und im obersten Dezil 
3,5%. nach einkommensdritteln beliefen sich die entsprechenden Werte auf 13,7% 
im ersten, 7,7% im zweiten und 4,4% im obersten Drittel. Da aber in der studie von 
1996 ein geringerer anteil der gesundheitsausgaben erfasst wurde (4,5 mrd. €), lassen 
sich nur die relationen über die einkommensschichten vergleichen. 1991 betrug die 
relation am Bruttomarkteinkommen des untersten Dezils mehr als das 8-fache des 
obersten. für 2000 belief sich dieses verhältnis auf das fast 11-fache. nimmt man die 
einkommensterzile, so betrug der anteil des 1. terzils in rela tion zum 3. terzil 1991 
das 3-fache, 2000 belief sich dieser Wert auf das 4-fache. Demnach hat sich die 
Bedeutung der gesundheitsausgaben für die unteren einkommen gegenüber 1991 
verstärkt. in die unteren einkommensschichten flossen 2000 aufgrund einer höheren 
anzahl an Pensionistinnen relativ mehr an öffentlichen gesundheitsausgaben als dies 
1991 der fall war.
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 aufgrund dieser Darstellungen zeigt sich eine deutlich progressive verteilungswirkung 
der öffentlichen gesundheitsausgaben zwischen den einkommensschichten. Um aber 
die unter schiedliche haushaltsgröße und -zusammensetzung der einkommensschich-
ten zu berücksich tigen, werden entsprechende Äquivalenzausgaben und -einkommen 
berechnet121. in dieser Betrachtung fließen den unteren einkommensschichten der 
nicht-selbständigenhaushalte höhere gesundheitsausgaben zu. mit 12% (309 € ge-
wichtete Pro-Kopf-ausgaben) der gesamtausgaben wies hier das 2. Dezil den höchsten 
anteil an den gesamtausgaben aus. Dieses Dezil ist jenes mit dem höchsten anteil an 
Pensionistinnen, generell befinden sich rund 60% der Pensionistinnen in haushalten 
der unteren einkommenshälfte. Die geringsten ausga ben entfielen auf die obersten 
drei Dezile, diese betrugen je Dezil im Durchschnitt 8,5% der gesamtausgaben. nach 
terzilen verzeichnete das unterste terzil mit 37,9% den höchsten anteil, das 2. terzil 
33,2% und das 3. terzil nur 28,9% (Übersicht 65). 
Die verteilungswirkung der gesundheitsausgaben gemessen am Bruttoäquivalenz-
marktein kommen verstärkt sich für die nicht-selbständigenhaushalte noch leicht. 
Dieser anteil betrug im 1. terzil 35,3%, gefolgt von 15,4% und 6,8%122 (Übersicht 65). 
insgesamt zeigt sich für 2000 eine deutlich progressive verteilungswirkung der öffent-
lichen gesundheitsausgaben. auch profitieren die unteren einkommensschichten in 
relation zu ihrem einkommen deutlich stärker von diesen leistungen als die oberen. 
im obigen abschnitt wurde für die Pflege angenommen, sie folge der verteilung der 
statio nären ausgaben. in der Konsumerhebung 1999/2000 wird das Pflegegeld separat 
ausgewie sen, wodurch die ergänzende auswertung dieser leistung möglich ist123. in der 
121 Äquivalente gesundheitsausgaben sind gewichtete Pro-Kopf-gesundheitsausgaben. ebenso verhält es sich bei den 
 Äquivalenzeinkommen (siehe die methodischen hinweise in Kapitel 4.2). 
122 nimmt man statt dem Bruttoäquivalenzmarkteinkommen das Bruttoäquivalenzgesamteinkommen, so beliefen sich die
 äquivalenten gesundheitsausgaben für die nicht-selbständigenhaushalte auf 30,7% des 1.  terzils, 14,6% im zweiten 
 und 6,6% im dritten. für die Unselbständigenhaushalte betrugen die entsprechenden anteile 13,2% im 1.  ter zil, 8% im 
 2. terzil und 4,6% im 3. terzil.
123 allerdings sind Pflegegeldbezieherinnen mit rund 43% der fälle unterrepräsentiert. es werden in der Konsumer hebung 
 nur Personen, die zum Zeitpunkt der erhebung in privaten haushalten leben, erfasst und keine Personen in anstalten.
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verteilung nach dem Bruttomarkteinkommen der nicht-selbständigenhaushalte fielen 
49,7% des Pflege geldes in das 1. terzil und 60,6% in die untere einkommenshälfte. 
obwohl die Pflegegeldleis tung von der einkommenssituation der Pflegebedürftigen 
unabhängig ist, kommt dem Pflege geld für niedrige einkommen eine große Bedeutung 
zu. im 1. terzil belief sich das Pflegegeld der haushalte mit Pflegegeldbezug auf 33,8% 
des Bruttomarkteinkommens (Übersicht 66) und im 1. Quartil auf 43,4%. Betrachtet 
man die verteilung des Pflegegeldes nach dem Bruttoge samteinkommen, zeigt sich, 
dass sich die anteile in den ersten beiden Quartilen verschoben haben, mit 13,9% 
im 1. Quartil und 40,8% im zweiten. Die anteile am gesamteinkommen beliefen sich 
auf jeweils 21%. Das Pflegegeld hat demnach in der unteren hälfte der verteilung eine 
wesentlich größere relative Bedeutung als in den beiden oberen Quartilen.
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nach dem Bruttomarkteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte fielen 49,7% des Pflege-
geldes in das 1. Terzil und 60,6% in die untere Einkommenshälfte. Obwohl die Pflegegeldleis-
tung von der Einkommenssituation der Pflegebedürftigen unabhängig ist, kommt dem Pflege-
geld für niedrige Einkommen eine große Bedeutung zu. Im 1. Terzil belief sich das Pflegegeld 
der Haushalte mit Pflegegeldbezug auf 33,8% des Bruttomarkteinkommens (Übersicht 66) und 
im 1. Quartil auf 43,4%. Betrachtet man die Verteilung des Pflegegeldes nach dem Bruttoge-
samteinkommen, zeigt sich, dass sich die Anteile in den ersten beiden Quartilen verschoben 
hab n, mit 13,9% im 1. Quartil und 40,8% im zweiten. Die Anteile am Gesamteinkomm n 
beliefen sich auf jeweils 21%. 
Das Pflegegeld hat demnach in der unteren Hälfte der Verteilung eine wesentlich größere 
relative Bedeutung als in den beiden oberen Quartilen. 
Übersicht 66: Verteilung des Pflegegeldes nach Bruttomarkteinkommen und Bruttoäquivalenz-
markteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2000 
 
 
Pflegegeld  Äquivalentes Pflegegeld 
Bruttomarkt-
einkommen 
In € pro 
Monat 






In € pro 
Monat 







    
1. Terzil 372 49,7 33,8 1. Terzil 248 59,7 30,1 
2. Terzil 437 26,2 16,8 2. Terzil 218 29,2 13,4 
3. Terzil 407 24,1 7,8 3. Terzil 229 11,1 7,9 
  
   
     
Insgesamt 396 100,0 16,4 Insgesamt 236 100,0 18,0 
Q: Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. 
Unter Berücksichtigung der Haushaltsgröße und -zusammensetzung fielen 59,7% des Pflege-
geldes in das 1. Terzil der Bruttoäquivalenzmarkteinkommen und 78% in die untere Einkom-
menshälfte. Die Relation zum Einkommen im 1. Terzil verringerte sich aufgrund dieser Vertei-
lung der Haushalte auf 30,1% und im 1. Quartil auf 33,8% (Übersicht 66). Dies hängt damit 
zusammen, dass sich zwar mehr PflegegeldbezieherInnen im 1. Terzil einreihen, aber mit 
diesen Haushalten auch weitere Personen mit Markteinkommen. 
6.5.3.2 Öffentliche Gesundheitsausgaben und Pflegegeld nach Einkommens- und Äquiva-
lenzeinkommensschichten im Jahr 2005 
Die Verteilung der Gesundheitsausgaben nach dem Bruttomarkteinkommen im Jahr 2005 
zeigt für die Nicht-Selbständigenhaushalte eine ähnliche Entwicklung wie im Jahr 2000. Der 
Unterschied zwischen den Anteilen der untersten und obersten Einkommensschicht ist zwar 
leicht größer geworden, allerdings ist dies zum Teil auf die Unterschiede in den Erhebungen 
Unter Berücksichtigung der haushaltsgröße und -zusammensetzung fielen 59,7% des 
Pflege geldes in das 1. terzil der Bruttoäquivalenzmarkteinkommen und 78% in die untere 
einkom menshälfte. Die relation zum einkommen im 1. terzil verringerte sich aufgrund 
dieser vertei lung der haushalte auf 30,1% und im 1. Quartil auf 33,8% (Übersicht 66).
Dies hängt damit zusammen, dass sich zwar mehr Pflegegeldbezieherinnen im 1. terzil 
einreihen, aber mit diesen haushalten auch weitere Personen mit markteinkommen.
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6.5.3.2. Öffentliche gesundheitsausgaben und Pflegegeld nach einkommens-  
 und Äquiva lenzeinkommensschichten im Jahr 2005
Die verteilung der gesundheitsausgaben nach dem Bruttomarkteinkommen im Jahr 2005 
zeigt für die nicht-selbständigenhaushalte eine ähnliche entwicklung wie im Jahr 2000. 
Der Unterschied zwischen den anteilen der untersten und obersten einkommensschicht 
ist zwar leicht größer geworden, allerdings ist dies zum teil auf die Unterschiede in 
den erhebungen zurückzuführen124. auch hier zeigt sich, dass die ausgaben im 2. und 
3. Dezil ansteigen, was durch die höheren anteile an Pensionistinnen erklärt werden 
kann. nach einkommensterzilen entfallen 30% (405 €) auf das erste, 32,3% auf das 
zweite und 37,7% (509 €) auf das 3. terzil (Überssicht 67).
Die relation der öffentlichen gesundheitsausgaben am Bruttomarkteinkommen der 
nicht-selbständigenhaushalte beläuft sich im 1. Dezil auf 75,3%. Damit ist sie um ein 
fünftel höher als 2000, allerdings muss nochmals darauf verwiesen werden, dass in 
der erhebung für das Jahr 2005 die anzahl der arbeitslosen besser erfasst wird. im 
folgenden 2. Dezil beträgt diese relation 34,6%, im 3. Dezil entspricht sie mit 27,4% 
dem Wert von 2000. in den drei obersten Dezilen machen diese Werte 11,6% (8. Dezil), 
9,6% (9. Dezil) und 6% (10. Dezil) aus. nach terzilen betrachtet, macht diese relation 
am Bruttomarkteinkommen 34,5% im unteren Drittel, 15,8% im mittleren und 8,6% 
im oberen aus (Übersicht 67).
124 eU-silc  2006 bildet im vergleich zur Konsumerhebung  1999/2000 die anzahl der arbeitslosen besser ab. Die größere
 anzahl an arbeitslosen schiebt im Jahr 2005 die Pensionistinnenhaushalte in höhere einkommensschichten.
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zurückzuführen
Übersicht 67
). Auch hier zeigt sich, dass die Ausgaben im 2. und 3. Dezil ansteigen, was 
durch die höheren Anteile an PensionistInnen erklärt werden kann. Nach Einkommensterzilen 
entfallen 30% (405 €) auf das erste, 32,3% auf das zweite und 37,7% (509 €) auf das 3. Terzil 
( ).  
Die Relation der öffentlichen Gesundheitsausgaben am Bruttomarkteinkommen der Nicht-
Selbständigenhaushalte beläuft sich im 1. Dezil auf 75,3%. Damit ist sie um ein Fünftel höher als 
2000, allerdings muss nochmals darauf verwiesen werden, dass in der Erhebung für das Jahr 
2005 die Anzahl der Arbeitslosen besser erfasst wird. Im folgenden 2. Dezil beträgt diese 
Relation 34,6%, im 3. Dezil entspricht sie mit 27,4% dem Wert von 2000. In den drei obersten 
Dezilen machen diese Werte 11,6% (8. Dezil), 9,6% (9. Dezil) und 6% (10. Dezil) aus. Nach 
Terzilen betrachtet, macht diese Relation am Bruttomarkteinkommen 34,5% im unteren Drittel, 
15,8% im mittleren und 8,6% im oberen aus (Übersicht 67). 
Übersicht 67: Verteilung der Gesundheitsausgaben nach Bruttomarkteinkommen und 
Bruttoäquivalenzmarkteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2005 
 
 




In € pro 
Monat 








In € pro 
Monat 




men in % 
       
1. Terzil 405 30,0 34,5 1. Terzil 322 35,9 35,9 
2. Terzil 436 32,3 15,8 2. Terzil 297 33,2 16,0 
3. Terzil 509 37,7 8,6 3. Terzil 277 31,0 7,6 
        
Insgesamt 450 100,0 13,7 Insgesamt 299 100,0 14,0 
Q: EU-SILC 2006, WIFO-Berechnungen. 
Für die Einschätzung der wirtschaftlichen Bedeutung der öffentlichen Gesundheitsleistungen 
für den einzelnen Haushalt dürfen gerade in den unteren Einkommensschichten die Transfer-
leistungen nicht außer Acht gelassen werden. Gemessen am Bruttogesamteinkommen sinkt 
damit der Anteil im 1. Dezil um 30 Prozentpunkte auf 44% und im 2. Dezil um knapp 5 Prozent-
punkte auf 30%. Im unteren Drittel verringert sich der Anteil um 5 Prozentpunkte auf 29% und 
bleibt für die oberen zwei Drittel fast unverändert.  
Aussagekräftiger sind die Äquivalenzausgaben, welche die unterschiedliche Haushaltsgröße 
und -zusammensetzung in den Einkommensschichten berücksichtigen. Auch im Jahr 2005 
dreht sich die Verteilung um. Das Zehntel mit dem höchsten Wert ist das 2. Dezil mit 12,2%; 
den geringsten Wert erreicht das 1. Dezil mit 9%. Nach Terzilen beansprucht das untere Drittel 
35,9% der äquivalenten Gesundheitsausgaben, das mittlere Drittel 33,2% und das obere Drittel 
                                                     
124)  EU-SILC 2006 bildet im Vergleich zur Konsumerhebung 1999/2000 die Anzahl der Arbeitslosen besser ab. Die 
größere Anzahl an Arbeitslosen schiebt im Jahr 2005 die PensionistInnenhaushalte in höhere Einkommensschichten. 
für die einschätzung der wirtschaftlichen Bedeutung der öffentlichen gesundheits-
leistungen für den einzelnen haushalt dürfen gerade in den unteren einkommens-
schichten die transfer leistungen nicht außer acht gelassen werden. gemessen am 
Bruttogesamteinkommen sinkt damit der anteil im 1. Dezil um 30 Prozentpunkte auf 
44% und im 2. Dezil um knapp 5 Prozent punkte auf 30%. im unteren Drittel verringert 
sich der anteil um 5 Prozentpunkte auf 29% und bleibt für die oberen zwei Drittel fast 
unverändert.
aussagekräftiger sind die Äquivalenzausgaben, welche die unterschiedliche haus-
haltsgröße und -zusammensetzung in den einkommensschichten berücksichtigen. 
auch im Jahr 2005 dreht sich die verteilung um. Das Zehntel mit dem höchsten Wert 
ist das 2. Dezil mit 12,2%; den geringsten Wert erreicht das 1. Dezil mit 9%. nach 
terzilen beansprucht das untere Drittel 35,9% der äquivalenten gesundheitsausga-
ben, das mittlere Drittel 33,2% und das obere Drittel 31% (Übersicht 67). im vergleich 
zum Jahr 2000 ist die verteilung zwischen den schichten etwas gleichmäßiger, auch 
dies hat mit der verteilung der Pensionistinnen zu tun. sehr deutlich zeigt sich die 
Bedeutung der gesundheitsausgaben in der Äquivalenz-einkom mensbetrachtung. 
für die nicht-selbständigenhaushalte beträgt die relation der äquivalen ten gesund-
heitsausgaben am Bruttoäquivalenzmarkteinkommen für das 1. Dezil 69,5%, für das 
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2. Dezil 39,5% und für das 3. Dezil 28,3%. Das 8. Dezil kommt hingegen lediglich auf 
10,4% der Äquivalenzeinkommen, das 9. Dezil auf 8%, das 10. Dezil auf 5,2%. nach 
Dritteln betragen die Werte 35,9% im unteren, 16% im mittleren und 7,6% im oberen 
einkommensdrittel (Übersicht 67). Diese relationen kommen jenen der verteilung 
nach dem Bruttomarktein kommen - ohne Berücksichtigung der haushaltsgröße und 
-zusammensetzung - sehr nahe. Bezogen auf die gesamteinkommen sinkt der anteil 
der gesundheitsausgaben im 1. terzil auf 29,8%, im 2. terzil auf 15,2% und auf 7,4% 
im 3. terzil. Die verteilung der haushalte mit Pflegegeldbezieherinnen nach dem Brut-
tomarkteinkommen der nicht-selbständigenhaushalte zeigt, dass 48,4% des Pflege-
geldes in das 1. terzil fließen, 64,5% in die untere einkommenshälfte. Die relation des 
Pflegegeldes zum Bruttomarkteinkom men macht im 1. terzil 28,7% aus und liegt somit 
um 5 Prozentpunkte unter dem Wert von 2000 (Übersicht 68). Das bedeutet, obwohl 
im vergleich zu 2000 mehr Bezieherinnen in unteren einkommensschichten vertreten 
sind, erhalten diese Personen durchschnittlich weniger Pfle gegeld. Dies zeigen auch 
Daten des Bundesministeriums für arbeit, gesundheit und soziales. im Jahr 2005 
betrug der anstieg in der Pflegestufe 1 39,8% im vergleich zu 2000. in den stufen 6 
und 7 betrugen diese gut 30%125, in den anderen stufen zwischen 1,5% und 16,5%.
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31% (Übersicht 67). Im Vergl ich zum Jahr 2000 ist die Verteilung zwischen den Schicht n 
etwas gleichmäßiger, auch dies hat mit der Verteilung der PensionistInnen zu tun. 
Sehr deutlich zeigt sich die Bedeutung der Gesundheitsausgaben in der Äquivalenzeinkom-
mensbetrachtung. Für die Nicht-Selbständigenhaushalte beträgt die Relation der äquivalen-
ten Gesundheitsaus aben am Bruttoäquivalenzmarkteinkom en für das 1. Dezil 69,5%, für 
das 2. Dezil 39,5% und für das 3. Dezil 28,3%. Das 8. Dezil kommt hingegen lediglich auf 10,4% 
der Äquivalenzeinkommen, das 9. Dezil auf 8%, das 10. Dezil auf 5,2%. Nach Dritteln betragen 
die W te 35,9% im unteren, 16% im mittleren und 7,6% im ob e  Ei kommensdrittel 
(Übersicht 67). Diese Relationen kommen jenen der Verteilung nach dem Bruttomarktein-
kommen − ohne Berücksichtigung der Haushaltsgröße und -zusammensetzung − sehr nahe. 
Bezogen auf die Gesamteinkommen sinkt der Anteil der Gesundh itsausgaben im 1. Terzil auf 
29,8%, im 2. Terzil auf 15,2% und auf 7,4% im 3. Terzil.  
Die Verteilung der Haushalte mit PflegegeldbezieherInnen nach dem Bruttomarkteinkommen 
der Nicht-Selbständigenhaushalte zeigt, dass 48,4% des Pflegegeldes in das 1. Terzil fließen, 
64,5% in die untere Einkommenshälfte. Die Relation des Pflegegeldes zum Bruttomarkteinkom-
men macht im 1. Terzil 28,7% aus und liegt somit um 5 Prozentpunkte unter dem Wert von 2000 
(Übersicht 68). Das bedeutet, obwohl im Vergleich zu 2000 mehr BezieherInnen in unteren 
Einkommensschichten vertreten sind, erhalten diese Personen durchschnittlich weniger Pfle-
gegeld. Dies zeigen auch Daten des Bundesministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales. 
Im Jahr 2005 betrug der Anstieg in der Pflegestufe 1 39,8% im Vergleich zu 2000. In den 
Stufen 6 und 7 betrugen diese gut 30%125
Übersicht 68: Verteilung des Pflegegeldes nach Bruttomarkteinkommen und Bruttoäquivalenz-
markteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2005 
), in den anderen Stufen zwischen 1,5% und 16,5%. 
 
 
Pflegegeld  Äquivalentes Pflegegeld 
Bruttomarkt-
einkommen 
In € pro 
Monat 






In € pro 
Monat 







    
1. Terzil 325 48,4 28,7 1. Terzil 278 59,9 28,7 
2. Terzil 493 26,3 14,4 2. Terzil 235 20,2 13,2 
3. Terzil 464 25,3 8,5 3. Terzil 275 19,9 8,6 
  
   
     
Insgesamt 370 100,0 15,4 Insgesamt 268 100,0 16,8 
Q: EU-SILC 2006, WIFO-Berechnungen. 
Nach dem Äquivalenzeinkommen fließt zwar mehr Pflegegeld in das 1. Terzil (57,7%) als 2000, 
aber in die untere Einkommenshälfte etwas weniger (72%). Die Bedeutung des Pflegegeldes 
                                                     
125)  Die PflegegeldbezieherInnen in hohen Pflegestufen dürften eher in Pflegeheimen untergebracht sein und sind 
daher in der zugrunde liegenden Erhebung, die sich auf Privathaushalte stützt, unterrepräsentiert. 
nach dem Äquivalenzeinkommen fließt zwar mehr Pflegegeld in das 1. terzil (57,7%) 
125 Die Pflegegeldbezieherinnen in hohen Pflegestufen dürften eher in Pflegeheimen untergebracht sein und sind daher in
 der zugrunde liegenden erhebung, die sich auf Privathaushalte stützt, unterrepräsentiert.
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als 2000, aber in die untere einkommenshälfte etwas weniger (72%). Die Bedeutung 
des Pflegegeldes gemessen als relation zum Bruttoäquivalenzmarkteinkommen ist 
im vergleich zu 2000 gesun ken (Übersicht 68).
6.5.4. schlussfolgerungen
Die ausgabenseite der öffentlichen gesundheitsausgaben in Österreich zeigt - sowohl 
für 2000 als auch 2005 - egalisierende Umverteilungseffekte zwischen den einkom-
mensschichten. 
Bei Betrachtung der nicht-selbständigenhaushalte im Jahr 2000 entfielen zwar nur 
47% der öffentlichen gesundheitsausgaben auf die untere einkommenshälfte, dies 
kehrt sich jedoch um, wenn die haushaltsgröße und -zusammensetzung berück-
sichtigt wird. nach den gewich teten Pro-Kopf-ausgaben, den Äquivalenzausgaben, 
entfielen 55% der gesundheitsleistun gen auf die untere einkommenshälfte. Die in 
anspruch genommenen leistungen machen bei den unteren einkommensschichten 
eine wesentlich höhere relation am einkommen aus, als bei den oberen. gemessen 
an den Bruttomarkteinkommen beliefen sich diese gesundheits ausgaben auf 26% 
in der unteren einkommenshälfte, während die obere hälfte weniger als 10% ihres 
einkommens hierfür aufwenden hätte müssen. Unter verwendung der Bruttoäqui-
valenzmarkteinkommen verschärft sich dieser vergleich minimal.
2005 zeigen sich für die nicht-selbständigenhaushalte ähnliche Umverteilungseffekte 
wie 2000. 46% der gesundheitsleistungen entfallen hier auf die untere einkommens-
hälfte, nach Äquivalenzausgaben sind es 53%. Würden die in anspruch genommenen 
leistungen markt mäßig bezogen werden, müsste die untere einkommenshälfte 27% 
ihres Bruttomarkteinkom mens aufwenden, die oberen 50% der haushalte hingegen 
nur 10%. nach dem Äquivalenz einkommen verschlechtert sich die situation für die 
untere hälfte leicht; demnach bräuchten diese haushalte 28% des gewichteten Pro-
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Kopf-einkommens zum erwerb der gesundheitsleis tungen, während dieser Wert bei 
der oberen hälfte unverändert bleibt.
insbesondere wird über die gesundheitsausgaben auch von den gesunden zu den 
Kranken umverteilt. Da die gesundheitsausgaben unmittelbar vor dem tode am 
höchsten sind, korre lieren diese stark mit dem alter. Die altersstruktur der haushalte 
beeinflusst daher entschei dend die verteilung der gesundheitsausgaben. Dieser 
effekt wird hier vermutlich unter schätzt, da die ausgaben für langzeitpflege analog 
zu den stationären ausgaben zuge schlagen wurden. Bei der separaten auswertung 
des Pflegegeldes zeigt sich auch für dieses - obwohl der Bezug des Pflegegeldes nicht 
von der einkommenssituation abhängt - eine prog ressive verteilungswirkung, welche 
2000 deutlich stärker ausgeprägt ist als 2005.
insgesamt zeigen sich bei Betrachtung der ausgabenseite des öffentlichen gesundheits-
sys tems deutlich umverteilende effekte zugunsten der unteren einkommensschichten. 
Bei Betrachtung des gesamten gesundheitssystems ist aber zu beachten, dass die 
umverteilende ausgabenwirkung der öffentlichen gesundheitsleistungen durch den 
relativ hohen anteil der privat finanzierten gesundheitsausgaben in Österreich - von 







Wohnen zählt zu den menschlichen grundbedürfnissen. Qualität und größe des 
Wohnraums und die damit verbundenen Kosten gestalten die lebensqualität von 
menschen in einem bedeutenden Umfang mit. mit hilfe der Wohnungspolitik bzw. 
der Wohnbauförderung soll Wohnraum für alle menschen leistbar gemacht und 
gestaltet werden. Darüber hinaus vereint die Wohnbaupolitik ein breites spektrum 
an sozial- und wirtschaftspolitischen aufgabenstel lungen. Zu diesen zählen neben 
den sozialpolitischen herausforderungen auch konjunktur- und umweltpolitische 
sowie raumplanerische aufgaben. neben rechtlichen regelungen, wie beispielsweise 
mietzinsregelungen oder Kündigungsschutz126, steht der Wohnbaupolitik eine reihe 
finanzieller anreizmittel und instrumente zur verfügung. indem Wohnraum für einkom-
mensschwache Bevölkerungsschichten durch transferleistungen leistbar gemacht 
werden soll, steht die subjektförderung direkt im Dienste der sozialen absicherung 
und der einkom menspolitik.
Durch die objektförderung soll die Wohnbautätigkeit insgesamt angeregt wer den, 
dadurch wirkt sie nicht nur auf sozial-, sondern auch auf wirtschaftspolitischer ebene 
und beeinflusst eine reihe makroökonomischer größen (gesamtnachfrage, Konjunktur, 
Beschäf tigung). Die Wohnbauförderung in Österreich ist von einem hohen anteil an 
objekt- und einem im internationalen vergleich geringen anteil an subjektförderung 
geprägt. Die indirekte Wohn bauförderung durch steuererleichterungen spielt ebenfalls 
eine untergeordnete rolle. Weiters zeichnet sich Österreich durch einen hohen anteil 
126 für den einfluss des mietrechts auf die mietentwicklung siehe Blaas -  Wieser (2004a). 
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an sozialem Wohnbau aus. im internatio nalen vergleich zeigt sich für die Wohnsituation 
ein relativ günstiges Bild: Die Wohnkostenbe lastung (ohne heizkosten) ist - sowohl 
gemessen als anteil an den privaten Konsumausgaben mit rund 17% im Jahr 2001 
als auch als mietkostenanteil am haushaltseinkommen - mit 16,5% vergleichsweise 
günstig (stagel, 2004). im Zuge der mikrozensuserhebung 2007 wurden in Österreich 
rund 3,5 mio. hauptwohnsitzwohnungen gezählt, davon etwas weniger als die hälfte 
(47,7%) entfällt auf hauseigentümerinnen.
Die andere hälfte der hauptwohnsitze ver teilt sich mit 40% auf mietverhältnisse und 
zu rund 10% auf Wohnungseigentum. Durchschnitt lich werden monatlich 383 € für 
eine mietwohnung (hauptmiete) und 312 € für eine eigen tumswohnung - jeweils ohne 
garagenkosten - aufgewendet (statistik austria, 2008f). trotz der vergleichsweise 
günstigen Wohnsituation in Österreich stellt die Wohnkostenbelastung vor allem für 
einkommensschwache haushalte eine zum teil enorme Belastung dar. erschwert wird 
diese situation, wenn den Wohnausgaben als fixkosten schwankende einkommen 
gegenüberstehen. mit der Zunahme prekärer Beschäftigungsverhältnisse sind immer 
mehr haushalte vor derartige finanzielle schwierigkeiten gestellt.
in diesem Kapitel steht im ersten abschnitt die finanzierungsseite der Wohnbauförde-
rung, also Umfang, mittelaufkommen und -verwendung im Zentrum (abschnitt 6.6.2). 
Weiters wird auf die einnahmenseitige verteilungswirkung eingegangen. im zweiten 
abschnitt (abschnitt 6.6.3) wird die verteilungswirkung der Wohnbeihilfe (subjektför-
derung; abschnitt 6.6.3.1) sowie der objektförderung (abschnitt 6.6.3.4) untersucht. 
Der analyseschwerpunkt für die subjektförde rung liegt im Jahr 2000, wobei auch ein 
vergleich mit dem Jahr 2005 erfolgt. für die objekt förderungsanalyse kann nur das 
Jahr 2000 herangezogen werden, da für 2005 keine Daten vorliegen.
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6.6.2. Umfang der Wohnbauförderung
6.6.2.1. mittel der Wohnbauförderung 
Die Wohnbauförderung fällt seit ende der achtziger Jahre (1988/89) in die Kompetenz 
der länder („verländerung“ der Wohnbauförderung) und ihre finanzierung ist eng mit 
dem finanzausgleich zwischen Bund und ländern verbunden. im Jahr 2006 beliefen sich 
die aus gaben der länder für die Wohnbauförderung auf 2,65 mrd. €. Die bedeutendste 
einnahme quelle für die länder sind mit 67% die Zweckzuschüsse des Bundes, sodass 
sich ein finanzie rungsverhältnis zwischen Bund und ländern von rund zwei Dritteln 
(Bund) zu einem Drittel (län der) ergibt. im folgenden wird ein kurzer Überblick über 
die Besonderheiten der Wohnbau finanzierung gegeben und daran anschließend die 
einnahmen bzw. die ausgaben des Bun des zur Wohnbauförderung sowie die einnah-
menstruktur der länder dargestellt.
Die aufbringung der Bundesmittel zur Wohnbauförderung stellt einen, historisch zu 
begrün denden, finanztechnischen sonderfall in Österreich dar. ihre finanzierungsweise 
unterscheidet sich deutlich von anderen Bereichen der sozial- bzw. förderpolitik, die 
in der regel aus dem allgemeinen Budget oder im rahmen der sozialversicherung 
über Beiträge finanziert werden. Die Wohnbauförderung ist einer der wenigen fälle 
in Österreich, in denen zweckgebundene steuern bzw. steueranteile zum einsatz 
kommen. Diese zweckgebundenen anteile der lohn-, einkommen-, Kapitalertrag- 
und Körperschaftsteuern wurden anfang der siebziger Jahre (1972) eingeführt und 
leisten seitdem einen wesentlichen Beitrag zur finanzierungsgrundlage. Die zweite 
Besonderheit sind die bereits mitte der fünfziger Jahre eingeführten Wohnbauför-
derungsbeiträge, die paritätisch von arbeitgeberinnen und arbeitnehmerinnen zu 
entrichten sind (Wurm). Den Beiträgen kommt ein steuerähnlicher charakter zu, da im 




im Jahr 1996 wurde die höhe der zweckgebundenen fördermittel des Bundes vom 
mittelauf kommen entkoppelt und ein absoluter Betrag (1,78 mrd. €) festgesetzt, der 
als Zweckzu weisung an die länder überwiesen wird. Die darüber hinausgehenden 
steueranteile bzw. Beiträge fließen als Bedarfszuweisung ohne Zweckbindung an die 
länder. Die Zweckbindung der Zuschüsse wurde nach und nach gelockert. im gefolge 
des Zweckzuschussgesetzes 2001 können die mittel der Wohnbauförderung auch für 
infrastruktur und Wohnumfeld sowie für maßnahmen zur erreichung des Kyoto-Ziels 
verwendet werden. Weiters wurde die Zweck bindung der rückflüsse vollständig auf-
gehoben (czerny - Weingärtler, 2004). Diese entwick lung wird sich vor allem in der 
einnahmenstruktur der länder bemerkbar machen. in den letzten Jahren wurde die 
umweltpolitische akzentsetzung der Wohnbau-förderung verstärkt. mit dem finanzaus-
gleich 2008 kommt es zu einem Bruch mit der bis dahin gültigen mittelaufbringung, 
und den umweltpolitischen maßnahmen wird generell mehr gewicht eingeräumt. 
Die mittel der Wohnbauförderung werden seit 1. Jänner 2009 als ertragsanteil an die 
länder überwiesen und die Zweckbindung wird vollständig aufgehoben. auf diese 
aktuellen Änderungen wird im abschnitt 6.6.4 eingegangen. Die mittelaufbringung und 
verteilungswirkung der Wohnbauförderung des hier untersuchten Zeitraums bleiben 
von den ab Jahreswechsel gültigen neuerungen allerdings unberührt.
6.6.3. verteilungswirkung der Wohnbauförderung und -beihilfen
Dieses Kapitel konzentriert sich auf die verteilungswirkung der direkten subjekt- und 
objekt förderung; auf die verteilungseffekte der indirekten förderung (steuererleich-
terungen) wird hier im rahmen eines kurzen Überblicks eingegangen.
für die Unterscheidung zwischen subjekt- und objektförderung sind zwei Kriterien 
ausschlag gebend: erstens ist danach zu fragen, wem die förderung zufließt und 
zweitens, ob sie bedarfsgeprüft ist oder nicht. im fall der objektförderung geht die 
förderung an den/die Bauträgerin und ist meistens nicht bzw. an großzügige einkom-
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mensgrenzen geknüpft. im gegensatz dazu ist die subjektförderung zur Unterstützung 
einkommensschwacher Personen gedacht, d. h., die leistungsbezieherinnen sind die 
mieterinnen bzw. Bewohnerinnen. Die leistung fließt direkt in die haushalte und in der 
regel liegt eine Bedarfsprüfung vor. im gegensatz zur objektförderung bestimmt sich 
bei der subjektförderung die höhe der leistung (förderintensität) auch über den grad 
der Bedürftigkeit bzw. die einkommenshöhe. Die theoretische abgrenzung zwischen 
objekt- und subjektförderung findet sich in der Praxis nur bedingt wieder. Der größte 
graubereich ergibt sich für den eigenheimbau, da hier Bauträ gerinnen und Bewoh-
nerinnen meist identisch sind und die Bedarfsprüfung der Wohnbauför derung meist 
an sehr großzügige einkommensgrenzen gebunden ist. aufgrund dieser und anderer 
abgrenzungsschwierigkeiten ist keine exakte aufteilung möglich. im rahmen dieser 
studie werden die Wohnbeihilfe, die mietzinsbeihilfe und die eigenmittelersatzdarlehen 
zur subjektförderung gezählt. alle weiteren instrumente werden der objektförderung 
zugerech net, auch wenn sich in dieser elemente der subjektförderung verbergen.
mit den beiden förderansätzen (subjekt- und objektförderung) sind meist auch 
unterschied liche sozial- und wirtschaftspolitische Zielsetzungen verbunden. Die 
subjektförderung hat als vorrangiges Ziel, mittels transferzahlungen Wohnraum auch 
für einkommensschwache Bevöl kerungsschichten zugänglich zu machen. sie steht im 
Dienste der sozialen absicherung bzw. der einkommenspolitik und ihre verteilungs-
politische Komponente ist sehr stark ausgeprägt. Die objektförderung, mit der die 
Wohnbautätigkeit angeregt werden soll, ist dazu geeignet, ein breiteres spektrum an 
sozialen und wirtschaftspolitischen Zielsetzungen, u. a. konjunktur belebende und 
umweltpolitische maßnahmen, abzudecken. aufgrund der fehlenden Bedarfsprüfung 
bzw. der großzügigen einkommensgrenzen ist es umstritten, inwieweit die objekt-
förderung für Umverteilungsziele zugunsten unterer einkommensschichten geeignet 
ist. Weiters ergeben sich im Bereich der objektförderung unterschiedliche vertei-
lungseffekte, je nachdem ob verstärkt gewicht auf den privaten einfamilienhausbau 
oder den gemeinnützi gen mehrgeschoßbau gelegt wird. auch wenn von subjekt- und 
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objektförderung unter schiedliche Wirkungsweisen ausgehen, so ist doch die konkrete 
ausgestaltung der maßnah men dafür ausschlaggebend, ob die gewünschten effekte 
erreicht werden können oder nicht. ein weiterer Unterschied besteht darin, dass mit-
tels der objektförderung investitionen angeregt werden und Wohnraum (infrastruktur) 
geschaffen wird, den transferleistungen kommt diese eigenschaft nicht zu.
für die analyse der verteilungswirkung kann zwischen direkten und indirekten 
verteilungseff ekten unterschieden werden. Welchen einkommens- und welchen 
Bevölkerungsgruppen fließen die fördermittel zu bzw. wem kommt der durch die ob-
jektförderung gestützte Wohn raum zugute? Diese fragestellungen werden im rahmen 
der direkten verteilungswirkung behandelt. Wird hingegen durch die fördermaßnahmen 
einfluss auf das Wohnangebot und damit indirekt auch auf den mietpreis genommen, 
so ergeben sich indirekte verteilungseff ekte. ein insgesamt günstiges mietniveau hat 
auch positive effekte für die unteren einkom mensschichten (die im idealfall dann 
keiner subjektförderung bedürfen, um sich Wohnraum leisten zu können). ob und 
welche indirekten verteilungseffekte vorliegen, ist im starken maße von den jeweiligen 
marktgegebenheiten abhängig. 
im Zentrum dieses Kapitels stehen die direkten verteilungseffekte, wobei die 
verteilungseff ekte der subjektförderung in den abschnitten 6.6.3.1 bis 6.6.3.3 und 
jene der objektförderung im abschnitt 6.6.3.4 behandelt werden. Die indirekten vertei-
lungseffekte spielen im rahmen der objektförderung eine wichtigere rolle als bei der 
subjektförderung, weswegen auf diese im abschnitt 6.6.3.4.2 gesondert eingegangen 
wird. auf besondere inzidenzfragen, wie die vorteilswegnahme, die für die subjektför-
derung, und auf mitnahmeeffekte, die für die objektförderung von relevanz sind, wird 
in den jeweiligen abschnitten eingegangen. im fall der vorteilswegnahme kommt die 
förderung nicht oder nicht im vollen Umfang dem/der intendierten förderempfängerin 
zugute, und ein mitnahmeeffekt liegt vor, wenn die geför derte maßnahme auch ohne 
zusätzliche anreizwirkung getätigt worden wäre. neben den direkten förderungen im 
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Bereich Wohnbauförderung besteht in Österreich auch eine reihe indirekter förde-
rungen (meist steuererleichterungen). sie spielen eine untergeord nete rolle und auf 
ihre Wirkungsweise wird hier zu Beginn kursorisch eingegangen.  Der indirekten Wohn-
bauförderung in Österreich kommt eine vergleichsweise untergeordnete rolle zu und 
ihre genaue Quantifizierung ist schwierig, da sie nicht als direkte ausgaben, son dern 
nur als mindereinnahmen im Budget bemerkbar sind. stagel (2004) errechnet für das 
Jahr 2001 einen anteil von 15%. von den indirekten förderinstrumenten geht eine reihe 
von verteilungseffekten aus, wobei die regressiven verteilungswirkungen überwiegen 
dürften. so sind die instrumente der indirekten subjektförderung, dazu zählen vor allem 
die steuerliche absetzbarkeit des Wohnungsaufwandes und die Wohnbauanleihen, 
von degressiven vertei lungseffekten geprägt. von Wohnbauanleihen127 und auch der 
Bausparförderung128 bleiben untere einkommensschichten aufgrund der notwendigen 
eigenmittel weitgehend ausge schlossen und freibeträge129 kommen verstärkt oberen 
einkommensgruppen zugute. Die verteilungseffekte der indirekten objektförderung, 
127 Wohnbauanleihen sind, bei Zinsen von bis zu 4%, von der Kapitalertragsteuer befreit, und der erwerb kann unterbestimmten
 Bedingungen (mindestbehaltdauer) als sonderausgabe geltend gemacht werden. Der geschätzte steuerentgang beläuft sich auf 
 75 mio. € (rund zwei Drittel Kapitalertragsteuer-, ein Drittel einkommensteuerausfall). Wohnbauanleihen sind nicht zweckgebun 
 den und werden beispielsweise auch zur altersvorsorge genutzt.
128 rund 70% der österreichischen haushalte haben einen Bausparvertrag. Damit zählt diese anlageform u.  a. aufgrund der 
 höheren Zinsen und der staatlichen Bausparprämie zu den beliebtesten sparformen. 2007 belief sich die anzahl der vergebenen 
 Bausparverträge auf rund 5,1 mio. Die Bauspareinlagen insgesamt beliefen sich laut oenB auf 17,3 mrd. € und die aushaftenden 
 Darlehen auf 15,6 mrd. €. Die höhe der staatlichen Prämie richtet sich nach der sekundärmarktrendite und liegt zwischen 3% und 
 8% (2008 4%). gefördert werden die einlagen nur bis zu einer bestimmten einlagenhöhe. Dieser erstattungshöchstbetrag lag 
 2008 bei 1.000 € pro Jahr (2009 1.200 €), sodass sich eine maximale Prämie von 48 € ergibt. Das staatliche fördervolumen 
 beläuft sich auf geschätzte 100 mio. € (2008) und seit der anhebung des geförderten höchstbetrages im Jahr 2009 auf 120 mio. €. 
 es kann davon ausge gangen werden, dass vor allem mittlere und obere einkommensschichten von dieser maßnahme profitieren. 
 65% der haushalte in Österreich sparen zumindest 1.000  € pro Jahr (2004; marterbauer - schürz, 2008) und könnten somit 
 potentiell die Bausparprämie in vollem Umfang erlangen, so sie einen Bausparvertrag abgeschlossen haben, oder anders betrach 
 tet: 35% der haushalte sparen gar nicht oder zu wenig, um die förderung voll ausnutzen zu können. Die verteilungswirkung von 
 Wohnbaudarlehen dürfte aufgrund der notwendigen eigenmittel stärker auf obere einkommensschichten konzentriert sein. im 
 gegensatz zu den Bausparverträgen sind die Darlehen für den Wohnbau zweckgebunden.
129 mit den steuerreformen 1987 und 1996 wurden die degressiven verteilungseffekte der steuerlichen absetzbarkeit der sonderaus
 gabe Wohnen stark reduziert. Damit wurde zwar das indirekte fördervolumen verkleinert, allerdings ist der fördereffekt weit we 
 niger stark gesunken, da vor allem die mitnahmeeffekte - die förderung von maßnahmen, die auch ohne zusätzliche anreizwir 
 kung getätigt worden wären - reduziert wurden (czasny - moser, 2000). Die Kosten für Wohnraumbeschaffung können im rahmen 
 von sonderausgaben geltend gemacht werden. sie wirken wie ein freibetrag, d. h., sie reduzieren die steuerbemessungsgrund 
 lage. in der regel ist der steuervorteil dadurch umso höher je höher das einkommen ist. Diese degressiven effekte sind durch 
 eine einschleifregelung (2008 ab 36.000 €) und eine höchsteinkommensgrenze (2008 50.900 €) gemildert (Bundesministerium 
 für finanzen, 2009). Personen, die keine einkommen- bzw. lohnsteuer zahlen (2008 unter 10.000  €), profitieren von dieser 
 maßnahme allerdings gar nicht. Das fördervolumen bzw. die steuerlichen steuermindereinnahmen belaufen sich auf geschätzte 
 200 mio. € (Die topf-sonderausgaben, im rahmen derer neben den ausgaben für Wohnraumbeschaffung und -sanierung u. a. 
 auch ausgaben für versicherungsprämien und junge aktien geltend gemacht werden können, betragen insgesamt 370 mio. €). Bei 
 maximaler ausnutzung des möglichen steuervorteils ergibt sich bei einem jährlichen Bruttoeinkommen von 36.000 € eine steue 
 rersparnis von 292 € und bei einem jährlichen Bruttoeinkommen von 15.000 € von 256,8 €. Der steuervorteil fällt in diesem 
 Beispiel für das höhere einkommen um 35 € höher aus.
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nämlich der vorzeitigen steuerlichen abschreibung, der stundung der Besteuerung von 
mietzinsüberschüssen sowie der abgaben rechtlichen Begünstigung (beispielsweise von 
der gesellschaft-, grunderwerb- oder Kommu nalsteuer) der gemeinnützigen Wohnungs-
unternehmen, sind vielfältig und stark von den jeweiligen rahmenbedingungen abhängig, 
sodass keine allgemein gültige aussage über deren verteilungswirkung getroffen 
werden kann (czasny - moser, 2000). Zur analyse der verteilungswirkung der direkten 
Wohnbauförderung werden die Daten der Konsumerhebung 1999/2000 zum Bereich 
Wohnen herangezogen. Daten zu Wohnungsbei hilfen für 2005 liefert eU-silc 2006. 
aussagen hinsichtlich der erhaltenen förderhöhe lassen sich mittels dieser Daten-
quellen nur für die Wohnungsbeihilfen treffen, nicht aber für die übrigen instrumente 
der Wohnbauförderungen130 (objektförderung). es kann lediglich festgestellt werden 
in welcher einkommensschicht sich die förderungsbezieherinnen zum Zeitpunkt der 
Befragung befinden. Die Daten beruhen auf einer fragebogenerhebung; es kann davon 
aus gegangen werden, dass die Zahlen über die förderhäufigkeit stark unterschätzt 
sind131.
Die verteilungswirkung der subjektförderung, im Wesentlichen zusammengesetzt aus 
der Wohn- und mietbeihilfe, und der objektförderung sind sehr unterschiedlich. Die 
Wohnbeihilfe hat, vor allem aufgrund der vorhandenen einkommensgrenzen, eine 
eindeutige umverteilen de Wirkung zugunsten der unteren einkommensschichten. im 
fall der objektförderung zeigt sich eine gegenteilige verteilungswirkung, der großteil 
der förderungen entfällt auf die oberen einkommensschichten, zumindest dann, wenn 
die direkten verteilungseffekte betrachtet werden.
130 Die meisten mittel der Wohnbauförderung erstrecken sich über mehrere Jahrzehnte, sodass es für die Befragten
 schwierig, wenn nicht sogar unmöglich wäre, einen fördernutzen auf ein einzelnes Jahr zu berechnen. im Zuge der Kon 
 sumerhebung  1999/2000 wurde danach gefragt, ob das Wohnobjekt mit hilfe der Wohnbauförderung errichtet wurde. 
 es ist also möglich, dass die frage bejaht wurde, die förderung bereits abgelaufen ist, sodass kein aktuelles förderungs 
 verhältnis mehr vorliegt. Dies würde zu einer Überschätzung des förderumfangs führen. Weiters können sich dadurch 
 verzerrungen bezüglich der verteilungswirkung ergeben.
131 Das fördervolumen für die Wohnbeihilfe belief sich nach angaben des finanzministeriums auf 189,3  mio.  € im Jahr  2001. 
 Die summe der in der Konsumerhebung  1999/2000 enthaltenen förderungen, wobei es zu beachten gilt, dass die 
 haushalte mit selbständig beschäftigten mitgliedern in der Berechnung nicht berücksichtigt werden konnten, beläuft 
 sich auf rund 160 mio. €, sodass sich ein erfassungsgrad von 85% ergibt.
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6.6.3.1. verteilungswirkung der Wohn- und mietzinsbeihilfe (subjektförderung)  
 im Jahr 2000
Das wichtigste instrument der subjektförderung im rahmen der Wohnbauförderung ist 
die Wohnbeihilfe. Weit weniger Bedeutung kommt der mietzinsbeihilfe und den annuitä-
ten- und Zinszuschüssen für eigenmittelersatzdarlehen zu. in summe wurden für diese 
leistungen im Jahr 2006 253,1 mio. € bzw. 10,4% der gesamten Wohnbauförderung der 
länder (2,434 mrd. €) aufgewendet, der bei weitem größte teil entfiel mit 246 mio. €132 
auf die Wohnbeihilfe, 3,2 mio. € wurden für die mietzinsbeihilfe und 3,9 mio. € für die 
annuitäten- und Zinszuschüsse für eigenmittelersatzdarlehen verwendet. als viertes 
instrument ist die mietbei hilfe zu erwähnen, wobei diese nicht zu den klassischen 
instrumenten der Wohnbauförderung zählt, da sie aus mitteln der sozialhilfebudgets 
der länder und nicht über die Wohnbauförde rungsmittel finanziert wird. als fürsor-
geleistung ist sie eher als ein instrument der sozialpoli tischen mindestabsicherung 
denn der Wohnbauförderung zu sehen, dennoch kam ihr mit einem finanzvolumen 
von 48 mio. € im Jahr 2006 eine bedeutende rolle zu. Wird auch die mietbeihilfe zur 
subjektförderung hinzugezählt, so erhöhte sie die summe auf 301 mio. € bzw. auf 
rund 12% der ausgaben der länder. alle vier maßnahmen sind an eine Bedarfsprüfung 
geknüpft und fließen direkt den haushalten zu.
Die Wohnbeihilfe entspricht einem bedarfsgeprüften monetären sozialtransfer, 
der als Zuschuss zum miet- bzw. Wohnaufwand gewährt wird, um Wohnraum auch 
für einkommens schwache haushalte leistbar zu machen. Die höhe der Beihilfe ist 
im Wesentlichen vom haus haltseinkommen, der anzahl der im haushalt lebenden 
Personen sowie der Wohnfläche abhängig. Der monatliche Zuschuss berechnet sich 
aus der Differenz zwischen anrechenba rem Wohnungsaufwand und zumutbarer 
Wohnungsaufwandsbelastung. Die konkrete ausge staltung, vor allem hinsichtlich 
132 Die Daten für die mietzinsbeihilfe, eigenmittelersatzdarlehen und die mietbeihilfe wurden der essoss-Datenbank ent
 nommen, jene für die Wohnbeihilfe den länderberichten an das Bundesministerium für finanzen.
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bestehender einkommensgrenzen, der höhe der Wohnbeihilfe, dem geförderten Per-
sonenkreis, der frage, ob nur miet- oder auch eigenheime gefördert werden, ob nur 
im fall von geförderten oder auch von ungeförderten objekten Wohnbeihilfe bezogen 
werden kann, unterliegt dem jeweiligen landesgesetz und differiert zum teil erheb lich 
zwischen den Bundesländern. in abgrenzung zur mietbeihilfe bzw. sozialhilfe muss 
in der regel ein mindesteinkommen in höhe der ausgleichszulage (mindestpension) 
vorgewiesen werden.
Die mietbeihilfe ist eine geldleistung, die nicht wie die Wohnbeihilfe im rahmen 
der Wohn bauförderung finanziert wird. sie wird von den sozialreferaten der länder 
gemeinsam mit der sozialhilfe ausbezahlt. im gegensatz zur Wohnbeihilfe besteht 
keine mindesteinkommensgren ze, die einkommensobergrenze ist aber strenger 
definiert. in der regel ist es möglich, sowohl miet- als auch Wohnbeihilfe zu beziehen, 
wobei in den meisten regelungen der länder eine gegenseitige anrechnung erfolgt. 
Die konkreten regelungen finden sich in den sozialhilfege setzen der länder, wobei 
auch hier wie bei der Wohnbeihilfe länderspezifische Unterschiede bestehen. Die miet-
beihilfe ist als fürsorgeleistung eher der sozialpolitischen mindestabsiche rung denn 
der Wohnbauförderung zuzuordnen. Die mietzinsbeihilfe ist bundesweit einheitlich im 
einkommensteuergesetz (estg 1988) geregelt und unterliegt speziellen und in Bezug 
auf die einkommensgrenzen strengeren vergabericht linien als die Wohnbeihilfe133.
Die annuitäten- und Zinszuschüsse für eigenmittelersatzdarlehen sind eine schnitt-
stelle zur objektförderung, mit der die finanzierung von eigenmitteln (die für genos-
senschafts- und eigentumswohnungen notwendig sind) für einkommensschwache 
schichten erleichtert wer den soll. Die Daten, die zur analyse der verteilungswirkung 
zur verfügung stehen, beziehen sich auf die Wohnbeihilfe und die größenmäßig 
133 Die mietzinsbeihilfe ist beim zuständigen finanzamt zu beantragen und wird hauptmieterinnen gewährt, wenn ihre mie
 te im Zuge von erhaltungs- und reparaturarbeiten besonders stark (über 0,33  cent pro Quadratmeter) erhöht wurde. im 
 Jahr 2007 ergab sich durch diese förderung ein einnahmenausfall in der einkommensteuer von rund 3  mio.  € (Bundes 
 ministerium für finanzen, 2008).
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weniger bedeutsame mietzinsbeihilfe. Da auch die anderen instrumente der sub-
jektförderung an eine, zum teil noch strengere Bedarfsprüfung geknüpft sind, kann 
davon ausgegangen werden, dass ihre verteilungswirkung mit jener der Wohn- und 
mietzinsbeihilfe vergleichbar ist.
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anderen Instrumente der Subjektförderung an eine, zum Teil noch strengere Bedarfsprüfung 
geknüpft sind, kann davon ausgegangen werden, dass ihre Verteilungswirkung mit jener der 
Wohn- und Mietzinsbeihilfe vergleichbar ist. 
Abbildung 15: Verteilung der Haushalte mit Wohn- und MietzinsbeihilfenbezieherInnen nach 

















Q: Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. 
Übersicht 69: Verteilung der Haushalte mit Wohn- und MietzinsbeihilfenbezieherInnen nach 








Haushalte, in denen Wohn- und 
MietbeihilfebezieherInnen leben 
Wohn- und Mietzins-
beihilfe gemessen am 
Bruttoäquivalenz-
gesamteinkommen 
In € Anzahl Anteile in % Anteile in % 
     
1. Dezil 831 38.372 37,9 21,1 
2. Dezil 1.083 28.810 28,5 12,6 
3. Dezil 1.292 13.508 13,3 18,6 
4. bis 10. Dezil Mehr als 1.292 20.557 20,3 7,1 
     
1. Quartil 1.188 73.815 72,9 17,2 
2. Quartil 1.745 18.523 18,3 10,2 
3. bis 4. Quartil Mehr als 1.745 8.908 8,8 6,4 
     
Insgesamt  101.247 100,0 13,5 
Q: Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. 
Wohn- und Mietzinsbeihilfe haben eine eindeutige Umverteilungswirkung zugunsten der 
unteren Einkommensschichten. Rund 90% der BeihilfenbezieherInnen befinden sich in Haus-
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Wohn- und mietzinsbeihilfe haben eine eindeutige Umverteilungswirkung zugunsten 
der unteren einkommensschichten. rund 90% der Beihilfenbezieherinnen befinden 
sich in haus halten der unteren hälfte der Bruttoäquivalenzgesamteinkommen, über 
ein Drittel der Beihilfe kommt dem untersten Dezil bzw. rund drei viertel dem untersten 
Quartil zugute (abbildung 15). anders betrachtet, bezieht jeder zehnte haushalt im 
unteren Quartil Wohn- bzw. mietzinsbeihilfe. auch die relative Bedeutung der Wohn- 
und mietzinsbeihilfe nimmt mit steigendem einkommen kontinuierlich ab. im unteren 
Dezil beläuft sich die Wohn- und mietzinsbeihilfe im Durchschnitt auf 21,1% des Brut-
toäquivalenzgesamteinkommens der haus halte und stellt damit einen beachtlichen 
einkommensanteil dar. auch in den beiden folgen den Dezilen trägt mit rund 13% bzw. 
19% die Wohn- und mietzinsbeihilfe wesentlich zum haus haltseinkommen bei. in 
relation zum gesamteinkommen ist die Bedeutung der Wohn- und mietzinsbeihilfe 
in der oberen einkommenshälfte gering (Übersicht 69).
6.6.3.1.1. verteilungswirkung nach stellung im Beruf, anzahl der Kinder, 
 haushaltsgröße und rechtsform 
Die Wohn- und mietzinsbeihilfe wird (mit rund 40%) am stärksten von haushalten 
mit einem/r Pensionistin als hauptverdienerin in anspruch genommen, auf die 
haushalte mit arbeiterin nen und angestellten entfallen 35%. Die gruppe der nicht-
erwerbstätigen - die sich aus Personen in elternkarenz, hausfrauen, -männern, schü-
ler- und studentinnen, arbeitslosen, Präsenz- und Zivildienern u. a. zusammensetzt 
- ist mit insgesamt 21% die drittgrößte. Die Wich tigkeit der Wohnbeihilfe zur sozialen 
absicherung wird auch dadurch verdeutlicht, dass knapp zwei Drittel aller Wohn- und 
mietzinsbeihilfenbezieherinnen außerhalb der Berufstätigkeit stehen oder bereits in 
Pension sind und somit kein erwerbseinkommen beziehen. Der großteil (72%) des 
Personenkreises ohne erwerbseinkommen fällt in das unterste Dezil (bis 831 € der 
Bruttoäquivalenzgesamteinkommen der haushalte), das verbleibende viertel ver-
teilt sich auf die beiden nächsten einkommensschichten. auch die Pensionistinnen 
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mit Wohn- und miet zinsbeihilfe konzentrieren sich mit rund 87% auf das unterste 
Quartil, ein hinweis dafür, dass mit hilfe der Wohn- und mietzinsbeihilfe die gefahr 
der altersarmut zumindest abgefedert wird. hingegen verteilen sich haushalte mit 
erwerbstätigen hauptverdienerinnen mit Wohn- und mietzinsbeihilfe im vergleich dazu 
in höheren einkommensschichten, wobei angestellte in höheren einkommensschichten 
als arbeiterinnen vertreten sind: mehr als die hälfte der arbeiterinnen befindet sich 
im 1. Quartil und knapp 90% in der unteren einkommenshälfte, angestellte fallen 
hingegen zu 67% in die untere einkommenshälfte.
etwas weniger als die hälfte der Personen, die Wohn- und mietzinsbeihilfe beziehen, 
leben in einem einpersonenhaushalt und in etwas mehr als der hälfte der haushalte 
leben keine Kin der (52%) - ein Umstand, der auf den hohen anteil von Pensionistinnen 
zurückzuführen ist. in fast jedem fünften haushalt mit Wohn- und mietzinsbeihilfe lebt 
ein Kind und in etwas mehr als jedem vierten haushalt leben zwei oder drei Kinder. von 
den haushalten ohne Kinder sind rund 80% im unteren Quartil zu finden, wobei auch 
hier das Bruttoäquivalenzgesamtein kommen zugrunde gelegt wurde. mit steigender 
Personen- bzw. Kinderanzahl wird auch in höheren einkommensschichten vermehrt 
Wohn- und mietzinsbeihilfe bezogen. Der anteil der haushalte mit einem Kind oder 
mit zwei Kindern im 2. Quartil ist höher als jener der einperso nenhaushalte. ab drei 
und mehr Kindern steigt wieder die Konzentration auf das unterste Quartil, was zum 
einen auf die geringe fallzahl im Datensatz und damit einhergehende verzerrungen 
zurückzuführen sein dürfte oder auch auf die schlechtere einkommensposition von 
mehrkindhaushalten.
Die Wohn- und mietzinsbeihilfe fließt zum großteil an Personen in mietverhältnissen 
und zu knapp einem fünftel (19%) an Wohnungs- bzw. hauseigentümerinnen, wobei 
mit steigendem einkommen der anteil der eigentümerinnen zunimmt.
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6.6.3.2. verteilungswirkung der Wohnbeihilfe (subjektförderung) im Jahr 2005
Die analyse der verteilungswirkung der Wohnbeihilfe im Jahr 2005 erfolgt aufgrund 
der eU-silc-erhebung, deshalb können Unterschiede zwischen den beiden vergleichs-
jahren auch auf differierende erhebungsverfahren zurückzuführen sein. als Bezugsgröße 
wurden hier wie im Jahr 2000 die Bruttoäquivalenzgesamteinkommen herangezogen. 
Die anspruchsvoraus setzungen als auch die Konzeption der Wohnbeihilfe sind im 
vergleichszeitraum im Wesent lichen unverändert geblieben, daher sind auch keine 
bedeutenden Änderungen hinsichtlich ihrer verteilungswirkung zu erwarten. Die 
Wohnbeihilfe weist auch im Jahr 2005 eine starke verteilungswirkung zugunsten der 
unteren einkommensschichten auf und der Progressivitäts grad ist weiterhin sehr hoch. 
Über ein Drittel der haushalte mit Wohnbeihilfe befindet sich im untersten Dezil und 
knapp ein viertel im 2. Dezil. in diesen beiden Dezilen beträgt die Wohn beihilfe rund 
ein Zehntel des gesamteinkommens (Übersicht 70).
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nenhaushalte. Ab drei und mehr Kindern steigt wieder die Konzentration auf das unterste 
Quartil, was zum einen auf die geringe Fallzahl im Datensatz und damit einhergehende 
Verzerrungen zurückzuführen sein dürfte oder auch auf die schlechtere Einkommensposition 
von Mehrkindhaushalten. 
Die Wohn- und Mietzinsbeihilfe fließt zum Großteil an Personen in Mietverhältnissen und zu 
knapp einem Fünftel (19%) an Wohnungs- bzw. HauseigentümerInnen, wobei mit steigendem 
Einkommen der Anteil der EigentümerIn en zunimmt. 
6.6.3.2 Verteilungswirkung der Wohnbeihilfe (Subjektförderung) im Jahr 2005 
Die Analyse der Verteilungswirkung der Wohnbeihilfe im Jahr 2005 erfolgt aufgrund der EU-
SILC-Erhebung, deshalb können Unterschiede zwischen den beiden Vergleichsjahren auch 
auf differierende Erhebungsverfahren zurückzuführen sein. Als Bezugsgröße wurden hier wie 
im Jahr 2000 die Bruttoäquivalenzgesamteinkommen herangezogen. Die Anspruchsvoraus-
setzungen als auch die Konzeption der Wohnbeihilfe sind im Vergleichszeitraum im Wesent-
lichen unverändert geblieben, daher sind auch keine bedeutenden Änderungen hinsichtlich 
ihrer Verteilungswirkung zu erwarten. Die Wohnbeihilfe weist auch im Jahr 2005 eine starke 
Verteilungswirkung zugunsten der unteren Einkommensschichten auf und der Progressivitäts-
grad ist weiterhin sehr hoch. Über ein Drittel der Haushalte mit Wohnbeihilfe befindet sich im 
untersten Dezil und knapp ein Viertel im 2. Dezil. In diesen beiden Dezilen beträgt die Wohn-
beihilfe rund ein Zehntel des Gesamteinkommens (Übersicht 70). 
Übersicht 70: Verteilung der Haushalte mit WohnbeihilfenbezieherInnen nach Bruttoäquiva-








Haushalte, in denen Wohn- und 
MietbeihilfebezieherInnen leben 
Wohn- und Mietbei-
hilfe gemessen am 
Bruttoäquivalenzge-
samteinkommen 
In € Anzahl Anteile in % Anteile in % 
     
1. Dezil 931 46.068 35,3 10,9 
2. Dezil 1.225 30.585 23,5 10,0 
3. Dezil 1.491 17.061 13,1 7,0 
4. bis 10. Dezil Mehr als 1.491 36.631 28,1 4,1 
     
1. Quartil 1.354 86.644 66,5 10,0 
2. Quartil 1.952 33.104 25,4 5,2 
3. bis 4. Quartil Mehr als 1.952 10.596 8,1 2,6 
     
Insgesamt  130.345 100,0 7,2 
Q: EU-SILC 2006, WIFO-Berechnungen. 
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6.6.3.3. Wohnbeihilfen und indirekte verteilungseffekte, vorteilswegnahme 
 und armutsfalle
inwieweit die subjektförderung die Bautätigkeit insgesamt anregt und dadurch 
wirtschafts belebende Wirkungen induziert, ist sehr umstritten. Diese effekte werden 
im rahmen interna tionaler vergleichsstudien als, wenn überhaupt vorhanden, marginal 
beschrieben (stagel, 2004). für die Wohnbeihilfen sind die direkten verteilungseffekte 
entscheidend. Zu berücksich tigen gibt es das Phänomen der vorteilswegnahme, d. h., 
der verteilungspolitische vorteil fällt einer anderen Person zu als von fördergeberinnen 
intendiert. im fall der Wohnbeihilfen wäre eine vorteilswegnahme gegeben, wenn 
die vermieterinnen aufgrund des Wissens, dass die potentiellen mieterinnen mit der 
Beihilfe mehr finanzielle mittel zur verfügung haben, die miete anheben und so mehr 
gewinn erzielen. es ist nicht davon auszugehen, dass die Beihilfe in vollem Umfang 
„weggenommen“ wird, dass dies aber zu einem gewissen teil geschieht, kann auch 
nicht ausgeschlossen werden. Die literatur zu dieser inzidenzfrage ist spärlich und kann 
empirisch kaum gelöst werden (nowotny, 2006). es deutet allerdings einiges darauf 
hin, dass dieses Phänomen in systemen mit einem hohen anteil an subjektförderung 
stärker ausgeprägt ist, als wenn die Wohnbeihilfe nur eine ergänzende förderung 
darstellt. ein weite rer effekt, den es vor allem in Bezug auf die ausgestaltung von 
monetären einkommens abhängigen transfers zu beachten gilt, ist die armutsfalle. 
Da der Wohnbeihilfe im unteren einkommensbereich eine besonders wichtige rolle 
zur einkommensabsicherung zukommt, gilt es dieses Phänomen hier besonders zu 
beachten. sind in die anspruchsvoraussetzungen einer transferleistung bzw. in diesem 
konkreten fall der Wohnbeihilfe keine einschleifregelungen eingebaut, so reduziert jedes 
zusätzlich erzielte einkommen die höhe der transferleistung. Das gesamteinkommen 
des haushalts bleibt trotz zusätzlicher arbeitsleistung unverändert. es verschieben 
sich lediglich die aus der zusätzlichen erwerbsarbeit stammenden einkommens anteile 
zulasten jener, die als transfereinkommen bezogen werden. anders formuliert, das 
zusätzliche einkommen reduziert das transfereinkommen 1 : 1. Dies entspricht einem 
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indirek ten grenzsteuersatz von 100% und reduziert damit den anreiz eine erwerbsarbeit 
aufzuneh men bzw. eine bestehende weiter auszudehnen. soll die armutsgefährdung 
von haushalten nicht nur abgefedert, sondern nachhaltig verringert werden, ist bei der 
ausgestaltung der Wohnbeihilfe auf entsprechende einschleifregelungen zu achten 
(springler, 2006). Dadurch würden die sozialleistungen zwar auch für etwas höhere 
einkommensschichten zugänglich gemacht und die soziale treffsicherheit dadurch 
scheinbar verringert werden, zugleich erhöhen sich aber dadurch die chancen eines 
haushalts, die armutsgefährdende situation und damit die abhängigkeit von Beihilfen 
zu verlassen. eine ähnliche - wenngleich stärker ausgeprägte - Problematik zeigt sich 
für die mietbeihilfe bzw. die sozialhilfe (siehe abschnitt 6.2.5).
Die Wohnbeihilfe weist, wie die verteilungsanalyse gezeigt hat, eine hohe soziale 
treffsicher heit und verteilungswirkung zugunsten der unteren einkommensschichten 
auf. Diesen sozial politischen vorteilen stehen potentielle nachteile wie die „armuts-
falle“ oder „vorteilsweg nahme“ gegenüber, die es vor allem bei ausgestaltung der 
förderinstrumente zu beachten gilt. Weiters weist die Wohnbeihilfe einen höheren grad 
an stigmatisierung auf als fördermaß nahmen, die auch breiten einkommensschichten 
zur verfügung stehen. für subjekt- und objektförderung gilt, dass eine erhöhung der 
sozialen treffsicherheit zu verstärkter stigmatisie rung sowie ghettoisierung führen 
kann (amann - mundt, 2008).
6.6.3.4. verteilungswirkung der Wohnbauförderung (objektförderung)
Die Wohnbauförderung in Österreich ist von einem hohen anteil an objektförderung 
geprägt. im gegensatz zur Wohnbeihilfe, bei der die verteilungswirkung eine direkte 
folge der Beihil fenauszahlung ist, gestaltet sich hier die frage nach der verteilungs-
wirkung wesentlich komplexer. neben den direkten verteilungswirkungen kommt 
auch der indirekten verteilungs wirkung, auf die im abschnitt 6.6.3.4.2 eingegangen 
wird, eine bedeutende rolle zu.  Die Datenlage zur analyse der verteilungswirkung 
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der Wohnbauförderung ist im vergleich zur Wohnbeihilfe schlecht. es bestehen keine 
informationen darüber, in welcher höhe die Wohn bauförderung bezogen wird, noch 
darüber, ob ein aktuelles förderverhältnis vorliegt oder die förderung des Wohnobjektes 
bereits abgeschlossen wurde. Die ergebnisse aus der Konsumer hebung 1999/2000 
können nur bedingt verallgemeinert werden, da die Daten lediglich aufschluss über 
die einkommensposition zum Zeitpunkt der Befragung der förderungsbezie herinnen 
geben. Der Bezug von leistungen aus der Wohnbauförderung kann aber schon lange 
zurückliegen oder bereits abgelaufen sein, somit lässt sich auch keine eindeutige ver-
bindung zwischen einkommenssituation und förderbezug herstellen. Weiters richtete 
sich die Befragung lediglich an haus- oder Wohnungseigentümerinnen. Da mieterinnen 
von geförderten Wohnungen/häusern nicht erhoben sind, ist von einer verschiebung 
der vertei lungsergebnisse in richtung der oberen einkommensbereiche auszugehen.
trotz der schwierigen Datenlage ist von einer Umverteilung eher zugunsten der oberen 
ein kommensschichten auszugehen. Die vorhandenen Daten zeigen folgendes Bild: 
Die Wohn bauförderung kommt vor allem mittleren und oberen einkommensgruppen 
zugute, untere einkommensschichten beziehen unterdurchschnittlich oft Wohnbauför-
derung (Übersicht 71). im untersten Quartil befinden sich 14%, auf die beiden mittleren 
Quartile entfällt jeweils rund ein viertel und im obersten Quartil befindet sich mehr 
als ein Drittel der förderungsbe zieherinnen. mit steigendem einkommen steigt auch 
die Wahrscheinlichkeit Wohnbauförde rung zu beziehen. Die gründe dafür, dass die 
direkte verteilungswirkung der Wohnbauförderung eher zuguns ten mittlerer und oberer 
einkommensschichten ausfällt, dürften einerseits in den benötigten eigenanteilen lie-
gen, die von Personen mit geringem einkommen nicht oder nicht so leicht aufgebracht 
werden können, und andererseits darin, dass die Wohnbauförderung aufgrund der 
großzügigen einkommensgrenzen nach oben hin kaum gedeckelt ist. Dennoch zeigt 
die auswertung der Konsumerhebung, dass die geförderte Wohnraumschaffung auch 
haushal ten der unteren einkommenshälfte zugute kommt. Die einkommensgrenze steigt 
mit der anzahl der im haushalt lebenden Personen, die konkrete förderhöhe sowie 
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eventuelle einschleifregelungen unterscheiden sich von Bundesland zu Bundesland, 
befinden sich aber zumeist im oberen einkommensbereich134. im gegensatz zur als 
fürsorgeleistung ausgestalte ten Wohnbeihilfe überwiegt bei der objektförderung der 
universelle charakter.
–  187  – 
   
zumeist im oberen Einkommensbereich134
Übersicht 71: Verteilung der Haushalte mit WohnbauförderungsbezieherInnen nach Brutto-
äquivalenzgesamteinkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2000 
). Im Gegensatz zur als Fürsorgeleistung ausgestalte-





Anzahl Anteile in % 
   
 1. Dezil 19.890 3,5 
 2. Dezil 37.819 6,7 
 3. Dezil 47.566 8,4 
 4. Dezil 61.861 10,9 
 5. Dezil 51.912 9,2 
 6. Dezil 52.060 9,2 
 7. Dezil 62.511 11,0 
 8. Dezil 69.755 12,3 
 9. Dezil 81.494 14,4 
10. Dezil 82.117 14,5 
   
1. Quartil 80.456 14,2 
2. Quartil 138.592 24,4 
3. Quartil 149.367 26,3 
4. Quartil 198.570 35,0 
   
Insgesamt 566.984 100,0 
Q: Konsumerhebung 1999/2000, WIFO-Berechnungen. 
6.6.3.4.1 Verteilungswirkung nach Stellung im Beruf, Anzahl der Kinder, Haushaltsgröße und 
Rechtsform  
Die Verteilung der Wohnbauförderung nach Einkommensschichten spiegelt sich auch in der 
Stellung im Erwerbsleben der HauptverdienerInnen der Haushalte mit Förderungsbezug wider: 
Wohnbauförderung wird zu rund zwei Drittel von Erwerbstätigen (26,1% ArbeiterInnen, 25,9% 
Angestellte und 11,7% BeamtInnen) sowie zu einem Drittel von PensionistInnen bezogen. All 
jene, die außerhalb der Erwerbstätigkeit stehen, wie beispielsweise Personen in Elternkarenz, 
Hausfrauen, -männer oder Arbeitslose, belaufen sich in Summe auf 4% der Förderungsbe-
zieherInnen. Die Einkommenssituation der PensionistInnen, die Wohnbauförderung beziehen, 
ist relativ regelmäßig auf alle Einkommensschichten verteilt, bei den Angestellten und Beamt-
Innen findet sich hingegen eine eindeutige Konzentration auf die obere Einkommenshälfte 
(83,9% bzw. 86,9%) bzw. das obere Quartil (57,8% bzw. 66,3%). ArbeiterInnen sind über-
wiegend (68%) in den beiden mittleren Quartilen zu finden.  
                                                     
134)  Im Jahr 2008 lag beispielsweise die Grenze der jährlichen Nettoeinkommen für einen Einpersonenhaushalt für den 
Erhalt der Wohnbauförderungen in der Steiermark bei 34.000 €, im Burgenland bei 32.500 €, in Wien − in Abhängigkeit 
vom geförderten Objekt − zwischen 27.020 € und 34.430 €. 
6.6.3.4.1. verteilungswirkung nach stellung im Beruf, anzahl der Kinder, 
 haushaltsgröße und rechtsform 
Die verteilung der Wohnbauförderung nach einkommensschichten spiegelt sich auch 
in der stellu g im rwerbsl ben der hauptverdienerinnen der haushalte mit förde-
rungsbezug wider: Wohnbauförderung wird zu rund zwei Drittel von erwerbstätigen 
134 im Jahr  2008 lag beispielsweise die grenze der jährlichen nettoeinkommen für einen einpersonenhaushalt für den
 erhalt der Wohnbauförderungen in der steiermark bei 34.000  €, im Burgenland bei 32.500  €, in Wien - in abhängigkeit 
  vom geförderten objekt - zwischen 27.020 € und 34.430 €.
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(26,1% arbeiterinnen, 25,9% angestellte und 11,7% Beamtinnen) sowie zu einem Drittel 
von Pensionistinnen bezogen. all jene, die außerhalb der erwerbstätigkeit stehen, 
wie beispielsweise Personen in elternkarenz, hausfrauen, -männer oder arbeitslose, 
belaufen sich in summe auf 4% der förderungsbe zieherinnen. Die einkommenssitua-
tion der Pensionistinnen, die Wohnbauförderung beziehen, ist relativ regelmäßig auf 
alle einkommensschichten verteilt, bei den angestellten und Beamt innen findet sich 
hingegen eine eindeutige Konzentration auf die obere einkommenshälfte (83,9% bzw. 
86,9%) bzw. das obere Quartil (57,8% bzw. 66,3%). arbeiterinnen sind über wiegend 
(68%) in den beiden mittleren Quartilen zu finden.
für die analyse der verteilungswirkung auf haushalte mit Kindern werden ebenfalls die 
Brutto äquivalenzgesamteinkommen der haushalte verwendet. in mehr als der hälfte 
der haushalte (56%) mit Wohnbauförderung leben keine Kinder, in jedem fünften lebt 
ein Kind und in jedem vierten haushalt leben zwei oder drei Kinder. haushalte mit 
keinem oder einem Kind sind überwiegend (mit 65% bzw. 70%) in der oberen einkom-
menshälfte zu finden. ab dem zweiten Kind im haushalt dreht sich dieses verhältnis 
leicht um, von den haushalten mit zwei Kindern ist gut die hälfte (52%) und von den 
haushalten mit drei Kindern sind 54% in der unteren einkommenshälfte vertreten. in 
summe ist die einkommensposition, ob mit oder ohne Kinder, wesentlich besser als 
bei den haushalten mit Wohnbeihilfen.
Wohnbauförderung fließt zu knapp zwei Drittel haus- und zu gut einem Drittel 
Wohnungsei gentümerinnen zu, wobei der anteil der hauseigentümerinnen im 1. Quartil 
höher ist als im 4. Quartil.
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6.6.3.4.2. indirekte verteilungswirkungen der objektförderung
Die indirekten verteilungseffekte sind komplexer und wesentlich schwieriger zu 
erfassen als die direkten. internationale Beispiele zeigen, dass eine reduktion der 
objektförderung von einem rückgang der Bautätigkeit als auch von mietsteigerungen, 
wie beispielsweise in schweden und den niederlanden in den neunziger Jahren, beglei-
tet sein kann. eine vermin derung der Bautätigkeit infolge von gesenkten förderungen 
konnte sowohl in schweden als auch in großbritannien ende der neunziger Jahre bzw. 
zu Beginn der 2000er-Jahre beobach tet werden (stagel, 2004).
für Österreich haben Blaas - Wieser (2004B) errechnet, welche auswirkungen eine 
Kürzung der Wohnbauförderung bzw. der objektförderung auf die Bautätigkeit und 
die Wohnungs preise hätte. Werden die förderungen ausgehend vom Jahr 2005 um 
100 mio. € gekürzt, so würden jährlich - berechnet für die nächsten fünf Jahre - um 
rund 1.000 Wohnungen weniger gebaut werden, wobei der mehrgeschoßbau (80%) 
wesentlich stärker betroffen wäre als der eigenheimbau (20%) und die investitionen 
für die sanierung würden um 70 mio. € sinken. Die effekte auf die Wohnungspreise 
würden sich vorerst bei den nicht-preisgeregelten Wohnun gen im fall einer Wiederver-
mietung auswirken. langfristig käme es aber im gesamten Wohn segment zu Preisstei-
gerungen. im laufe von zehn Jahren wäre dann mit mietsteigerungen von etwa 3,6 € 
pro Quadratmeter zu rechnen und für die finanzierung von einer eigentums wohnung 
wären etwa 200 € mehr pro monat zu bezahlen (Blaas - Wieser, 2004B). ein anstieg 
der mieten führt zu einer reduktion des frei verfügbaren einkommens oder - anders 
formuliert - der Konsum nach (anderen) gütern sinkt. Zugleich steigen allerdings die 
einkommen der hauseigentümerinnen, wobei davon auszugehen ist, dass diese als 
angehörige höherer einkommensschichten eine geringere Konsumneigung (Konsum-
quote) haben als ärmere Bevölkerungsschichten und deshalb der nachfrageausfall 
dadurch nicht vollständig kompen siert werden würde. steigen die mieten, so sinkt die 
gesamtnachfrage. ein mietanstieg von 10% bewirkt eine reduktion des realen gesamt-
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wirtschaftlichen Konsumniveaus um 2% (gstach, 2006). eine niedrigere nachfrage 
zieht wiederum negative Beschäftigungseffekte nach sich. auch czerny -  Weingärtler 
(2007) stellten sich die frage nach den Beschäftigungs effekten der Wohnbauförde-
rung und kamen zu dem ergebnis, dass 1 mrd. € mehr für den Wohnbau rund 12.000 
zusätzliche arbeitsplätze in der gesamtwirtschaft bewirken würde.
fließen die mittel der objektförderung in den privaten haus- oder Wohnungsbau 
bzw. deren sanierung, gilt es zu beachten, dass dadurch die schaffung von eigentum 
und vermögens werten gefördert wird. Wird das mit fördermitteln errichtete haus 
bzw. die Wohnung zu einem späteren Zeitpunkt verkauft oder vermietet, wird der 
fördervorteil - im gegensatz zu gemein nützigen Bauvereinigungen - in der regel nicht 
weitergegeben (Köppl, 2000). auch längerfris tig ergeben sich für die objektförderung 
unterschiedliche verteilungseffekte je nachdem, ob es sich um rein private oder 
gemeinnützige Bauträgerinnen handelt. in abhängigkeit von der konkreten ausge-
staltung des gemeinnützigkeitsgesetzes müssen die fördervorteile an mieter innen 
und neumieterinnen bei Wiedervermietung weitergegeben werden. Der fördervorteil 
bleibt somit auch längerfristig erhalten. Bei der förderung von beispielsweise privaten 
einfami lienhäusern verbleibt der fördernutzen auch langfristig, so das haus vererbt 
wird, im privaten Bereich und kann zur Konzentration von Privatvermögen beitragen.
insgesamt kann davon ausgegangen werden, dass der hohe anteil der objektförderung 
in Österreich gemeinsam mit dem ebenfalls hohen anteil an sozialwohnungen und 
gemeinde bauten dazu beiträgt, die Wohnungskosten niedrig zu halten. höhere mieten 
hätten vor allem für ärmere Bevölkerungsschichten nachteilige auswirkungen, bzw. 





im Zuge des finanzausgleichsgesetzes 2008 (fag 2008) kommt es zu zwei wesent-
lichen ver änderungen, mit denen bereits begonnene entwicklungen weiter geführt 
werden. Zum einen ist die finanzierungsseite der Wohnbauförderung betroffen und 
zum anderen werden die umweltpolitischen maßnahmen weiter ausgebaut.
seit einführung der Zweckzuschüsse zur finanzierung der Wohnbauförderung 1996 
wurde deren Zweckbindung immer wieder gelockert. mit dem finanzausgleichsge-
setz, das mit 1. Jänner 2009 in Kraft getreten ist, wird die Zweckbindung endgültig 
aufgehoben. Zweckzu schüsse und Bedarfszuweisungen wurden abgeschafft und in 
ertragsanteile umgewandelt. Damit entfällt auch die eigenständige finanzierungs-
grundlage der Wohnbauförderung. Der Wohnbauförderungsbeitrag bleibt zwar als 
einnahmequelle bestehen, kann aber aufgrund der fehlenden Zweckbindung keiner 
bestimmten ausgabenkategorie zugeordnet werden. Die Wohnbauförderungsbeiträge 
bzw. jene 80,6% der Beitragseinnahmen (siehe ab schnitt 6.6.2.1), die bisher zur fi-
nanzierung der Wohnbauförderung verwendet wurden, fließen seit 1. Jänner 2009 als 
ertragsanteile an die länder. Die verteilungswirkung der einna hmenseite der Wohn-
bauförderung entspricht seit dem Jahreswechsel 2008/09 jener des gesamtbudgets. 
für die ausgabenseitige verteilungswirkung der Wohnbauförderung sind von diesen 
finanztechnischen Änderungen keine unmittelbaren Änderungen zu erwarten, sehr 
wohl aber von den umweltpolitisch motivierten neuerungen.
Unter dem schlagwort „Ökologisierung der Wohnbauförderung“ kommt es im rahmen des 
fag 2008 mit der § 15a-vereinbarung zu einer stärkeren Bindung der Wohnbauförderung 
an ökologische maßnahmen. gemeinsame Qualitätsstandards von Bund und ländern 
sollen durch eine verstärkte förderung von Klimaschutzmaßnahmen für neubau und 
sanierung zur reduktion von treibhausgasen führen, um das Kyoto-Ziel Österreichs zu 
erreichen. Die mittel vergabe der Wohnbauförderung wird an eine reihe von mindest-
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anforderungen und aufla gen gebunden, weiters gibt es zusätzliche förderanreize, u. a. 
für niedrigenergie- und Passiv häuser. in diesem sinne werden die instrumente der 
objektförderung bewusst zur erreichung umweltpolitischer Zielsetzungen eingesetzt. 
Baumaßnahmen, die diesen ansprüchen entspre chen, sind zumeist mit höheren Kos-
ten verbunden; damit steigen auch die eigenmittel, die von den potentiellen förder-
nehmerinnen aufgebracht werden müssen. inwieweit die direkte verteilungswirkung 
der objektförderung zugunsten mittlerer und höherer einkommensschich ten weiter 
zunimmt und es zu einem Zielkonflikt zwischen Umwelt- und verteilungspolitik kommt, 
wird im Zuge der konkreten maßnahmenumsetzung zu evaluieren sein.
6.7. inzidenz der staatsausgaben
alois gUger
auf der ausgabenseite wird untersucht, wem bzw. welchen einkommensschichten 
die öffent lichen ausgaben - sei es in form monetärer transfers oder als öffentliches 
leistungsangebot an sozialen Diensten oder öffentlicher infrastruktur - in welchem 
ausmaß zugute kommen. als progressiv wird die Umverteilungswirkung öffentlicher 
ausgaben dann bezeichnet, wenn haushalte mit hohem einkommen in relation zu 
ihrem einkommen weniger öffentliche leistun gen beziehen als haushalte mit nied-
rigem einkommen.
Während auf der staatseinnahmenseite mit den einkommensteuern zumindest ein 
Drittel des aufkommens explizit progressiv finanziert wird, dominieren in Österreich 
auf der staatsaus gabenseite universelle leistungen; bedarfs- bzw. einkommensge-
prüfte leistungen, die nur Bedürftigen zustehen, haben eine geringe Bedeutung. Die 
monetären leistungen im rahmen der sozialversicherung (Pensionen und arbeitslo-
sengeld) sind nach dem versicherungsprinzip organisiert, sodass die leistungen von 
den Beiträgen und damit vom früheren einkommen abhängen. Das solidaritätselement 
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ist begrenzt und eher moderat ausgebildet (ausgleichs zulage, beitragsfreie mitver-
sicherung). Bedarfsprüfungen bzw. einkommensgrenzen sind auf die sozial- und die 
notstandshilfe sowie auf regionale monetäre und reale leistungen (Klein kindbeihilfe, 
familienzuschüsse, Kindergärten und Pflegeheime) beschränkt. trotzdem gehen 
progressive Umverteilungseffekt der staatstätigkeit in Österreich vor allem von den 
staatsaus gaben aus. von den analysierten staatlichen leistungen bilden die sozial-
hilfe, die arbeitslosengelder und die notstandshilfe die progressivsten ausgaben, die 
somit am stärksten den sozial schwäche ren Bevölkerungsschichten zugute kommen 
und einen substanziellen Bestandteil deren ein kommens bilden.
Berücksichtigt man auch die haushaltsgröße und die altersstruktur der haushalte, so 
fließen im Jahr 2005 fast 90% der leistungen, die mit arbeitslosigkeit zusammenhängen 
- arbeitslosen geld, notstandshilfe und die mittel aus der aktiven arbeitsmarktpolitik - in 
das untere Drittel der nicht-selbständigenhaushalte, schwach 9% ins mittlere und gut 
2% ins obere Drittel. Bezieht man auch die finanzierung der arbeitslosenversicherung 
mit ein, die überwiegend über Beiträge durch eine zweckgebundene gebarung erfolgt, 
so wird durch das system der arbeitslosenversicherung massiv von oben nach unten 
umverteilt.
Die sozialhilfe hat gemessen am Umfang eine viel geringere Bedeutung, aber aufgrund 
der strengen Bedarfsprüfung eine stark progressive Wirkung zugunsten der ärmsten 
einkommens schichten. ausgehend vom Bruttoäquivalenzmarkteinkommen leben im 
1. Dezil knapp 90% aller sozialhilfeempfängerinnen, und auf sie entfallen ebenfalls 
90% der mittel.
in der österreichischen familienpolitik dominiert das horizontale verteilungsprinzip, 
unabhän gig vom einkommen wird von kinderlosen zu kinderbetreuenden haushalten 
umverteilt. obwohl sozialpolitische gesichtspunkte weitgehend fehlen, sind mit diesem 
horizontalen ausgleich auch erhebliche vertikale effekte verbunden. Unter Berücksich-
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tigung der anzahl der haushaltsmitglieder und deren altersstruktur - also auf Basis der 
gewichteten Pro-Kopf-Bruttomarkteinkommen - leben 63% der Kinder in der unteren 
hälfte der einkommensverteilung und auf sie entfallen 65% der familienpolitischen 
leistungen. rund um die geburt fallen zur familienbeihilfe und den absetzbeträgen 
zusätzlich leistungen an, so fließen über 63% des Kinderbetreuungsgeldes in das 
untere Drittel der haushalte, wo mehr junge familien leben.
Der mehrkindzuschlag und das Kinderbetreuungsgeld bilden die progressivsten 
familien leistungen, auch der mutter-Kind-Pass, der alleinverdienerinnen- und der 
alleinerzieherinnen absetzbetrag haben stärkere Umverteilungswirkungen als die 
gesamtheit der leistungen. von den großvolumigen leistungen wirken die öffentlichen 
ausgaben für Kindergärten, die familienbeihilfe, der Kinderabsetzbetrag, die öffentli-
chen ausgaben für freifahrten sowie schulbücher unterdurchschnittlich progressiv. Der 
Unterhaltsabsetzbetrag weist als einzige leistung eine verteilungswirkung zugunsten 
der oberen einkommenshälfte auf.
in summe wirken die familienleistungen sehr progressiv auf die einkommensvertei-
lung, ihnen kommt im niedrigeinkommensbereich eine viel größere Bedeutung zu als 
im hohen: im 1. Dezil belaufen sich die familienpolitischen leistungen der haushalte 
mit Kindern auf 85% der Bruttoäquivalenzmarkteinkommen, im 10.  Dezil nur auf 
3,8%. im Durchschnitt lag die relation im Jahr 2000 bei 12,7% der Bruttoäquivalenz-
markteinkommen und im Jahr 2005 bei 13,8%. Bezogen auf die nicht-selbständigen-
haushalte (einschließlich der kinderlosen), betragen 2005 die familienleistungen 
im Durchschnitt 3,6%, im 1. Dezil 29% und im 10. Dezil 0,6% der einkommen. Die 
Bedeutung der familienförderung hat im letzten Jahrzehnt nicht nur im Durchschnitt 
zugenommen, auch ihr Progressionsgrad hat sich merklich erhöht: Zum einen hat die 
Bedeu tung der familienleistungen (einführung des Kinderbetreuungsgeldes und der 
mehrkindstaffe lung sowie erhöhung der familienbeihilfe) zugenommen, zum anderen 
haben auch entwick lungen am arbeitsmarkt (Zunahme von teilzeitbeschäftigung und 
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arbeitslosigkeit, schwache entwicklung der markteinkommen) dazu beigetragen, die 
transferabhängigkeit der untersten einkommensschicht zu erhöhen.
Die österreichische familienförderung stützt sich sehr stark auf geldleistungen, sie 
dürfte damit in horizontaler hinsicht ihre Ziele erreichen. Probleme bestehen aber im 
angebot an Betreuungsinfrastruktur und damit mit der förderung der vereinbarkeit von 
familie und Beruf sowie hinsichtlich der armutsgefährdung von alleinerzieherinnen 
und mehrkindfamilien.
Die verteilungswirkungen des öffentlichen Bildungssystems hängen primär von der 
Kinderan zahl, der schulbesuchsdauer und dem besuchten ausbildungstyp ab. Die 
verteilung der ausgaben entspricht demnach im großen und ganzen der verteilung 
der anzahl der schülerinnen über die einkommensschichten. ohne Berücksichtigung 
der haushaltsgröße entfallen über zwei Drittel der schulausgaben auf die obere hälfte 
der einkommensverteilung. Werden dagegen die haushalte nach dem Äquivalenzein-
kommen gruppiert und wird damit der anzahl der Personen im haushalt rechnung 
getragen, so fließen über 60% der schulaus gaben in die untere einkommenshälfte; 
41% in das erste Drittel, 38% in das zweite und 21% in das dritte.
in relation zum Bruttoäquivalenzmarkteinkommen der betroffenen haushalte machen 
im unteren Drittel in der einkommenshierarchie die schulausgaben 52%, im oberen 
Drittel dagegen nur 12% aus. Die schulausgaben betragen damit im Durchschnitt 24% 
der Bruttoäquivalenzmarkteinkommen und wirken stark progressiv; ihre private finan-
zierung wäre für die wohlhabenden haushalte durchaus zumutbar, würde aber in den 
unteren ein kommensdezilen bei den gegebenen standards kaum erschwinglich sein. 
im Zusammenhang mit der Diskussion um die studiengebühren gilt analoges für die 
hoch schulausgaben. Da studentinnen, die in eigenen haushalten leben, nicht ihren 
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elternhaus halten zugerechnet werden konnten, weisen sie relativ niedrige einkom-
men aus, sodass nach den vorliegenden Daten auf Basis der Äquivalenzeinkommen 
die studierenden mit 70% in den unteren zwei Dritteln der haushalte vertreten sind. 
Das öffentliche gesundheitssystem bildet eine der größten ausgabenkategorien mit 
erheb lichem Umverteilungspotential - primär erfolgt damit eine horizontale verteilung 
von den gesunden zu den Kranken. Die gesundheitsausgaben weisen einen sehr engen 
Zusammen hang mit dem alter auf. Pensionistinnen nehmen aufgrund der häufigeren 
arztbesuche und Krankenhausaufenthalte die höchsten gesundheitsaufwendungen 
in anspruch. im Jahr 2005 entfallen auf Basis der Äquivalenzmarkteinkommen 53% 
der gesundheitsleistun gen auf die untere einkommenshälfte. in relation zum Äqui-
valenzmarkteinkommen betragen die öffentlichen gesundheitsleistungen im 1. Dezil 
fast 70%, im ersten Drittel 36%, im mittleren Drittel 16% und im oberen 7½%. stark 
umverteilend wirken die ausgaben für Pflegegeld: in der Äquivalenzeinkommens-
betrachtung fließen 60% der Pflegegeldleistungen in das untere Drittel der verteilung. 
Weniger eindeutig sind die verteilungseffekte der Wohnbauförderung: von der 
objektförde rung, die im Wesentlichen die Wohnbauförderdarlehen und die annuitäten- 
und Zinszuschüs sen umfasst und rund 90% der mittel verteilt, gehen eher regressive, 
von den Wohn- und mietbeihilfen als subjektive förderinstrumente dagegen eindeutig 
progressive Wirkungen aus. indirekt dürfte aber auch die objektförderung durch ein 
größeres Wohnungsangebot und damit niedrigere mieten in einem nicht zu vernach-
lässigendem ausmaß niedrigen einkom mensschichten zugute kommen.
Die in dieser studie untersuchten staatsausgaben wirken in summe eindeutig pro-
gressiv auf die einkommensverteilung, und der Progressionsgrad der monetären 
und realen öffentlichen transfers hat in den letzten 1½ Jahrzehnten zugenommen. 
Durch die Berücksichtigung der anzahl der Personen, die vom haushaltseinkommen 
ihren lebensunterhalt bestreiten müssen, wird die Umverteilungswirkung deutlich 
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progressiver: Die relative Bedeutung dieser leistungen bezogen auf das äquivalente 
oder Pro-Kopf-Brutto markteinkommen steigt im unteren Drittel auf 84% und sinkt im 
mittleren und oberen auf 29% bzw. 12%.
Während die öffentlichen abgaben in summe über die gesamte verteilung der haushalte 
gesehen im großen und ganzen proportional wirken und alle einkommensschichten in 
relation zu ihren markteinkommen relativ gleich belasten, wirken die staatsausgaben 
stark progressiv, sie kommen zum einen bedürftigeren einkommensschichten in stär-
kerem maße zugute als wohlhabenden, zum anderen ist ihre ökonomische Bedeutung 
für die niedrigen einkommen viel größer.
verringerungen des staatlichen leistungsangebots treffen daher in vielen fällen - 
abhängig von der leistungsart - die ärmere Bevölkerung unverhältnismäßig stark, 
während sie für wohl habende Bevölkerungsschichten ohne nennenswerte zusätzliche 
Belastung über den markt substituiert werden können.
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7. UmverteilUngsWirKUngen Des Öffentlichen seKtors ‑ 
Öffentliche BUDgets UnD soZialversicherUngstrÄger
alois gUger
Die verteilung der Brutto- oder Primäreinkommen wird durch die aktivitäten des 
staates in beträchtlichem ausmaß korrigiert. Die sekundärverteilung, die verteilung 
der einkommen nach Berücksichtigung aller abgaben und öffentlichen leistungen, ist 
deutlich gleichmäßiger als die verteilung der markteinkommen.
für die Umverteilungsanalyse nach einkommensschichten wurden in dieser studie nur 
haus halte ohne selbständig erwerbstätige haushaltsmitglieder und keine einkünfte 
aus selbständi ger und unternehmerischer tätigkeit sowie keine vermögenserträge 
untersucht. Da damit aber rund 90% aller haushalte und rund drei viertel aller haus-
haltseinkünfte, rund 90% aller abgaben der privaten haushalte sowie rund 85% der 
staatsausgaben, die haushalten indivi duell zurechenbar sind, erfasst sind, liefern 
die ergebnisse im großen und ganzen ein umfas sendes Bild der verteilungs- und 
Umverteilungssituation in Österreich zu Beginn und zur mitte dieses Jahrzehnts.
7.1. nettoinzidenz der öffentlichen haushalte insgesamt
Die vertikale Umverteilung von den hohen zu den niedrigen einkommen kommt vor 
allem durch die staatsausgaben zustande. Das steuer- und abgabensystem insgesamt 
belastet zwar verschiedene einkunftsarten sehr unterschiedlich, wirkt aber bezogen 
auf die marktein kommen kaum progressiv - die abgabenleistung der Unselbständigen-
haushalte nach ein kommensschichten ist gemessen am einkommen relativ einheitlich. 
Die obere einkommenshälfte bezieht zwar mehr öffentliche leistungen, trägt aber 
auch mehr zur finanzierung bei. Die untere hälfte der nicht-selbständigenhaushalte 
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bis zu einem monat lichen Bruttomarkteinkommen von 2.721 € ist nettogewinnerin des 
staatlichen Umverteilungs prozesses. im 1. Dezil machen die empfangenen öffentlichen 
leistungen mit rund 1.100 € fast das 5-fache der abgabenleistung von 220 € aus. im 
5. Dezil sind dagegen die öffentlichen transferleistungen mit 920 € kaum höher als 
die entrichteten abgaben. im 10. Dezil betragen dagegen die abgaben mit monatlich 
3.350 € fast das 3-fache der empfangenen leistungen von rund 1.200 € (Übersicht 72). 
ohne Berücksichtigung der haushaltsgröße wurde im Jahr 2005 der gini-Koeffizient der 
nicht-selbständigenhaushalte durch den staatlichen Umverteilungsprozess um rund 
30%, von 0,373 für die Bruttomarkteinkommen auf 0,266 für die sekundärverteilung 
reduziert (Übersicht 73). für 2000 sank der gini-Wert um 27% von 0,367 auf 0,268.
eine realistische einschätzung der einkommensverteilung und der Umverteilungswirkun-
gen des öffentlichen sektors muss aber auch die haushaltsgröße und die altersstruktur 
der haushalts mitglieder einbeziehen. Die anzahl der haushaltsmitglieder steigt mit 
der einkommenshöhe: sie beträgt im Durchschnitt der nicht-selbständigenhaushalte 
2,2 Personen je haushalt (2005) und steigt von 1,5 Personen im untersten viertel auf 
3 Personen im obersten kontinuierlich an.
–  195  – 
   
Eine realistische Einschätzung der Einkommensverteilung und der Umverteilungswirkungen des 
öffentlichen Sektors muss aber auch die Haushaltsgröße und die Altersstruktur der Haushalts-
mitglieder einbeziehen. Die A zahl der Haushaltsmitglieder steigt mit der Einkommenshöhe: 
Sie beträgt im Durchschnitt der Nicht-Selbständigenhaushalte 2,2 Personen je Haushalt (2005) 
und steigt von 1,5 Personen im untersten Viertel auf 3 Personen im obersten kontinuierlich an.  











Grenzen Durchschnitt Durchschnitt Durchschnitt Durchschnitt 
In € pro Monat 
  
    1. Terzil 1.986 1.172 399 862 1.635 
2. Terzil 3.664 2.765 1.003 937 2.699 
3. Terzil Mehr als 3.664 5.884 2.205 1.116 4.795 
  
     Insgesamt 
 
3.273 1.202 972 3.043
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen.  











Anteile in % Anteile in % Gemessen 
am Einkom-
men in % 
Anteile in % Gemessen 
am Einkom-
men in % 
Anteile in % Gemessen 
am Einkom-
men in % 
  
      1. Terzil 11,9 11,1 34,0 29,6 73,6 17,9 139,6 
2. Terzil 28,2 27,8 36,3 32,1 33,9 29,6 97,6 
3. Terzil 59,9 61,1 37,5 38,3 19,0 52,5 81,5 
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–  195  – 
   
Eine realistische Einschätzung der Einkommensverteilung und der Umverteilungswirkungen des 
öffentlichen Sektors muss aber auch die Haushaltsgröße und die Altersstruktur der Haushalts-
mitglieder einbeziehen. Die Anzahl der Haushaltsmitglieder steigt mit der Einkommenshöhe: 
Sie beträgt im Durchschnitt der Nicht-Selbständigenhaushalte 2,2 Personen je Haushalt (2005) 
und steigt von 1,5 Personen im untersten Viertel auf 3 Personen im obersten kontinuierlich an.  
Bruttomarkt-
einkommen 
Grenzen Durchschnitt Durchschnitt Durchschnitt Durchschnitt 
In € pro Monat 
  
    1. Terzil 1.986 1.172 399 862 1.635 
2. Terzil 3.664 2.765 1.003 937 2.699 
3. Terzil Mehr als 3.664 5.884 2.205 1.116 4.795 
  
     Insgesamt 
 
3.273 1.202 972 3.043
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen.  











Anteile in % Anteile in % Gemessen 
am Einkom-
men in % 
Anteile in % Gemessen 
am Einkom-
men in % 
Anteile in % Gemessen 
am Einkom-
men in % 
  
      1. Terzil 11,9 11,1 34,0 29,6 73,6 17,9 139,6 
2. Terzil 28,2 27,8 36,3 32,1 33,9 29,6 97,6 
3. Terzil 59,9 61,1 37,5 38,3 19,0 52,5 81,5 
  
       Insgesamt 100,0 100,0 36,7 100,0 29,7 100,0 93,0 
  






Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapi-
tel 9. 
Berücksichtigt man die Haushaltsgröße und -zusammensetzung mittels der Äquivalenzzahlen, 
so wird die Primärverteilung etwas gleichmäßiger und der Umverteilungsprozess stärker: Die 
unteren vier Dezile bis zu einem gewichteten Pro-Kopf-Bruttoeinkommen (Äquivalenzeinkom-
men) von 1.590 € erhalten mehr Leistungen als sie Steuern entrichten (Übersicht 74). Im 5. Dezil 
sind mit 580 € die empfangenen Transfers fast gleich hoch wie die Abgabenleistungen. Vor 
allem im 1. Dezil mit den niedrigsten Einkommen, in dem sich über 60% aller arbeitslosen Per-
sonen befinden, ändert sich die Einkommensposition durch die sozialstaatlichen Aktivitäten 
entscheidend: In das 1. Dezil fließen 5,9% der Sekundäreinkommen, womit dieser Anteil 3-mal 
Berücksichtigt man die haushaltsgröße und -zusammensetzung mittels der Äquivalenz-
zahlen, so wird die Primärverteilung etwas gleichmäßiger und der Umverteilungsprozess 
stärker: Die unteren vier Dezile bis zu einem gewichteten Pro-Kopf-Bruttoeinkommen 
(Äquivalenzeinkom men) von 1.590 € erhalten mehr leistungen als sie steuern ent-
richten (Übersicht 74).
im 5. Dezil sind mit 580 € die empfangenen transfers fast gleich hoch wie die ab-
gabenleistungen. vor allem im 1. Dezil mit den niedrigsten einkommen, in dem sich 
über 60% aller arbeitslosen Per sonen befinden, ändert sich die einkommensposition 
durch die sozialstaatlichen aktivitäten entscheidend: in das 1. Dezil fließen 5,9% der 
sekundäreinkommen, womit dieser anteil 3-mal so hoch ist wie jener der marktein-
kommen (1,8%) und die monetären und realen transferleis tungen der öffentlichen 
hand belaufen sich für die 10% der nicht-selbständigenhaushalte mit den geringsten 
einkommen auf das 2½-fache ihrer markteinkommen, während das oberste Dezil im 
vergleich zu den markteinkommen 30% verliert. Der gini-Koeffizient verringert sich 
durch die staatliche Umverteilung um 45% von 0,335 für die Primärverteilung auf 0,185 
für die sekundärverteilung (Übersicht 75). Die Umverteilungswirkung der öffentlichen 
haushalte war damit 2005 etwa gleich stark wie im Jahr 2000 (-44%).
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stellt man zusammenfassend die monetären und realen transferleistungen den abga-
ben gegenüber, die in dieser analyse berücksichtigt werden konnten, sind die 40% der 
nicht-selb ständigenhaushalte mit den niedrigsten markteinkommen die nettogewinner 
des Umvertei lungsprozesses; sie erhalten mehr an öffentlichen leistungen als sie an 
steuern und abgaben zahlen. 
–  196  – 
   
so hoch ist wie jener der Markteinkommen (1,8%) und die monetären und realen Transferleis-
tungen der öffentlichen Hand belaufen sich für die 10% der Nicht-Selbständigenhaushalte mit 
den geringsten Einkommen auf das 2½-Fache ihrer Markteinkommen, während das oberste 
Dezil im Vergleich zu den Markteinkommen 30% verliert. Der Gini-Koeffizient verringert sich 
durch die staatliche Umverteilung um 45% von 0,335 für die Primärverteilung auf 0,185 für die 
Sekundärverteilung (Übersicht 75). Die Umverteilungswirkung der öffentlichen Haushalte war 
damit 2005 etwa gleich stark wie im Jahr 2000 (−44%).  
Stellt man zusammenfassend die monetären und realen Transferleistungen den Abgaben 
gegenüber, die in dieser Analyse berücksichtigt werden konnten, sind die 40% der Nicht-Selb-
ständigenhaushalte mit d n niedrigsten Markteinkomme  die Nettog winner des Umvertei-
lungsprozesses; sie erhalten mehr an öffentlichen Leistungen als sie an Steuern und Abgaben 
zahlen.  
Übersicht 74: Von der äquivalenten Primär- zur äquivalenten Sekundärverteilung: Gewichtete 
Pro-Kopf-Einkommen der Nicht-Selbständigenhaushalte, 2005 
 













Grenzen Durchschnitt Durchschnitt Durchschnitt Durchschnitt 
In € pro Monat 
  
    1. Terzil 1.416 895 315 749 1.330 
2. Terzil 2.338 1.856 641 544 1.759 
3. Terzil Mehr als 2.338 3.635 1.371 428 2.692 
  
     Insgesamt 
 
2.129 776 574 1.927
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen.  
















Anteile in % Anteile in % Gemessen 
am Einkom-
men in % 
Anteile in % Gemessen 
am Einkom-
men in % 
Anteile in % Gemessen 
am Einkom-
men in % 
  
      1. Terzil 14,0 13,5 35,2 43,5 83,7 23,0 148,5 
2. Terzil 29,1 27,5 34,5 31,6 29,3 30,4 94,8 
3. Terzil 56,9 58,9 37,7 24,9 11,8 46,6 74,1 
  
       Insgesamt 100,0 100,0 36,4 100,0 26,9 100,0 90,5 
  






Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapi-
tel 9. 
Jeder Umverteilungsprozess hat gewinnerinnen und verliererinnen: Werden die 
haushalte, die ursprünglich nach der höhe ihrer Bruttomarkteinkommen sortiert sind, 
nach dem Umver teilungsprozess auf Basis der sekundäreinkommen neu gruppiert, 
so wechseln gewinnerinnen und verliererinnen in der einkommenshierarchie ihre 
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Position und der am gini-Koeffizient gemessene Umverteilungseffekt ist geringer: Der 
gini-Koeffizient der neu gruppierten sekun därverteilung ist mit 0,217 für 2005 um 35% 
niedriger als jener der Primärverteilung (Übersicht 76). im Jahr 2000 war der rückgang 
etwa gleich stark. seit Beginn der neunziger Jahre hat aber die Umverteilungswirkung 
zugenommen: 1991 sank der gini-Koeffizient der Äquivalenzeinkommen durch den 
Umverteilungsprozess nach der neugruppierung um 30%.
–  197  – 
   
Jeder Umverteilungsprozess hat GewinnerInnen und VerliererInnen: Werden die Haushalte, 
die ursprünglich nach der Höhe ihrer Bruttomarkteinkommen sortiert sind, nach dem Umver-
teilungsprozess auf Basis der Sekundäreinkommen neu gruppiert, so wechseln GewinnerInnen 
und VerliererInnen in der Einkommenshierarchie ihre Position und der am Gini-Koeffizient 
gemessene Umverteilungseffekt ist geringer: Der Gini-Koeffizient der neu gruppierten Sekun-
därverteilung ist mit 0,217 für 2005 um 35% niedriger als jener der Primärverteilung 
(Übersicht 76). Im Jahr 2000 war der Rückgang etwa gleich stark. Seit Beginn der neunziger 
Jahre hat aber die Umverteilungswirkung zugenommen: 1991 sank der Gini-Koeffizient der 
Äquivalenzeinkommen durch den Umverteilungsprozess nach der Neugruppierung um 30%.   
Übersicht 76: Bruttoäquivalenzmarkteinkommen und äquivalente Sekundärverteilung der 
Nicht-Selbständigenhaushalte, 2005 
 
 Bruttoäquivalenzmarkteinkommen   Äquivalente Sekundärverteilung 















   
  
    
  1. Terzil 1.416 895 14,0  1. Terzil 1.545 1.192 20,6 
2. Terzil 2.338 1.856 29,1  2. Terzil 2.058 1.797 31,1 
3. Terzil Mehr als 2.338 3.635 56,9  3. Terzil Mehr als 2.058 2.792 48,3 
    
 
    Insgesamt 
 
2.129 100,0  Insgesamt 
 
1.927 100,0 
    
 
    Gini-Koeffizient 
  
0,335  
   
0,217 
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapi-
tel 9. 
7.2 Inzidenz der Steuern und Abgaben 
Die Steuern und Abgaben wirken in Österreich kaum umverteilend. Die progressive Wirkung 
der Einkommensbesteuerung wird durch die regressive Wirkung der Sozialabgaben und der 
indirekten Steuern auf Güter und Dienstleistungen wieder weitgehend ausgeglichen.  
Die Umverteilungswirkung der Staatseinnahmen wurde in den letzten 1½ Jahrzehnten in Öster-
reich in Summe regressiver. Obwohl sehr niedrige Einkommen heute von der Einkommens-
steuer völlig befreit sind, ist die Abgabenbelastung insgesamt in Relation zum Einkommen für 
niedrige Einkommen stärker gestiegen als für hohe.  
Da in dieser Studie Pensionen wie Markteinkommen behandelt werden und von Pensionen 
keine Pensions- und Arbeitslosenversicherungsbeiträge entrichtet werden, kann sich die Ein-
schätzung des Progressionsgrades der Abgaben nur auf Unselbständigenhaushalte stützen.  
7.2. inzidenz der steuern und abgaben
Die steuern und abgaben wirken in Österreich kaum umverteilend. Die progressive 
Wirkung der einkommensbesteuerung wird durch die re ressive Wirkung der sozialab-
gaben und der indirekten steuern auf güter und Dienstleistungen wieder weitgehend 
ausgeglichen. Die Umverteilungswirkung der staatseinnahmen wurde in den letzten 
1½ Jahrzehnten i  Öst r reich in summe regressiver. obwohl sehr niedrige einkom-
men heute von der einkommens steuer völlig befreit sind, ist die abgabenbelastung 
insgesamt in relation zum einkommen für niedrige einkommen stärker gestiegen als 
für hohe. Da in dieser studie Pensionen wie markteinkommen behandelt werden und 
von Pensionen keine Pensions- und arbeitslosenversicherungsbeiträge entrichtet 
werden, kann sich die ein schätzung des Progressionsgrades der abgaben nur auf 
Unselbständigenhaushalte stützen.
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abbildung 16: Äquivalente abgaben gemessen am Bruttoäquivalenzmarkteinkommen 














































Q: eU-silc 2006, Konsumerhebung 1999/2000, Konsumerhebung 2004/2005, Wifo-Berechnungen. - ¹) arbeitnehmer innenbeiträge.
abbildung 17: Äquivalente abgaben gemessen am Bruttoäquivalenzgesamteinkommen 
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Bezogen auf die markteinkommen wirken die abgaben regressiv: Unter Berücksich-
tigung der haushaltsgröße liegt für die Unselbständigenhaushalte im ersten Drittel 
die abgabenbelas tung bei 40,2% der Bruttoäquivalenzmarkteinkommen, im mittleren 
bei 37,9% und im oberen Drittel bei schwach 40% (abbildung 16). in den niedrigen 
einkommensgruppen kommt aber den indirekten steuern und den transfers erhebliche 
Bedeutung zu. Durch die Zunahme von teilzeitbeschäftigung sanken die erwerbs-
einkommen; arbeitslosengelder sowie das Kinderbetreuungsgeld spielen heute eine 
deutlich größere rolle als zu Beginn der neunziger Jahre, dem Basisjahr der letzten 
vergleichbaren studie.
Um dieser zunehmenden Bedeutung der öffentlichen transfers in der einschätzung 
der verteilungswirkungen - vor allem der indirekten steuern - rechnung zu tragen, wird 
der Progressionsgrad des gesamten abgabensystems hier auf Basis der Bruttogesamt-
einkommen (einschließlich monetärer transfers) der Unselbständigenhaushalte135 
beurteilt (abbildung 17): gemessen an den Bruttoäquivalenzgesamteinkommen ergibt 
sich daraus für das Jahr 2005 eine durchschnittliche abgabenquote von 37,6%. sie 
bewegt sich zwischen 37,3% im 1. Dezil, sinkt dann auf den niedrigsten Wert von 33,2% 
im dritten und steigt auf 40% im obersten Dezil. auf Basis der gesamteinkommen 
ergibt sich damit eine leicht progressive Umverteilungs wirkung des abgabensystems.
obwohl in den letzten Jahrzehnten im rahmen der einkommensteuerreformen die 
niedrigen einkommen spürbar entlastet wurden, ist vor allem durch die zunehmende 
Bedeutung der indirekten steuern in den unteren einkommensschichten die abgaben-
belastung größer geworden. Da bereits über 40% der einkommensbezieherinnen keine 
einkommensteuer zah len, werden Bemühungen zur entlastung niedriger einkommen 
und zur stärkung des Prinzips der Besteuerung nach der leistungsfähigkeit um eine 
reform der finanzierung des sozialstaa tes nicht umhinkommen.
135 Die nicht-selbständigenhaushalte können aus methodischen gründen in dieser studie nicht zur einschätzung der ver
 teilungswirkung der abgaben herangezogen werden, da die Pensionen wie markteinkommen behandelt werden, von 
 denen keine Pensions- und arbeitslosenbeiträge bezahlt werden. internationale vergleichsstudien behandeln Pensio 
 nen als transfers.
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7.3. verteilungswirkungen der staatsausgaben
in den österreichischen sozialsystemen dominieren universelle leistungen, die 
unabhängig vom einkommen allen anspruchsberechtigten zustehen. Bedarfs- bzw. 
einkommensgeprüfte leistungen sind auf die sozial- und die notstandshilfe sowie 
auf regionale monetäre und reale leistungen (Kleinkindbeihilfe, familienzuschüsse, 
Kindergärten und Pflegeheime) beschränkt. Die sozialversicherung ist vorrangig nach 
dem versicherungsprinzip organisiert; die leistungen hängen von den Beiträgen 
und damit vom früheren einkommen ab. Das solidaritätselement ist begrenzt und 
eher moderat ausgebildet. trotzdem gehen progressive Umverteilungseffek te der 
staatstätigkeit in Österreich fast ausschließlich von den staatsausgaben aus. Die 
öffentlichen leistungen stehen in engem Zusammenhang mit der anzahl der Personen. 
Da mit steigendem einkommen die haushaltsgröße zunimmt, sind die öffentlichen 
transfers je haushalt in den oberen einkommensdezilen größer als in den unteren. 
nur im 1. Dezil sind sie mit 1.100 € monatlich gleich hoch wie im obersten fünftel der 
verteilung. trotzdem wirken die staatsausgaben stark progressiv, da in relation zum 
einkommen und zur abgabenleistung die transfers mit steigendem einkommen stark 
sinken: für nicht-selbständigenhaushalte von rund 74% im ersten Drittel auf rund 34% 
im zweiten und 19% im dritten (Übersicht 73).
Unter Berücksichtigung der anzahl der haushaltsmitglieder und deren altersstruktur 
nimmt die progressive Wirkung der ausgaben merklich zu: Dem unteren Drittel der 
nicht-selbständigen haushalte, das 14% der äquivalenten markteinkommen bezieht, 
kommen 43,5% aller transfer leistungen zugute. auf das mittlere mit einem anteil 
der markteinkommen von gut 29% entfal len rund 31½% der öffentlichen leistungen 
und das obere Drittel erhält mit fast 57% der markt einkommen rund ein viertel der 
leistungen. auch der negative gini-Koeffizient für die staats ausgaben von -0,144 
signalisiert deutlich, dass die niedrigen einkommensschichten überpro portional von 
den staatsausgaben profitieren (Übersicht 75).
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gruppiert nach dem gewichteten Pro-Kopf-einkommen sinken die öffentlichen leis-
tungen nicht nur relativ, sondern auch absolut mit steigendem markteinkommen, 
von rund 950 € gewichteten Pro-Kopf-transfers im 1. Dezil auf 580 € im 5. Dezil und 
400 € im obersten (abbildung 18). ihre mit steigendem einkommen sinkende ökono-
mische Bedeutung kommt gemessen am Bruttoäquivalenzmarkteinkommen deutlich 
zum ausdruck: im ersten Drittel belaufen sich die öffentlichen transfers auf 84% der 
markteinkommen, im mittleren auf schwach 30% und im oberen Drittel auf fast 12% 
(Übersicht 74).
vor allem im 1. Dezil, in dem arbeitslose und andere Bezieherinnen von transfers 
sehr stark vertreten sind, hat die Bedeutung öffentlicher leistungen in den letzten 
1½  Jahrzehnten stark zugenommen. im Jahr 2005 betragen sie das 2½-fache der 
markteinkommen, im Jahr 2000 das 1½-fache und zu Beginn der neunziger Jahre rund 
80%. Die hauptursachen liegen zum einen in entwicklungen am arbeitsmarkt und in 
der arbeitswelt begründet; in der starken Zunahme der arbeitslosigkeit und in sinken-
den markteinkommen durch die kräftige auswei tung von teilzeitbeschäftigung und 
atypischen Beschäftigungsverhältnissen. Zum anderen kam es in der familienpolitik 
- insbesondere mit dem Kinderbetreuungsgeld - zu spürbaren leistungsausweitungen, 
die im 1. Dezil ihren niederschlag finden.
in abbildung 19 wird der Umverteilungsprozess und die relative Bedeutung der einzelnen 
ausgaben in relation zum äquivalenten Bruttomarkteinkommen graphisch dargestellt 
und in Übersicht 77 finden sich die entsprechenden Werte. Die progressivsten öffentli-
chen leistungen bilden die ausgaben, die mit der arbeitslosigkeit in Zusammenhang 
stehen, die sozialhilfe und die Wohnbeihilfe; fast 90% dieser ausgaben entfallen auf 
das untere terzil in der einkommenshierarchie. sie kommen unabhängig davon, ob 
man die haushaltsgröße berücksichtigt oder nicht, überproportional den untersten 
einkommensschichten zugute (Übersicht 77).
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abbildung 18: Äquivalenzeinkommen und äquivalente monetäre und reale transfers 



















































Dezilgrenzen des Bruttoäquivalenzmarkteinkommens in € pro Monat
Äquivalente monetäre und reale Transfers
Nettoäquivalenzmarkteinkommen ohne indirekte Steuern
Bruttoäquivalenzmarkteinkommen
Q: eU-silc 2006, Konsumerhebung 2004/2005, Wifo-Berechnungen.
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Abbildung 18: Äquivalenzeinkommen und äquivalente monetäre und reale Transfers nach 



















































Dezilgrenzen des Bruttoäquivalenzmarkteinkommens in € pro Monat
Äquivalente monetäre und reale Transfers
Nettoäquivalenzmarkteinkommen ohne indirekte Steuern
Bruttoäquivalenzmarkteinkommen
 
Q: EU-SILC 2006, Konsumerhebung 2004/2005, WIFO-Berechnungen. 
Übersicht 77: Verteilung der äquivalente monetären und realen Transfers nach Bruttoäquiva-












































           1. Terzil 355 37,0 148 40,4 108 46,7 112 88,3 9 88,2 16 63,5 
2. Terzil 311 32,4 135 36,7 80 34,4 11 8,8 1 9,2 6 23,5 
3. Terzil 293 30,5 84 22,9 44 18,8 4 2,9 0 2,6 4 13,0 
  
            Insgesamt 320 100,0 122 100,0 77 100,0 42 100,0 4 100,0 8 100,0 
  











Q: EU-SILC 2006, WIFO-Berechnungen. Zu den äquivalenten monetären und realen Transfers insgesamt siehe 
Übersicht 75. Zur Definition des Gini-Koeffizienten siehe Kapitel 9. 
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abbildung 19: struktur des Umverteilungsprozesses: nettoäquivalenzmarkteinkommen, 
äqui valente öffentliche transfers gemessen am Bruttoäquivalenzmarkteinkommen der 








































Nettoäquivalenzmarkteinkommen ohne indirekte Steuern
Bruttoäquivalenzmarkteinkommen
Nettoäquivalenzmarkteinkommen
Q: eU-silc 2006, Konsumerhebung 2004/2005, Wifo-Berechnungen.
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Abbildung 19: Struktur des Umverteilungsprozesses: Nettoäquivalenzmarkteinkommen, äqui-
valente öffentliche Transfers gemessen am Bruttoäquivalenzmarkteinkommen der Nicht-Selb-












































Q: EU-SILC 2 06, Konsumerhebung 2 04/2 05, IFO-Berechnungen. 
Übersicht 78: Äquivalente monetäre und reale Transfers sowohl gemessen am als auch nach 



















In %¹) Anteile 
in %²) 
In %¹) Anteile 
in %²) 
In %¹) Anteile 
in %²) 
In %¹) Anteile 
in %²) 
In %¹) Anteile 
in %²) 
In %¹) Anteile 
in %²) 
  
           1. Terzil 39,7 47,4 16,6 19,8 12,1 14,4 12,6 15,0 1,1 1,3 1,7 2,1 
2. Terzil 16,8 57,2 7,3 24,8 4,3 14,7 0,6 2,1 0,1 0,2 0,3 1,1 
3. Terzil 8,1 68,4 2,3 19,6 1,2 10,2 0,1 0,9 0,0 0,1 0,1 0,8 
  
            Insgesamt 15,0 55,7 5,7 21,3 3,6 13,5 2,0 7,4 0,2 0,6 0,4 1,5 
Q: EU-SILC 2006, WIFO-Berechnungen. Zu den äquivalenten monetären und realen Transfers insgesamt siehe 
Übersicht 75. − ¹) Gemessen am Bruttoäquivalenzmarkteinkommen. − ²) Anteile an den monetären und realen Trans-
fers insgesamt. 
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Unter Berücksichtigung der haushaltsgröße fließt auch fast die hälfte der familien- 
und der hinterbliebenenleistungen in das untere einkommensdrittel. vor allem die 
leistungen, die um die geburt bzw. in den ersten lebensjahren der Kinder und für 
mehrkindfamilien ausgegeben werden, kommen eher niedrigen einkommensgruppen 
zugute. obwohl in der österreichi schen familienpolitik das horizontale verteilungsprin-
zip dominiert, wirken die familienleistun gen auch in beträchtlichem ausmaß vertikal 
umverteilend. sie betragen für die nicht-selb ständigenhaushalte im Durchschnitt nur 
3,6% der markteinkommen, für die betroffenen haus halte mit Kindern aber 13,8%, im 
1. Dezil sogar 85%, im 1. terzil gut ein Drittel der markteinkom men und im obersten terzil 
5,7%. Die österreichische familienförderung stützt sich sehr stark auf geldleistungen, 
sie dürfte damit in horizontaler hinsicht ihre Ziele erreichen. Probleme bestehen aber 
hinsichtlich der armuts gefährdung von alleinerzieherinnen und mehrkindfamilien 
und des angebots an Betreuungs infrastruktur. sowohl hinsichtlich der verteilung von 
ressourcen und freizeit zwischen kinder losen und kinderbetreuenden haushalten 
als auch zwischen frauen und männern wird die Bedeutung sozialer Dienste in der 
österreichischen familienpolitik unterschätzt: Betrachtet man die gesamtarbeitszeit 
von erwerbs- und unbezahlter Betreuungs- und hausarbeit in haushalten mit Klein-
kindern, so arbeiten frauen in der altersgruppe der 30- bis 34-Jährigen 70 stunden in 
der Woche und männer 48 stunden.
Die größten ausgabenbereiche bilden aber die gesundheits- und die Bildungsaus-
gaben. Während auf die familienleistungen (13,5%) und auf die leistungen aus der 
arbeitslosenver sicherung und der sozialhilfe (rund 7,5%) nur ein gutes fünftel der 
hier untersuchten monetä ren und realen transfers kommen, machen die öffentlichen 
gesundheitsausgaben gut die hälfte und die Bildungsausgaben ein fünftel aus (Über-
sicht 78). Die gesundheitsleistungen (einschließlich Pflegegeld) hängen eng mit dem 
lebensalter zusammen und fallen daher mit 37% überproportional im unteren Drittel 
der verteilung an, wo der großteil der Pensionistinnen vertreten ist; auf das mittlere 
kommen gut 32% und auf das obere Drittel 30½%. im Durchschnitt belaufen sich die 
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öffentlichen gesundheitsausgaben auf 15% der markteinkommen, im unteren Drittel 
auf knapp 40%, im mittleren auf knapp 17% und im obersten auf gut 8%.
Die verteilungswirkungen des öffentlichen Bildungssystems hängen primär von der 
Kinderan zahl, der schulbesuchsdauer und dem besuchten ausbildungstyp ab. Die 
Bildungsausgaben verteilen sich demnach im großen und ganzen wie die schülerin-
nen und studentinnen: Über 75% der Bildungsausgaben fließen in die unteren zwei 
einkommensdrittel, auf das obere Drittel entfallen 23%. Die Bildungsausgaben aller 
haushalte betragen schwach 6% der marktein kommen. Bezieht man sie aber nur auf 
die jeweils betroffenen haushalte, belaufen sich die schulausgaben für die haushalte 
mit schülerinnen auf 24% ihrer markteinkommen und die hochschulausgaben für die 
haushalte mit studentinnen auf gut 20%. allerdings mit stark progressiver Wirkung: 
im unteren Drittel der haushalte mit schülerinnen oder studentinnen betragen die 
öffentlichen schulausgaben gut die hälfte der markteinkommen im oberen Drittel 
rund 12%. Die private finanzierung der ausbildungskosten wäre also wohlhabenden 
haushalten zumutbar, würde aber in den unteren einkommensdezilen bei den gege-
benen standards kaum erschwinglich sein.
Die verteilungseffekte der Wohnbauförderung sind weniger eindeutig: Die instrumente 
der subjektförderung, die Wohn- und die mietzinsbeihilfe, gehören zu den progressivs-
ten maßnah men; rund 95% der mittel entfallen auf die untere hälfte der verteilung. 
von der objekt förderung, die im Wesentlichen die Wohnbauförderungsdarlehen und 
die annuitäten- und Zinszuschüsse umfasst und rund 90% der mittel verteilt, gehen 
eher regressive Wirkungen aus. nur indirekt über ein größeres Wohnungsangebot und 
damit niedrigere mieten dürfte die objektförderung niedrigen einkommensschichten 
zugute kommen.
am stärksten kommen den oberen einkommensschichten die objektbezogene 
Wohnbauför derung und der Unterhaltsabsetzbetrag zugute.
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7.4. schlussfolgerung
Während die öffentlichen abgaben insgesamt über die gesamte verteilung der haushalte 
gesehen im großen und ganzen proportional wirken und alle einkommensschichten in 
relation zu ihren markteinkommen relativ gleich belasten, wirken die staatsausgaben 
stark progressiv, sie kommen zum einen bedürftigeren einkommensschichten in stär-
kerem maße zugute als wohlhabenden, zum anderen ist ihre ökonomische Bedeutung 
für die niedrigen einkommen viel größer.
in Österreich dominieren das horizontale verteilungsprinzip und universelle wohlfahrts-
staatliche leistungen. obwohl große teile der öffentlichen mittel unabhängig von der 
Bedürf tigkeit verteilt werden, wirken die wohlfahrtsstaatlichen leistungen stärker 
umverteilend als die selektiven streng bedarfsgeprüften leistungen in den Wohl-
fahrtssystemen anglo-amerika nischer Prägung. Werden die Wohlhabenden von den 
Wohlfahrtssystemen ausgeschlossen und sozialstaatliche leistungen nur auf die 
Bedürftigen fokussiert, stößt der sozialstaat rasch an finanzierungsgrenzen und die 
leistungen für die armen bleiben ärmlich ausgestattete leistungen.
verringerungen des staatlichen leistungsangebots treffen daher in der regel die 
ärmere Bevölkerung unverhältnismäßig stark, während sie für wohlhabende Bevölke-
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nach einer Äquivalenzskala gewichtete Pro-Kopf-einkommen. Die hier verwendete eU-
Äqui valenzskala weist der ersten erwachsenen Person in einem haushalt ein gewicht 
von 1 zu, jeder weiteren erwachsenen Person 0,5 und jedem Kind unter 14 Jahren 0,3. 
Das Äquivalenz einkommen oder gewichtete Pro-Kopf-einkommen eines haushalts 
mit 2 erwachsenen und 2 Kindern im alter von 11 und 15 Jahren entspricht damit dem 
haushaltseinkommen geteilt durch die Äquivalenzzahl dieses haushalts von 2,3.
BrUttomarKteinKommen 
einkommen aus unselbständiger tätigkeit (löhne und gehälter) sowie Pensionen 
werden als markteinkommen bezeichnet; brutto heißt vor abzug von steuern und 
sozialabgaben.
BrUttogesamteinKommen
Bruttomarkteinkommen und monetäre transfers.
faKtoreinKommen
entlohnung der jeweiligen Produktionsfaktoren: löhne und gehälter für den faktor 
arbeit; gewinne für unternehmerische, selbständige und freiberufliche tätigkeit; 
vermögenseinkom men wie Zinsen, Dividenden, mieten, Pacht.
formale inZiDenZ
Die inzidenzlehre befasst sich mit den verteilungswirkungen finanzpolitischer maßnah-
men. Die formale inzidenz drückt die vom gesetzgeber beabsichtigte verteilungswirkung 
aus. Die tat sächliche oder materielle inzidenz weicht vielfach durch Überwälzungen 
von der formalen inzidenz ab.
glossar
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Die materielle inzidenz gibt an, welche Wirtschaftssubjekte oder einkommens schichten 
nach abschluss aller Überwälzungsvorgänge die steuerlast tatsächlich tragen.
gini‑KoeffiZient
Der gini-Koeffizient ist ein weit verbreitetes Konzentrationsmaß und stellt eine 
Kennziffer für das ausmaß an gleichheit oder Ungleichheit einer verteilung dar. ein 
gini-Koeffizient von null bedeutet absolute gleichverteilung, der Wert 1 vollkommene 
Ungleichverteilung. Der gini-Koeffizient knüpft direkt an die lorenzkurve an, die die 
kumulierten anteile des gesamtein kommens im vergleich zu den kumulierten anteilen 
der empfängerinnen (beginnend mit der ärmsten Person bzw. dem ärmsten haushalt) 
darstellt. er misst den Bereich zwischen lorenz kurve und einer hypothetischen linie 
absoluter gleichverteilung im verhältnis zur gesamten fläche unterhalb dieser linie.
für die verteilung von maßnahmen (z. B. familienleistungen) auf Personen oder haus-
halte, die nach anderen variablen (einkommen bzw. haushaltseinkommen) gruppiert 
wurden, kann der gini-Koeffizient minuswerte annehmen. Je stärker sich der Wert -1 
nähert, umso stärker wird zugunsten der unteren einkommensschichten umverteilt.
lorenZKUrve
Die lorenzkurve ist eine graphische Darstellung der personellen einkommensvertei-
lung, die zeigt, wie viel Prozent der einkommensbezieherinnen wie viel Prozent des 
gesamteinkommens erhalten. verdient jeder gleich viel, ergibt sich eine gerade. Je 
größer die fläche zwischen dieser Kurve der gleichverteilung und einer empirisch 
ermittelten lorenzkurve ist, umso ungleicher ist die einkommensverteilung.
nettoeinKommen





nettoeinkommen minus indirekte steuern.
nicht‑selBstÄnDigenhaUshalte
alle haushalte ohne selbständig erwerbstätige haushaltsmitglieder. sie umfassen haus-
halte mit Unselbständigen, Pensionistinnen, arbeitslosen, studierenden, Personen in 
elternkarenz, nicht-berufstätigen hausfrauen und -männern und sonstigen erhaltenen 
Personen als haupt verdienerin ohne selbständig beschäftigte haushaltsmitglieder.
PrimÄreinKommen
Das Primäreinkommen der privaten haushalte enthält in dieser studie die Bruttolohn- 
und -gehaltseinkommen und die eigenpensionen.
seKUnDÄrverteilUng (WohlstanDsverteilUng)
Die sekundärverteilung stellt die verteilung der haushalte nach dem sekundärein-
kommen (ihrer Wohlstandssituation nach erfolgter staatlicher Umverteilung) dar, 
d. h., die haushalte werden nach abzug aller direkten und indirekten abgaben von 
den Primäreinkommen und unter Zurechnung aller monetären und realen öffentlichen 
transfers neu geordnet.
UnselBstÄnDigenhaUshalte 
haushalte mit unselbständig erwerbstätigen hauptverdienerinnen sowie nicht-
selbständig beschäftigten haushaltsmitgliedern.
verfÜgBare haUshaltseinKommen
haushaltseinkommen nach abzug aller direkten abgaben und hinzurechnung aller 
monetä ren transfers.


